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Der politische Umbruch in Mittel- und Osteuropa vor mehr als 30 Jahren 
leitete einen Epochenwechsel ein, der als postsozialistische beziehungs-
weise postkommunistische Transformation bezeichnet wird. Dabei handelt 
es sich um soziale, politische und wirtschaftliche Veränderungen substan-
tieller Art. Der vorliegende Band konzentriert sich auf zwei Fallbeispiele 
dieses Systemwandels, nämlich Polen und Ostdeutschland. Dabei stehen 
historische Voraussetzungen, Verläufe und Ergebnisse des Transformati-
onsprozesses in einzelnen Teilordnungen wie Außenhandel, Unternehmer-
tum oder Wissenschaftssystemen im Mittelpunkt. Die 15 Einzelstudien des 
Bandes sollen in ihrer Gesamtheit zum Vergleich der Transformation in bei-
den Räumen beitragen. 
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Vorwort

Nach einer Blütezeit in den 1990er Jahren scheint der Begriff Transformation 
heute sowohl in der Wissenschaft als auch der breiten Öffentlichkeit erneut an 
Bedeutung zu gewinnen. Dazu tragen die vielfältigen Krisen des vergangenen 
Jahrzehnts in West-, Mittel- und Osteuropa bei, die die Errungenschaften der 
Transformation in Frage stellen. Ein Beispiel sind hier die zunehmenden Inter-
pretationsunterschiede in Polen und Deutschland, die ihre Ursachen nicht zu-
letzt in anderen Transformationsvoraussetzungen, -verläufen und -ergebnissen 
haben. Ziel dieses Sammelbandes ist es daher, die weitverbreitete Bedeutung der 
Transformation interdisziplinär aus historischer, wirtschaftswissenschaftlicher, 
politikwissenschaftlicher und soziologischer Sicht zu analysieren und damit zu 
einer Versachlichung der Thematik und womöglich zu einer perspektivischen 
Überwindung immer wieder aufreißender Gräben beizutragen.

Der vorliegende Band ging aus einer internationalen Konferenz am Danzi-
ger Europäischen Solidarność-Zentrum (Europejskie Centrum Solidarności, ECS) 
im September 2021 hervor. An dieser Konferenz waren Nachwuchswissenschaft-
lerinnen und Nachwuchswissenschaftler wie auch renommierte Expertinnen 
und Experten einer interdisziplinär verstandenen Transformationsforschung be-
teiligt. Das ECS bot ihnen in unmittelbarer Nähe der historischen Danziger Werft 
und damit an einem Ausgangspunkt der Transformation eine inspirierende At-
mosphäre für den wissenschaftlichen Austausch, dessen Ergebnisse nun einer 
breiteren Öffentlichkeit zugänglich gemacht werden.

An dem Vorhaben waren und sind vielfältige Akteure und Institutionen betei-
ligt, denen an dieser Stelle Dank gesagt werden soll. Die Konferenz wurde organisiert 
vom Zentrum für Interdisziplinäre Polenstudien der Europa-Universität Viadrina 
Frankfurt (Oder) sowie dem ECS und finanziert durch das Bundesministerium für 
Bildung und Forschung (Förderkennzeichen 01UJ1806BY) sowie den Herder-For-
schungsrat. Insbesondere gilt unser Dank den Autorinnen und Autoren, den Über-
setzern, dem Chefredakteur der Schriftenreihe Interdisciplinary Polish Studies (IPS), 
dem Harrassowitz Verlag sowie dem Publikationsfonds des Landes Brandenburg. 

Auch dieser inzwischen elfte Band der Schriftenreihe IPS erscheint als hy-
bride Veröffentlichung in gedruckter Form sowie als Open-Access-Publikation 
auf der Harrassowitz-Webseite und im Open-Access-Repositorium der Bibliothek 
der Europa-Universität Viadrina. 

Frankfurt (Oder), im Herbst 2022

Falk Flade, Anna M. Steinkamp, Konrad Walerski
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Rückblick und Ausblick auf die Transformation  
in Polen und Ostdeutschland.  
Eine Einführung

In den Jahren zwischen 2019 und 2021 jährten sich Ereignisse von historischer 
Tragweite für Europa, die auch nach über 30 Jahren noch großes Interesse we-
cken und zu intensiven Diskussionen führen. Die Verhandlungen am Runden 
Tisch in Warschau zwischen den kommunistischen Machthabern und der de-
mokratischen Opposition im Frühjahr 1989 und dann im Sommer 1989 die Wahl 
Tadeusz Mazowieckis zum ersten nichtkommunistischen Regierungschef im 
„Ostblock“, der Fall der Berliner Mauer im Herbst 1989, die deutsche Wieder-
vereinigung 1990 und der Zerfall der Sowjetunion Ende 1991 waren die sicht-
barsten Zeichen eines Demokratisierungsprozesses, der unter anderem mit der 
Gründung der polnischen Gewerkschaftsbewegung Solidarność im Jahre 1980 in 
Gang gesetzt wurde. Der weitgehend gewaltlose Zerfall der damals bestehenden 
politischen Ordnung in Mittel- und Osteuropa überraschte vor allem durch das 
schnelle Tempo des Wandels. Der nach 1989 einsetzende Epochenumbruch wird 
als postsozialistische bzw. postkommunistische Transformation bezeichnet. 

Bei diesem spezifischen Typ des Wandels handelt es sich um „soziale, poli-
tische und wirtschaftliche Umformungen, die substanziellen und systemischen 
Charakter tragen, durch identifizierbare Akteure eher revolutionär und steue-
rungsorientiert begonnen werden sowie deutliche imitative Merkmale aufwei-
sen“.1 Ziel war die Sicherung nationaler Unabhängigkeit sowie die Etablierung 
von Marktwirtschaft, Demokratie, Rechts- und Wohlfahrtsstaat nach westli-
chem Vorbild. Durch den politischen, ökonomischen und sozialen Wandel soll-
ten nicht zuletzt die Krisenfolgen des Realsozialismus bekämpft werden. Symp-
tome dieser Krise waren Ende der 1980er Jahre unter anderem wirtschaftliche 
Stagnation bzw. Rezession, zerrüttete Staatsfinanzen, Korruption, mangelnde 
Innovation und internationale Konkurrenzfähigkeit sowie massive Umweltzer-
störungen.

Die Definition des Begriffs Transformation kann als Ergebnis eines lang-
jährigen wissenschaftlichen Diskurses angesehen werden, der unterschiedliche 

1 Raj Kollmorgen/Wolfgang Merkel/Hans-Jürgen Wagener: Transformation und Transformations-
forschung. Zur Einführung, in: dies. (Hg.): Handbuch Transformationsforschung, Wiesbaden: 
Springer VS 2015, S. 11–27 (12).
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Disziplinen umfasste und mit wechselnder Intensität geführt wurde. Dieser Dis-
kurs konnte aufgrund der Vielschichtigkeit der ablaufenden Prozesse in Lebens-
bereichen wie Politik, Wirtschaft, Gesellschaft und auch den Wissenschaften 
selbst keine kohärente Theorie der Transformation hervorbringen. Jedoch lässt 
sich feststellen, dass der Epochenumbruch mit seiner multiplen Transformation 
in Mittel- und Osteuropa zur Etablierung des Transformationsbegriffs führte und 
Beiträge zur Theorieentwicklung in den am Diskurs beteiligten wissenschaftli-
chen Disziplinen beisteuern konnte.2 

Abweichende Voraussetzungen in Ostdeutschland und Polen

Aufgrund von zum Teil abweichenden Voraussetzungen in den einzelnen Län-
dern und Regionen Ostmitteleuropas entwickelten sich Eigendynamiken, die 
zu sehr unterschiedlichen Transformationsergebnissen geführt haben. In den 
sozial wissenschaftlichen Disziplinen wurden Kriterien für die Einteilung postso-
zialistischer Staaten nach Transformationsergebnissen und Erfolgsfaktoren für 
eine zielstrebige Transformation herausgearbeitet. Dazu gehören beispielsweise 
die Mitgliedschaft in internationalen Institutionen oder das Wirtschaftswachs-
tum.3 Bei der Beurteilung der Erfolgsaussichten der einzelnen Länder wurde 
deutlich, wie wichtig die Berücksichtigung historischer Voraussetzungen ist.4 
Allerdings ist naheliegend, dass das Gewicht historischer Einflüsse im Transfor-
mationsverlauf normalerweise abnimmt und durch neue Ereignisse überlagert 
wird. Das wiederum bedeutet, dass ein eindeutiger „Abschluss“ der Transfor-
mationsprozesse nicht immer klar zu bestimmen ist. Gleichwohl werden immer 
wieder Versuche unternommen, solche Endpunkte zu setzen. Dazu dienten Zäsu-
ren wie die Auflösung der Treuhandanstalt 1994, der Beitritt ostmitteleuropäi-
scher Staaten zu NATO und EU in den Jahren 1999 und 2004, die Osterweiterung 
des Schengener Raums 2007 oder auch die Weltfinanzkrise 2008.5

Auch wenn es dieselbe friedliche Revolution der Bürgerinnen und Bürger 
war, die in Polen und der DDR 1989 das bestehende politische System zusammen-
brechen ließ, waren die Voraussetzungen für die Transformation in den neuen 
Bundesländern und in Polen doch extrem unterschiedlich. So wurde infolge der 

2 Frank Bönker/Jan Wielgohs: Einleitung, in: dies. (Hg.): Postsozialistische Transformation und 
europäische (Des-)Integration. Bilanz und Perspektiven, Marburg: Metropolis 2008, S. 9–22 (21).

3 Beispielsweise Timm Beichelt: Zwischen Transformation und Posttransformation, in: Aus Politik 
und Zeitgeschichte 1-2, 2022, S. 40–47.

4 Raj Kollmorgen: Postsozialistische Transformation des 20. und 21. Jahrhunderts, in: Kollmor-
gen/Merkel/Wagener: Handbuch Transformationsforschung (Anm. 1), S. 421–440 (437).

5 Philipp Ther: Das „neue Europa“ seit 1989. Überlegungen zu einer Geschichte der Transfor-
mationszeit, in: Zeithistorische Forschungen 6, 2009, S. 105–114 (107).
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Währungsunion in der DDR schon am 1. Juli 1990 die westdeutsche D-Mark einge-
führt. Diese rasche Währungsunion erwies sich als ökonomische Schocktherapie 
mit weitreichenden Folgen. Viele Unternehmen der ehemaligen DDR verfügten 
nicht über die nötigen Ressourcen, um in einem freien Wettbewerb zu bestehen. 
Sie waren in einem marktwirtschaftlichen Umfeld nicht überlebensfähig.6 Die 
Vereinigung Deutschlands am 3. Oktober 1990 und damit auch der umgehende 
Beitritt des neuen Ostens der Bundesrepublik zur Europäischen Wirtschafts-
gemeinschaft (EWG) verstärkte den enormen Druck auf die leistungsschwache 
Wirtschaft östlich der Elbe. Mit der EWG-Osterweiterung 1990 verschob sich die 
Außengrenze des westlichen Wirtschaftssystems an Oder und Neiße. 

Erst 14 Jahre später trat Polen der EU bei, und erst im Dezember 2007 wur-
den die Grenzkontrollen zwischen Polen und Deutschland beendet. Dies waren 
strukturelle Hindernisse nicht nur für die freie Bewegung von Menschen in Mit-
teleuropa, sondern auch für die wirtschaftliche Westintegration Polens. Auch der 
schnelle Beitritt der neuen Bundesländer zu den westlichen Strukturen sowie die 
finanzielle und administrative Unterstützung durch eine starke bundesdeutsche 
Volkswirtschaft und eine funktionierende Demokratie waren wichtige Unter-
schiede in den Ausgangsbedingungen der Transformationen in Ostdeutschland 
und Polen. Aus heutiger Perspektive erscheint der graduellere Verlauf in Polen 
zumindest aus ökonomischer Sicht als erfolgreicher.

Die Bewertung der polnischen Transformation sowohl in der Wissenschaft 
als auch in der Gesellschaft ist stark von der politischen Dynamik nach 1989 
geprägt, vor allem der Entwicklung der Gewerkschaftsbewegung Solidarność 
und der katholischen Kirche. Die pluralistische Solidarność, die unterschied-
liche politische Strömungen von links bis rechts in sich vereinte, war 1989 ein 
breites gesellschaftliches Bündnis, das die sozialen Belastungen durch die Re-
formen der Mazowiecki-Regierung legitimieren konnte. Dieses Bündnis hielt 
indes nicht lange, denn schon 1990 zerfiel es während des ersten Präsident-
schaftswahlkampfes in zwei Lager: das von Mazowiecki und jenes des Solidar-
ność-Vorsitzenden Lech Wałęsa. Wałęsa gewann mit seiner Kritik an der Politik 
der ersten Solidarność-Regierung die Wahl. Als neuer Staatspräsident kehrte er 
zwar zu einer Unterstützung der sozial sehr schwierigen Transformation zurück, 
doch ebbte der politische Streit über die Bewertung der Transformation in der 
Solidarność-Bewegung nicht ab. Es war dieser Streit, der 1993 maßgeblich zum 
Machtverlust des Solidarność-Lagers und zur Niederlage Lech Wałęsas bei der 
Präsidentschaftswahl 1995 führte. Die Solidarność verlor somit früh ihre breit 
in der Gesellschaft verankerte Autorität. Der Schock über die schnelle Rückkehr 

6 Siehe Georg A. Akerlof et al.: East Germany in from the Cold. The Economic Aftermath of 
Currency Union, in: Brookings Papers on Economic Activity 22/1, 1991, S. 1–106.
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ehemaliger politischer Funktionäre an die Macht 1993 und 1995 führte anderer-
seits aber auch zu einer Konsolidierung der Solidarność-Bewegung. Es entstand 
das von der Gewerkschaft initiierte antipostkommunistische, lagerübergreifen-
de Parteienbündnis Akcja Wyborcza Solidarność (AWS), das 1997 die Parlaments-
wahlen gewann. Durch die Perspektive eines NATO- und EU-Beitritts sah sich das 
Solidarność-Lager zu einem breiten Bündnis motiviert. Dieses Ziel unterstützte 
auch die katholische Kirche. Nach dem NATO-Beitritt und am Beginn der letzten 
Etappe des EU-Beitrittsprozesses zerbrach das AWS-Bündnis allerdings im Jahre 
2001. Im selben Jahr wurden zwei Parteien gegründet, die bis heute die polnische 
Politik und öffentliche Debatten prägen: die Bürgerplattform (Platforma Oby-
watelska, PO) und Recht und Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość, PiS). Beide 
Parteien traten 2001 an, das Land grundlegend zu verändern. Sie förderten den 
kritischen Diskurs über die 1989 entstandene Dritte Republik. Es entstand sogar 
die Idee der Gründung einer neuen, Vierten Republik. Dabei formulierte die libe-
rale PO ihre Kritik etwas gemäßigter, die PiS radikaler. 

Mit dem EU-Beitritt 2004 verlor die polnische Politik ein die verschiedenen 
Lager verbindendes Ziel. Eine Zäsur war im April 2005 auch der Tod des polni-
schen Papstes Johannes Paul II., der durch seine Autorität einen ausgleichenden 
Einfluss auf die gesellschaftspolitische Lage vor und nach 1989 gehabt hatte. Seit 
dem EU-Beitritt ging das Solidarność-Lager verschiedene Wege und streitet sich 
nach wie vor unter anderem über die Folgen der Transformation, ein Streit, der 
zusätzlich auch von einem Generationswechsel überlagert wird. 

Mit der Globalisierung und der digitalen Revolution gibt es zudem weite-
re tiefgreifende Wandlungsprozesse, deren Folgen von der Öffentlichkeit und 
Wissenschaft in Polen, Deutschland und weltweit thematisiert werden. Diese 
Prozesse haben beide ehemaligen Systemblöcke erfasst und erhöhen den Druck 
zum Wandel sowohl in den postkommunistischen als auch den westlichen Ge-
sellschaften. Die Menschen in Ostdeutschland und Polen erleben somit eine 
vielschichtige Transformation, die nicht nur neue Chancen bietet und den Wohl-
stand mehrt, sondern auch neue Verlierer, Disparitäten und existentielle Ängste 
produziert. Gleichzeitig führen diese tiefgreifenden Wandlungsprozesse zu ei-
ner kritischeren Bewertung der postsozialistischen bzw. postkommunistischen 
Transformation nach 1989. Die Zunahme kritischer Haltungen ist für Wissen-
schaft und Demokratie belebend und kann davor bewahren, dass vom Realso-
zialismus hinterlassene Missstände aus dem Blickfeld verschwinden. Hier hat 
die Wissenschaft die wichtige Aufgabe, eine kritische Perspektive auf die Trans-
formationen zu entwickeln und so zu einer fundierten und ausgewogenen demo-
kratischen Debatte beizutragen. 
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Forschungsfelder der polnischen und ostdeutschen Transformation

Der vorliegende Band, Ergebnis einer wissenschaftlichen Tagung am Europäi-
schen Solidarność-Zentrum (Europejskie Centrum Solidarności) in Danzig, kon-
zentriert sich auf Fallbeispiele der Transformation in Polen und Ostdeutschland. 
Dabei stehen historische Voraussetzungen, Transformationsverläufe und Ergeb-
nisse des langjährigen Transformationsprozesses in einzelnen Teilordnungen 
wie Außenhandel, Unternehmertum oder Wissenschaftssystemen im Mittel-
punkt. Die präsentierten 15 Einzeluntersuchungen sollen in ihrer Gesamtheit 
zum Vergleich der Transformation in beiden Räumen beitragen. 

Komparative Ansätze auf synchroner oder diachroner Ebene sind in der Trans-
formationsforschung seit längerem etabliert.7 Der polnisch-ostdeutsche Vergleich 
weist folgende Forschungsfelder auf, die in der Fachliteratur diskutiert werden. 

Erstens wird erörtert, welche Effekte für den Transformationsverlauf ein 
schockartiges oder ein graduelles Vorgehen hatte. Hier muss angemerkt werden, 
dass diesbezüglich in den neuen Bundesländern eine extreme Art der Schock-
therapie umgesetzt wurde und dass Polen entgegen der landläufigen Meinung 
eher für einen graduellen Übergang steht.8 In diesem Zusammenhang werden 
auch zunehmend kritisch neoliberal dominierte Transformationsansätze wie der 
Washington Consensus diskutiert. Solchen Ansätzen ist immer wieder Ignoranz 
gegenüber der Bedeutung von Institutionen vorgeworfen worden.9 

Zweitens werden die Auswirkungen der fortschreitenden EU-Integra tion 
untersucht, die für Polen möglicherweise viel stärker ausgeprägt waren als für 
Ostdeutschland. Diesbezügliche Erkenntnisse könnten dann auch für die EU-In-
tegrationsforschung relevant sein.10 Inzwischen ist unbestritten, dass die Trans-
formationen in Ostdeutschland und im östlichen Mitteleuropa auch Rückwir-
kungen auf Reformprozesse in Westdeutschland und Westeuropa hatten oder 
hätten haben müssen.11 

Drittens kann der sehr spezielle Transformationsverlauf in Ostdeutschland, 
der sich durch einen plötzlichen fast uneingeschränkten Institutionentrans-
fer (inklusive Personal) und umfangreiche Finanzhilfen aus Westdeutschland 

7 Beispielsweise Hans-Jürgen Wagener: Transformation als historisches Phänomen, in: Jahrbuch 
für Wirtschaftsgeschichte 2, 1997, S. 179–191 (183–185); Kollmorgen/Merkel/Wagener: Handbuch 
Transformationsforschung (Anm. 1), Teil IV: Historische Wellen und Typen von Gesellschafts-
transformation, S. 305–440.

8 Zur „Schocktherapie“ in Polen siehe beispielsweise Leszek Balcerowicz: Socialism, Capitalism, 
Transformation, Budapest: Central European University Press 1995, Part III.

9 Bönker/Wielgohs: Einleitung (Anm. 2), S. 14 f. Für eine Replik siehe Hans-Jürgen Wagener: 
Wirtschaft, in: Kollmorgen/Merkel/Wagener: Handbuch Transformationsforschung (Anm. 1), 
S. 471–489 (478 f.). 

10 Bönker/Wielgohs: Einleitung (Anm. 2), S. 12.
11 Ther (Anm. 5), S. 107. 
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auszeichnete, mit dem für das restliche Mitteleuropa repräsentativeren Fall Po-
len abgeglichen werden, wo sich der Finanztransfer vor allem auf ausländische 
Direktinvestitionen sowie Hilfsprogramme der EU und anderer internationaler 
Partner erstreckte.

Viertens werden Unterschiede in der Vorgeschichte und den historischen 
Ausgangsbedingungen der Transformation in Polen und Ostdeutschland verstärkt 
in den Blick genommen. Dabei wird ersichtlich, dass diese Unterschiede einen 
deutlichen Einfluss auf den Verlauf der Transformation in beiden Räumen hatten.12 

In der Forschungsliteratur finden sich noch weitere für die postsozialisti-
sche Transformation allgemeingültige Diskurse. So können fünftens an konkre-
ten Fallbeispielen auf der Mikroebene aus beiden geographischen Räumen die 
Wechselwirkungen zwischen postsozialistischer Transformation und Transfor-
mationsprozessen im Kontext intensivierter Globalisierungsprozesse erörtert 
werden.13 

Sechstens wird die Frage gestellt, inwieweit die „Wendejahre“ 1989/90 eine 
Zäsur waren oder in welchen Teilbereichen eher von Kontinuitäten gesprochen 
werden muss.14 

Abgesehen von Spezifika des deutsch-polnischen Vergleichs (Forschungs-
felder 1–4) sowie allgemeineren Themen der Transformation (Forschungsfelder 
5–6) kristallisiert sich speziell für den polnischen Fall ein weiterer grundlegen-
der Diskurs heraus: So wird in der polnischen Fachliteratur und Öffentlichkeit 
siebentens erneut der Transformationsprozess an sich thematisiert (Forschungs-
feld 7). Einerseits werden Verlauf und Folgen des Systemwechsels in den 1990er 
Jahren kritisiert, beispielsweise die Kontinuität politischer Eliten oder die Ver-
schärfung sozialer Missstände.15 Andererseits werden die zunehmenden Versu-
che beanstandet, die Ergebnisse der polnischen Transformation grundsätzlich in 
Frage zu stellen.16

12 Siehe Sascha Becker/Lukas Mergele/Ludger Woessmann: The Separation and Reunification of 
Germany: Rethinking a Natural Experiment Interpretation of the Enduring Effects of Commu-
nism, in: Journal of Economic Perspectives 34/2, 2020, S. 143–171.

13 Veit Damm et al.: Ostdeutsche Unternehmen im Transformationsprozess 1935 bis 1995. Ein 
neues Forschungsfeld der modernen Unternehmensgeschichte, in: Zeitschrift für Unterneh-
mensgeschichte 2, 2011, S. 187–205 (189).

14 Veit Damm: „Keine Wende“? Finanzhilfen für ostdeutsche Betriebe und Kontinuitäten der Sub-
ventions- und Strukturpolitik in der „Ära Kohl“ nach 1989, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschich-
te 2, 2017, S. 513–536 (513 f.).

15 Mirosław Chałubiński: Decyzje gen. Wojciecha Jaruzelskiego. Przyczynek do transformacji 
postkomunistycznej w Polsce, in: Dorota Bazuń/Radosław Domke/Mariusz Kwiatkowski (Hg.): 
Meandry modernizacji, Toruń: Wydawnictwo Adam Marszałek 2020, S. 24–34 (24 f., 29); Adam 
Burakowski/Paweł Ukielski: Wprowadzenie, in: Adam Burakowski/Aleksander Gubrynowicz/
Paweł Ukielski: 1989  – Jesień Narodów, Warszawa: Wydawnictwo Trio 2009, S. 19–38 (19–25).

16 Jacek Kołtan/Grzegorz Piotrowski: O kontrrewolucji u bram, in: dies. (Hg.): Kontrrewolucja 
u bram, Gdańsk: Europejskie Centrum Solidarności 2020, S. 11–36 (11 f.); siehe auch Jerzy Eisler: 
Co nam zostało z tamtych lat? Dziedzictwo PRL, Warszawa: PWN 2016.
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Die Beiträge des Bandes: thematisches Spektrum

Die strukturellen und methodischen Arbeitsziele der vorliegenden Publikation 
bestehen darin, den komplexen Ursache-Wirkung-Zusammenhang zwischen 
den Transformationsvoraussetzungen, dem Transformationsprozess sowie den 
heutigen sozioökonomischen Disparitäten zu untersuchen. Zur Vertiefung der 
Erkenntnisse beziehen die Analysen sowohl innerdeutsche Vergleiche als auch 
Vergleiche mit dem Nachbarland Polen ein.

Die Beiträge des Sammelbandes nehmen in einzelnen Teilordnungen (u. a. 
Produktivität, Außenhandel, Unternehmertum, Wissenschaftssysteme) folgen-
de Forschungsfragen in den Blick:
1)  Wie wirkten sich die politischen und ökonomischen Gegebenheiten der 

Planwirtschaft auf die wirtschaftliche Entwicklung vor und nach 1989 aus?
2)  Wie entwickelte sich die Produktivität in beiden untersuchten Ländern wäh-

rend der Planwirtschaft sowie nach dem Übergang zur Marktwirtschaft?
3)  Auf welche Weise zeigt sich das „Erbe des Sozialismus“ auch noch bei Unter-

nehmern 30 Jahre nach 1989/91?
4)  Welche Faktoren beeinflussten das Gründungsgeschehen von Unternehmen 

während der Transformation?
5)  Wie gestaltete sich der berufliche und akademische Austausch mit dem 

Westen?
6)  Wie prägten historische Transformationen die Entwicklung der polnischen 

Soziologie?
7)  Wie verliefen die Modernisierungsprozesse im Sozialismus in Bezug auf Ge-

schlechterrollen?
8)  Wie kommen Modernisierungsprozesse in Polen in regionalen Entwick-

lungsplänen zum Ausdruck?

Staatssozialistische Wirtschaft: Leistungen, Grenzen und Folgen

Der Sammelband gliedert sich in drei Teile mit jeweils fünf Beiträgen. Teil 1 bein-
haltet Aufsätze, in denen sowohl quantitative als auch qualitative Methoden zur 
Anwendung kommen. 

Ann Hipp, Udo Ludwig und Jutta Günther betrachten in ihrem Beitrag die 
Produktivität der DDR-Volkswirtschaft am Beispiel von Forschung und Entwick-
lung. Hier gilt insbesondere die Anzahl an Patentanmeldungen als Näherungs-
wert für Forschungstätigkeit, Erfindertum und technischen Fortschritt. Obwohl 
die geringe Wirtschaftsleistung von Zentralplanwirtschaften häufig ihrer ge-
ringen Innovationskraft zugeschrieben wird, gibt es bislang kaum empirische 
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Erkenntnisse über den Einfluss des Erfindertums auf die Produktivität eines so-
zialistischen Systems. 

Falk Flade beleuchtet in seinem Beitrag „Außenhandel als Innovationsbar-
riere“ das Dilemma, in dem sich die DDR-Mikroelektronik aufgrund innerer und 
äußerer Außenhandelsbeschränkungen befand. Obwohl gerade diese besonders 
technologie- und innovationsintensive Branche von einem hohen Grad interna-
tionaler Arbeitsteilung geprägt war, steht sie doch als Pars pro Toto für die ge-
samte DDR-Volkswirtschaft und die negativen Auswirkungen einer (selbst-)be-
schränkten Außenhandelsbeteiligung. 

Piotr Koryś und Maciej Tymiński untersuchen in ihrem Beitrag, wie sich 
das wirtschaftliche Gewicht der Woiwodschaften und Makroregionen Polens 
im Zeitraum von 1976 bis 1996 verändert hat. Damit werden sowohl die letz-
ten anderthalb Jahrzehnte der Volksrepublik Polen als auch die ersten Jahre 
der polnischen Transformation betrachtet und in Verbindung gebracht mit der 
zugrunde liegenden Wirtschaftspolitik. 

Auch der Beitrag von Lucyna Błażejczyk-Majka setzt auf der Woiwod-
schaftsebene an und untersucht Produktivitätsänderungen zwischen 1990 bis 
2004, also dem Kernzeitraum der Transformation. Dabei entwickelt sie eine 
mehrdimensionale Untersuchungsmethode, um Datenverzerrungen bezüglich 
der Produktionsfaktoren auszugleichen. 

Im fünften und letzten Beitrag des ersten thematischen Blockes geht Mi-
chael M. Richter der Frage nach, wie sich die unmittelbare Eingliederung der ehe-
maligen DDR in ein funktionierendes marktwirtschaftliches Umfeld auf die In-
novationskraft auswirkte. Dieser Beitrag ist komparativ angelegt und vergleicht 
Zahlen zur Wirtschaftsleistung sowie zum Forschungsinput und -output aus Po-
len, Ost- und Westdeutschland. 

Unternehmertum als Träger von Transformationspotentialen

Teil 2 des Buches konzentriert sich auf das Unternehmertum als Symbol für 
Transformationspotentiale. Michael Fritsch, Maria Greve und Michael Wyrwich 
präsentieren Gründe für die ausgeprägten regionalen Unterschiede bei Unter-
nehmensgründungen in Ostdeutschland. Ihre Analyse zeigt, dass die regionalen 
Unterschiede des Gründungsgeschehens in Ostdeutschland während der Trans-
formation wesentlich durch die jeweiligen Ausgangsbedingungen geprägt waren 
und bis heute feststellbar sind. 

Mit langfristigen, tief verinnerlichten Neigungen zu unternehmerischem 
Handeln beschäftigt sich Anna Schwarz und stellt die Frage, inwiefern sich das 
„Habitus“-Konzept von Pierre Bourdieu für die Analyse unternehmerischer 
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Dis positionen eignet, die über einen Systemwandel hinweg weiterwirken kön-
nen. Auf dieser Grundlage präsentiert sie mögliche Spezifika des unternehmeri-
schen Habitus, der sowohl einen relativ stabilen „Primärhabitus“ als auch einen 
leicht veränderlichen „Sekundärhabitus“ umfassen kann, welcher sich durch 
gravierende gesellschaftliche Transformationsbedingungen herauskristallisiert. 

Im darauffolgenden Beitrag analysiert Anna M. Steinkamp empirische 
Daten zur Bedeutung habitueller Prägung für Unternehmensgründungen in 
Ostdeutschland und Polen. Am Beispiel von kontrastierten Biographien be-
schreibt sie, wie sich die habituelle Prägung und das Aufwachsen während des 
Sozialismus nach 1989 auf das Unternehmertum in Ostdeutschland und Polen 
ausgewirkt haben. Sie kommt zu dem Schluss, dass unternehmerische habituelle 
Prägung ein langfristiger Prozess ist, der über viele Generationen andauert und 
relativ unabhängig vom politischen System ist. 

Auch der Beitrag von Robert Geisler nimmt  – gegründet auf qualitative For-
schungsergebnisse  – die Entstehung des Unternehmertums als Ergebnis der Trans-
formation in Polen in den Blick. Er geht der Frage nach, inwieweit heutige und 
zukünftige Probleme von Unternehmen aus den früheren Mechanismen der sozia-
listischen Wirtschaft resultieren. Zusätzlich untersucht er, ob die Struktur von Un-
ternehmensclustern die Innovationsfähigkeit einzelner Unternehmen beeinflusst.

Im letzten Beitrag des thematischen Blockes „Unternehmertum“ analysiert 
Sławomir Kamosiński wichtige Faktoren, die das unternehmerische Innovations-
potential positiv oder negativ beeinflussen und die ihre Wurzeln in der 1989 ein-
geleiteten Transformation haben. So verweist er auf den Einfluss des Faktors Ver-
trauen auf Unternehmenskultur und Unternehmenserfolg. Auch Determinanten 
wie Nachahmung, Familienbezug bei der Gründung, formelle Institutionen und 
die Zusammenarbeit mit Forschungs- und Entwicklungseinrichtungen spielen 
eine entscheidende Rolle in der Innovationskultur von Unternehmen nach 1989.

Rückständigkeit und Modernisierung

Teil 3 nimmt den beruflichen und akademischen Austausch mit dem Westen so-
wie die Geschichte der Soziologie in den Fokus. Darüber hinaus werden zwei Fall-
beispiele des Modernisierungsprozesses in Polen thematisiert. 

Dagmara Jajeśniak-Quast diskutiert die Rolle beruflicher Auslandsaufenthal-
te polnischer Fachleute und Wissenschaftler im Westen vor 1989, die zu „Geburts-
helfern“ der Transformation in Polen wurden. Sie erklärt diesen Prozess mit Hilfe 
der Theorie der „Vorteilhaftigkeit der Rückständigkeit“ von Alexander Gerschen-
kron und beschreibt die Möglichkeiten ehemaliger „kommunistischer Kader“ be-
züglich Reisefreiheit, internationaler Vernetzung und Wissenszirkulation.
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Stephan Rindlisbacher untersucht den Einfluss westlicher akademischer 
Austauschprogramme auf die Entwicklung von Wissenschaftlern und Wissen-
schaftlerinnen in der Volksrepublik Polen. Dabei werden Stipendien führender 
deutscher und amerikanischer Forschungseinrichtungen, wie des Deutschen 
Akademischen Austauschdienstes, der Alexander-von-Humboldt-Stiftung oder 
des Fulbright-Programms berücksichtigt. Ziel dieser Stipendienprogramme war 
die Beeinflussung der Eliten hinter dem Eisernen Vorhang.

Konrad Walerski analysiert in seinem wissenschaftsgeschichtlichen Bei-
trag die Brüche und Kontinuitäten in der historischen Tradition der polnischen 
Soziologie. Er konzentriert sich auf politische Ereignisse, die die Herausbildung 
und die Forschungsperspektiven der polnischen Soziologie geprägt haben. Be-
sondere Aufmerksamkeit gilt den Umbruchsjahren 1918, 1945 und 1989.

Johannes Kleinmann beleuchtet die Entwicklung der Geschlechterpolitik 
in den einzelnen Phasen der Volksrepublik Polen und ihre Auswirkungen in der 
Transformation. Er zeigt Frauenbilder von Arbeiterinnen, Aktivistinnen und 
Müttern auf. Damit greift er eines der wichtigsten Ziele der Modernisierungspo-
litik des Sozialismus auf, nämlich die Steigerung der Arbeitsmarktbeteiligung 
von Frauen.

Im abschließenden Beitrag des Bandes erläutert Stefan Garsztecki den in 
der Dritten Polnischen Republik verfolgten Modernisierungsansatz sowie seine 
Vorgeschichte vor 1989. Er konzentriert sich auf politische und wirtschaftliche 
Erfolge und Misserfolge des Balcerowicz-Plans, thematisiert aber auch die aktu-
elle Politik der Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit (PiS). Er kommt zu dem 
Schluss, dass Polen heute einen auf historischen Grundlagen basierenden endo-
genen Modernisierungspfad beschreitet.



Leistungen, Grenzen und 
Folgen der staatssozialistischen 

Wirtschaft 





23

Ann Hipp, Udo Ludwig, Jutta Günther

Und sie wirkten doch: Patente und Produktivität in der 
Industrie der DDR

1. Einleitung

Die Produktivität ist ein wichtiges Maß für die Effizienz der Faktornutzung und 
den Wohlstand der Bevölkerung.1 Die Produktivitätsliteratur führt die Steige-
rung der Produktivität auf verschiedene Einflussfaktoren und vor allem auf die 
Tätigkeit in Forschung und Entwicklung (F&E) zurück.2 Insbesondere die Anzahl 
an Patenten gilt als Näherungswert für die F&E-Tätigkeit, das Erfindertum und 
den technischen Fortschritt eines Landes.3 Es gibt zahlreiche empirische Belege 
für einen positiven Einfluss von Patenten auf die Produktivität in Marktwirt-
schaften.4 Jedoch ist der Sachverhalt für eine sozialistische Wirtschaft anders, 
da sich der Zweck und die Entwicklung von Patenten sowie die Beschaffenheit 
des Innovationssystems fundamental von einer Marktwirtschaft unterscheiden.5 
Dabei wird die geringe Wirtschaftsleistung von Zentralplanwirtschaften häu-
fig ihrer geringeren Innovationsfähigkeit zugeschrieben bzw. das Potential des 

1 Andres Faiña/Jesus Lopez-Rodriguez/Paulino Montes-Solla: European Union Regional Policy 
and Development in Spain. Capital Widening and Productivity Stagnation over 1989–2010, in: 
Regional Studies 54, 2020, S. 106–119 (106 f.). 

2 Christopher F. Baum/Hans Lööf/Nabavi Pardis: Innovation Strategies, External Knowledge and 
Productivity Growth, in: Industry & Innovation 26, 2018, S. 348–367 (362).

3 Zvi Griliches: Patent Statistics as Economic Indicators. A Survey, in: Journal of Economic Litera-
ture 28, 1990, S. 1661–1707 (1673).

4 Baum/Lööf/Pardis (Anm. 2), S. 363; Enrico Santarelli/Francesca Lotti: Innovative Output, Pro-
ductivity and Profitability. A Test Comparing USPTO and EPO Data, in: Industry & Innovation 
15, 2008, S. 393–409 (404); Nicholas Bloom/John Van Reenen: Patents, Real Options and Firm 
Performance, in: The Economic Journal 112, 2002, S. C97–C116 (C114 f.).

5 Jutta Günther/Ann Hipp/Udo Ludwig: Universalien der Innovation  – Erfindertum und techni-
scher Fortschritt in der DDR und dessen Rolle nach 1990. Universität Bremen, 2020, S. 1–17 (4 f.); 
Jutta Günther et al.: 20 Jahre nach dem Mauerfall. Transformation und Erneuerung des ost-
deutschen Innovationssystems, in: Studien zum deutschen Innovationssystem 16, 2010, S. 1–46 
(11 f.); Nick von Tunzelmann et al.: Interactive Dynamic Capabilities and Regenerating the East 
German Innovation System, in: Contributions to Political Economy 29, 2010, S. 87–110 (88 f.); 
Slavo Radosevic: Transformation of Science and Technology Systems into Systems of Innova-
tion in Central and Eastern Europe. The Emerging Patterns and Determinants, in: Structural 
Change and Economic Dynamics 10, 1999, S. 277–320 (281 f.).
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Erfindertums teilweise komplett in Frage gestellt.6 Bisher gibt es kaum empiri-
sche Erkenntnisse über die Ausprägung des Erfindertums und dessen Einfluss 
auf die Produktivität in einem sozialistischen System. Das Verständnis dieses 
Zusammenhangs ist allerdings von großer Bedeutung für die Ausgestaltung von 
Patentaktivitäten, das Wirtschaftswachstum und die künftigen Entwicklungs-
pfade von (post-) sozialistischen Ländern. 

Ausgehend von der Literatur zum sozialistischen Innovationssystem und 
Patentwesen7 erwarten wir einen schwachen positiven Zusammenhang zwischen 
der Anzahl an Patenten und der Produktivität, da die Entwicklung von Patenten 
im sozialistischen Innovationssystem geringeren Anreizstrukturen und innova-
tionshemmenden Bedingungen unterlag. Wir untersuchen diesen Zusammen-
hang am Beispiel der Deutschen Demokratischen Republik (DDR), die innerhalb 
der Zentralplanwirtschaften als sozialistisches Vorzeigeland galt.8 Wir nutzen 
spezifisch aufbereitete sektorale Daten zum Produktionsniveau, zum Anlagever-
mögen (Grundmittelbestand) und zu den Beschäftigten und Investitionen aus 
internen DDR-Statistiken sowie zur Anzahl der Patente (in Anlehnung an Hipp 
et al.) für den Zeitraum von 1970 bis 1989.9 Zur Analyse des Zusammenhangs 
nehmen wir eine Modellschätzung auf Basis auf Basis der Cobb-Douglas-Produk-
tionsfunktion vor. Die Ergebnisse erlauben Schlussfolgerungen zur Bedeutung 
von Patenten und Investitionen in einem sozialistischen System sowie für dessen 
Transformation in eine Marktwirtschaft.

Die vorliegende Arbeit gliedert sich wie folgt: Kapitel 2 beinhaltet den theo-
retischen Rahmen zur Produktivität, zum Innovationssystem und zur Rolle von 
Patenten in der DDR. Kapitel 3 beschreibt die Methodik der Untersuchung, und 
Kapitel 4 gibt einen Überblick zu den verwendeten Daten. Kapitel 5 fasst die Er-
gebnisse zusammen. In Kapitel 6 werden die Ergebnisse diskutiert und Schluss-
folgerungen gezogen.

6 Abram Bergson: Productivity and the Social System. The USSR and the West, Harvard: Harva-
rd University Press 1978, S. 106; Jong-Tsong Chiang: Management of Technology in Centrally 
Planned Economies, in: Technology in Society 12, 1990, S. 397–426 (399 f.); Robert C. Allen: The 
Rise and Decline of the Soviet Economy, in: Canadian Journal of Economics 34, 2001, S. 859–881 
(862).

7 Matthias Wiessner: Das Patentrecht der DDR, in: Martin Otto (Hg.): Geschichte des deutschen 
Patentrechts, Tübingen: Geistiges Eigentum und Wettbewerbsrecht 2015, S. 239–288; Bruce 
Kogut/Udo Zander: Did Socialism Fail to Innovate? A Natural Experiment of the Two Zeiss Com-
panies, in: American Sociological Review 65, 2000, S. 169–190; Werner Meske: The Restructuring 
of the East German Research System  – a Provisional Appraisal, in: Science and Public Policy 20, 
1993, S. 298–312.

8 Marie Lavigne: The Economics of Transition. From Socialist Economy to Market Economy, New 
York: Palgrave Macmillan 1995, S. 58.

9 Ann Hipp et al.: Patentdaten der Deutschen Demokratischen Republik (DDR) (1949–1990), in: 
GESIS, Köln. Datenfile Version 1.0.0, 2022, S. 1–18 (3 f.), https://data.gesis.org/sharing/#!De-
tail/10.7802/2423, 21.07.2022.
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2. Theoretischer Rahmen 

2.1 Produktivität und Innovationen in der DDR

Nach dem Zweiten Weltkrieg wurde mit Hilfe der sowjetischen Besatzungsmacht 
ein sozialistischer Staat errichtet, die DDR, die bis zur Herstellung der deutschen 
Einheit im Jahr 1990 bestand. Unter der Regierung der Sozialistischen Einheits-
partei Deutschlands (SED) wurde die Wirtschaft der DDR zentral gelenkt und 
privates Eigentum an Produktionsmitteln weitgehend abgeschafft.10 Infolge des 
Krieges fand die Volkswirtschaft der DDR jedoch nicht nur ein zerstörtes oder 
demontiertes Produktionspotential vor, sondern hatte auch einen vermehrten 
Wegzug von Fachkräften zu verkraften sowie hohe Besatzungskosten und Repa-
rationen zu leisten.11 Auch die Nichterfüllung der Wirtschaftspläne, die fehlende 
Regulierung der Wirtschaftsaktivitäten durch den Markt und die massiven Im-
porte von Rohstoffen und Vorprodukten wurden frühzeitig als Defizite des Sys-
tems benannt.12 Das Stalinsche Industrialisierungsmodell, das eine von der west-
lichen Welt technisch-ökonomisch unabhängige Wirtschaft mit einem Fokus 
auf die Schwerindustrie vorsah, war auf eine alle Schlüsselzweige umfassende 
Produktion innerhalb Volkseigener Betriebe (VEB, später Kombinate) sowie auf 
die internationale Arbeitsteilung im Rahmen des Rates für gegenseitige Wirt-
schaftshilfe (RGW)13 gerichtet. Trotz zahlreicher Schwerpunktinvestitionen und 
Wirtschaftsreformen verursachten die steigenden Ungleichgewichte zwischen 
den sogenannten strukturbestimmenden und den anderen Wirtschaftszweigen, 
die fehlende Modernisierung in der Breite und die ausbleibende Diffusion neu-
er Produkte und Technologien ab Mitte der 1970er Jahre einen steten Rückgang 
des Wirtschaftswachstums.14 Als zentraler Aspekt des rückläufigen Wachstums 
werden ebenso die geringen Anreizstrukturen für die Entwicklung und Einfüh-
rung von neuen Produkten und Technologien hervorgehoben.15 Im Jahr 1989 lag 

10 Gesetzblatt der DDR. Zweiter Fünfjahrplan, Berlin: Staatsverlag der Deutschen Demokratischen 
Republik 1958.

11 Rainer Karlsch: Allein bezahlt? Die Reparationsleistungen der SBZ/DDR 1945–53, Berlin: Chris-
toph Links Verlag 1993, S. 17 f.

12 Bruno Gleitze: Die Produktionswirtschaft der DDR im Wettbewerb mit der westlichen Industrie-
welt, in: ders. et al. (Hg.): Die DDR nach 25 Jahren, Wirtschaft und Gesellschaft in Mitteldeutsch-
land, Berlin: Duncker und Humblot 1975, S. 13 f.

13 Komplexprogramm für die weitere Vertiefung und Vervollkommnung der Zusammenarbeit 
und Entwicklung der sozialistischen ökonomischen Integration der Mitgliedsländer des RGW, 
Moskau: Rat für gegenseitige Wirtschaftshilfe 1971.

14 Udo Ludwig: Die gesamtwirtschaftliche Entwicklung der SBZ/DDR (1949 bis 1990)  – eine Bilanz, 
in: Günther Heydemann/Karl-Heinz Paqué (Hg.): Planwirtschaft  – Privatisierung – Marktwirt-
schaft. Wirtschaftsordnung und -entwicklung in der SBZ/DDR und den neuen Bundesländern 
1945–1994, Göttingen: Vandenhoeck & Ruprecht 2017, S. 111–147 (127).

15 Allen (Anm. 6), S. 860.
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die Produktivität der DDR auf dem Stand von einem Drittel des Niveaus West-
deutschlands,16 und die Verschuldung erreichte 19,9 Mrd. Valuta-Mark.17

Trotz des hohen Produktivitätsrückstands nahmen jedoch Bildung, F&E 
und technischer Fortschritt für die Erfüllung der Planvorgaben und das Schritt-
halten mit dem westlichen Standard einen hohen Stellenwert in der Zentral-
planwirtschaft ein.18 Insbesondere der wissenschaftlich-technische Fortschritt, 
der auf politische Vorgaben ausgerichtet und auf ökonomische Zwecke abge-
stellt war,19 sollte die volkswirtschaftliche Dynamik beschleunigen20 und als Mit-
tel der Modernisierung dienen. Dieser Fortschritt wurde unter anderem in Form 
von Patenten dokumentiert, die vorwiegend der Formulierung und Lösung von 
F&E-bezogenen Aufgaben dienten.21 Einzelne Fallbeispiele wie Carl Zeiss Jena 
zeigen, dass technologische Errungenschaften und technischer Fortschritt in ei-
nem sozialistischen System erzielt werden konnten.22 Aktuelle Studien verwei-
sen zudem auf ein mit Blick auf Technologieklassen vergleichbares Patentport-
folio sowie eine ähnliche Dynamik von Patentanmeldungen zwischen der DDR 
und der Bundesrepublik Deutschland (BRD) im Zeitverlauf.23 Um die Bedeutung 
von Patenten für die Produktivität der Zentralplanwirtschaft zu verdeutlichen, 
soll aber zunächst das Patentwesen und Innovationssystem der DDR betrachtet 
werden.

2.2  Das Patentwesen und das Innovationssystem der DDR 

Für die Anmeldung und Erteilung von Patenten laut Patentrecht der DDR war 
seit 1950 das Amt für Erfindungs- und Patentwesen (AfEP) in Berlin zuständig.24 

16 Renate Filip-Köhn/Udo Ludwig: Dimensionen eines Ausgleichs des Wirtschaftsgefälles zur DDR, 
in: DIW Discussion Papers 1990, S. 7.

17 Deutsche Bundesbank: Die Zahlungsbilanz der ehemaligen DDR 1975 bis 1989, Frankfurt (M.): 
Deutsche Bundesbank 1999, S. 58 f.

18 Chiang (Anm. 6), S. 400.
19 Eckart Förtsch: Wissenschafts- und Technologiepolitik in der DDR, in: Dieter Hoffmann/Kris-

tie Macrakis (Hg.): Naturwissenschaft und Technik in der DDR, Berlin: Akademie-Verlag 1997, 
S. 17–33 (17).

20 Dieter Lindig: Datenreport: Ausgewählte Rahmenbedingungen erfinderischen Schaffens 
und soziale Charakteristika der Erfinder in der DDR, in: BISS-Forschungshefte, Studien und 
Forschungs berichte aus dem Berliner Institut für Sozialwissenschaftliche Studien 9, 1995, 
S. 1–42 (4 f.).

21 J. Hemmerling: G.D.R. Patent Information System Promotes the Creation of Modern High 
Technologies as well as of Complex Innovation Processes, in: World Patent Information 8, 1986, 
S. 206–209 (206 f.).

22 Kogut/Zander (Anm. 7), S. 187.
23 Günther/Hipp/Ludwig (Anm. 5), S. 3.
24 Deutsches Patent- und Markenamt: 30 Jahre Deutsche Einheit  – zwei deutsche Patentämter 

wurden eins, dort datiert 10.08.2021, https://www.dpma.de/dpma/wir_ueber_uns/geschichte/
30jahre_einheit/index.html., 11.07.2022.
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Patente galten als Anreizinstrument zur Mobilisierung von kreativen Persönlich-
keiten. Für die Dokumentation technischen Wissens in Form von Erfindungen 
gab es zwei Möglichkeiten:25 Das „Wirtschaftspatent“ als dominierende Art wur-
de jedem Anmelder eines Patentes aus einem VEB oder einer Forschungseinrich-
tung erteilt. Dieses Patent schloss aber die alleinige Benutzungs- und Verwer-
tungsbefugnis aus und übertrug sie der sozialistischen Wirtschaft. Der Erfinder 
verlor damit die Kontrolle über seine Erfindung; ihm standen jedoch das Recht 
auf Anerkennung als Erfinder und Nennung seines Namens sowie eine Erfinder-
vergütung zu. Diese Anreize waren allerdings geringer als die ausschließlichen 
Verfügungs- und Verwertungsrechte, so dass dem eigenen Erkenntnisdrang eine 
wichtige Bedeutung zukam.26 Im Gegensatz zum „Wirtschaftspatent“ wies das 
„Ausschließungspatent“ die ausschließliche Nutzung der Erfindung dem Inha-
ber zu. Da bei einer Tätigkeit in einer öffentlichen Einrichtung das Wahlrecht 
zwischen beiden Patentarten aufgehoben war, dominierte das Wirtschaftspa-
tent für inländische Anmeldungen und das Ausschließungspatent für ausländi-
sche Anmeldungen.27 Die DDR trat der Weltorganisation für geistiges Eigentum 
(WIPO) ein Jahr nach deren Gründung im Jahre 1968 bei. Dies sicherte interna-
tionale Standards bei der Anmeldung und Vergleichbarkeit von Patenten  – hin-
sichtlich des Neuheitsgrades, der erfinderischen Tätigkeit und der technischen 
Anwendbarkeit.28

Im Innovationssystem der DDR gingen Patente vorwiegend aus den Kombi-
naten und Forschungsinstituten hervor. Hinzu kamen Patente aus den außeruni-
versitären Forschungseinrichtungen der Akademien der Wissenschaften (AdW). 
Die Grundlagenforschung betreibenden AdW waren für den Wissenstransfer 
der Forschungsergebnisse in die Industrie zuständig, während die Hochschulen 
vorwiegend Lehraufgaben nachgingen.29 Aufgrund dieser Struktur funktionierte 
die Arbeitsteilung für die Produktion einer breiten Palette an Erzeugnissen je-
doch nur begrenzt.30 Der einseitige Wissenstransfer von den AdW in die Produk-
tion, die zentralen Planvorgaben und beschränkten Mittelzuwendungen führten 
zu geringen Innovationsanreizen.31 Inwieweit die Produktivität der DDR von der 
Beschaffenheit ihres Patent- und Innovationssystems abhing, wird im nächsten 
Abschnitt erörtert. 

25 Wiessner (Anm. 7), S. 256 f.
26 Für einen detaillierten Überblick über die Entwicklung der Anreizstrukturen siehe Lindig (Anm. 

20), S. 26–33.
27 Wiessner (Anm. 7), S. 259.
28 Weltorganisation für geistiges Eigentum: Nationale Sammlungen  – Datenbestand, dort datiert 

28.09.2019, https://patentscope.wipo.int/search/de/help/data_coverage.jsf.
29 Tunzelmann et al. (Anm. 5), S. 93 f.; Günther et al. (Anm. 5), S. 11; Günther/Hipp/Ludwig (Anm. 5), 

S. 5.
30 Lindig (Anm. 20), S. 11.
31 Chiang (Anm. 6), S. 400; Günther et al. (Anm. 5), S. 6; Tunzelmann et al. (Anm. 5), S. 96.
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2.3  Der Einfluss von Patenten auf die Produktivität 

Patente sind als direktes Ergebnis des F&E-Prozesses für anwendungsorientierte 
Erfindungen zu verstehen, über einen langen Zeitraum dokumentiert und öffent-
lich zugänglich.32 Zwischen der Anmeldung und der Überleitung einer Erfindung 
in die Produktion, die bestenfalls in Wirtschaftswachstum resultiert, liegt eine 
gewisse Zeitspanne.33 In der zentral gesteuerten DDR wiesen die übergeordne-
ten Hierarchieebenen den Betriebsleitern F&E-Projekte zu, die wiederum für die 
mengenmäßige Planerfüllung belohnt wurden und somit einen geringen Anreiz 
zum Einsatz von neuen Technologien hatten, wenn sie den Produktionsprozess 
dadurch verlangsamten.34 Das Patentieren war stark auf diese zentralen Planvor-
gaben ausgerichtet, stand jedoch zugleich ökonomischen Engpässen gegenüber, 
die dessen Wirkung oft beeinträchtigten.35 In einem Interview mit Claus Krömke, 
ehemaliger hochrangiger Mitarbeiter von Wirtschaftssekretär Günter Mittag im 
Zentralkomitee der SED, heißt es: 

Forschungsergebnisse waren schon da, aber die investitionsmäßige Realisie-
rung funktionierte nicht, und deshalb war man instinktiv dagegen, manch-
mal auch unbewußt […] Die wirklichen Fortschritte mußten außerhalb des 
Planes durchgeboxt werden, weil die materielle Decke nicht vorhanden war 
und weil das übrige System sich dagegen gesträubt hat.36

Durch den Fokus des F&E-Personals in den Betrieben auf die Aufrechter-
haltung der Produktion sowie die Imitation von einfachen Produkten, die oft 
mit unreal hohen Leistungszielen verknüpft war, gab es kaum ungeplante Er-
findungen oder Produktinnovationen.37 „Das schlimmste Übel war, wenn einer 
außerhalb dieses Planes eine große Erfindung machte. Das war dann nicht zu 
verdauen. Plan war Plan“, so Günther Wyschofsky, ehemaliger Minister für die 
chemische Industrie der DDR.38 Daneben kam es aufgrund der mangelhaften 

32 Daniele Archibugi/Mario Planta: Measuring Technological Change through Patents and Innova-
tion Surveys, in: Technovation 16, 1996, S. 451–519 (453).

33 Aufgrund des Zeitverzugs wird der Fokus der Analyse auf das Anmelde- statt auf das Ertei-
lungsdatum der Patentschrift gelegt. Siehe dazu u. a. Zoltan J. Acs/Luc Anselin/Attila Varga: 
Patents and Innovation Counts as Measures of Regional Production of New Knowledge, in: 
Research Policy 31, 2002, S. 1069–1085 (1073).

34 Allen (Anm. 6), S. 866.
35 Tunzelmann et al. (Anm. 5), S. 94.
36 Claus Krömke: Innovationen  – nur gegen den Plan, in: Theo Pirker et al. (Hg.): Der Plan als Be-

fehl und Fiktion. Wirtschaftsführung in der DDR. Gespräche und Analysen, Opladen: Westdeut-
scher Verlag 1995, S. 33–66 (42 f.).

37 Eine Ausnahme bildete der militärische Sektor, siehe Chiang (Anm. 6), S. 867.
38 Günther Wyschofsky: Es gab keine Macht gegen die Macht, in: Pirker et al. (Anm. 36), S. 202.
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Versorgung mit Inputs und dem geringen Zeitkontingent häufig zum Verzug 
oder Abbruch der Vorhaben; die F&E-Tätigkeit stand damit im Spannungsfeld 
zwischen dem Weltstand der Technik, der DDR-Wirtschaftspolitik und der Ar-
beitsteilung innerhalb der RGW.39 Parallel waren die Kombinate teilweise auf 
die Nutzung von veralteten Technologien angewiesen, und Innovationen wur-
den nur unzureichend verbreitet, was eine Lücke zwischen der Erarbeitung und 
Anwendung von neuem Wissen ergab.40 Ausgehend von diesen Blockaden im 
Innovations- bzw. Patentsystem, die in der Vorgabe der Forschungsprioritäten, 
den schwachen Innovationsanreizen und einem eingeschränkten Wissensfluss 
begründet sind,41 ist nur eine geringe Wirkung des Patentierens auf die Produkti-
vität der DDR zu erwarten.

Daneben gab es Faktoren im Innovationssystem, die den Einfluss von Pa-
tenten auf die Produktivität der DDR begünstigten. Die SED setzte auf hohen 
Produktionsoutput, die transformative Rolle von Technologien und förderte 
Innovationen innerhalb von Schwerpunktindustrien wie Mikroelektronik oder 
Chemie.42 Teilweise stützten die Planvorgaben der SED den technischen Fort-
schritt oder schufen Freiräume zum Experimentieren.43 Einige Betriebsleiter 
wie Werner Hartmann (Mikroelektronik) und VEB wie Simson Suhl (Fahrzeuge) 
konnten mitunter Innovationsfreiheiten mit den Zentralplanern aushandeln.44 
Zudem führte der geforderte Wissenstransfer von den AdW zur Industrie zu neu-
en Kontakten, und es entwickelten sich informelle Netzwerke zum Austausch 
von Ressourcen.45 Ferner begünstigten die Wissenschaftsorganisationen und die 
Bildungspolitik die Innovations- und Patenttätigkeit.46 Die zunehmenden Fähig-
keiten der Absolventen und Wissenschaftler47 und ihr ungebrochener Erkennt-
nisdrang48 bereicherten das Erfindertum der DDR. Der Beschäftigungsanteil in 
F&E übertraf dabei den in der BRD.49

39 Lindig (Anm. 20), S. 74.
40 Förtsch (Anm. 19), S. 17.
41 Ann Hipp/Udo Ludwig/Jutta Günther: Unable to Innovate or Just Bad Circumstances? Compar-

ing the Innovation System of a State-led and Market-based Economy, in: Bremen Papers on 
Economics & Innovation 2111, 2021, S. 1–26 (18).

42 Dolores L. Augustine: Management of Technological Innovation. High Tech R&D in the GDR, in: 
Business History 2020, S. 1–17 (2).

43 Allen (Anm. 6), S. 867.
44 Ulrike Schulz/Thomas Welskopp: Wieviel kapitalistisches Unternehmen steckte in den Betrie-

ben des real existierenden Sozialismus? Konzeptionelle Überlegungen und ein Fallbeispiel, in: 
Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte 58, 2017, S. 331–366 (334).

45 Radosevic (Anm. 5), S. 281.
46 Förtsch (Anm. 19), S. 21.
47 Kogut/Zander (Anm. 7), S. 183 f.
48 Lindig (Anm. 20), S. 75.
49 Günther/Hipp/Ludwig (Anm. 5), S. 13.
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Ausgehend vom Zweck der Patente sowie den wachstumsbegünstigenden 
Faktoren im Innovationssystem der DDR wird hier ein positiver Zusammenhang 
zwischen Patenten und Produktivität angenommen. Jedoch sollten die geringen 
Anreizstrukturen und innovationshemmenden systemischen Bedingungen die 
Wirkung von Patenten auf die Produktivität der DDR gemindert haben, so dass 
nur ein schwacher Zusammenhang zu erwarten ist.

3. Methodik

Den Einfluss von Patenten auf die Produktivität der DDR untersuchen wir anhand 
einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion. Die Cobb-Douglas-Funktion wird üb-
licherweise auf Marktwirtschaften angewandt; sie kann aber näherungsweise 
auf ein sozialistisches System übertragen werden. Auch hier müssen technische 
Relationen zwischen dem Einsatz der Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital 
eingehalten werden, auch wenn sie ökonomisch anders als in Marktwirtschaften 
bestimmt werden.50 Die Produktivität wird im Sinne der Effizienz der Faktornut-
zung definiert.  

Der Produktionsoutput von Gütern Y ergibt sich aus der Effizienz der Pro-
duktion E sowie dem Arbeitsinput L und dem Kapitalbestand K in dem jeweiligen 
Sektor i zum Zeitpunkt t: 

Yit = Eit · Lit
dl · Kit

dl (1)

Die Koeffizienten dl und dk bilden die Output-Elastizitäten der Inputfakto-
ren. Bei einem Wert der Koeffizienten von kleiner als 1 sinkt das Grenzprodukt 
eines Faktors mit seiner Einsatzmenge. 

Der Restfaktor E, der nicht über den Einsatz von Arbeit und Kapitel erklärt 
wird, entspricht der Effizienz der Produktion bzw. der Totalen Faktorprodukti-
vität (TFP). Die TFP hängt von dem Grundlagenwissen Ω sowie dem technologi-
schen Wissen in Form von Patenten P, den Investitionen I und einer Restgröße e 
in dem jeweiligen Sektor i zum Zeitpunkt t ab:

Eit = F(Ω0, Pit, Iit, eit) (2)

50 Allerdings sind die Output-Elastizitäten gesondert zu schätzen. Siehe hierzu z. B. Leonard 
Kukić: Socialist Growth Revisited. Insights from Yugoslavia, in: European Review of Economic 
History 22, 2018, S. 403–429 (408) oder Laurent Weill: On the Inefficiency of European Socialist 
Economies. Relative to Developed and Developing Economies, in: Journal of Productivity Analy-
sis 29, 2008, S. 79–89 (82).
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Das Grundlagenwissen Ω ist eine Annahme des neoklassischen Wachs-
tumsmodells und bildet einen Bestandteil der Produktivität. Die funktionale 
Form der TFP lautet:

Eit = Pit
b1 · Iit

b2 · exp(Ω0 + eit) (3)

Unter Einbezug der technologierelevanten Faktoren kann die Produktions-
funktion wie folgt umgeschrieben werden:

Yit = Pit
b1 · Iit

b2 · Lit
dl · Kit

dl · exp(Ω0 + eit) (4)

Nach logarithmischer Umformung der Variablen beträgt die Produktions-
funktion:

ln Yit = Ω0 + b1 ln Pit + b2 ln Iit + dl ln Lit + dk ln Kit + eit (5)

Die Produktionsfunktion aus Gleichung (5) wird mittels der Kleinstqua-
drat-Methode51 geschätzt.

4. Daten

Um die Produktionsfunktion zu schätzen, nutzen wir eine Sammlung von verschie-
denen Daten der Volkswirtschaftlichen Gesamtrechnung (VGR) aus DDR-Statisti-
ken und der Patentstatistik der DDR für den verfügbaren Beobachtungszeitraum 
von 1970 bis 1989. Da sich Patente vorwiegend auf industrielle Produkte und Tech-
nologien beziehen, werden für die Schätzung die Daten aus den zehn Industrien der 
DDR52 in eine Panelstruktur nach dem jeweiligen Sektor i und den einzelnen Jahren 
t überführt. Der Produktionsoutput Y entspricht dem Nettoprodukt der Industrie, 
der Arbeitsinput L wird durch die Anzahl an Beschäftigten und der Kapitalbestand 
K durch den Bestand an Grundmitteln53 operationalisiert. Die Werte liegen in kon-
stanten Preisen vor. Das über die Cobb-Douglas-Funktion in Gleichung (2) und (3) 
isolierte Residuum E bildet die TFP ab.

51 Um Verzerrungen aus unbeobachteten Unterschieden zwischen den Jahren und Sektoren aus-
zuschließen, wird die Robustheit der Analyse unter Nutzung von jahres- und sektorspezifischen 
festen Effekten überprüft. Die Ergebnisse bleiben robust.

52 Die Industrien der DDR (ohne Wasserwirtschaft) sind in Abbildung 3 aufgeführt. Die Wasser-
wirtschaft wurde aufgrund fehlender Patentanmeldungen aus den Abbildungen entfernt.

53 Grundmittel sind definiert als „Arbeitsmittel, die während ihrer Nutzungsdauer ihre Gebrauchs-
form beibehalten und ihren Wert allmählich auf die Erzeugnisse und sonstigen Leistungen 
übertragen, deren Mindestnutzungsdauer ein Jahr überschreitet und die einen Bruttowert ab 
500 Mark haben“, siehe: Gesetzblatt der DDR. Grundmittelrechnung, Berlin: Staatsverlag der 
Deutschen Demokratischen Republik 1966, S. 496. 



 32

Ann Hipp, Udo Ludwig, Jutta Günther

Abbildung 1 zeigt das Wachstum der Industrie der DDR insgesamt sowie 
dessen Einflussfaktoren im Zeitverlauf. Das Wachstum der Industrie beruhte 
im gesamten Zeitraum hauptsächlich auf der Expansion des Kapitalbestandes 
(Grundmittel). Auch der Einsatz von Arbeit (Berufstätigenzahl) ist gestiegen, er 
blieb aber verhältnismäßig weit zurück (extensiver Wachstumstyp). Der Anteil 
der TFP stieg und blieb über den gesamten Zeitraum stabil. Er erklärt sich im Mo-
dell aus dem Zusammenwirken von Wissen, Patenten und Investitionen mit den 
Produktionsfaktoren Arbeit und Kapital (intensiver Wachstumstyp). Mit den zu-
nehmenden ökonomischen Schwierigkeiten der DDR in den letzten Jahren ihres 
Bestehens sind infolge des Rückgangs der Beschäftigung die Herausforderungen 
an die Intensivierung der Produktion in diesen Zweigen so stark gewachsen, dass 
sich die Wirkung des technischen Fortschritts verlangsamte.

Abbildung 1: Wachstum der Industrie der DDR sowie dessen Einflussfaktoren im 
Zeitverlauf

Quelle: Eigene Berechnung. Daten aus internen DDR-Statistiken. Angabe der Wachstumsgrößen in 
Prozent als Veränderung gegenüber dem Vorjahr.

Das technologische Wissen P wird anhand der Anzahl an veröffentlichten 
Patentschriften durch die Variable Patente abgebildet. Die Patentinformationen 
stammen aus der Datenbank des Deutschen Patent- und Markenamts (DPMA). 
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Seit 1877 prüft das DPMA den gewerblichen Rechtsschutz in Deutschland und 
integrierte im Jahr 1990 alle Patente des AfEP der DDR.54 Die Datenbank umfasst 
bibliographische Daten wie das Anmelde- und Veröffentlichungsdatum, die Be-
zeichnung und Klassifikation der Erfindung. Der aufbereitete Datensatz für die 
DDR, bei dem Fehler in der Übertragung der Informationen manuell bereinigt 
wurden, enthält insgesamt über 260.000 Patentschriften.55 Da die Produktions-
wirksamkeit von Patenten über Investitionen in Ausrüstungen und Bauten in der 
Industrie I vermittelt wird, führen wir die Variable Investitionen ein.

Abbildung 2 zeigt die Anzahl an Patentschriften nach Anmeldedatum so-
wie das durchschnittliche Wachstum der Investitionen als Erklärungsfaktoren 
der TFP in der Industrie der DDR insgesamt im Zeitverlauf. Bis Mitte der 1970er 
Jahre sinkt die Anzahl an Patenten, danach steigt sie bis Mitte der 1980er und 
sinkt anschließend erneut. In Anlehnung an Sybille Hinze und Hariolf Grupp er-
klären wir den Rückgang der Patentanmeldungen ab Mitte der 1980er Jahre mit 
der anteilmäßigen Abnahme der F&E-Beschäftigten sowie der finanziellen Mit-
tel für F&E im Wirtschaftssektor.56 Die hohe Volatilität der Investitionen ist auf 
die Unterschiede zwischen den Industriezweigen zurückzuführen, die anhand 
der Entwicklung der TFP im nächsten Abschnitt ersichtlich werden.

Abbildung 2: Erklärungsfaktoren der Totalen Faktorproduktivität in der Industrie der 
DDR im Zeitverlauf

Quelle: Eigene Berechnung. Patentdaten aus Hipp et al. (Anm. 9), S. 1 f. Investitionsdaten aus internen 
DDR-Statistiken. Angabe der Wachstumsgröße in Prozent als Veränderung gegenüber dem Vorjahr.

54 Deutsches Patent- und Markenamt: 30 Jahre Deutsche Einheit  – zwei deutsche Patentämter 
wurden eins, dort datiert 10.08.2021, https://www.dpma.de/dpma/wir_ueber_uns/geschichte/
30jahre_einheit/index.html., 11.07.2022

55 Hipp et al. (Anm. 9), S. 12 f.
56 Sybille Hinze/Hariolf Grupp: Ein Rückblick auf Wissenschaft und Technik in der ehemaligen DDR. 

Ostdeutschlands Forschungs- und Entwicklungspotential, in: Doris Holland/Stefan Kuhlmann 
(Hg.): Systemwandel und industrielle Innovation. Studien zum technologischen und industriellen 
Umbruch in den neuen Bundesländern, Heidelberg: Physica Verlag HD 1995, S. 41–86 (48).
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5. Ergebnisse 

Abbildung 3 veranschaulicht die Entwicklung der TFP als berechneten Restfaktor 
der Produktion, der über die technologiebezogenen Einflussgrößen erklärt wird, 
für neun Industrien der DDR im Zeitverlauf. In den führenden Zweigen des tech-
nischen Fortschritts (chemische Industrie, Maschinen- und Fahrzeugbau, Elektro-
technik/Elektronik/Gerätebau) leistet die TFP einen stabilen überdurchschnitt-
lichen Beitrag in Kombination mit der Erweiterung des Einsatzes an Arbeit und 
Kapital (extensiver und intensiver Typ des Wachstums). In den Grundstoffindus-
trien (Energie- und Brennstoffindustrie, Metallurgie, Baumaterialien) beruht der 
Zuwachs des Nettoprodukts hauptsächlich auf der Ausweitung des Kapitaleinsat-
zes, und der Anteil der TFP liegt im Durchschnitt oder darunter. In der Leicht- und 
Textilindustrie müssen die Produktionszuwächse bei kräftig sinkenden Beschäf-
tigungszahlen von der TFP aufgefangen werden. Ein Kuriosum ergibt sich aus der 
Datenlage für die Lebensmittelindustrie. Die steigende Ausstattung der Arbeits-
plätze mit Grundmitteln hätte nach der Modellrechnung das Produktionspotential 
dermaßen vergrößert, dass die TFP negativ werden müsste, um den Zuwachs des 
Nettoprodukts zu erklären. Hier offenbart sich eine Grenze der Modellrechnung. 
Die Aussagefähigkeit des Modells liegt wohl vor allem dort, wo der technische Fort-
schritt stark und die Patentdichte überdurchschnittlich hoch ist.

Tabelle 1 zeigt die deskriptive Statistik sowie die Korrelationsmatrix der Va-
riablen im ökonometrischen Modell.

Tabelle 2 gibt eine Übersicht über die Regressionsergebnisse. Modell 1 bezieht 
die unabhängigen Variablen Grundmittel und Berufstätige ein, Modell 2 nimmt die 
Anzahl von Patenten hinzu, Modell 3 bezieht Investitionen ein. Der Erklärungsge-
halt der Variablen im Modell (d. h. das angepasste R2) liegt bei einem Drittel oder da-
runter. Das bedeutet, dass die Ausweitung der einbezogenen Produktionsfaktoren 
weniger als ein Drittel des Anstiegs des industriellen Nettoprodukts erklärt.57 Der 
Einbezug von Patenten und Investitionen als technologierelevante Einflussgrößen 
der TFP führt zu einer Steigerung des Erklärungsgehalts von 3 bis 5 % in den Mo-
dellen. Die TFP bleibt damit zu 60 % unerklärt. Ein Robustheitstest mit jahres- und 
sektorspezifischen festen Effekten zeigt jedoch, dass der Großteil der TFP durch 
andere industriespezifische Merkmale erklärt werden kann. In allen Modellen zei-
gen Grundmittel und Berufstätige einen positiven und signifikanten Einfluss auf 
das Nettoprodukt der Industrie. In Modell 2 haben Patente keinen signifikanten 
Einfluss. In Modell 3 haben Investitionen einen positiven und signifikanten Ein-
fluss auf die Produktion, und der Effekt von Patenten wird positiv und signifikant.

57 Die geringere Ausprägung des Bestimmtheitsmaßes im Modell 2 und 3 ist auf die reduzierte 
Anzahl an Beobachtungen durch die fehlenden Patentanmeldungen im Sektor Wasserwirt-
schaft zurückzuführen.
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Abbildung 3: Totale Faktorproduktivität der Industriezweige der DDR im Zeitverlauf

Quelle: Eigene Berechnung. Daten aus internen DDR-Statistiken. Angabe als Anteil am Zuwachs des 
Nettoprodukts.

Tabelle 1: Deskriptive Statistik und Korrelationsmatrix

Variable # Min. Max. M SD 1 2 3 4 5

Nettoprodukt 200 137 38.078 12.065 10.013 1,000

Grundmittel 200 11.088 196.108 53.035 40.683 ,443 1,000

Berufstätige 200 18 953 303 238 ,367 ,383 1,000

Patente 180 0 6.966 1.354 1.484 ,297 ,320 ,502 1,000

Investitionen 200 1 984 100 264 ,061 -,164 -,240 -,244 1,000

Quelle: Eigene Berechnung. Die Tabelle enthält die Abkürzungen # (Anzahl), Min (Minimum), Max 
(Maximum), M (Mittelwert), SD (Standardabweichung), 1–5 (Nummer der Variable).
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Tabelle 2: Regressionsergebnisse

Abh. Var.: Produktion Modell 1 Modell 2 Modell 3

Konstante -,315 -,416 -1,481 

Grundmittel ,620*** ,609*** ,631***

Berufstätige ,482*** ,372** ,428***

Patente ,121 ,162*

Investitionen ,129***

Angepasstes R2 31,9 23,5 26,9

Beobachtungen 200 180 180

Sign.: *** p<0,01, ** p<0,05, * p<0,1.

Quelle: Eigene Berechnung. 

Tabelle 3 beinhaltet die Regressionsergebnisse zum Einfluss von Patenten 
bei einem Zeitverzug von 1 bis 10 Jahren („Lag 1–10“). Der Zeitverzug wird in der 
Variable Yit+n abgebildet. Die Effektstärken von Grundmitteln und Berufstätigen 
ändern sich bis zu einem Zeitverzug von zehn Jahren um jeweils 15  %; der Ef-
fekt der Grundmittel nimmt infolge der Veraltung des Bestandes über die Zeit ab, 
wohingegen der Effekt des Arbeitseinsatzes steigt. Die Effektstärke von Patenten 
nimmt bis zu einem Verzug von zehn Jahren um über 74  % zu. Der Effekt von 
Investitionen erhöht sich um 24 % bis zum sechsten Jahr, verringert sich aber ab 
dem siebten Jahr, da dann der Grenzertrag der Investitionen tendenziell sinkt. 
Das Zusammenspiel zwischen Patenten und Investitionen entfaltet somit beson-
ders im Zeitablauf seine Wirkung, da die produktivitätssteigernden Effekte in 
Kombination von beiden Größen bis zum sechsten Jahr zunehmen.

Tabelle 3: Der Einfluss von Patenten im Zeitverlauf

Abh. Var.: 
Produktion

Lag 1 Lag 2 Lag 3 Lag 4 Lag 5 Lag 6 Lag 7 Lag 8 Lag 9 Lag 10

Konstante -1,419 -1,369 -1,349 -1,348 -1,400 -1,500 -1,432 -1,311 -1,319 -1,333

Grundmittel ,615*** ,601*** ,588*** ,579*** ,576*** ,575*** ,567*** ,559*** ,550*** ,544***

Berufstätige ,437*** ,447*** ,453*** ,456*** ,458** ,455** ,447** ,445** ,474** ,496**

Patente ,176* ,187* ,204* ,221** ,237** ,261** ,276** ,282** ,280* ,282*

Investitionen ,133*** ,137*** ,142** ,147*** ,153*** ,161*** ,158*** ,157*** ,150** ,143**

Angepasstes 
R2

26,7 26,6 26,6 26,7 26,9 27,4 27,1 26,6 26,2 25,6

Quelle: Eigene Berechnung. 
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6. Diskussion und Schlussfolgerung

Der vorliegende Aufsatz hatte zum Ziel, den Einfluss von Patenten auf Produk-
tion und Produktivität in der DDR zu untersuchen. Unter Berücksichtigung der 
Literatur zu empirischen Produktivitätsanalysen und zum Innovations- und Pa-
tentsystem der DDR konnte eine produktionssteigernde, aber dennoch schwache 
Wirkung von Patenten auf die Produktivität abgeleitet werden. Dieser Zusam-
menhang wurde mit sektoralen Daten aus der Volkswirtschaftlichen Gesamt-
rechnung für die Industrie und der Patentstatistik der DDR über den Zeitraum 
von 1970 bis 1989 untersucht.

Unter Nutzung einer Cobb-Douglas-Produktionsfunktion zeigen wir, dass 
sich die Anzahl der Patente nur unter Einbezug von Investitionen langfristig auf 
das Wachstum der Produktion in der DDR auswirkt. Trotz der geringeren Innova-
tionsanreize haben Patente einen Einfluss auf die Effizienz der Faktornutzung, 
sofern entsprechende Investitionen zur Überleitung der Technologien in die Pro-
duktion ausgeführt werden. Damit unterstreichen wir die Bedeutung der F&E-Tä-
tigkeit für das Innovationspotential und den technischen Fortschritt der DDR sowie 
deren langfristige produktivitätssteigernde Effekte in Kombination mit der Investi-
tionstätigkeit und leisten einen Beitrag zur Erforschung des sozialistischen Innova-
tionssystems.58 Zugleich werden die Blockaden im Innovationssystem ersichtlich, 
die für das geringe Wirtschaftswachstum der DDR mitverantwortlich sind.59

Künftige Studien können tiefere Einblicke in die Wirkung der Patente über 
die DDR hinaus und im Vergleich zur Bundesrepublik Deutschland geben. Für 
eine Untersuchung zur Wirkung der Patente im vereinten Deutschland bedarf 
es allerdings zusätzlicher Informationen über die regionale Verankerung von 
Wissen und auch den Ort des Patentierens, der aber aufgrund von technischen 
Herausforderungen bei der Digitalisierung der DDR-Patente nur in wenigen Fäl-
len einen Bestandteil der Datenbank bildet. Hier liegt eine große Aufgabe in der 
Generierung zusätzlicher Patentdaten. 

In Kombination mit Investitionen in Ausrüstungen und Bauten erhöhen sich 
durch Patente im Zeitverlauf die Produktions- und Produktivitätszuwächse in der 
Industrie der DDR. Das ist ein wichtiger Befund im Kontext der Produktivitätslite-
ratur, die oft nur kurzfristige Effekte zugrunde legt.60 Unser Beitrag zur Literatur 
empirischer Produktivitätsanalysen liegt darin, dass wir neben den Investitionen 
das technologische Wissen mittels Patenten als Faktor für die Erklärung von lang-
fristigen Produktivitätssteigerungen eines Landes einbeziehen. Der produktivi-
tätssteigernde Effekt von Patenten verstärkt sich über einen Zeithorizont von zehn 

58 Kogut/Zander (Anm. 7), S. 169; Augustine (Anm. 42), S. 1; Kukić (Anm. 50), S. 1 f.
59 Hipp/Ludwig/Günther (Anm. 41), S. 19 f.
60 Faiña/Lopez-Rodriguez/Montes-Solla (Anm. 1), S. 106 f.; Baum/Lööf/Pardis (Anm. 2), S. 348 f.



 38

Ann Hipp, Udo Ludwig, Jutta Günther

Jahren um bis zu 74 %, wohingegen der Effekt von Investitionen nur um 24 % bis 
zu einem Verzug von sechs Jahren zunimmt und danach sinkt. Die F&E-Tätigkeit 
und der technische Fortschritt in Form von Patenten prägen bei entsprechender 
Investitionsleistung die Produktivität der Wirtschaft in besonderem Maße.

Die künftige Forschung könnte die Wirkung der Qualitätsmerkmale von 
Patenten auf die Produktivität der Wirtschaft näher untersuchen. Aufgrund der 
Rahmenbedingungen des erfinderischen Schaffens wurden in der DDR oft kleine 
Erfindungen ohne großen finanziellen Aufwand favorisiert.61 Zitationen könn-
ten dabei als Qualitätsmerkmale von Patentinhalten und der Identifikation von 
Spitzenleistungen herangezogen werden.62 Aufgrund der Datenverfügbarkeit 
mussten wir zudem eine Auswahl an Kontrollgrößen treffen. Auch andere An-
sätze zur Operationalisierung von Humankapital wie die Anzahl der Hochquali-
fizierten sollten in künftige Studien mit einbezogen werden. 

Die staatliche Forschungs- und Technologiepolitik der DDR setzte Patente 
als Anreizinstrument für den wissenschaftlich-technischen Fortschritt ein und 
schien unter Bereitstellung von Investitionen den gewünschten Effekt auf die 
Produktivität zu erreichen. Dieser Befund unterstreicht die Aussage des Bundes-
ministeriums für Bildung und Forschung, dass die Erfindertätigkeit in der DDR 
trotz der vorhandenen Systembarrieren und geringeren Anreizstrukturen eine 
hohe Leistungsfähigkeit aufwies.63 Allerdings steht dieser Befund den bisheri-
gen Studien über die technologischen Fehlschläge in einer sozialistischen Wirt-
schaft entgegen.64 Das Wirtschaftswachstum in der DDR blieb gegenüber der 
BRD zurück, was eine Erklärung in der Produktivitätslücke findet, die auf andere 
Faktoren wie die institutionelle Ordnung,65 die von Altindustrien und Überbe-
schäftigung geprägte Produktionsstruktur66 sowie Blockaden im Innovations-
system (wie die Konzentration der Investitionen)67 zurückzuführen ist. Unser 
Befund bekräftigt hingegen das Innovationspotential der DDR und hebt die zen-
trale Rolle des Erfinderwesens als Mittel der schöpferischen Leistung sowie als 
dessen notwendige Bedingung die Investitionstätigkeit hervor, damit Produkti-
vitätszuwächse erzielt werden können. Das technische Wissen der Erfinder der 
DDR stand dem vereinten Deutschland nach der Systemtransformation zur Ver-
fügung. Investoren konnten unmittelbar an diese Humankapitalbasis anschlie-
ßen. Der vorliegende Beitrag zeigt, dass das Erfinderpotential in der DDR nicht 
unterschätzt werden sollte.

61 Lindig (Anm. 20), S. 15.
62 Manuel Acosta et al.: Effects of Knowledge Spillovers between Competitors on Patent Quality. 

What Patent Citations Reveal about a Global Duopoly, in: The Journal of Technology Transfer 
2021, S. 1–37 (1).

63 BMBF: Bundesbericht Forschung, Bonn: Bundesministerium für Bildung und Forschung 1993, S. 22.
64 Bergson (Anm. 6), S. 106; Chiang (Anm. 6), S. 399 f.; Allen (Anm. 6), S. 862.
65 Kogut/Zander (Anm. 7), S. 188.
66 Ludwig (Anm. 14), S. 147.
67 Hipp/Ludwig/Günther (Anm. 41), S. 18 f.
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Jednak pożyteczne: patenty a wydajność w przemyśle NRD

Jest wiele dowodów empirycznych na wzrost wydajności dzięki patentom w gospodarkach 
rynkowych. Czy i w jakim stopniu dotyczy to również gospodarki socjalistycznej, dotych-
czas nie analizowano. Na podstawie literatury na temat socjalistycznego systemu inno-
wacji i patentów niniejszy artykuł opisuje zatem związek między zgłaszanymi patentami 
a wydajnością w odniesieniu do scentralizowanej gospodarki planowej w Niemieckiej Re-
publice Demokratycznej. Wykorzystując dane sektorowe zawarte w statystyce makroeko-
nomicznej dla przemysłu oraz statystykę patentów w NRD w okresie od 1970 do 1989 roku 
szacujemy funkcję produkcji Cobba-Douglasa. Wyniki pokazują, że liczba zgłoszonych 
patentów oddziałuje na dłuższą metę pozytywnie na wzrost produkcji i wydajność tylko 
z uwzględnieniem inwestycji. Mimo niewielkich zachęt do innowacji w NRD patenty mia-
ły wpływ na efektywność czynników produkcji, o ile dokonywano odpowiednich inwesty-
cji służących wdrożeniu owych technologii do produkcji. Wiedza techniczna wynalazców 
w NRD stanowiła potencjał, do którego mogli bezpośrednio nawiązać inwestorzy po 1990 
roku.

And yet they worked: patents and productivity in East German industry

There is much empirical evidence showing that in market economies, patents have a pos-
itive effect on productivity. It has not previously been analysed whether and to what ex-
tent this also applies to the economies of communist states. Based on the literature on the 
communist system of innovations and patents, this article describes the relationship be-
tween patent grants and productivity in relation to the centrally planned economy of East 
Germany. Using sectoral data included in the macroeconomic statistics for industry, and 
statistics on patents in East Germany from 1970 to 1989, we compute a Cobb–Douglas pro-
duction function. The results show that the number of patent grants has a positive effect 
on production and performance in the long term only when accompanied by investment. 
In spite of the limited incentives for innovation in East Germany, patents had an impact on 
the effectiveness of factors of production provided that there was corresponding invest-
ment to bring the new technologies into production. The technical knowledge of inven-
tors in East Germany represented a potential with which investors were able to connect 
directly after 1990.
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Außenhandel als Innovationsbarriere.  
(Selbst-)beschränkte Technologieimporte  
in der DDR-Mikroelektronik

1. Einleitung

Der Aufbau der Planwirtschaft in der Deutschen Demokratischen Republik folgte 
dem Vorbild der Sowjetunion. Ein zentraler Aspekt war eine möglichst autarke 
Volkswirtschaft, in der der Außenhandel lediglich der Devisenbeschaffung dien-
te. Im Gegensatz zur ressourcenstarken Sowjetunion war dieser Ansatz für eine 
kleine Volkswirtschaft mit stärkerer Außenhandelsverflechtung eine massive 
Einschränkung. Hinzu kam die aus geopolitischen Gründen forcierte Umorien-
tierung des Außenhandels von West nach Ost nach dem Zweiten Weltkrieg. 

Dieses Außenhandelsparadigma wurde spätestens zu Beginn der 1970er 
Jahre in der DDR und anderen osteuropäischen Planwirtschaften (u. a. in Polen) 
modifiziert, als kreditfinanzierte technologieintensive Importe aus westlichen 
Industrienationen an Bedeutung gewannen. Diese Westorientierung stieß aller-
dings auf ökonomische und politische Hürden und wurde in den 1980er Jahren 
immer mehr durch sogenanntes Reverse Engineering, also den Nachbau westli-
cher Technologie, ersetzt. 

Gerade die äußerst technologie- und damit innovationsintensive Bran-
che der Halbleiter- und Mikroelektronik war von Anfang an von einem hohen 
Grad internationaler Arbeitsteilung geprägt. Dabei waren lediglich die leistungs-
stärksten Technologievorreiter in den USA und Japan in der Lage, die notwendi-
gen Investitionen in Forschung und Entwicklung (F&E) aufzubringen. Die DDR 
befand sich dagegen in einem politischen Lager mit überwiegend agrarischen 
oder sich erst industrialisierenden Volkswirtschaften. Diese Konstellation prägte 
die Entwicklung der Mikroelektronik in der DDR sowie die sich anschließende 
Transformation in den 1990er Jahren nachhaltig. 

Der vorliegende Beitrag zielt darauf ab, auf der Basis von Sekundärliteratur so-
wie Archivmaterial das Dilemma darzustellen, in dem sich die DDR-Mikroelek tronik 
aufgrund innerer und äußerer Außenhandelsbeschränkungen befand. Insbeson-
dere wird der Frage nachgegangen, welche Beschränkungen existierten und wie 
sich diese auf den Technologieimport der DDR-Mikroelektronik auswirkten. Dabei 
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steht diese Branche als Pars pro Toto für die gesamte DDR-Volkswirtschaft und die 
negativen Auswirkungen einer (selbst-)beschränkten Außenhandelsbeteiligung.

2. Das Außenhandelsdilemma der DDR-Mikroelektronik

Bereits ein kurzer Blick in die Frühzeit der Mikroelektronik der DDR verdeutlicht 
das Dilemma, in dem sich diese Schlüsselbranche befand. Erste vielversprechen-
de Eigenentwicklungen, wie die Optische Rechenmaschine OPREMA von Carl 
Zeiss Jena, deren Nachfolger ZRA 1 oder der Robotron 300, wurden ab Mitte der 
1960er Jahre zugunsten scheinbar günstigerer Importe vernachlässigt, um so mit 
dem sich beschleunigenden internationalen Fortschritt mithalten zu können. Da 
die Halbleitertechnologie Neuland darstellte, gab es auch in den sozialistischen 
Partnerländern wenig Erfahrungen. Zudem traf der bilaterale oder multilaterale 
Austausch mit den Ländern des Rates für gegenseitige Wirtschaftshilfe (RGW) 
auf zahlreiche administrative Hürden. Ein Wissens- und Technologietransfer 
aus dem sogenannten „Nichtsozialistischen Wirtschaftsgebiet“, also dem west-
lichen Ausland, war deshalb unumgänglich, aber aus politischen und ideologi-
schen Gründen beschränkt.

Dieses Dilemma wurde von Experten früh erkannt. In einer Übersicht zum 
Thema „Hemmnisse bei der Einführung neuer Produktionen“ im Bereich Halb-
leiterbauelemente formulierte Matthias Falter, Technischer Direktor des Volks-
eigenen Betriebes (VEB) Werk für Bauelemente und Nachrichtentechnik Teltow 
(WBN) und Koryphäe der DDR-Halbleiterindustrie, im Oktober 1958 gemeinsam 
mit Abteilungsleitern die Probleme bei der Übernahme ausländischer Erfahrun-
gen folgendermaßen: 

Mit der UdSSR ist bisher […] keine befriedigende Zusammenarbeit zustan-
de gekommen. Es ist trotz unmißverständlicher Hinweise, die die deutsche 
Botschaft in Moskau von sowjetischen Stellen erhalten hat, nicht rechtzeitig 
erkannt worden, daß dabei die Verteidigungsministerien einzuschalten sind. 
Mit der ČSR laufen seit Jahren Bemühungen um eine Abstimmung, die jedoch 
bisher wenigstens für uns keine Hilfe gebracht haben. Eine Dokumentation 
von den befreundeten Ländern ist noch nicht zustande gekommen. Die früher 
einzig wirksame Informationsmöglichkeit durch Besuch von wissenschaftli-
chen Tagungen in Westdeutschland und im westlichen Ausland ist 1958 der-
artig eingeschränkt worden, daß sie nur noch geringe Wirksamkeit hat.1 

1 Bundesarchiv Berlin (BArch): DF 4/40751, Übersicht zum Thema „Hemmnisse bei der Einführung 
neuer Produktionen“ betr. Hableiterbauelemente  – Entwicklung im VEB WBN „Carl von Ossietz-
ky“, Teltow, 28.10.1958, Bl. 6 f.
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Aufgrund guter Vernetzung drangen diese kritischen Stimmen in die mitt-
lere staatliche Leitungsebene vor. In einer Expertenbesprechung im November 
1959 unter Leitung von Hubertus Bernicke, Abteilungsleiter Elektrotechnik der 
Staatlichen Plankommission (SPK), formulierte einer der anwesenden Experten: 

[…] Da aber bereits jetzt schon zu erkennen [ist], daß wir uns selbst nicht so-
bald helfen können, muß die Hilfe aus dem kapitalistischen Ausland in An-
spruch genommen werden, nachdem die Bemühungen, Hilfe von den sozia-
listischen Ländern zu erhalten, gescheitert [sind].2

In derselben Besprechung formulierte Bernicke, 

daß die Staatliche Plankommission erneut den Antrag auf internationale 
Zusammenarbeit auf dem Halbleitergebiet mit den sozialistischen Ländern 
gestellt ha[t]. […] Die DDR [ist] bereit, die Gelder für den Erwerb von Lizenzen 
und Dokumenten bereitzustellen. Bemühungen, diese Dinge aus der SU zu 
beziehen, [sind] ergebnislos verlaufen. Es [ist] allerdings ebenso schwierig, 
diese aus dem kapitalistischen Ausland zu erhalten, da sie auf der Embar-
go-Liste [stehen].3

Mit der erwähnten Embargo-Liste war ein Verzeichnis strategisch bedeut-
samer Technologien gemeint, das von dem seit 1950 bestehenden Koordina-
tionsausschuss für multilaterale Ausfuhrkontrollen (Coordinating Committee 
on Multilateral Export Controls, CoCom) erstellt und aktualisiert wurde. Mit-
gliedstaaten waren alle NATO-Länder (außer Island) sowie Australien und Japan. 
Ziel des CoCom war es, den Zugang sozialistischer Länder zu modernen Techno-
logien zu behindern, um deren ökonomische und militärische Leistungsfähig-
keit zu beschränken. 

Allerdings ist insbesondere für die frühe Halbleiterindustrie von einer libe-
ralen Handhabung technologischer Informationen durch Privatfirmen auszuge-
hen, die den Wissenstransfer in Form von Dokumentationen und Personal er-
leichterte.4 So importierte die DDR 1966 27 westliche Rechenanlagen.5 Wie weiter 

2 BArch: DE 1/8221, Aktennotiz zur Halbleiterbesprechung am 9.11.1959 im Werk für Fernmelde-
wesen, Berlin, 02.12.1959, Bl. 3.

3 Ebenda, S. 4.
4 Franco Malerba: The Semiconductor Business. The Economics of Rapid Growth and Decline, 

London: Pinter Publishers 1985, S. 64 f.
5 Simon Donig: Die DDR-Computertechnik und das COCOM-Embargo 1958–1973. Technologie-

transfer und institutioneller Wandel im Spannungsverhältnis zwischen Sicherheit und Moder-
nisierung, in: Friedrich Naumann/Gabriele Schade (Hg.): Informatik in der DDR  – eine Bilanz, 
Bonn: Köllen 2006, S. 251–271 (256).
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unten gezeigt wird, bestanden in Bezug auf das Embargo Umgehungsmöglich-
keiten, die aber mit einem erhöhten Risiko und Mehrkosten verbunden waren. 

3. Kooperation mit dem Westen

Trotz dieser Zugangsbeschränkungen war das westliche Ausland aufgrund sei-
nes technologischen Vorsprungs für die Beschaffung von Informationen und 
Spezialausrüstungen von Anfang an bedeutsam. So besuchte Ende Mai 1959 
eine Expertendelegation der DDR einen internationalen Kongress zur Transisto-
ren- und Halbleitertechnik in London, bei dem auch die drei Nobelpreisträger 
Bardeen, Brattain und Shockley anwesend waren.6 Insbesondere eine Begleitaus-
stellung zur industriellen Nutzung der Halbleitertechnik beeindruckte die Dele-
gationsmitglieder und machte den technologischen Vorsprung Großbritanniens 
deutlich. In seinem Reisebericht kam das Delegationsmitglied Paul Görlich, For-
schungsdirektor bei Carl Zeiss, zu dem kritischen Ergebnis: 

Es wurde von dem Unterzeichneten schon mehrfach darauf hingewiesen, daß 
nur ein abgestimmtes und geplantes, gemeinsames Vorgehen mit der SU und 
den sozialistischen Ländern unter Bildung gemeinsamer Forschungsstätten 
die Garantie gibt, mit der internationalen Halbleiterphysik Schritt zu halten. 
Leider sind Ansätze dazu, wenn man einen bescheidenen wissenschaftlichen 
Erfahrungsaustausch nicht in Rechnung setzt, bisher nicht zu spüren.7

Ende 1959 weilte erneut eine Delegation der DDR unter Leitung von Hu-
bertus Bernicke in Großbritannien. Abgesehen von der Besichtigung mehrerer 
Halbleiterwerke waren Verhandlungen zum Kauf von Spezialausrüstungen so-
wie einer kompletten Fertigungsstraße Ziel der Dienstreise.8 Trotz intensiver 
Vorverhandlungen und deutlich bekundeten Kaufinteresses kam zu diesem Zeit-
punkt der Kauf von Fertigungsstraßen nicht zustande, da beiden Seiten die not-
wendigen Garantien und Sicherheiten fehlten. Möglicherweise war das gegen-
seitige Misstrauen noch zu groß.

Da die BRD trotz massiver Investitionen selbst nicht zu den Vorreitern in der 
Halbleiter- und Mikroelektronik gehörte, waren die günstigen Bedingungen des 
innerdeutschen Handels für die Weiterentwicklung der DDR-Mikroelektronik 

6 BArch: DE 1/11963, Bericht über internationalen Kongress in London, Jena, 02.06.1959, Bl. 22–29.
7 Ebenda, Bl. 25.
8 BArch: DE 1/11963, Zusammenfassung der Informationsberichte über die Reise nach Groß- 

Britannien, Berlin, 14.12.1959, Bl. 131–136.
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nur von beschränkter Bedeutung. Allerdings war der Import US-amerikanischer 
Technologie über Zweigniederlassungen oder westdeutsche Firmen ein wichti-
ger Faktor.9 Die wirtschaftlichen Auswirkungen im Rahmen der sogenannten 
„Störfreimachung“, also der drastischen Ablösung von Westimporten, waren 
jedenfalls relativ gering. Abgesehen von einem kurzen Einbruch des innerdeut-
schen Handels nach dem Mauerbau kehrten die Handelsvolumen schnell auf 
Wachstumskurs zurück, da in der DDR ökonomische Interessen und in der BRD 
politische Erwägungen überwogen. Allerdings waren die Wachstumsraten des 
Außenhandels innerhalb der jeweiligen Blöcke noch größer.10

4. Kooperation mit Osteuropa

Damit war die DDR umso mehr angewiesen auf die Kooperation mit den östli-
chen Partnerländern und insbesondere der Sowjetunion. Den von Paul Görlich 
erwähnten „bescheidenen wissenschaftlichen Erfahrungsaustausch“ gab es 
Ende der 1950er Jahre mit allen europäischen RGW-Ländern auf der Grundla-
ge bilateraler Verträge zur wissenschaftlich-technischen Zusammenarbeit. Da-
für mussten allerdings erst Anträge an die jeweilige Vereinigung Volkseigener 
Betriebe (VVB) gestellt werden, wobei Bearbeitungszeiten von über einem Jahr 
nicht ungewöhnlich waren.11 Hier stand also überbordende Bürokratie einer ef-
fektiven Kooperation im Weg.

Die Kontakte zur Tschechoslowakischen Republik (ČSR, ab 1960 ČSSR) 
wurden früh institutionalisiert. Auf der Grundlage der „Vereinbarung zwischen 
Minister Ouzký (CSR) und Minister Wunderlich (DDR) vom 16.04.1957 bezüglich 
der gemeinsamen Entwicklung von Halbleiter-Fertigungsstraßen“ fanden zwi-
schen Experten der DDR und der ČSR regelmäßige Treffen statt, die aber nicht 
über einen Meinungs- und Erfahrungsaustausch hinauskamen. 1960 wurde die 
Zusammenarbeit dann weiter ausgebaut, unter anderem zwischen dem Institut 
für Halbleitertechnik Teltow (IHT) und dem Forschungsinstitut für Fernmel-
detechnik (Výzkumný Ústav pro Sdělovací Techniku, VUST) in Prag sowie dem 

9 So beispielsweise der Import eines UCT II der amerikanischen Firma Remington über ihre 
Niederlassung in Frankfurt (Main) im Jahr 1966, vgl. Martin Schmitt (2019): Socialist Life of a U.S. 
Army Computer in the GDRʼs Financial Sector: Import of Western Information Technology into 
Eastern Europe in the Early 1960s, in: Christopher Leslie/Martin Schmitt (Hg.): Histories of Com-
puting in Eastern Europe, Cham: Springer, S. 139–164 (149).

10 Siehe Peter Fäßler: Zwischen „Störfreimachung“ und Rückkehr zum Tagesgeschäft. Die 
deutsch-deutschen Wirtschaftsbeziehungen nach dem Mauerbau (1961–1969), Bonn: Bundes-
zentrale für politische Bildung 2012.

11 BArch: DE 1/8221, Jahresbericht 1959 der internationalen Zusammenarbeit des Institutes für 
Halbleitertechnik Teltow, o. D., o. O., Bl. 14.
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Halbleiterwerk Frankfurt/Oder und dem Elektronikkombinat Tesla in Rožnov.12 
Allerdings befand sich die ČSR auf einem ähnlichen Entwicklungsstand wie die 
DDR und konnte nur eingeschränkt als Exporteur von Hochtechnologie in Er-
scheinung treten.

Noch schleppender gestaltete sich die Zusammenarbeit mit der Sowjetuni-
on. Das oben angeführte Zitat von Matthias Falter verweist auf die grundlegenden 
Probleme. Während die Übergabe von technischen Dokumentationen für einzelne 
Bauelemente gemäß dem Sofioter Abkommen der Mitgliedstaaten des RGW funk-
tionierte,13 wurden Anträge auf direkten Erfahrungsaustausch mit Forschungs-
stellen in der Sowjetunion regelmäßig abgelehnt.14 Grund hierfür waren der Ein-
satz der Halbleitertechnik im militärisch-industriellen Komplex der Sowjetunion 
und die damit zusammenhängenden Geheimhaltungsvorschriften.

Häufig konnte nur der direkte Kontakt zwischen höchsten Regierungsstel-
len bürokratische Blockaden überwinden. So erfolgte im Herbst 1959 die Entsen-
dung von drei sowjetischen Beratern in die DDR erst nach einer direkten Bitte 
Walter Ulbrichts, des Ersten Sekretärs des ZK der SED, an den sowjetischen Par-
teichef Nikita Chruschtschow. Während ihres sechswöchigen Aufenthalts unter-
zogen diese Experten die junge Halbleiterindustrie der DDR einer eingehenden 
Analyse und kamen zu dem wenig überraschenden Schluss, dass

bis zum heutigen Tage das Tempo der Entwicklung dieser Technik in der 
DDR in Bezug auf Entwicklung von neuen Bauelementen und Vervollkomm-
nung und Vergrößerung der Kapazität der Fertigung sowie in Bezug auf das 
Wachstum der technischen Ausrüstung, niedriger ist, als in einer Reihe an-
derer Länder.15 

Im Zuge der sich zuspitzenden zweiten Berlin-Krise sollte die Anfang 1961 
von der Staatlichen Plankommission beschlossene „Störfreimachung“ die Ent-
flechtung zwischen der Wirtschaft der DDR und dem Westen beschleunigen. Da-
mit wurden zugleich die Wirtschaftsverbindungen nach Osten immer wichtiger. 
Sichtbares Zeichen war der Übergang der Wirtschaft der DDR vom Standard des 

12 BArch: DE 1/8220, Protokoll über die Verhandlungen der CSR und DDR zur Zusammenarbeit auf 
dem Gebiet der Halbleitertechnik vom 2.5.1960, Berlin, 02.05.1960, Bl. 185–187.

13 Auf der zweiten Ratstagung der RGW-Länder im August 1949 in Sofia wurde der Beschluss zum 
unentgeltlichen Austausch technischer Dokumentationen gefasst, der den Beginn der wissen-
schaftlich-technischen Zusammenarbeit zwischen den RGW-Ländern markierte und zu einer 
steigenden Wissenszirkulation beitrug.

14 BArch: DE 1/27802, Industriezweigökonomik Halbleiter, Band I, Berlin, 1960, Bl. 127 f. 
15 BArch: DF 4/40751, Bemerkungen der sowjetischen Delegation auf Grund der Bekanntmachung 

mit dem Stand, den Plänen der perspektiven Entwicklung der Halbleitertechnik in der DDR und 
den Bauprojekten der Unternehmen der Halbleiterindustrie, Berlin, 13.01.1960, Bl. 5 f.
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Deutschen Instituts für Normung (DIN) zum sowjetischen Staatlichen Standard 
GOST (Gosudarstvennyj Standart).16 Trotz des gescheiterten Versuches Nikita 
Chruschtschows, den RGW zu einer alle osteuropäischen Planwirtschaften um-
fassenden Planungsbehörde weiterzuentwickeln, gewann der RGW für die mul-
tilaterale Kooperation in Osteuropa zunehmend an Bedeutung.17

5. Multilaterale Kooperation im RGW

Bezüglich der Halbleitertechnik waren im Rahmen des RGW die Sektion 9 „Ra-
diotechnik und Nachrichtentechnik“ und in geringerem Umfang die Sektion 10 
„Starkstromelektrotechnik“ der Ständigen Kommission für Maschinenbau fe-
derführend. Hier legten die beteiligten Spezialisten auf einer Konferenz im De-
zember 1958 in Moskau erste Eckpunkte für die weitere Arbeit fest.18 Dabei ging 
es insbesondere um das Zusammentragen von Informationen, die Entwicklung 
einer gemeinsamen Gesamtstrategie sowie Standardisierungsbemühungen. Das 
Vorgehen dieses Gremiums entspricht der Arbeitsweise anderer Ständiger Kom-
missionen des RGW. 

In der Hoffnung, die Bemühungen einzelner RGW-Länder zu bündeln 
und das Entwicklungstempo zu beschleunigen, hatte der Vertreter der DDR in 
der erwähnten Sektion 9 im November 1958 vorgeschlagen, ein internationales 
Forschungszentrum auf dem Gebiet der Halbleitertechnik einzurichten. Da die-
ser Vorschlag ohne Resonanz blieb, wurde er einige Monate später von Helmut 
Wunderlich, dem Vertreter der DDR in der Ständigen Kommission Maschinen-
bau, im September 1959 erneut vorgetragen und konkretisiert.19 Allerdings blieb 
auch dieser Vorstoß ergebnislos, genauso wie die Fürsprache Walter Ulbrichts in 
Sachen Gründung eines internationalen Elektronikforschungsinstitutes im Jah-
re 1966.20 In der zuständigen Kommission für Maschinenbau konnten sich die 
Vertreter lediglich auf die Festlegung von Leitinstituten in den Mitgliedsländern 
einigen, denen die Koordinierung von Schwerpunktaufgaben oblag. Allerdings 

16 André Steiner: Von Plan zu Plan. Eine Wirtschaftsgeschichte der DDR, München: Deutsche 
Verlags-Anstalt 2004, S. 125.

17 Michail Lipkin: „Mirovoj Kooperativ Narodov“: Sovet Ėkonomičeskoj Vzaimopomošči, kotoryj 
pytalsja postroitʼ N. S. Chruščev, Novyj Istoričeskij Vestnik, 2017, S. 121–144 (122 f.).

18 BArch: DE 1/8221, Jahresbericht 1959 der internationalen Zusammenarbeit des Institutes für 
Halbleitertechnik Teltow, o. O., o. D., Bl. 15.

19 BArch: DE 1/8221, Vorschlag des Mitgliedes der Sektion Nr. 9 der DDR über Maßnahmen zur 
Beschleunigung der Entwicklung auf dem Gebiet der Halbleitertechnik für die Schwachstrom-
technik in den Ländern des Rates für Gegenseitige Wirtschaftshilfe, o. O., o. D., Bl. 37–39.

20 BArch: DF 4/4860, Darlegung zur Perspektivplankonzeption der VVB RFT Bauelemente und 
Vakuumtechnik, Berlin, 04.04.1966, Bl. 32–33.
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kam der die DDR repräsentierende Generaldirektor der VVB Bauelemente und 
Vakuumtechnik Rudolf Heinze zu der Einschätzung, dass diese Maßnahme „in 
keinem Verhältnis zu den Erfordernissen der fortschreitenden technischen Re-
volution auf dem Gebiet der Elektronik steht […] und nicht zur Verringerung des 
Rückstandes gegenüber dem internationalen Höchststand führt“.21

Obwohl in den diesem Beitrag zugrundeliegenden Quellen keine Länder 
explizit genannt werden, ist es nicht unwahrscheinlich, dass die Sowjetunion 
selbst ihre Zustimmung zu einem solchen gemeinsamen Forschungszentrum 
verweigerte, da dort  – wie bereits erwähnt  – die Halbleiter- und Mikroelektronik 
besonders intensiv im militärischen Bereich genutzt wurde.22 

Trotz der beschränkten Implementierungsmöglichkeiten des RGW  – Be-
schlüsse seiner Gremien konnten nur als Empfehlungen an die Mitgliedsländer 
weitergegeben werden  – spielte dieser bei der Umsetzung einiger Vorhaben eine 
wichtige Rolle. Bekanntestes Beispiel ist das Einheitssystem der Elektronischen 
Rechentechnik (ESER), das kurioserweise zugleich auch ein Paradebeispiel für 
den Technologietransfer aus dem Westen ist.

Möglicherweise nahm das ESER seinen Anfang in Entwicklungszentren 
des Kombinats Robotron, wo Spezialisten 1966 erstmals die Systemarchitektur 
des zwei Jahre zuvor auf den Weltmarkt gekommenen Computers S/360 der ame-
rikanischen Firma International Business Machines Corporation (IBM) nach-
entwickelt hatten.23 Demnach war es dem Sektor Wissenschaft und Technik der 
Hauptverwaltung Aufklärung des Ministeriums für Staatssicherheit über Indust-
riespione aus dem Westen gelungen, an Entwicklungsdokumente zu gelangen.24 

21 BArch: DF 4/4860, Darlegung zur Perspektivplankonzeption der VVB RFT Bauelemente und 
Vakuumtechnik, Berlin, 04.04.1966, Bl. 33.

22 Diese Haltung wurde erst zwei Jahrzehnte später aufgegeben, als im März 1987 der Vorsit-
zende des Staatlichen Komitees der Sowjetunion für Informatik und Rechentechnik im RGW 
den Vorschlag zur Bildung eines internationalen Zentrums für Informatik und Elektronik bei 
Moskau machte. Im November 1988 wurden schließlich die Gründungsdokumente unterzeich-
net. Gerhard Merkel: Computerentwicklungen in der DDR. Rahmenbedingungen und Ergebnisse, 
in: Naumann/Schade (Anm. 5), S. 40–54 (44). Gerhard Barkleit: Mikroelektronik in der DDR. SED, 
Staatsapparat und Staatssicherheit im Wettstreit der Systeme, Dresden: Hannah-Arendt-In-
stitut für Totalitarismusforschung, S. 30 f. Die Bezeichnung des geplanten Zentrums war 
Inter-EWM, der zweite Teil der Abkürzung steht für „Ėlektronnye Vyčislitelʼnye Mašiny“ 
(elektronische Rechenmaschinen). Für die Halbleiter- und Mikroelektronik der DDR kam diese 
Kehrtwende allerdings zu spät.

23 Felix Herrmann: Zwischen Planwirtschaft und IBM. Die sowjetische Computerindustrie im 
Kalten Krieg, in: Zeithistorische Forschungen 9/2, 2012, S. 212–230 (225 f.). Siehe auch die 
populärwissenschaftliche Arbeit von Jay Tuck: Die Computerspione. Der heimliche Handel mit 
NATO-Technologie, München: Heyne 1984, S. 71.

24 Unter anderem soll der Amerikaner Henry Sherwood, Forschungsleiter der deutschen Nieder-
lassung des Informationstechnikkonzerns Diebold an der Weiterleitung von Bauplänen des 
S/360 an das Ministerium für Staatssicherheit beteiligt gewesen sein, vgl. Kristie Macrakis: 
Seduced by Secrets. Inside the Stasi’s Spy-Tech World, New York: Cambridge University Press 
2008, S. 116–118. 
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Dieser über Jahre andauernde Informationsfluss erlaubte es den Entwicklern der 
DDR, das Modell R400 zu entwerfen, das unter der Bezeichnung ES 1040 zu ei-
nem Herzstück des späteren ESER-Programms wurde.25 

Während das Vorgängermodell R300 noch eine Eigenentwicklung ge-
wesen war, ist R400 ein typisches Beispiel für Reverse Engineering, da es sich 
hierbei nicht um eine exakte Kopie des Vorbildes handelte. Obwohl über 50 
Grundsatzpatente von IBM „inoffiziell genutzt“ wurden, musste insbesondere 
die Hardware an die beschränkten Möglichkeiten der ostdeutschen Zulieferin-
dustrie angepasst werden.26 Letztlich war jedoch die Kompatibilität der Software 
der entscheidende Faktor. Diese Kompatibilität war relevant sowohl für weite-
re Importe aus dem Westen als auch den Export eigener Weiterentwicklungen 
in Drittländer. Außerdem erlaubte eine technisch einheitliche Grundlage eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den bis dahin eigenständigen Entwicklungsli-
nien der RGW-Länder. 

Auch sowjetische Experten hatten seit Mitte der 1960er Jahre die Funktions-
weise westlicher Computer studiert. Obwohl der Wechsel weg von Eigenentwick-
lungen hin zu westlichen Vorbildern umstrittener war als in der DDR, entschied 
man sich auch hier Anfang 1967 für die eigene Baureihe „Rjad“ und orientierte 
sich dabei am S/360.27 Am 23. Dezember 1968 wurde dann nach mehrmonatigen 
Verhandlungen ein multilaterales Regierungsabkommen zwischen Vertretern 
der Volksrepublik Bulgarien, der DDR, der Volksrepublik Polen, der Sowjetuni-
on, der Tschechoslowakischen Sozialistischen Republik sowie der Ungarischen 
Volksrepublik unterzeichnet mit dem Ziel, ein einheitliches System der elektro-
nischen Rechentechnik zu entwickeln.28 Interessanterweise hatten die DDR und 
die Sowjetunion nur einen Tag zuvor ein bilaterales Abkommen mit ähnlichem 
Inhalt geschlossen. Dieser Umstand deutet darauf hin, dass die DDR einer multi-
lateralen Zusammenarbeit skeptisch gegenüberstand und eine enge Kooperation 
ausschließlich mit der Sowjetunion bevorzugte, um den Tempoverlust bei der Auf-
holjagd gegenüber dem Westen so gering wie möglich zu halten.29 

25 Die verschiedenen Modelle der ESER-Baureihen werden in der Fachliteratur zum Teil auch mit 
„EC“ abgekürzt. Allerdings wird das kyrillische Kürzel „ЕС“ (Edinaja Sistema) korrekt als „ES“ 
(Einheitssystem) übertragen.

26 BArch: DC 20/10829, Information über das wissenschaftlich-technische Niveau der im Rahmen 
des ESER-Programms in der DDR entwickelten EDVA unter Beachtung der Exportfähigkeit und 
der NSW-Importabhängigkeit, Berlin, 27.12.1977, Bl. 1.

27 Herrmann (Anm. 23), S. 221.
28 Viktor Pržijalkovskij: Historischer Überblick zur Rechnerfamilie des ESER, https://www.eser-ddr.

de/histUEBERBLICKESER_VVPr_de_001.htm, 22.04.2021.
29 Erich Sobeslavsky/Nikolaus Joachim Lehmann: Zur Geschichte von Rechentechnik und Da-

tenverarbeitung in der DDR 1946–1968, Dresden: Hannah-Arendt-Institut für Totalitarismus-
forschung 1996, S. 100 f.
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Im April 1969 setzte der sowjetische Generalkonstrukteur Sergei Krutows-
kich schließlich den S/360 von IBM als Referenzarchitektur durch.30 Damit muss-
ten die Entwicklungsprogramme in anderen Teilnehmerländern grundsätzlich 
umorientiert werden. 1973 konnten dann die ersten ESER-Modelle in Betrieb ge-
nommen und in den nächsten Jahren in mehreren Baureihen weiterentwickelt 
werden.31

Allerdings machten sich ab Mitte der 1970er Jahre die Konsequenzen der 
umfangreichen Nutzung westlicher Basistechnologie und damit der Vernachläs-
sigung von Eigenentwicklungen in der DDR bemerkbar. So kam eine Analyse der 
Arbeitsgruppe für Organisation und Inspektion beim Ministerrat 1977 zu dem 
Ergebnis, dass 

in der DDR gegenwärtig auf dem Gebiet der elektronischen Datenverarbei-
tung in unzureichendem Maß an der Schaffung eines wissenschaftlich-tech-
nischen Vorlaufs gearbeitet [werde], der zur Entwicklung von Spitzenleistun-
gen auf dem Gebiet der EDVA unbedingt notwendig ist.32 

Die Vernachlässigung der eigenen Grundlagenforschung wirkte sich insbe-
sondere beim NSW-Export negativ aus, in den große Hoffnungen gesetzt worden 
waren. Die unzuverlässige und lückenhafte Palette peripherer Geräte sowie ein 
mangelhafter Kundenservice führten dazu, dass trotz intensiver Arbeit des Au-
ßenhandelsbetriebes Büromaschinenexport seit 1972/1973 nur drei Modelle des 
ES 1040 exportiert werden konnten. Während zwei Modelle nach Indien verkauft 
wurden, hatte das amerikanische Unternehmen Control Data Corporation (CDC) 
ein Modell zu Testzwecken erworben, um dieses in Wien als Referenzanlage zum 
Verkauf eigener peripherer Geräte nach Osteuropa zu nutzen.33

6. „Inoffizielle“ Technologieimporte

Da die bi- und multilaterale Kooperation in Osteuropa deutlich hinter den Er-
wartungen zurückblieb, konzentrierte sich die DDR-Mikroelektronik ab den 
1970er Jahren auch aufgrund des CoCom-Embargos zunehmend auf bereits zu-
vor vereinzelt praktizierte „inoffizielle“ Importe. Damit wuchs die Bedeutung 

30 Simon Donig: Appropriating American Technology in the 1960s. Cold War Politics and the GDR 
Computer Industry, in: IEEE Annals of the History of Computing 2, 2010, S. 37.

31 Merkel (Anm. 22), S. 47 f.
32 BArch: DC 20/10829, Information über das wissenschaftlich-technische Niveau der im Rahmen 

des ESER-Programms in der DDR entwickelten EDVA unter Beachtung der Exportfähigkeit und 
der NSW-Importabhängigkeit, Berlin, 27.12.1977, Bl. 2.

33 Ebenda, Bl. 6.
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des Ministeriums für Staatssicherheit (MfS), insbesondere der Abteilungen 5 
und 8 der Hauptabteilung XVIII sowie der Sektion Wissenschaft und Technik der 
Hauptverwaltung Aufklärung.34 Dies führte aufgrund verschärfter Geheimhal-
tungsvorschriften zu einer weiteren Beschränkung der Wissenszirkulation im 
In- und Ausland. Außerdem war diese Entwicklung sicherlich nicht der bereits 
beschränkten Vertrauensbasis zwischen verschiedenen Akteuren in der DDR zu-
träglich, was sich zusätzlich negativ auf das Innovationsgeschehen auswirkte.35

Zur Vorbereitung der sechsten Tagung des ZK der SED legte die Zentrale 
Auswertungs- und Informationsgruppe (ZAIG), eine zentrale MfS-Schaltstel-
le, im April 1977 eine Analyse vor. Hier wurde treffend zusammengefasst, dass 
Technologieimporte aus dem Westen und insbesondere aus den USA durch das 
Embargo extrem erschwert würden, die Kooperation mit den sozialistischen 
Ländern aber trotz Anstrengungen der entsprechenden staatlichen Organe wei-
terhin unbefriedigend sei. Insbesondere halte die Sowjetunion aus militärstra-
tegischen Überlegungen heraus ihr Potential im Bereich der Halbleitertechnik 
und Mikroelektronik trotz bilateraler Kooperationsabkommen zurück. Kauf und 
Lizenznahme westlicher Technologien sei  – zum Teil bedingt durch hohe Embar-
goaufschläge  – wiederum durch die begrenzten finanziellen Möglichkeiten der 
DDR eingeschränkt. In ihrer Analyse forderte die ZAIG eigenständige Lösungs-
wege in den Einrichtungen für F&E der DDR zur Reduktion der Abhängigkeit von 
westlichen Konzernen, was zu diesem Zeitpunkt aber deutlich zu spät kam. Aller-
dings folgte eine weitere Empfehlung, die in naher Zukunft Früchte tragen sollte: 

Vorerst sollen daher die Aktivitäten unter Leitung des Ministers für Elektro-
technik/Elektronik mit Unterstützung des Ministeriums für Außenhandel 
und der Fachabteilungen des Ministeriums für Wissenschaft und Technik 
auf die japanische elektronische Industrie konzentriert werden, um die Kon-
kurrenz- und Krisensituation gegenüber den USA-Elektronik-Konzernen zu 
nutzen.36 

34 Siehe Reinhard Buthmann: Hochtechnologien und Staatssicherheit. Die strukturelle Veran-
kerung des MfS in Wissenschaft und Forschung der DDR, Berlin: Bundesbeauftragter für die 
Stasi-Unterlagen 2000, S. 12–49, 60–76; sowie Maria Haendcke-Hoppe-Arndt: Die Hauptabtei-
lung XVIII. MfS-Handbuch (Teil III/10), Berlin: Bundesbeauftragter für die Stasi-Unterlagen 1997, 
Kapitel 3.

35 Schramm, Manuel (2008): Wirtschaft und Wissenschaft in DDR und BRD. Die Kategorie Vertrau-
en in Innovationsprozessen (= Wirtschafts- und Sozialhistorische Studien 17), Köln: Böhlau, 
S. 218.

36 Archiv des Bundesbeauftragten für die Stasi-Unterlagen (BStU): ZA, 2666, Information über den 
Vorschlag Kompensationsvorhaben „Komplex von Fabrikationsanlagen für Bauelemente der 
Halbleitertechnik und Mikroelektronik“ des Ministeriums für Elektrotechnik/Elektronik, Berlin, 
11.04.1977, Bl. 4.
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Der strukturelle Widerspruch zwischen den beiden Forderungen nach in-
tensiverer Kooperation mit kapitalistischen Ländern und insbesondere Japan 
unter Umgehung des CoCom-Embargos auf der einen Seite und andererseits 
dem Ausbau eigener F&E-Kapazitäten bei begrenzten finanziellen Möglichkei-
ten wurde scheinbar nicht erkannt. Kurzfristige Westimporte hatten das Ziel, den 
Abstand zu führenden westlichen Unternehmen nicht zu groß werden zu lassen. 
Dadurch konnten zwar beträchtliche Kosten für eigene F&E eingespart werden, 
Investitionen in Eigenentwicklungen gerieten so allerdings noch weiter ins Hin-
tertreffen.37 

Die Kooperation mit japanischen Firmen intensivierte sich in den folgen-
den Jahren. Dabei spielten der dem Ministerium für Außenhandel zugeordne-
te Bereich Kommerzielle Koordinierung (KoKo) unter Leitung von Alexander 
Schalck-Golodkowski sowie dessen von Gerhardt Ronneberger verantworteter 
„Handelsbereich Vier“ eine wichtige Rolle.38 Im Frühjahr 1978 konnte Schalck- 
Golodkowski in einem Schreiben an den für Wirtschaftsfragen zuständigen 
ZK-Sekretär Günter Mittag melden, dass die japanischen Konzerne Toshiba, 
Sharp und Nippon Electric Company (NEC) zu einer umfangreichen wirtschaft-
lichen Kooperation bereit seien.39 Unter anderem habe Toshiba die Lizenzverga-
be für eine Taschenrechnerproduktion im Wert von 5,3 Mio. Valutamark an das 
Kombinat Mikroelektronik (KME) zugesagt. Die geplanten Kooperationen mit 
den drei japanischen Unternehmen sollten den technologischen Rückstand der 
DDR auf den Westen von fünf auf zwei Jahre verkürzen und zu einer Ersparnis 
bei eigenen Entwicklungs- und Produktionskosten von insgesamt 35 Mio. Mark 
führen. Die für diese außerplanmäßigen Importe benötigten Mittel sollten durch 
die KoKo bereitgestellt werden. 

Allerdings beklagten das MfS sowie das ebenfalls in den Technologiehandel 
involvierte Direktorat Anlagenimport des KME aufgrund des CoCom-Embargos 
immer wieder Rückschläge und Verzögerungen. So hieß es im Jahresbericht 1979: 

Die Realisierung einiger Embargoobjekte durch Kopplung bzw. Einbindung 
mit Sonderimporten aus Japan zeigt, daß es unter Nutzung der Konkur-
renz- und Krisensituation im speziellen Fall möglich ist, über diesen Weg 
einige Importe mit zu realisieren. Wie jedoch auch die Praxis des Jahres 1979 

37 Siehe Albrecht Glitz/Erik Meyersson: Industrial Espionage and Productivity, in: American Eco-
nomic Review 4, 2020, S. 1055–1103.

38 Siehe Matthias Judt: Der Bereich Kommerzielle Koordinierung. Das DDR-Wirtschaftsimperium 
des Alexander Schalck-Golodkowski. Mythos und Realität, Berlin: Ch.Links 2013. Siehe auch 
Gerhardt Ronneberger: Deckname „Saale“. High-Tech-Schmuggler unter Schalck-Golodkowski, 
Berlin: Dietz 1999.

39 BArch: DY 3023/1276, Vorschläge zum Import von Lizenzen und Ausrüstungen aus Japan zur 
beschleunigten Entwicklung der Mikroelektronik in der DDR, Berlin, 10.05.1978, Bl. 256–264.



53

Außenhandel als Innovationsbarriere

beweist, beugen sich die kapitalistischen Industrieländer und die meisten 
westeuropäischen und japanischen Konzerne der Embargopolitik der USA 
und stellen vorhandene marktpolitische Interessen bewußt zurück, so daß 
dieser Weg nicht generell gangbar ist. Eine Durchbrechung der Embargobe-
stimmungen ist ausschließlich durch Einschaltung ausgewählter Zwischen-
partner und unter Inkaufnahme vertretbarer Preisaufschläge möglich.40

Trotzdem entwickelte sich eine enge Zusammenarbeit insbesondere mit 
dem Unternehmen Toshiba, das mit einem Anteil von etwa vier Prozent an der 
globalen Halbleiterproduktion nach NEC und Hitachi zu den größten japani-
schen Technologiekonzernen zählte.41 Den seit 1975 bestehenden Kontakten 
folgte im August 1978 eine Vereinbarung zur wissenschaftlich-technischen Zu-
sammenarbeit mit dem KME.42 Auch beim Aufbau einer modernen Radiofabrik 
in Ostberlin sollte Toshiba als Technologielieferant eingebunden werden.43 Hö-
hepunkt der Kooperation mit Toshiba waren schließlich die Bemühungen um die 
Herstellung von Speicherbausteinen mit einer Kapazität von 256 Kilobit in der 
zweiten Hälfte der 1980er Jahre. Diese Episode ist in der Sekundärliteratur aus-
führlich dargestellt worden.44

Ende der 1980er Jahre wurde auch das Hochtechnologieland Taiwan, das 
im Gegensatz zu Japan kein CoCom-Mitglied war, zu einem wichtigen Koopera-
tionspartner. Zur Umgehung der Embargobestimmungen wurde hier 1988 mit 
Hilfe eines DDR-Darlehens eine komplette Fabrik zur Schaltkreisherstellung auf-
gebaut.45 Allerdings war die Hast, mit der die neuesten technischen Entwicklun-
gen beherrscht werden sollte, unter Wissenschaftlern umstritten.46 Nicht zuletzt 
die schnelle technische Entwicklung im Westen machte es für die Experten in der 
DDR schwierig zu entscheiden, auf welches technische Vorbild sie setzen sollten.

40 BStU: HA XVIII, 10161, Arbeitsergebnisse der HA XVIII/8 bei der abwehrmäßigen Sicherung wich-
tiger Ausrüstungstransporte zur Mikroelektronik aus dem NSW im Jahre 1979, Berlin, 14.01.1980, 
Bl. 4.

41 Malerba (Anm. 4), S. 22.
42 Barkleit (Anm. 22), S. 97.
43 BArch: DY 30/30710, Konzeption zum Aufbau einer modernen Radiofabrik in der Hauptstadt der 

DDR, Berlin, sowie Vorschläge für das weitere Vorgehen, Berlin, 08.02.1980, Bl. 6. 
44 Siehe Barkleit (Anm. 22), S. 97–109; Kristie Macrakis: Das Ringen um wissenschaftlich-tech-

nischen Höchststand. Spionage und Technologietransfer in der DDR, in: Dieter Hoffmann/
Kristie Macrakis (Hg.): Naturwissenschaft und Technik in der DDR, Berlin: Akademie Verlag 1997, 
S. 59–88 (80–85). Interessant sind auch folgende Zeitzeugenberichte: Karl Nendel: General 
der Mikroelektronik. Autobiographie, Berlin: edition Berolina 2018, S. 90 f., 130 f.; Ronneberger 
(Anm. 38), S. 170–183.

45 Peter Salomon: Geschichte der Mikroelektronik-Halbleiterindustrie der DDR, Dessau: Funk 
Verlag Bernhard Hein 2003, S. 123 f.; Ronneberger (Anm. 38), S. 225 f.

46 BArch: DY 30/31117, Zur Wissenschaftsstrategie der Mikroelektronik, Dresden, 28.10.1985, Bl. 
211–216.
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7. Fazit 

Der internationale Technologietransfer der Halbleiter- und Mikroelektronik der 
DDR durchlebte verschiedene Entwicklungsphasen. Grundsätzlich bestanden 
dabei folgende Optionen: die bi- oder multilaterale Kooperation mit anderen 
Planwirtschaften, der offizielle oder „inoffizielle“ Technologieimport aus kapita-
listischen Volkswirtschaften oder kosten- und zeitintensive Eigenentwicklungen. 

Aufgrund der Neuheit und Komplexität der Halbleiter- und Mikroelektro-
nik war den Experten der Branche von Anfang an bewusst, dass eine eigenstän-
dige Entwicklung für die DDR unmöglich sein würde. Trotzdem wurden in den 
1950er und 1960er Jahre parallel zum internationalen materiellen und immateri-
ellen Technologietransfer eigene F&E-Arbeiten betrieben. 

Aus ideologischen, aber auch praktischen Gründen maßen die Experten 
und vor allem die Entscheidungsträger der DDR-Mikroelektronik der bilateralen 
Kooperation mit der Sowjetunion die größte Bedeutung bei. Daneben bestanden 
ebenfalls Kontakte zur zweiten bereits industrialisierten sozialistischen Volks-
wirtschaft in der ČSSR, die allerdings über einen gewissen Erfahrungsaustausch 
nicht hinauskamen. Auch die Kooperation mit der Sowjetunion blieb deutlich 
hinter den Erwartungen zurück, da sich hier die militärische Geheimhaltung als 
Hemmschuh erwies. Ab Ende der 1960er Jahre gelang zumindest im Rahmen des 
RGW eine Intensivierung der multilateralen Kooperation. Wie oben ausgeführt, 
basierte das ESER-Programm allerdings auf westlicher Technologie und ist damit 
auch ein Beispiel für Reverse Engineering, also die Anpassung importierter Tech-
nologien an heimische Bedingungen. Der von Anfang an bedeutungsvolle Tech-
nologietransfer aus dem Westen wiederum wurde aus ideologischen Gründen 
argwöhnisch betrachtet und bereits ab Mitte der 1960er Jahre vom MfS immer 
mehr beschränkt. Der zunehmende Einfluss des MfS und seiner für Technolo-
gieimporte verantwortlichen Organe führte aufgrund verschärfter Geheimhal-
tungsvorschriften zu einer weiteren Beschränkung der Wissenszirkulation im 
In- und Ausland sowie zu einem Vertrauensverlust im Innovationsprozess. Wie-
derholte Entflechtungsversuche der politischen Führung unter dem Schlagwort 
„Störfreimachung“ blieben im Großen und Ganzen erfolglos. 

Damit wurde der Außenhandel im Bereich Halbleiter- und Mikroelektro-
nik zu einer Innovationsblockade, die zum Teil selbst gewählt war. Auf der an-
deren Seite trug vor allem das CoCom-Embargo zu dieser Innovationsblockade 
bei, da es dadurch zu einer Verzögerung der technologischen Entwicklung der 
DDR und anderer Planwirtschaften kam  – als eine Folge der Erhöhung der Trans-
aktionskosten für den Import westlicher Technologie. Ab Mitte der 1970er Jahre 
stieg daraufhin die Bedeutung „inoffizieller“ Technologieimporte. Dabei han-
delte es sich einerseits um illegale Industriespionage, andererseits um geheime 
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Kooperationen mit exportwilligen westlichen Privatunternehmen, die durch 
hohe Risikoaufschläge ihre Gewinnmargen maximierten. 

Grundsätzlich kann für die Halbleiter- und Mikroelektronik der DDR da-
von ausgegangen werden, dass westliche Technologie aufgrund der zunehmen-
den Vernachlässigung von Eigenentwicklungen keine Ergänzung, sondern eine 
Voraussetzung war. Dieses Vorgehen ersparte zwar hohe F&E-Aufwendungen, 
verhinderte aber eine innovative Entwicklung in der DDR selbst. Der zunehmen-
de Rückstand zu westlichen Technologievorreitern drückte sich auch in einer 
geminderten Konkurrenzfähigkeit aus, deren Konsequenzen sich auf den Trans-
formationsverlauf der Mikroelektronikbranche in den neuen Bundesländern 
auswirkte. Insbesondere die Zentren der DDR-Mikroelektronik, die nicht durch 
Agglomerationsvorteile, Infrastruktur oder spezifisches Humankapital begüns-
tigt waren, wurden im Verlauf der 1990er Jahr größtenteils oder vollständig auf-
gegeben. Während Standorte im Raum Dresden die Transformationsphase mehr 
oder weniger erfolgreich überstanden, verzeichneten die Standorte in Erfurt, 
Frankfurt (Oder) und im Raum Berlin massive Einbrüche.47 

Handel zagraniczny jako bariera dla innowacji. (Samo)ograniczony import 
technologii w mikroelektronice w NRD

Wymagająca zaawansowanych technologii i innowacji branża półprzewodników i mikro-
elektroniki cechowała się od początku wysokim stopniem międzynarodowego podziału 
pracy. Jedynie najsprawniejsi liderzy technologii w USA i Japonii są zaś w stanie dokony-
wać niezbędnych inwestycji w badania naukowe i rozwój. NRD znajdowała się natomiast 
w obozie politycznym, w którym przeważały agrarne lub dopiero industrializujące się go-
spodarki narodowe. Ta konstelacja miała trwały wpływ na rozwój mikroelektroniki w NRD 
oraz podczas późniejszej transformacji w latach 90. Celem niniejszego artykułu jest przed-
stawienie na podstawie literatury sekundarnej oraz materiałów archiwalnych dylematu, 
przed którym stała mikrolektronika w NRD z powodu wewnętrznych i zewnętrznych ogra-
niczeń w handlu zagranicznym. Analizowane jest zwłaszcza zagadnienie, jakie ogranicze-
nia występowały i jak się one przekładały na import technologii na użytek mikrolektroniki 
w NRD. Branża ta jest zaś traktowana jako pars pro toto całej gospodarki narodowej NRD 
oraz negatywnych skutków (samo)ograniczonej partycypacji w handlu zagranicznym.

47 Helmut Nuhn: Technologiecluster der Halbleiterindustrie in Ostdeutschland in der System-
transformation. Einführung in die Fallstudien Erfurt, Frankfurt/Oder und Dresden, in: Helmut 
Nuhn (Hg.): Systemtransformation und Regionalentwicklung. Technologiecluster der Mikroelek-
tronik in Ostdeutschland, Münster: LIT 2001, S. 1–12 (6–8).
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Foreign trade as a barrier to innovation. (Self-)restricted imports of technology in 
East German microelectronics

The semiconductors and microeconomics industry, which is significantly dependent on 
technology and innovation, has always been characterised by a significant international 
division of work. Only the most productive technology leaders in the United States and 
Japan have been able to make the necessary investments in research and development. 
East Germany was part of a political bloc in which agrarian or semi-industrialised national 
economies were dominant. This situation had a permanent impact on the development 
of microelectronics in the GDR and during the subsequent transformation in the 1990s. 
Based on secondary literature and archive material, this article presents the dilemma that 
microelectronics faced in East Germany due to internal and external restrictions on inter-
national trade. The analysis considers what restrictions applied and how they affected the 
import of technologies needed by the microelectronics sector. That industry is treated as 
a pars pro toto for the East German national economy and for the negative consequences of 
(self-)restricted participation in international trade.
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Das Wirtschaftspotential der polnischen  
Woiwodschaften (1976–1996). 
Regionale Entwicklung und Wandlungen  
im Wirtschaftssystem

1. Einführung

Polen hat seit den frühen 1970er Jahren mehrere Versuche zur Reformierung der 
Planwirtschaft erlebt. In den 1980er Jahren war das Land von der schwersten Krise 
im sozialistischen Lager betroffen, und nach 1989 wurde in Polen  – im Vergleich 
zu den anderen Ländern der Region  – eines der radikalsten wirtschaftlichen Um-
strukturierungsprogramme eingeführt, das sich an den damals vorherrschen-
den neoliberalen Modellen der Wirtschaftspolitik orientierte (Washington Con-
sensus). Wirtschaftspolitische Veränderungen und der Systemwandel führten 
nicht nur zu raschen Produktionssteigerungen und ebenso raschen Einbrüchen, 
sondern auch zu Veränderungen in der Bedeutung einzelner Sektoren und der 
räumlichen Struktur der Wirtschaft. Grundlegend für die Veränderungen in 
der räumlichen Struktur waren die wirtschaftlichen Unterschiede zwischen den 
Woiwodschaften, was die Größe und Art der Industrie, die Bedeutung des Dienst-
leistungssektors sowie den Anteil der Landwirtschaft an der Wertschöpfung be-
traf. Infolge des allgemeinen Konjunktureinbruchs war zu erwarten, dass sich 
die Entwicklung der Industrieregionen verlangsamen würde, während in Pha-
sen des Wirtschaftswachstums Woiwodschaften mit wertschöpfungsintensiven 
Branchen (sowohl in der Industrie als auch im Dienstleistungssektor) wachsende 
Bedeutung erlangen würden. 

Das Problem der regionalen Entwicklung einzelner Länder, gemessen am 
Bruttoinlandsprodukt (BIP) und am Pro-Kopf-BIP, ist eines der wichtigen Themen 
in der wirtschaftshistorischen Forschung. In den letzten Jahren wurde eine Rei-
he von Arbeiten zu einzelnen Ländern veröffentlicht.1 Eine Zusammenfassung 
dieser Studien für die Länder West- und Südeuropas und die Vereinigten Staaten 

1 Vgl. u. a. Vittorio Daniele/Paolo Malanima: Falling Disparities and Persisting Dualism. Regional 
Development and Industrialisation in Italy, 1891–2000, in: Investigaciones de Historia Economi-
ca 10, 2014, S. 165–176; Frank Geary/Tom Stark: Regional GDP in the UK 1861–1911: New Estima-
tes, in: Economic History Review 68, 2015, S. 124–144.
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haben Joan Roses und Nikolaus Wolf vorgelegt.2 Für die Länder Ostmitteleuro-
pas liegen keine langfristig angelegten Studien zum Wertschöpfungsniveau und 
zum regionalen BIP vor, insbesondere betrifft das die sozialistische Ära. Eine 
Ausnahme stellt die Studie von Nikolaus Wolf über die regionale Entwicklung in 
Deutschland dar, die auch Regionen einbezieht, die nach dem Zweiten Weltkrieg 
die DDR konstituierten.3 

Das bedeutet jedoch nicht, dass in Polen die regionale wirtschaftliche Dif-
ferenzierung nicht untersucht worden wäre. So analysierten Wirtschaftsgeogra-
phen und Wirtschaftswissenschaftler regionale Unterschiede, z. B. in der räumli-
chen Struktur der Industrie.4 Zu diesen Arbeiten gehören auch Langzeitanalysen 
von Stanisław Misztal, die den Zeitraum von der zweiten Hälfte des 19. Jahrhun-
derts bis in die 1960er Jahre abdecken.5 Nach 1989 konzentrierten sich die For-
scher auf den Einfluss der Transformation auf die regionale Entwicklung,6 ein-
schließlich der Frage der Konvergenz und Divergenz zwischen den Regionen.7 In 
einigen Arbeiten wurde zudem untersucht, wie sich die Politik der kommunis-
tischen Regierungen auf die Nivellierung von Entwicklungsunterschieden zwi-
schen den Regionen ausgewirkt hat.8

Die von uns aufgegriffene Thematik versteht sich somit als Teil breitan-
gelegter Forschungen zur regionalen Entwicklung, sowohl in der Wirtschafts-
geschichte als auch in der Wirtschaftswissenschaft. Zugleich erscheint es 
interessant, die Veränderungen in der räumlichen Struktur der wirtschaftli-
chen Entwicklung anhand des Entwicklungsstandes der Woiwodschaften zu 

2 Joan R. Roses/Nikolaus Wolf (Hg.): The Economic Development of Europe Regions. A Quantita-
tive History since 1900, London: Routledge 2019.

3 Nikolaus Wolf: Regional Economic Growth in Germany, 1895–2010, in: Roses/Wolf (Anm. 2), 
S. 149–176.

4 Vgl. z. B. Stanisław M. Zawadzki: Analiza struktury przestrzennej przemysłu Polski Ludowej, 
Warszawa: PWN 1965; Barbara Prandecka: Wzrost gospodarczy Polski w układzie przestrzennym, 
Warszawa: Państwowe Wydawnictwo Ekonomiczne 1969; Grzegorz Gorzelak: Rozwój regionalny 
Polski w warunkach kryzysu i reformy, Warszawa: Uniwersytet Warszawski 1989.

5 Stanisław Misztal: Przemiany w strukturze przestrzennej przemysłu na ziemiach polskich 
w latach 1860–1965, Warszawa: PWN 1970; Stanisław Misztal/Wojciech Kaczorowski: Zmiany 
w uprzemysłowieniu Polski w układzie nowych województw w latach 1939–1975, Warszawa: 
Polska Akademia Nauk, Instytut Geografii i Przestrzennego Zagospodarowania 1979.

6 Besonders viel Raum nimmt diese Frage in den Publikationen von Grzegorz Gorzelak ein, vgl. 
u. a.: Transformacja systemowa a restrukturyzacja regionalna, Warszawa: Uniwersytet Warszawski 
1995; Polskie regiony w procesie integracji europejskiej, in: Studia Regionalne i Lokalne 2-3, 2002, 
S. 55–73; Polska regionalna i lokalna w świetle badań EUROREG-u, Warszawa: Scholar 2007.

7 Piotr Wójcik: Dywergencja czy konwergencja: dynamika rozwoju polskich regionów, in: Studia 
Regionalne i Lokalne 2, 2008, S. 41–60; Jerzy Kociszewski: Wpływ wzrostu gospodarczego na dy-
wergencję poziomu rozwoju i życia w układzie przestrzennym i regionalnym Polski w procesie 
transformacji, in: Nierówności Społeczne a Wzrost Gospodarczy 6, 2005, S. 377–387.

8 Vgl. z. B. Jerzy Kociszewski: Proces integracji gospodarczej ziem zachodnich i północnych z Pol-
ską, Wrocław: Wydawnictwo Akademii Ekonomicznej we Wrocławiu 1999; Piotr Koryś: Poland 
from Partitions to EU Accession. A Modern Economic History, 1772–2004, Cham: Palgrave Mac-
millan 2018.
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untersuchen  – und zwar über einen etwas längeren Zeitraum hinweg, der nicht 
nur die Jahre unmittelbar nach dem Zusammenbruch des zentralen Planungs-
systems umfasst, sondern auch die letzten zehn bis zwanzig Jahre der sozialisti-
schen Wirtschaft Polens mit einbezieht, in denen dramatische gesellschaftliche 
und wirtschaftliche Ereignisse das Land prägten und durch politische Verände-
rungen und etliche wichtige Reformen versucht wurde, das bestehende System 
zu modifizieren. Ziel unserer Analyse ist es zu untersuchen, wie sich die oben-
genannten Veränderungen auf die Bedeutung der einzelnen Woiwodschaften in 
der polnischen Wirtschaft von den 1970er bis zur zweiten Hälfte der 1990er Jahre 
ausgewirkt haben. Haben sie dazu geführt, dass die Bedeutung einiger Regionen 
nachhaltig zugenommen und die anderer abgenommen hat? Oder haben viel-
leicht weder die Krise und die Reformen der 1970er und 1980er Jahre noch der 
der Systemwechsel tiefgreifende Veränderungen in Bezug auf die Bedeutung der 
Wirtschaft der einzelnen Woiwodschaften bewirkt?

Die vorliegende Studie umfasst die 49 Woiwodschaften, die im Zuge der 
Neugliederung der polnischen Territorialverwaltung Mitte 1975 entstanden. Die-
se Gliederung galt bis zur nächsten, 1999 in Kraft getretenen Reform, in deren 
Folge die 16 bis heute bestehenden Woiwodschaften geschaffen wurden. Auf-
grund der Verfügbarkeit von Daten zum Nationaleinkommen der Woiwodschaf-
ten und zum BIP wurde die Studie für vier exemplarische Jahre durchgeführt: 
1976, 1986, 1992 und 1996. Leider gibt es für die übrigen Jahre, und das betrifft 
insbesondere die sozialistische Zeit, keine ausreichend umfassenden Daten auf 
regionaler Ebene  – dennoch erlauben es die untersuchten Jahre durchaus, einen 
näheren Blick auf die sich wandelnde wirtschaftliche Situation Polens zu wer-
fen. 1976 markiert das Ende des Booms und den beginnenden wirtschaftlichen 
Niedergang während der Regierungszeit des Ersten Sekretärs der Polnischen Ver-
einigten Arbeiterpartei (PZPR) Edward Gierek. 1986 ist das Jahr unmittelbar vor 
den letzten Reformversuchen im kommunistischen Polen. 1992 steht für die Zeit 
nach dem gravierendsten wirtschaftlichen Einbruch im Zusammenhang mit der 
Transformation, und 1996 kann als das Jahr gelten, in dem die ersten Effekte der 
nach 1989 erfolgten Umstrukturierung der Wirtschaft sichtbar wurden.

Die Studie ist in drei Hauptteile gegliedert. Der erste Teil vermittelt einen 
Abriss der wirtschaftlichen Entwicklung Polens von den 1970er bis zur ersten 
Hälfte der 1990er Jahre. Dargestellt werden die wichtigsten Veränderungen in der 
Wirtschaftspolitik dieser Zeit, angefangen von den Reformen unter Edward Gie-
rek bis hin zu dem von Vizepremier Leszek Balcerowicz aufgelegten Programm 
zur Transformation des Wirtschaftssystems. Im zweiten Teil werden die Quellen 
und ihre Nutzung für die vorliegende Studie erläutert. Im dritten Teil wird die 
eigentliche Analyse präsentiert, in der die Bedeutung der einzelnen Woiwod-
schaften in den untersuchten Jahren aufgezeigt wird: 1976, 1986, 1992 und 1996. 
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Bezugsgrößen dafür sind die Höhe des BIP und des Pro-Kopf-BIP (für 1986, 1992, 
1996) bzw. des Nationaleinkommens und des Pro-Kopf-Nationaleinkommens 
(für 1976 und 1986). Am Ende des Beitrags werden die wichtigsten Schlussfolge-
rungen der Untersuchung vorgestellt.

2. Entwicklung des Wirtschaftssystems und der wirtschaftlichen Lage 
Polens

Mit der Machtübernahme durch den Ersten Sekretär der PZPR Edward Gierek im 
Jahre 1970 änderte sich zwar der Stil im politischen und wirtschaftlichen Bereich, es 
kam jedoch nicht zu einem tiefgreifenden institutionellen Wandel. Wesentlich war, 
dass mit der Wirtschaftspolitik fortan nicht nur eine rasche Modernisierung der 
Wirtschaft, sondern auch eine Ankurbelung des Verbrauchs und ein höherer Le-
bensstandard der Bevölkerung erreicht werden sollte. Im Rahmen dieses Konzepts 
wurde ab 1972 eine Reihe neuer Investitionsprojekte gestartet, die einen Entwick-
lungssprung in Polen bewirken sollten. Neue Unternehmensansiedlungen (z. B. 
das Fiat-Werk in Bielsko-Biała oder das Stahlwerk „Katowice“) wurden größten-
teils mit westlichen Krediten finanziert und basierten auf westlichen Lizenzen. Man 
ging davon aus, dass die Produkte der neuen und modernisierten Unternehmen 
für Käufer auf westlichen Märkten attraktiv sein und dass die Einnahmen aus dem 
Export dieser Güter die Abzahlung der aufgenommenen Kredite ermöglichen wür-
den. Zugleich wurden umfangreiche Mittel für die Entwicklung des Wohnungs-
baus und der für den heimischen Markt produzierenden Konsumgüterindustrie 
bereitgestellt. In der Folge beschleunigte sich das Wirtschaftswachstum, was mit 
einem Anstieg des Lebensstandards der Bevölkerung einherging.9 

Doch bereits Mitte der 1970er Jahre zeigten sich erste negative Auswirkun-
gen dieser Politik.10 Vor allem überstieg das Investitionsvolumen die Möglichkei-
ten der polnischen Wirtschaft, wodurch es bei vielen Projekten zu erheblichen 
Verzögerungen kam, so dass die Produktion nicht rechtzeitig aufgenommen 
und folglich die Kredite nicht zurückgezahlt werden konnten.11 Hinzu kam, dass 
die polnischen Erzeugnisse aufgrund ihrer geringeren Qualität auf den aus-
ländischen Märkten lediglich über ihren Preis konkurrenzfähig waren.12 Die 
moderate Lohnpolitik bei ausbleibenden Preiserhöhungen erhöhte zudem den 

9 Maciej Bałtowski: Gospodarka socjalistyczna w Polsce. Geneza  – rozwój  – upadek, Warszawa: 
PWN 2009, S. 222–225.

10 Siehe dazu z. B. die Erinnerungen von Witold Bień: Jak doszło do zadłużenia Polski za granicą 
w latach 1970–1985. Wspomnienia uczestnika wydarzeń, Warszawa: Difin 2017.

11 Vgl. World Bank (Hg.): Poland: Reform, Adjustment and Growth. Vol. I, The Main Report, the 
Economic System. Washington: World Bank 1987, s. 40 f.

12 Zbigniew Fallenbuchl: East-West Technology Transfer. Study of Poland, Paris: OECD 1983. 
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Inflationsdruck. Durch Schwankungen in der Geldpolitik der USA Mitte der 
1970er Jahre, gefolgt von einer langen Phase der Straffung, kam es außerdem zu 
einer allmählichen Verschlechterung der Bedingungen für die Aufnahme neuer 
und die Bedienung bestehender Kredite im Westen.13 

Der Versuch der Rationalisierung der Investitionspolitik in der zweiten 
Hälfte der 1970er Jahre führte nicht zu einer Verbesserung der Situation. Ende 
der 1970er Jahre geriet die Wirtschaft in eine Rezession,14 die mit einer Ver-
schlechterung der Lebensqualität und zunehmenden Versorgungsmängeln bei 
Artikeln des Grundbedarfs einherging. Dadurch kam es im Sommer 1980 zu ei-
ner Welle von Streiks, in deren Folge die unabhängige Gewerkschaft Solidarność 
gegründet und Gierek gestürzt wurde. Den Posten des Ersten Sekretärs der PZPR 
übernahm zunächst Stanisław Kania und nach einem knappen Jahr General Woj-
ciech Jaruzelski.

1981 verabschiedete die Regierung, vor allem auf Druck der Solidarność, 
eine Reihe von Gesetzen, mit denen die Wirtschaft dezentralisiert, die Rolle der 
zentralen Planung gemindert und die Unabhängigkeit staatlicher Unternehmen 
gestärkt werden sollte. So akzeptierten die Regierenden u. a. die Einführung ei-
ner Arbeitnehmer-Selbstverwaltung in den Betrieben.15 Bereits nach der Verhän-
gung des Kriegsrechts im Dezember 1981 verabschiedete die Regierung Jaruzelski 
im Sejm weitere wichtige Änderungen, die eine Planungsreform, neue Regeln 
zur Finanzierung von Unternehmen, das Bankwesen und den Außenhandel be-
trafen. Eine Fortführung von Veränderungen hin zu größerer Unabhängigkeit 
von Unternehmen stieß jedoch auf den Widerstand großer Teile des Partei- und 
Staatsapparates. Da in der Regierung Kräfte die Oberhand gewannen, die Verän-
derungen im Wirtschaftssystem begrenzen wollten, brach die Reform schließlich 
vollständig zusammen.16 Eine weitere Behinderung von Entwicklungsmöglich-
keiten waren die gegen Polen nach der Verhängung des Kriegsrechts verhängten 
Sanktionen, zudem führte die partielle Freigabe der Preise unter den Bedingun-
gen einer monopolisierten Wirtschaft zu einer hohen Inflation, die die Machtha-
ber bis Ende der 1980er Jahre nicht in den Griff bekamen.

Die wirtschaftliche Stagnation und die politischen Veränderungen in der 
UdSSR führten 1987 zu einem weiteren Versuch, das Wirtschaftssystem tiefgrei-
fend zu verändern. Neue Lösungen sollten die Tätigkeit privater Unternehmen 

13 Siehe Stefan Jędrychowski: Zadłużenie Polski w krajach kapitalistycznych, Warszawa: Książka 
i Wiedza 1982; Bień (Anm. 10); Anna Ząbkiewicz: Koncepcja zagranicznej polityki kredytowej 
w Polsce w latach 1970–1980. Wrocław: Zakład Narodowy im. Ossolińskich 1992.

14 Siehe Waldemar Kuczyński: Po wielkim skoku, Warszawa: Poltext 1981.
15 Dariusz Grala: Reformy gospodarcze w PRL (1982–1989), Warszawa: Trio 2005, S. 109.
16 Siehe Władysław Baka: U źródeł wielkiej transformacji, Warszawa: Oficyna Naukowa 1999; ders.: 

Reformy gospodarcze lat 80., in: Mieczysław Rakowski (Hg.): Polska pod rządami PZPR, Warsza-
wa: Profi 2000, S. 373–396.
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erleichtern und einen stärkeren Zufluss ausländischen Kapitals ermöglichen. Zu 
den Plänen für die neue Reformphase gehörten auch Vorschläge zur Stärkung 
der Marktmechanismen und zur Dezentralisierung des Bankensektors.17 Im No-
vember 1987 wurden die Reformvorschläge jedoch in einem Referendum, das 
ihnen gesellschaftliche Legitimität verleihen sollte, abgelehnt. Daraufhin wurde 
eine neue Regierung mit Mieczysław Rakowski als Premierminister gebildet, der 
einen weiteren Reformversuch unternahm und die bis dahin weitreichendsten 
Veränderungen in der Wirtschaft einführte. Zur Jahreswende 1988/1989 wurden 
die Freiheit zur Gründung privater Unternehmen (incl. Finanzinstitute), die Mög-
lichkeit ausländischer Kapitalinvestitionen (bis zu 100 % Eigentum) und der freie 
Devisenhandel beschlossen. Es wurde ein Gesetz erlassen, das es privaten Akteu-
ren ermöglichte, die Vermögenswerte staatlicher Unternehmen zu übernehmen, 
was die Grundlage für die sogenannte Nomenklatura-Privatisierung bildete.18 
Diese Veränderungen gingen einher mit einer fast vollständigen Freigabe der zu-
vor weitgehend staatlich kontrollierten Preise, was einen zusätzlichen Anstieg 
der bereits sehr hohen Inflationsrate zur Folge hatte.

Die 1980er Jahre waren durch die Krise des staatlichen Sektors gekenn-
zeichnet. Gleichzeitig vollzog sich eine für sozialistische Maßstäbe rasche Ent-
wicklung des Sektors kleiner Privatunternehmen, zum Teil über Joint Ventures 
unter Beteiligung sog. auslandspolnischen Kapitals. Angesichts fehlender De-
visenzuflüsse, westlicher Sanktionen zur Reglementierung sowohl des Exports 
als auch des Imports, immer gravierenderer Versorgungsprobleme, steigender 
Inflation und des staatlichen Unvermögens zur Durchführung von Infrastruk-
turinvestitionen erwies sich eine nachhaltige Gesundung der wirtschaftlichen 
Lage jedoch als unmöglich. Dies spiegelte sich in der geringen Dynamik des BIP 
und des Pro-Kopf-BIP wider: Hatte das Pro-Kopf-BIP Polens Mitte der 1970er Jah-
re noch über 40 % des Pro-Kopf-BIP Westdeutschlands ausgemacht, lag es Ende 
der 1980er Jahre nur noch bei etwa einem Drittel.19

Die sich zuspitzende Krise führte 1988 zu Streiks, die die Partei und die Re-
gierung zu Gesprächen mit der Opposition (Gespräche am Runden Tisch) und in 
der Folge zu einer kontrollierten Machtübergabe zwangen. Im Ergebnis der teil-
weise freien Wahlen am 4. Juni 1989 zogen Vertreter der Opposition in den Sejm 
ein und bildeten gemeinsam mit den bisherigen Verbündeten der kommunisti-
schen PZPR  – der Bauernpartei (ZSL) und der Demokratischen Partei (SD)  – eine 
neue Regierung unter Führung von Tadeusz Mazowiecki. Für Wirtschaftsfragen 

17 Siehe Grala (Anm. 15), S. 293–313.
18 Janusz Kaliński: Kiedy rozpoczęło się odradzanie gospodarki rynkowej w Polsce?, in: Optimum  – 

Studia Ekonomiczne 73/1, 2015, S. 3–13 (9).
19 Vgl. Maddison Project, 2013: https://www.rug.nl/ggdc/historicaldevelopment/maddison/relea-

ses/maddison-project-database-20131, 15.03.2022.
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in der neuen Regierung zeichnete der neue Finanzminister und stellvertretende 
Premierminister Leszek Balcerowicz verantwortlich. Ende 1989 verabschiede-
te der Sejm ein Gesetzespaket, gemeinhin als „Balcerowicz-Plan“ bekannt, das 
eine Stabilisierung der Wirtschaft und die Einführung eines marktwirtschaftli-
chen Systems zum Ziel hatte. Die Ziele der neuen Wirtschaftspolitik waren die 
Stabilisierung der öffentlichen Finanzen und die Eindämmung der Hyperinfla-
tion, die Umstrukturierung der Wirtschaft, einschließlich Entmonopolisierung 
und Umstellung staatlicher Unternehmen auf marktwirtschaftliche Regeln, und 
schließlich die Einleitung eines Privatisierungsprozesses. Wichtige Elemente des 
Programms waren die Stabilisierung des Wechselkurses, die Öffnung der Wirt-
schaft für ausländische Mitbewerber sowie der Versuch, ausländische Investoren 
zu gewinnen.20

Die Umsetzung des Balcerowicz-Plans führte zur Umstellung der Wirt-
schaft auf die Regeln der Marktwirtschaft, zur Stabilisierung der öffentlichen 
Finanzen und zur Eindämmung der Inflation. Zugleich kam es durch die Abkehr 
vom vorherigen System und die Einführung marktwirtschaftlicher Regeln je-
doch zu einem Zusammenbruch der Wirtschaft  – ablesbar am Rückgang des BIP 
und des Pro-Kopf-BIP. Die Rezession in den Jahren 1990 und 1991 führte zum Nie-
dergang vieler staatlicher Unternehmen und zu einem beträchtlichen Anstieg 
der Arbeitslosigkeit, die nicht nur auf die Insolvenz, sondern auch auf die Um-
strukturierung vieler Firmen zurückzuführen war.21 Auch nach dem Scheitern 
der Regierung Mazowiecki Ende 1990 und dem Rücktritt des stellvertretenden 
Ministerpräsidenten Leszek Balcerowicz Ende 1991 wurde die Stabilisierungs-
politik in den darauffolgenden Jahren mit geringfügigen Anpassungen fortge-
führt. Dank neuer Lösungsansätze kam es zu einer allmählichen Verbesserung 
der wirtschaftlichen Lage. Beigetragen dazu haben insbesondere die Anpassung 
der Unternehmen an die neuen wirtschaftlichen Regeln, der Abbau des Perso-
nalüberschusses, die Steigerung der Produktivität, die Gewinnung ausländischer 
Investoren und der eingeleitete Privatisierungsprozess. Ab 1992 konnte die Wirt-
schaft Polens dann auf stetig steigende Wachstumsraten verweisen. Diese hielten 
sich bis zum Ende des Untersuchungszeitraums auf hohem Niveau,22 wenn auch 
berücksichtigt werden muss, dass die bis Mitte der 1990er Jahre erzielten Wachs-
tumsziffern lediglich eine Rückkehr zu den BIP-Werten pro Kopf bedeuteten, wie 
sie zwischen der zweiten Hälfte der 1970er und der zweiten Hälfte der 1980er Jah-
re erreicht worden waren. 

20 Siehe dazu u. a. Antoni Dudek: Od Mazowieckiego do Suchockiej. Pierwsze rządy wolnej Polski, 
Kraków: Znak 2019, S. 122–125. 

21 Siehe beispielsweise Elżbieta Kryńska: Uwarunkowania, miejsce i kierunki rynku pracy, in: 
dies./Eugeniusz Kwiatkowski/Henryk Zarychta: Polityka państwa na rynku pracy w Polsce w la-
tach dziewięćdziesiątych, Warszawa: Instytut Pracy i Spraw Socjalnych 1998, S. 13–72 (16 f.) 

22 Vgl. etwa die Angaben zum BIP in der Datenbank des Maddison Project (Anm. 19).
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3. Die Quellen und ihre Nutzung

In unserer Analyse vergleichen wir die Struktur des erwirtschafteten BIP und des 
Pro-Kopf-BIP auf Woiwodschaftsebene (wo die Daten dies nicht zuließen, bezieht 
sich der Vergleich auf das Nationaleinkommen und das Nationaleinkommen pro 
Kopf). Das mittels SNA-Methode23 gemessene BIP ist ein Maß für den Wert des 
binnen eines Jahres in der Wirtschaft generierten Waren- und Dienstleistungs-
stroms. Im Gegensatz zu diesem in marktwirtschaftlichen Ländern üblichen 
Maßstab wurden in den sozialistischen Ländern die Volkswirtschaftlichen Ge-
samtrechnungen nach der MPI-Methode24 erstellt, bei der das erwirtschaftete 
Nationaleinkommen ermittelt wurde, ohne die meisten der in der Wirtschaft 
erbrachten Dienstleistungen (Bildung, Gesundheitswesen, Verwaltung, Bankwe-
sen usw.) zu berücksichtigen.

Bis Ende der 1970er Jahre wurde der Wert der produzierten Dienstleistun-
gen auf Woiwodschaftsebene nicht ermittelt (gemessen wurde aber der Dienst-
leistungsverbrauch). Daher haben wir entschieden, für die Zeit der Volksrepublik 
Polen als Indikator einer differenzierten Entwicklung das regionale Nationalein-
kommen zu verwenden. Die räumliche Struktur der Erwirtschaftung des Natio-
naleinkommens und des BIP (und der Produktivität pro Kopf) unterscheidet 
sich nur geringfügig, wie die Daten aus dem Jahre 1986 zeigen, als das polnische 
Hauptamt für Statistik GUS zum ersten (und einzigen) Mal regionale Schätzun-
gen sowohl des Nationaleinkommens als auch des BIP vorlegte. Dies rechtfertigt 
einen Vergleich der raumstrukturellen Veränderungen über den gesamten Zeit-
raum hinweg  – trotz der Verwendung dieser zwei unterschiedlichen Indikatoren. 
Dabei ist jedoch bei der Analyse der Veränderungen und den daraus abgeleiteten 
Schlussfolgerungen eine gewisse Vorsicht geboten.

Unsere Analyse wurde in laufenden Preisen durchgeführt, da es keine guten 
Deflatoren für die Woiwodschaftsebene gibt. Darüber hinaus erschwert die Infla-
tionsdynamik in der zweiten Hälfte der 1980er Jahre und zu Beginn der Trans-
formation die Berechnung des regionalen BIP in konstanten Preisen zusätzlich. 
Betont sei jedoch, dass die Einbeziehung konstanter Preise die Ergebnisse leicht 
verändern könnte, da sich das Preisverhältnis zwischen Dienstleistungen, Indus-
trieerzeugnissen und Nahrungsmitteln im Laufe der Zeit verändert hat. Für den 
Fall der Verwendung konstanter Preise sollten dies die Marktpreise vom Anfang 
der 1990er Jahre sein.

Leider hat das GUS nach 1989 keine regionalen Schätzungen des früheren 
BIP unter Berücksichtigung der neuen Preisstruktur vorgelegt.

23 Statistics of National Accounts.
24 Material Product Indicator.
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Die Analyse umfasst den gesamten Zeitraum der administrativen Gliederung 
in 49 Woiwodschaften. Für die Zeit vor der Transformation wurden zwei Schätzun-
gen des regionalen Nationaleinkommens für 49 Woiwodschaften vorgenommen 
(1976 und 1986),25 und zusätzlich wurde mittels einer experimentellen ökonome-
trischen Methode das Niveau des Woiwodschafts-Nationaleinkommens für 1978 
geschätzt.26 Diese experimentellen Schätzungen wurden wegen der Unsicherheit 
der Ergebnisse jedoch nicht in unsere Analyse einbezogen. Für das Jahr 1986 wurde 
zudem eine Schätzung des BIP mittels SNA-Methode vorgenommen. Für die Zeit 
nach 1989 wurden die regionalen BIP-Daten ab dem Jahr 1992 veröffentlicht. Die 
Berechnungen für die darauffolgenden Jahre wurden in den statistischen Jahrbü-
chern der Woiwodschaften publiziert.27 Die letzten Schätzungen des regionalen BIP 
in dieser Woiwodschaftsgliederung wurden 1998 vorgenommen, allerdings nur in 
einer Signalstudie.28 Erhebliche Unterschiede zu den in den Jahrbüchern der Woi-
wodschaften in früheren Jahren veröffentlichten Daten führten dazu, dass sie in 
vorliegender Analyse nicht verwendet wurden.

4. Entwicklung der wirtschaftlichen Bedeutung der Woiwodschaften 
1976–1996

4.1 Regionale Struktur29

Im Jahre 1975 wurde eine neue Verwaltungsgliederung des Landes eingeführt  – 
die Kreise wurden abgeschafft und 49 Woiwodschaften gebildet. Die bevölke-
rungsreichste Woiwodschaft war Kattowitz (3,5 Mio. Einwohner, mehr als 10 % 

25 Dochód narodowy Polski według województw w 1976 r., Warszawa: Zakład Badań Statystyczno-
Ekonomicznych GUS 1978 (als „vertraulich“ gekennzeichnet); Dochód narodowy Polski według 
województw w 1986 r., Warszawa: Zakład Badań Statystyczno-Ekonomicznych GUS i PAN 1989.

26 Grażyna Górska: Zastosowanie metod ekonometrycznych do oszacowania dochodu narodowego 
według województw za 1978 r., Warszawa: Zakład Badań Statystyczno-Ekonomicznych GUS 1982.

27 Leszek Zienkowski (Hg.): Produkt krajowy brutto i dochody ludności według województw 
w 1992 roku, Teil 1, Warszawa: Zakład Badań Statystyczno-Ekonomicznych Głównego Urzędu 
Statystycznego i Polskiej Akademii Nauk 1994; Halina Dmochowska (Hg.): Rocznik statystyczny 
województw 1999, Warszawa: GUS 1999, S. 148 f.

28 Lucyna Przybylska (Hg.): Produkt krajowy brutto według województw za lata 1995–1998, 
Katowice: Urząd Statystyczny w Katowicach 2000.

29 Anm. des Übersetzers zum Ortsnamengebrauch: Die Namen der Woiwodschaften werden in 
den Diagrammen in Abschnitt 4 und auch in den Tabellen des Anhangs nicht wie im Polnischen 
adjektivisch, sondern substantivisch mit dem Namen des Verwaltungssitzes der jeweiligen 
Woiwodschaft angegeben, also z. B. statt województwo nowosądeckie: (Woiwodschaft) Nowy 
Sącz, województwo jeleniogórskie: (Woiwodschaft) Jelenia Góra. Während in den Diagrammen 
und Tabellen ausschließlich polnische Namen verwendet werden, erscheinen in den Kom-
mentaren des Haupttextes die Namen der folgenden Woiwodschaften mit den deutschen 
Exonymen ihrer Verwaltungssitze: Warschau (Warszawa), Krakau (Kraków), Lodz (Łódź), 
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der Bevölkerung des Landes). Die Woiwodschaft Warschau hatte über 2 Mio. Ein-
wohner, und die Woiwodschaften Bydgoszcz, Danzig, Kielce, Krakau, Lodz, Posen 
und Breslau jeweils über 1 Mio. Einwohner. In den am stärksten urbanisierten 
Woiwodschaften (Warschau, Kattowitz, Lodz) wohnten über 80 % der Bevölke-
rung in städtischen Zentren. In einigen anderen Woiwodschaften (Krakau, Po-
sen, Wałbrzych, Breslau) lebten mehr als zwei Drittel der Bevölkerung in Städten. 
Die bevölkerungsärmsten Woiwodschaften hatten weniger als 0,5 Mio. Einwoh-
ner, manchmal sogar weniger als 300.000 (wie Biała Podlaska und Chełm). Die 
niedrigsten Urbanisierungsindikatoren, wie sie charakteristisch für die Woiwod-
schaften im mittleren Ostpolen waren, bewegten sich auf einem Niveau von un-
ter 35 %. Im untersuchten Zeitraum nahm der Urbanisierungsgrad des Landes zu, 
die Bevölkerung wuchs ebenfalls um etwa 10 %, jedoch blieben die hier beschrie-
benen regionalen Unterschiede bestehen.

Entwicklungsstand und technische Ausstattung (Stand des Sachkapitals) 
der Woiwodschaften in diesem Zeitraum wurden durch eine Reihe von Faktoren 
beeinflusst. Genannt seien vor allem die ab den 1950er Jahren immer wieder zu 
beobachtenden Zeiträume verstärkter Investitionsaktivitäten (insbesondere die 
Zeit der intensiven Industrialisierung in der ersten Hälfte der 1950er Jahre und 
die Investitionspolitik unter Gierek) sowie auch der ererbte Bestand an Sachka-
pital, der in der Wirtschaft der früher zu Deutschland gehörenden Gebiete und 
einiger anderer Woiwodschaften (z. B. Lodz) nach wie vor eine wichtige Rolle 
spielte.30 Die wichtigsten Bereiche der industriellen Entwicklung waren:

 ∙ die großen städtischen Ballungsräume (Warschau, Krakau, Lodz, Breslau, 
Posen), die von Bevölkerungszahl und Humankapital profitierten, 

 ∙ die industriellen Woiwodschaften im Süden (Kattowitz, Częstochowa, 
Bielsko-Biała) und Südwesten (Jelenia Góra, Wałbrzych, Legnica), die von 
den lokalen Ressourcen (Stein- und Braunkohle, Kupfer) profitierten, 

 ∙ die Hafenstädte (Danzig und Stettin), in denen sich die Schiffbauindustrie 
entwickelte, auch auf der Grundlage importierter Halbfertigprodukte,

 ∙ die Region um den in der Vorkriegszeit entstandenen sog. Zentralen In-
dustriebezirk (COP): Radom, Rzeszów, Krosno, Tarnobrzeg, Tarnów,

 Breslau (Wrocław), Posen (Poznań), Danzig (Gdańsk), Stettin (Szczecin), Kattowitz (Katowice). 
Andere Woiwodschaften/Städte werden auch im Haupttext nur mit ihren polnischen Namen 
verwendet, z. B. Jelenia Góra, Legnica, Wałbrzych.

30 Anekdotischer, beredter Beweis dafür ist die Geschichte des Films von Andrzej Wajda „Das 
gelobte Land“. Die Szenen, die sich in Fabrikhallen aus dem 19. Jahrhundert abspielen, wurden 
in der Julian-Marchlewski-Baumwollfabrik „Poltex“ gedreht, ohne dass hier Bühnenbildner 
sonderlich eingreifen mussten.
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 ∙ einige andere, über das ganze Land verteilte Woiwodschaften mit einem 
hohen Industrialisierungsgrad (z. B. die Woiwodschaft Płock mit den 
größten erdölverarbeitenden Betrieben des Landes). 

Die nur gering urbanisierten und dünnbesiedelten Woiwodschaften, gele-
gen im mittleren und nordöstlichen Teil sowie zum Teil auch im Zentrum des 
Landes (Zamość, Suwałki, Siedlce, Ostrołęka, Łomża, Chełm, Ciechanów, Biała 
Podlaska) wiesen einen bedeutenden Anteil der landwirtschaftlichen Produk tion 
(über 30 %) an der erzeugten Gesamtwertschöpfung auf, jedoch spielten hinsicht-
lich der in der Landwirtschaft ganz Polens erzeugten Gesamtwertschöpfung auch 
die Woiwodschaften im westpolnischen Tiefland sowie einige Woiwodschaften 
im Süden eine wichtige Rolle.

4.2 Endphase des planwirtschaftlichen Systems (1976–1986)

Unter den polnischen Woiwodschaften hatten sowohl 1976 als auch 1986 die 
Woiwodschaft Kattowitz (13,5 % bzw. 12,9 %) und die Woiwodschaft Warschau 
(10 % bzw. 13,2 %) den höchsten Anteil am Nationaleinkommen (NE), die übrigen 
Woiwodschaften hatten einen deutlich geringeren Anteil (vgl. die Angaben für 
sämtliche Woiwodschaften in Tabelle 1 im Anhang). Unter den Woiwodschaften, 
die schnell an Bedeutung gewannen, ist neben Warschau vor allem Radom zu 
nennen (von 1,6 auf 2,4 %), das in der Folgezeit dann wieder auf das Niveau von 
Mitte der 1970er Jahre abfiel.31 Andererseits verzeichneten die industrialisierten 
Woiwodschaften Lodz, Krakau, Stettin und Bielsko-Biała sowie in geringerem 
Maße auch Kattowitz deutliche Rückgänge ihres Anteils am NE.

Die NE-pro-Kopf-Statistiken spiegeln weitgehend die oben beschriebene 
Position der Woiwodschaften bei der Erwirtschaftung des gesamten NE wider 
(siehe Tabelle 2 im Anhang). Sowohl 1976 als auch 1986 verzeichnete die relativ 
kleine Woiwodschaft Płock mit ca. 170 % einen sehr hohen Wert  – dort befand 
sich das Petrolchemische Kombinat, in dem über 80 % des Rohöls in Polen verar-
beitet wurden. Die zweite Woiwodschaft mit einem sehr hohen Pro-Kopf-NE war 
Warschau, die 1986 den höchsten Index aufwies (205 %, 1976 über 150 %). Mitte 
der 1970er Jahre hatte die Woiwodschaft Lodz ein ebenso hohes Pro-Kopf-Ein-
kommen wie Warschau, in den darauffolgenden 10 Jahren sank der Wert jedoch 
auf 130 % des nationalen Durchschnitts. Die Woiwodschaften mit einem bedeu-
tenden Anteil der Industrie an der erwirtschafteten Wertschöpfung (z. B. Kra-
kau, Kattowitz, Danzig) verzeichneten 1976 ein deutlich über dem Durchschnitt 

31 Dies könnte auf methodische Probleme bei den durchgeführten Berechnungen zurückzuführen 
sein, auf die das GUS allerdings hingewiesen hat.
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liegendes Pro-Kopf-Einkommen (etwa 115–130 %), im Laufe des nächsten Jahr-
zehnts ging ihre Leistungskraft jedoch zurück, was besonders gut an den Woi-
wodschaften Krakau, Stettin und Bielsko-Biała ablesbar ist (siehe Abbildung 1). 
Die am wenigsten entwickelten Woiwodschaften in Mittel- und Ostpolen (Biała 
Podlaska oder Ostrołęka) hatten dagegen sowohl 1976 als auch 1986 ein Pro-Kopf-
NE von weniger als 60 % des Durchschnitts.

Abbildung 1: Veränderungen des Pro-Kopf-NE der polnischen Woiwodschaften 
(Polen = 100) zwischen 1976 und 1986

Quelle: Tabelle 2 im Anhang.
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Rückgang der Bedeutung der Industrie im fraglichen Zeitraum, wie auch die 
Daten für das gesamte Land zeigen: Der Anteil dieses Sektors am NE ist damals 
von 52 % auf 47 % gesunken. Dies kann mit Problemen bei der Durchführung von 
Industrieinvestitionen in der zweiten Hälfte der 1970er Jahre in Verbindung ge-
bracht werden, die sowohl auf unzureichende Kapazitäten im Bausektor als auch 
auf hohe Verschwendung und schlechte Organisation zurückzuführen waren. 
Das Ergebnis war eingefrorenes Kapital in unfertigen Fabriken (z. B. Maschinen, 
die nicht installiert werden konnten). Hinzu kam ein Rückgang der Produktivität 
in der Industrie. Verschärft wurden diese Probleme weiter durch die Wirtschafts-
sanktionen, die Polen nach der Verhängung des Kriegsrechts auferlegt wurden 
und die nicht nur den Zugang zu Rohstoffen und neuen Technologien, sondern 
auch die Möglichkeiten zur Modernisierung des Maschinenparks einschränkten. 
Im Falle von Woiwodschaften wie Kattowitz oder Wałbrzych spielte auch der be-
reits Ende der 1970er Jahre einsetzende Rückgang der Kohleförderung eine Rolle. 
In der Woiwodschaft Krakau hingegen wurden ab Anfang der 1970er Jahre we-
niger Investitionen getätigt als in anderen industrialisierten Regionen, was zu 
einem Rückgang der wirtschaftlichen Bedeutung dieser Region führte. 

4.3 Systemtransformation

Der Zeitraum zwischen 1986 und 1992 brachte einen tiefgreifenden strukturellen 
Wandel mit sich. Dieser resultierte sowohl aus dem wirtschaftlichen Zusammen-
bruch (dem Rückgang des BIP und des Pro-Kopf-BIP um etwa ein Fünftel), der 
Veränderung der Preisstruktur (genauer ihrer Anpassung an die Marktbedin-
gungen) als auch aus Veränderungen in der Wirtschaftsstruktur. Die erste Phase 
der Transformation war für die sozialistische Industrie besonders schmerzhaft, 
aber auch im Dienstleistungssektor sanken die Löhne. Durch die relativ gute Si-
tuation in der Landwirtschaft standen Woiwodschaften mit einem hohen Agrar-
anteil besser da.

Der Anteil der Woiwodschaft Warschau am erwirtschafteten BIP blieb einer 
der höchsten im Lande, obwohl er im Vergleich zu 1986 um 4 Prozentpunkte auf 
9,8 % sank. Die Rolle der größten Woiwodschaft in Bezug auf das generierte BIP 
wurde von der Woiwodschaft Kattowitz zurückerobert. Dies geschah trotz eines 
Rückgangs von deren Anteil am BIP um 1 Prozentpunkt auf 11,4 %. Ein rascher 
Anstieg des Anteils an der landesweit erwirtschafteten Wertschöpfung ließ die 
Woiwodschaft Posen auf den dritten Platz vorrücken: Fast 5 % des nationalen 
BIP wurden hier geschaffen, mehr als in den Woiwodschaften Lodz und Dan-
zig, die 1986 noch vor der Woiwodschaft Posen lagen. Deutlich erhöhen konn-
ten ihren Anteil am BIP (um etwa ein Viertel) die Woiwodschaften Płock, Stettin, 



 70

Piotr Koryś, Maciej Tymiński

Bydgoszcz, Leszno und Piotrków. Neben Warschau bekamen die Woiwodschaf-
ten Radom und Lodz die Transformationskrise am stärksten zu spüren: Der re-
lative Anteil der Woiwodschaft Radom am gesamtpolnischen BIP sank auf 1,6 %, 
der der Woiwodschaft Lodz auf 3,1 %. Auch die Wirtschaft der Woiwodschaften 
Wałbrzych und Białystok wurde schwer in Mitleidenschaft gezogen.

In der Regel waren die industriell geprägten Woiwodschaften stärker und 
die landwirtschaftlich geprägten Woiwodschaften weniger stark von den Einbrü-
chen betroffen. Es gibt jedoch einige Ausnahmen. So beruhte die wirtschaftliche 
Bedeutung der Woiwodschaft Płock nach wie vor auf der hier ansässigen petrol-
chemischen Industrie (obwohl die Woiwodschaft auch mit Blick auf die Land-
wirtschaft einen erheblichen Anteil an der Wertschöpfung hatte). Unter den an 
Bedeutung gewinnenden Woiwodschaften gab es neben landwirtschaftlich ge-
prägten (Leszno, Chełm, Biała Podlaska, Ostrołęka, Ciechanów, Sieradz) auch ei-
nige industriell geprägte  – neben den bereits erwähnten Woiwodschaften Posen 
und Stettin sind hier auch die Woiwodschaften Piotrków und Krakau zu nennen 
(erstere mit Bedeutung als Rohstofflieferant und wichtiger Energieproduzent, 
letztere wahrscheinlich als wichtiges Dienstleistungszentrum). Analog dazu fin-
det sich unter den industrialisierten Woiwodschaften mit sinkender Bedeutung 
und geringerem Anteil am gesamtpolnischen BIP (neben den bereits zuvor er-
wähnten auch Breslau, Kielce und Tarnobrzeg) mit der Woiwodschaft Białystok 
auch eine weniger industriell geprägte Region  – allerdings mit einer großen Woi-
wodschaftshauptstadt. 

Die veränderten BIP-Anteile fanden auch ihren Niederschlag im Niveau 
der regionalen Entwicklung, gemessen am Pro-Kopf-BIP. Das höchste Pro-Kopf-
BIP erzielte 1992 (wie schon 1976) die Woiwodschaft Płock, und erst an zweiter 
Stelle folgte die Woiwodschaft Warschau (siehe Tabelle 4 im Anhang). Zu den 
Woiwodschaften mit einem deutlich über dem Durchschnitt liegenden Pro-Kopf-
BIP gehörten auch die Woiwodschaften Posen (Wert vergleichbar mit Warschau), 
Legnica, Stettin und Krakau. Einen deutlichen Rückgang hatten hingegen die 
Woiwodschaften Kattowitz, Lodz und Breslau zu verzeichnen. Die Woiwodschaft 
Lodz bewegte sich  – trotz ihres Charakters als Ballungsraum  – in Richtung des 
gesamtpolnischen Mittelwerts (und folgte damit einem langfristigen Abwärts-
trend).

Die Ursache für diese bedeutsamen Veränderungen im Untersuchungszeit-
raum war die Transformationskrise und die damit einhergehende Umstrukturie-
rung der Wirtschaft und insbesondere der Industrie. Daher kam es in den meis-
ten Woiwodschaften, in denen Industrie angesiedelt war, zu einem erheblichen 
Produktionsrückgang und folglich zu einem Rückgang des Anteils am BIP sowie 
zu einem überdurchschnittlichen Rückgang des Pro-Kopf-BIP (wobei dieser Indi-
kator im Polen der Transformationszeit generell zurückging). 
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Abbildung 2: Veränderungen des Pro-Kopf-BIP der polnischen Woiwodschaften  
(Polen = 100) zwischen 1986 und 1992

Quelle: Tabelle 4 im Anhang.
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Umbau der Zentralverwaltung. Noch wichtiger war jedoch die Krise der Großin-
dustrie im Ballungsraum Warschau, der für eine Hauptstadt zu stark industriali-
siert war. In den ersten Jahren der Transformation funktionierte die Großindus-
trie in Warschau noch, hatte allerdings mit zunehmenden Problemen zu kämpfen. 
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deren Wirtschaft auf einem einzigen Industriezweig mit geringer Produktivität 
beruhte (Woiwodschaften Lodz, Wałbrzych). Besser unter den industrialisierten 
Woiwodschaften schnitten die Regionen ab, die in der Lage waren, rasch eine Zu-
sammenarbeit mit ausländischen Märkten zu etablieren, insbesondere betraf das 
die westlichen und nördlichen Woiwodschaften mit großen städtischen Zentren 
(Posen, Stettin, Danzig). Im Endeffekt kam es zu einer transformationsbedingten 
Konvergenz, die sich in einem relativen (und absoluten) Rückgang des Pro-Kopf-
BIP in den meisten Agglomerations- und Industrie-Woiwodschaften, aber auch 
in einem relativen Wachstum dieses Indikators in den meisten Agrar-Woiwod-
schaften niederschlug. Das machte die ersten Jahre der Transformation zu etwas 
Besonderem.

4.4 Posttransformatorisches Wachstum

In den folgenden Jahren kam es zur Umkehrung einiger Trends, die für die Zeit 
des Wandels charakteristisch gewesen waren. Bereits 1996 erreichte das BIP der 
Woiwodschaft Warschau einen ähnlichen Anteil am polnischen BIP wie in den 
1980er Jahren und nahm bis zum Ende des Jahrhunderts stetig zu. Auch die Woi-
wodschaft Kattowitz erzielte beim Anteil am nationalen BIP wieder das Niveau 
der 1980er Jahre. Die Woiwodschaft Posen konnte ihren Anteil am Gesamt-BIP 
mit 5 % halten, die Woiwodschaften Danzig und Krakau lagen weiter stabil bei 
4 % (siehe Tabelle 3 im Anhang). Dies hing mit der Umstrukturierung der Indus-
trie zusammen, aber in noch stärkerem Maße (vor allem im Falle von Warschau) 
mit dem Entstehen neuer Dienstleistungen (z. B. im Finanzsektor), die stillgeleg-
te Industrie ersetzten.

Beim Pro-Kopf-BIP wie auch bei der Gesamtstärke der Wirtschaft in den ein-
zelnen Woiwodschaften ähnelte die Situation in den Jahren 1992–1996 erstaunli-
cherweise jener in den Jahren 1976 und 1986: Das Pro-Kopf-BIP der Woiwodschaft 
Warschau erreichte wieder 200 % des nationalen Niveaus, das Pro-Kopf-BIP der 
Woiwodschaft Płock fiel auf unter 190 %. Die Lage einiger Woiwodschaften, 
die Anfang der 1990er Jahre eine Transformationskrise erlebt hatten, darunter 
Kattowitz und Breslau, verbesserte sich. Die Woiwodschaften im Westen Polens 
(Leszno, Piła, Posen) schnitten gut ab und hielten ihr Pro-Kopf-BIP im Vergleich 
zum gesamtpolnischen Durchschnitt auf einem viel höheren Niveau als 1986. 
Unter den Woiwodschaften mit dem schlechtesten Transformationsergebnis ist 
die Woiwodschaft Lodz zu nennen, deren Pro-Kopf-BIP unter den Landesdurch-
schnitt fiel. Der Schlüsselfaktor dabei scheint die bereits erwähnte Krise der post-
sozialistischen Industrie gewesen zu sein, die auf alten Technologien und billi-
gen Arbeitskräften basierte (Lodzer Textilindustrie). 
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Abbildung 3: Änderungen des Pro-Kopf-BIP der polnischen Woiwodschaften (Polen = 100) 
zwischen 1992 und 1996

Quelle: Tabelle 4 im Anhang.
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den benachbarten kleineren, landwirtschaftlich geprägten Woiwodschaften in 
Großpolen (Leszno, Piła, Konin) feststellen. Hingegen erlebte der Aufschwung 
einiger in der Gierek-Ära mit Investitionen „vollgepumpten“ Woiwodschaften 
ein jähes Ende, wie dies etwa die Woiwodschaften Bielsko-Biała, Danzig oder 
Tarnobrzeg zeigen. Interessanterweise haben Woiwodschaften, deren Wirtschaft 
auf Rohstoffgewinnung basierte (Legnica, Kattowitz), nur wenig hinzugewonnen 
oder sogar verloren (siehe Abbildung 4 und Tabellen 2 und 4 im Anhang).

Abbildung 4: Pro-Kopf-NE der polnischen Woiwodschaften (Polen = 100) 1976 versus Pro-
Kopf-BIP (Polen = 100) 1996

Quelle: Tabellen 2 und 4 im Anhang.
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5. Schlussfolgerungen

Die Zeit von den 1970er Jahren bis zum Ende des 20. Jahrhunderts war reich an 
Ereignissen, die erhebliche Auswirkungen auf die polnische Wirtschaft hatten: 
angefangen von der Wirtschaftspolitik unter Gierek, die zunächst zu einem ra-
schen Wirtschaftswachstum und dann zu einer tiefen Krise und Staatsverschul-
dung führte, über die anschließenden erfolglosen Versuche zur Reformierung 
der zentralen Planwirtschaft, die nach kurzzeitiger Stabilisierung zu einem 
erneuten Zusammenbruch und einer Hyperinflation führten, bis hin zum Pro-
gramm der marktwirtschaftlichen Transformation und der Umstrukturierung 
der Wirtschaft nach 1989, das Anfang der 1990er Jahre zunächst einen drasti-
schen (aber kurzzeitigen) Transformationseinbruch und dann ein stabiles Wirt-
schaftswachstum bewirkte.

Der Einfluss dieser Ereignisse auf die Entwicklung der wirtschaftlichen Be-
deutung der einzelnen Woiwodschaften war unterschiedlich. Durch die Politik 
Giereks und ihre Auswirkungen (bis 1986) stieg die wirtschaftliche Bedeutung 
Warschaus und der Woiwodschaft Warschau. Im gleichen Zeitraum begannen 
die traditionellen Industrieregionen (Lodz, Kattowitz) langsam an Bedeutung zu 
verlieren. Wenn auch die beobachteten Veränderungen noch nicht sehr massiv 
waren, können sie als erste Anzeichen für einen strukturellen Wandel angesehen 
werden, wie er in der Folgezeit stattfand. Sehr gut ablesbar ist das an den Daten 
für 1992. Nach der Einführung des Balcerowicz-Plans ging der Anteil der aller-
meisten industriell geprägten Woiwodschaften am BIP zurück, was im Falle des 
Ballungsraums Warschau besonders deutlich wird. Zugleich stieg der Anteil der 
landwirtschaftlich geprägten Woiwodschaften am BIP, was jedoch weniger mit 
einem Anstieg der Produktion als vielmehr mit deren geringerer Beschränkung 
im Vergleich zu den stärker entwickelten Regionen zusammenhing. In den fol-
genden Jahren erreichte der Anteil der einzelnen Woiwodschaften am BIP wie-
der ein ähnliches Niveau wie in den 1980er Jahren  – mit Ausnahme ehemaliger 
Industrieregionen, deren Wirtschaft sehr stark von traditionellen Industriebran-
chen abhängig war (Woiwodschaften Lodz und Wałbrzych). Dies zeigt sich beson-
ders deutlich im Fall von Lodz, wo Krisensymptome bereits in den 1980er Jahren 
zu beobachten waren. Die zweite signifikante Veränderung, wenn auch nicht so 
spektakulär, ist die allmählich wachsende Bedeutung der westlichen Regionen 
(vor allem der Woiwodschaften Großpolens) auf Kosten der südlichen Regionen, 
was mit der schnelleren Etablierung einer Zusammenarbeit mit ausländischen 
Märkten zusammenhängen könnte.

Die hier vorgelegte Analyse ermöglicht es, allgemeine Tendenzen in 
der Entwicklung der Woiwodschaften im letzten Viertel des 20. Jahrhunderts 
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aufzuzeigen, erlaubt es jedoch nicht, einige interessante Einzelphänomene zu 
erklären. So kann man lediglich vermuten, dass einige der in den 1990er Jah-
ren stattfindenden Prozesse ein Symptom des Übergangs von einer industriell 
geprägten Wirtschaft zu einem Modell waren, das sich viel stärker auf Dienst-
leistungen stützt (vgl. die Entwicklung Warschaus als Beispiel). Zur Überprüfung 
dieser Hypothese wären jedoch wesentlich detailliertere Untersuchungen erfor-
derlich, die den Rahmen dieser Studie sprengen würden. Hingewiesen sei auch 
auf gewisse Unzulänglichkeiten in den analysierten Quellen, so dass bei den 
Schlussfolgerungen für einige Regionen Vorsicht geboten scheint. Dies gilt vor 
allem für die Daten der Woiwodschaften Radom und Bielsko-Biała für das Jahr 
1986, die auf ein sehr hohes BIP im ersten und einen BIP-Einbruch im zweiten Fall 
verweisen. Es ist schwierig, für diese Daten eine plausible Erklärung zu finden.

In diesem Sinne sollte die vorliegende Studie als Basis für tiefergehende 
Analysen der regionalen Entwicklung über einen viel längeren Zeitraum hinweg 
betrachtet werden, die es ermöglichen würden, die langfristigen Bedingungen 
und Quellen für den wirtschaftlichen Status der einzelnen Regionen in Polen 
aufzuzeigen.

Aus dem Polnischen von Gero Lietz
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Anhang

Tabelle 1: Anteil des Einkommens der Woiwodschaften am Nationaleinkommen Polens (%)

Woiwodschaften 1976 1986 Woiwodschaften 1976 1986

Warszawa 9,6 13,2 Olsztyn 1,7 1,5

Biała Podlaska 0,5 0,5 Opole 2,7 2,5

Białystok 1,6 1,8 Ostrołęka 0,6 0,6

Bielsko-Biała 3,0 2,4 Piła 0,8 0,8

Bydgoszcz 2,6 2,5 Piotrków Tryb. 1,4 1,5

Chełm 0,4 0,4 Płock 2,4 2,3

Ciechanów 0,6 0,7 Poznań 3,8 3,6

Częstochowa 1,9 1,6 Przemyśl 0,7 0,6

Elbląg 0,9 1 Radom 1,5 2,4

Gdańsk 4,4 4,3 Rzeszów 1,6 1,8

Gorzów 1,0 1,1 Siedlce 1,1 1,0

Jelenia Góra 1,4 1,3 Sieradz 0,9 0,7

Kalisz 1,3 1,4 Skierniewice 0,7 0,8

Katowice 13,5 12,9 Słupsk 0,7 0,8

Kielce 2,4 2,2 Suwałki 0,8 0,8

Konin 0,9 0,9 Szczecin 3,0 2,4

Koszalin 1,0 1,0 Tarnobrzeg 1,2 1,3

Kraków 4,1 3,1 Tarnów 1,3 1,2

Krosno 1,0 0,9 Toruń 1,4 1,5

Legnica 1,4 1,6 Wałbrzych 1,9 1,6

Leszno 0,7 0,7 Włocławek 0,9 0,8

Lublin 2,2 2,3 Wrocław 3,3 3,4

Łomża 0,5 0,5 Zamość 0,9 0,8

Łódź 4,8 4,0 Zielona Góra 1,8 1,8

Nowy Sącz 0,9 1,0 Polen 100 100

Quelle: Dochód narodowy Polski według województw w 1976 r., Warszawa: Zakład Badań Statystycz-
no-Ekonomicznych GUS 1978; Dochód narodowy Polski według województw w 1986 r., Warszawa: 
Zakład Badań Statystyczno-Ekonomicznych GUS i PAN 1989.
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Tabelle 2: Nationaleinkommen pro Kopf (Polen = 100)

Woiwodschaften 1976 1986 Woiwodschaften 1976 1986

Warszawa 151,61 204,91 Olsztyn 87,75 76,62

Biała Podlaska 56,26 59,24 Opole 93,61 91,57

Białystok 89,20 98,38 Ostrołęka 59,47 57,77

Bielsko-Biała 130,58 104,03 Piła 66,94 67,28

Bydgoszcz 89,15 87,32 Piotrków Tryb. 80,34 91,27

Chełm 69,36 64,93 Płock 168,92 168,34

Ciechanów 55,00 62,91 Poznań 111,61 104,13

Częstochowa 87,40 78,99 Przemyśl 66,26 60,44

Elbląg 73,60 78,69 Radom 74,70 122,69

Gdańsk 120,95 113,99 Rzeszów 90,84 98,01

Gorzów 81,40 81,08 Siedlce 64,86 61,07

Jelenia Góra 100,46 94,10 Sieradz 77,35 67,41

Kalisz 71,13 75,18 Skierniewice 64,10 69,35

Katowice 132,41 122,97 Słupsk 67,27 72,83

Kielce 79,99 75,41 Suwałki 62,43 62,12

Konin 76,01 70,72 Szczecin 118,93 92,99

Koszalin 76,46 76,31 Tarnobrzeg 78,42 84,99

Kraków 125,38 97,76 Tarnów 79,00 72,28

Krosno 83,09 71,44 Toruń 80,41 85,24

Legnica 113,55 119,64 Wałbrzych 92,47 82,59

Leszno 67,18 64,95 Włocławek 77,30 68,79

Lublin 84,99 88,71 Wrocław 109,74 113,63

Łomża 53,18 60,54 Zamość 69,10 61,49

Łódź 152,15 132,58 Zielona Góra 108,15 104,24

Nowy Sącz 49,96 56,80 Polen 100,00 100,00

Quelle: Dochód narodowy Polski według województw w 1976 r., Warszawa: Zakład Badań Statystycz-
no-Ekonomicznych GUS 1978; Dochód narodowy Polski według województw w 1986 r., Warszawa: 
Zakład Badań Statystyczno-Ekonomicznych GUS i PAN 1989.
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Tabelle 3: Anteil der Woiwodschaften am BIP Polens (%)

Woiwod-
schaften

1986 1992 1996 Woiwod-
schaften

1986 1992 1996

Warszawa 13,9 9,8 12,6 Olsztyn 1,5 1,7 1,6

Biała Podlaska 0,5 0,6 0,5 Opole 2,5 2,6 2,4

Białystok 1,8 1,6 1,5 Ostrołęka 0,6 0,7 0,7

Bielsko-Biała 2,3 2,3 2,3 Piła 0,9 1,0 1,1

Bydgoszcz 2,5 3,3 2,7 Piotrków Tryb. 1,5 1,9 1,4

Chełm 0,4 0,5 0,4 Płock 2,1 3,0 2,5

Ciechanów 0,7 0,8 0,8 Poznań 3,7 4,9 4,6

Częstochowa 1,6 1,7 1,5 Przemyśl 0,7 0,7 0,7

Elbląg 1,0 1,1 1,1 Radom 2,3 1,6 1,6

Gdańsk 4,2 4,2 4,1 Rzeszów 1,8 1,8 1,7

Gorzów 1,1 1,1 1,1 Siedlce 1,1 1,2 1,1

Jelenia Góra 1,3 1,3 1,2 Sieradz 0,7 0,8 0,8

Kalisz 1,4 1,5 1,6 Skierniewice 0,8 0,8 0,8

Katowice 12,4 11,4 12,4 Słupsk 0,8 0,8 0,8

Kielce 2,3 2,1 2,2 Suwałki 0,8 0,8 0,9

Konin 0,9 0,9 1,1 Szczecin 2,3 3,1 2,9

Koszalin 1,0 1,1 1,1 Tarnobrzeg 1,3 1,2 1,1

Kraków 3,3 4,0 3,9 Tarnów 1,2 1,5 1,3

Krosno 0,9 0,9 0,9 Toruń 1,5 1,5 1,5

Legnica 1,5 1,6 1,6 Wałbrzych 1,6 1,4 1,4

Leszno 0,7 0,9 1,1 Włocławek 0,8 0,8 0,8

Lublin 2,4 2,3 2,4 Wrocław 3,4 3,1 3,4

Łomża 0,6 0,6 0,6 Zamość 0,8 0,9 0,8

Łódź 4,0 3,1 2,8 Zielona Góra 1,8 2,0 1,6

Nowy Sącz 1,1 1,2 1,2 Polen 100,0 100,0 100,0

Quelle: Dochód narodowy Polski według województw w 1986 r., Warszawa: Zakład Badań Statystycz-
no-Ekonomicznych GUS i PAN 1989; Leszek Zienkowski (Anm. 27); Halina Dmochowska (Anm. 27).
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Tabelle 4: Pro-Kopf-BIP (Polen = 100)

Woiwod-
schaften

1986 1992 1996 Woiwod-
schaften

1986 1992 1996

Warszawa 215,16 155,13 201,4 Olsztyn 78,51 87,78 80,31

Biała 
Podlaska

62,87 75,06 59,94 Opole 90,57 95,74 90,44

Białystok 97,75 89,4 84,22 Ostrołęka 60,06 67,08 64,71

Bielsko-Biała 100,42 95,49 97,12 Piła 68,77 76,87 82,87

Bydgoszcz 86,4 112,04 93,65 Piotrków 
Tryb.

88,1 114,36 86,44

Chełm 67,12 83,59 65,97 Płock 155 219,74 185,11

Ciechanów 64,5 74,32 69,91 Poznań 105,59 141,23 131,78

Częstochowa 78,24 84,1 75,95 Przemyśl 62,86 66 61,86

Elbląg 77,64 89 88,37 Radom 116,17 82,59 80,18

Gdańsk 111,62 110,65 107,94 Rzeszów 97,77 92,66 86,3

Gorzów 81,41 81,73 82,75 Siedlce 62,65 72,42 61,67

Jelenia Góra 92,23 95,43 90,66 Sieradz 68,29 73,94 72,78

Kalisz 75,03 78,26 83,36 Skierniewice 71,64 71,24 76,58

Katowice 118,1 109,54 122,19 Słupsk 74,53 73,65 72,97

Kielce 76,46 72,56 74,07 Suwałki 64,61 65,36 70,3

Konin 70,33 76,86 85,14 Szczecin 92,91 122,95 111,68

Koszalin 79,12 82,6 83,94 Tarnobrzeg 83,98 76,37 71,76

Kraków 101,11 125,68 121,98 Tarnów 72,37 85,88 71,25

Krosno 73,17 70,75 66,45 Toruń 85,35 85,65 88,32

Legnica 114,65 118,49 115,44 Wałbrzych 81,7 73,52 75,81

Leszno 66,39 84,22 102,58 Włocławek 70,13 73,02 71,14

Lublin 91,46 87,84 89,01 Wrocław 113,1 106,77 116,33

Łomża 62,68 69,55 60,43 Zamość 63,36 68,65 59,15

Łódź 129,32 106,46 95,73 Zielona Góra 101,44 115,61 90,08

Nowy Sącz 61,39 65,97 62,09 Polen 100 100 100

Quelle: Dochód narodowy Polski według województw w 1986 r., Warszawa: Zakład Badań Statystycz-
no-Ekonomicznych GUS i PAN 1989; Leszek Zienkowski (Anm. 27); Halina Dmochowska (Anm. 27).
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Potencjał gospodarczy polskich województw (1976–1996). Rozwój regionalny 
a zmiany w systemie gospodarki

Celem artykułu jest analiza przestrzenna rozwoju gospodarczego w  Polsce na poziomie 
wojewódzkim o okresie ostatnich dekad PRL i transformacji systemowej. Autorzy pokazali 
przemiany potencjału gospodarczego województw (w podziale na 49 województw obowią-
zującym w tamtym okresie) dokonujące się pod wpływem polityki inwestycyjnej Edwar-
da Gierka (stan wyjściowy, rok 1976), kryzysu gospodarczego lat 80. (dane za rok 1986), 
transformacji systemowej (dane za rok 1992), a potem dynamicznego rozwoju gospodarki 
rynkowej w  latach 90. (dane za rok 1996). Okres ten obfitował w  wydarzenia społeczne 
i polityczne, poczynając od polityki przemysłowej ekipy Gierka, poprzez kryzys gospodar-
czy, społeczne protesty okresu Solidarności, kolejne próby reform gospodarki centralnie 
planowanej i  falę hiperinflacji po okres demokratycznych przemian i  restrukturyzacji 
gospodarki po 1989 roku. W  analizowanym okresie obserwować można spadek znacze-
nia województw, które rozwinęły się w  oparciu o  socjalistyczne uprzemysłowienie, falę 
transformacyjnej deindustrializacji, a  po niej odbudowę zrestrukturyzowanego przemy-
słu, a także powolny wzrost znaczenia sektora usług. W wyniku polityki Gierka wzrosło 
znaczenie gospodarcze Warszawy i  województwa warszawskiego. Jednocześnie traciły 
znaczenie tradycyjne regiony przemysłowe (Łódź, Wałbrzych, Katowice). Po urynkowieniu 
jeszcze bardziej spadła rola zdecydowanej większości województw przemysłowych w wy-
twarzaniu polskiego PKB. W połowie lat 90. udział większości województw w PKB wrócił 
do poziomów podobnych do tych z lat 80., co w wypadku wielu województw uprzemysło-
wionych było następstwem udanej restrukturyzacji przemysłu. 

The economic potential of the Polish voivodeships (1976–1996). Regional 
development and changes in the economic system

An analysis is made of Polish economic development at the level of the voivodeships (prov-
inces), covering the last decades of communist rule and the period of systemic transforma-
tion. The authors show how the economic potential of the voivodeships (which numbered 
49 at that time) was influenced by the investment policy of Edward Gierek (1976, the start-
ing point of the analysis), the economic crisis of the 1980s (data for 1986), the systemic 
transformation (data for 1992), and finally the dynamic expansion of the market econo-
my in the 1990s (data for 1996). This was a period of many significant social and political 
events, from the Gierek government’s industrial policy, through the economic crisis, the 
social protests of the Solidarity era, successive attempts to reform the centrally planned 
economy, the wave of hyperinflation, up to the period of democratic changes and econom-
ic restructuring post-1989. In the analysed period we observe a decline in the importance 
of those voivodeships whose development had been based on socialist industrialisation, 
a  transformative wave of deindustrialisation followed by the rebuilding of restructured 
industry, and also the gradual growth in importance of the services sector. Gierek’s policy 
led to an increase in the economic significance of Warsaw and the Warsaw voivodeship, 
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accompanied by a decline in the importance of the traditional industrial regions (Łódź, 
Wałbrzych, Katowice). Following the move to a market economy, the contribution of most 
of the industrial voivodeships to Poland’s GDP fell even further. In the mid-1990s the share 
of most voivodeships in total GDP returned to levels similar to those of the 1980s, which 
in the case of many industrialised voivodeships was a result of a successful restructuring 
of industry. 
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Veränderungen in der Produktivität der polnischen 
Wirtschaft während der Systemtransformation.  
Analyse mit quantitativen Methoden 

1. Einleitung

Die Frage der Produktivität und der wirtschaftlichen Effizienz ist seit Anfang des 
20. Jahrhunderts sowohl für Ökonomen als auch für Wirtschaftshistoriker von 
großem Interesse. Unter Produktivität versteht man die Größe des durch den 
Einsatz von Produktionsfaktoren erzeugten Outputs. Zu diesen Faktoren zählen 
auf der allgemeinsten Ebene für gewöhnlich Boden, Arbeit und Kapital. Effizi-
enz hingegen ist ein weiter gefasster Begriff, da er die Ergebnisse verschiedener 
menschlicher Aktivitäten (nicht nur der Produktionstätigkeit) ins Verhältnis zu 
den aufgewandten Mitteln setzt. Eine der Möglichkeiten zur Messung der Effizi-
enz ist die Verwendung von Produktivitätsindikatoren.1

In makroökonomischer Hinsicht können Produktivitäts- und Effizienzstu-
dien sowohl demokratische als auch sozialistische Volkswirtschaften betreffen. 
Für erstere fand in Produktivitätsanalysen der Nachkriegszeit die Theorie der 
Produktionsfunktion breite Anwendung.2 In den sozialistischen Volkswirtschaf-
ten hingegen erforderten die Ziele der Wirtschaftspolitik die ständige Erstellung 
von Wirtschaftsplänen und die Überprüfung der erzielten makroökonomischen 
Wirkungen auf der Grundlage von zu diesem Zweck geschaffenen Indikatoren. 
Im Polen der Nachkriegszeit gab das Statistische Hauptamt (GUS) zur Deckung 
dieses Bedarfs neben Jahrbüchern zahlreiche statistische Darstellungen zur Pro-
duktivität der einzelnen Wirtschaftszweige heraus. 

Die Effizienzanalyse wirtschaftlicher Prozesse ist besonders interessant (und 
komplex), wenn es um Zeiträume geht, in denen soziale und wirtschaftliche Um-
wälzungen stattgefunden haben. Als Beispiel für eine solch außergewöhnliche 

1 Vgl. Jarosław Szot/Karolina Kaletka: Produktywność, in: Encyklopedia zarządzania, https://mfi-
les.pl/pl/index.php/Produktywność, 06.04.2022; Piotr Jedliński/Karolina Kruszczak: Efektyw-
ność, in: Encyklopedia zarządzania, https://mfiles.pl/pl/index.php/Efektywność, 06.04.2022.

2 Kenneth Joseph Arrow et al.: Capital-Labor Substitution and Economic Efficiency, in: Review of 
Economics and Statistics 43/3, 1961, S. 225–250; Robin C. Sickles/Valentin Zelenyuk: Measure-
ment of Productivity and Efficiency. Theory and Practice, Cambridge: Cambridge University 
Press 2019, S. 59–89.
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Periode in der Wirtschaftsgeschichte des 20. Jahrhunderts gilt die Systemtrans-
formation in Polen, die nach 1989 stattfand. Bei der Bewertung dieses Prozesses 
stützen sich die polnischen Wirtschaftswissenschaftler und -historiker im Allge-
meinen auf die Ergebnisse eindimensionaler Analysen. Häufig dazu herangezo-
gene Indikatoren sind u. a. der Wert des Preisanstiegs bei Verbrauchsgütern und 
Dienstleistungen, die Entwicklung des realen BIP, das Beschäftigungsvolumen, die 
Arbeitslosenquote, die Entwicklung des Wertes und des Volumens von Export und 
Import, die Außenhandelsbilanz oder die Schwankungen des Dollarkurses in Zlo-
ty.3 Auch zweidimensionale Darstellungen finden sich, wenn auch seltener.4 

Die bescheidene Zahl multidimensionaler Studien ist vor allem darauf zu-
rückzuführen, dass mit dem Wechsel des Wirtschaftssystems der natürliche 
Wunsch einherging, sich von den mit dem sozialistischen System verbundenen 
Forschungsinstrumenten zu lösen. Vor allem in den ersten Jahren der Transfor-
mationsphase in Polen glaubte man, dass Bewertungen von oben nach unten zwar 
wichtig seien, dass aber die Effizienz der polnischen Wirtschaft hauptsächlich da-
von abhänge, was „unten“ passiere. Im Gegensatz zu den nach dem Zweiten Welt-
krieg angewandten Methoden lag der Schwerpunkt in der Transformationsphase 
daher eher auf mikroökonomischen Studien.5 Mit der Zeit änderte sich diese Ein-
stellung jedoch. Man kam zu dem Schluss, dass Fragen wie die Schaffung eines 
institutionellen und rechtlichen Rahmens, die sozialen Kosten der Transforma-
tion, Massenarbeitslosigkeit, Einkommenspolarisierung, die Krise im Bereich der 
so zialen Dienstleistungen oder strukturelle Veränderungen in der Wirtschaft nur 
mit makroökonomischen Instrumenten untersucht werden konnten.6

Vor diesem Hintergrund ist es das Ziel des vorliegenden Beitrags, die Pro-
duktivitätsentwicklung der polnischen Wirtschaft während der Systemtransfor-
mation makroökonomisch darzustellen. Durch den Einsatz multidimensionaler 
quantitativer Methoden ist es möglich, das Problem möglichst komplex zu erfas-
sen. Insbesondere soll die Frage beantwortet werden, wie sich die Effektivität der 
polnischen Wirtschaft unter dem Einfluss politischer und sozialer Wandlungs-
prozesse verändert hat und inwieweit diese Veränderungen in den verschiede-
nen Landesteilen gleichmäßig verlaufen sind. So formulierte Forschungsfragen 
lassen quantitative Methoden geeignet erscheinen, bei denen auch die zeitliche, 

3 Adam Rybarski: Przebieg procesu stabilizacji gospodarczej w Polsce, in: Stanisław Lis (Hg.): 
Transformacja gospodarki polskiej. Doświadczenia i wyzwania, Prace Komisji Nauk Ekono-
micznych/Polska Akademia Nauk, Oddział w Krakowie 22, Kraków: Wydawnictwo i Drukarnia 
„Secesja“ 1996, S. 37–59 (43).

4 Ebenda, vgl. dort die Abbildungen: Inflacja i stopa bezrobocia w latach 1990–1994 [Inflation und 
Arbeitslosenquote 1990–1994]; Poziom PKB oraz poziom cen [Höhe des BIP und Preisniveau]; 
Stopa zmian PKB oraz stopa bezrobocia [BIP-Entwicklung und Arbeitslosenquote]. 

5 Jerzy Kleer: Modele transformacji: Niemcy Wschodnie, Polska i Rosja, in: Lis (Anm. 3), S. 11–28 (12).
6 Zdzisław Sadowski: Społeczne koszty transformacji gospodarki polskiej, in: Lis (Anm. 3), 

S. 29–35 (29).
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sektorale und räumliche Perspektive Berücksichtigung findet. Die Untersuchung 
der Transformationsperiode basiert somit auf den vier grundlegenden Produk-
tionsfaktoren (Boden, Arbeit, Anlage- und Betriebskapital)  – unter der Prämis-
se, dass das Produktionsvolumen von Industrie, Landwirtschaft und Dienstleis-
tungssektor unter Berücksichtigung der territorialen Gliederung des polnischen 
Staates betrachtet wird.

2.  Systemtransformation und ihre Definitionen

Autoren, die die Systemtransformation in Polen in den letzten Jahrzehnten be-
schreiben, definieren diese ähnlich. Transformation hat für sie stets systemi-
schen Charakter und bezieht sich auf die Umwandlung eines sozioökonomischen 
Systems in ein anderes.7 So betont Andrzej Wojtyna, dass es in der Transforma-
tionsphase sowohl zu einer Veränderung der vorherrschenden Eigentumsform 
als auch der vorherrschenden Form der Allokation (Koordination) komme, somit 
also der zwei grundlegenden Kriterien zur Unterscheidung der bekannten Wirt-
schaftssysteme.8

Jerzy Kleer und Marek Ratajczak weisen ihrerseits darauf hin, dass die 
Transformation in der Regel kein eindimensionaler Prozess ist, da sie Verände-
rungen in vielen Bereichen des sozioökonomischen Lebens mit sich bringt.9 Ge-
nannt werden politische, wirtschaftliche und soziale Aspekte dieses Prozesses 
(den Bewusstseinswandel eingeschlossen), vgl. Abbildung 1. Bei Edward Łuka-
wer findet sich eine noch längere Liste von Bereichen, in denen sich während der 
Transformationsphase Veränderungen vollziehen.10 Neben den oben erwähnten 
verweist er auf Veränderungen der Eigentumsverhältnisse und des Produktions-
prozesses sowie auf eine veränderte Definition der Rolle des Staates im Rahmen 
des Marktmechanismus und insbesondere seiner Bedeutung bei der Ankurbe-
lung der wirtschaftlichen Entwicklung.

7 Vgl. Witold Trzeciakowski: Teoretyczne przesłanki i założenia transformacji systemowej polskiej 
gospodarki, in: Marek Belka/Witold Trzeciakowski (Hg.): Dynamika transformacji polskiej 
gospodarki, Bd. 1, Warszawa: Poltext 1997, S. 49–82 (42); Stanisław Swadźba: Transformacja 
systemowa polskiej gospodarki i jej efekty, in: Henryk Ćwikliński (Hg.): Transformacja polskiej 
gospodarki. Ocena kierunków i dynamiki zmian strukturalnych, Gdańsk: Fundacja Rozwoju 
Uniwersytetu Gdańskiego 2005, S. 13–20.

8 Andrzej Wojtyna: Strategia gospodarcza a ekonomia polityczna reform, in: Marek Belka/Witold 
Trzeciakowski (Hg.): Dynamika transformacji polskiej gospodarki: praca zbiorowa, Bd. 1, Warszawa: 
Poltext 1997, S. 135–154 (137).

9 Kleer (Anm. 5), S. 12; Marek Ratajczak: Transformacja ustrojowa w świetle ustaleń i założeń 
ekonomii instytucjonalnej, in: Ruch Prawniczy, Ekonomiczny i Socjologiczny LXXI/2, 2009, 
S. 233–251.

10 Edward Łukawer: Dylematy polityki fiskalnej i pieniężnej w procesie transformacji in: Lis 
(Anm. 3), S. 61–79.
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Abbildung 1: Schema des Prozesses der Systemtransformation nach Marek Ratajczak

Quelle: Marek Ratajczak: Transformacja ustrojowa w świetle ustaleń i założeń ekonomii instytucjo-
nalnej, in: Ruch Prawniczy, Ekonomiczny i Socjologiczny LXXI/2, 2009, S. 233–251.

Die genannten Autoren betonen jedoch, dass in der Transformationsfor-
schung eine eindimensionale Sichtweise vermieden werden sollte. Insbesonde-
re sollten politische und wirtschaftliche Analysen der Transformationsperiode 
nicht künstlich voneinander getrennt werden, denn der ursprüngliche Impuls 
zur Transformation sei in der Regel politisch, auch wenn die wirtschaftliche Inef-
fizienz des Systems die allgemeinste Voraussetzung für die Transformation dar-
stelle. Eben eine solche Konstellation lässt sich in den Transformationsprozessen 
der ost- und mitteleuropäischen Länder Ende des 20. Jahrhunderts beobachten. 
Art und Tempo des wirtschaftlichen Wandels, vor allem die Wahl des Modells 
für den Übergang zur Marktwirtschaft und dessen angestrebte Ziele, waren ab-
hängig von den politischen Bedingungen.11 Stanisław Swadźba wiederum betont, 
dass das besondere Merkmal der Transformation der mitteleuropäischen Länder 
ihr Dualismus gewesen sei. Die Systemtransformation habe nämlich nicht nur 
die Anpassung an die Prämissen der Marktwirtschaft, sondern in den ersten Jah-
ren des 21. Jahrhunderts auch an die diesbezüglichen Anforderungen der Euro-
päischen Union (EU) bedeutet.12 

11 Kleer (Anm. 5), S. 11 f.
12 Swadźba (Anm. 7), S. 16.
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3. Untersuchungsbereich und statistische Angaben

Die im obigen Abschnitt vorgestellte Definition der Systemtransformation in Po-
len bildet zugleich den Rahmen für den Umgang mit den Daten, die die Grundla-
ge für umfassende quantitative Studien bilden. Vorliegender Beitrag geht davon 
aus, dass sich die Systemtransformation in Polen über die Jahre 1990–2004 er-
streckte. Analog zu den meisten Forschern wird der Beginn der Transformation 
auf den 1. Januar 1990 festgesetzt, denn an diesem Tag traten die Gesetze des sog. 
Makrostabilisierungspakets in Kraft.13 Endpunkt der Studie ist wiederum der EU-
Beitritt Polens, da dieser de facto bedeutete, dass die 15 Mitgliedstaaten die polni-
sche Wirtschaft im Jahre 2004 als Marktwirtschaft anerkannt hatten, die sich von 
entsprechenden Prinzipien leiten ließ.14

Die Aufbereitung der statistischen Angaben erforderte wegen notwendiger 
räumlicher und dynamischer Vergleiche besondere Sorgfalt. Meines Erachtens 
sind die damaligen Statistiktabellen zwar typisch für die Nachkriegszeit, aber 
dennoch zuverlässig. Dennoch wurden in einzelnen Jahren die untersuchten Ka-
tegorien oder die Verallgemeinerungsebene geändert, was vergleichende Analy-
sen für diesen Zeitraum trotz der großen Menge an verfügbaren Daten erheblich 
erschwert. Zudem war die Transformation der polnischen Wirtschaft eine Zeit 
intensiver Wandlungsprozesse, was Strukturen und Eigentumsverhältnisse an-
belangte. Strukturell kam es zu einer dynamischen Entwicklung des Dienstleis-
tungssektors auf Kosten des Anteils der Schwerindustrie und der Landwirtschaft 
an der nationalen Produktion. In der Studie musste daher eine Auswahl von 
Merkmalen getroffen werden, mit denen die Veränderungen in den Bereichen 
Industrie, Landwirtschaft und Dienstleistungen getrennt untersucht werden 
konnten. Andererseits wurden aufgrund des territorialen Aspekts der Analysen 
Daten zu den Woiwodschaften verwendet, wie sie Jahr für Jahr vom GUS in den 
entsprechenden Ausgaben des Statistischen Jahrbuchs der Woiwodschaften ver-
öffentlicht wurden.15 

Die Auswahl der Variablen war nicht zuletzt auch schwierig, weil deren 
Kontinuität während des gesamten Untersuchungszeitraums gewährleistet sein 
musste. Das größte Hindernis stellten dabei die strukturellen Veränderungen 
dar, die sich aus der im Januar 1999 in Kraft getretenen Verwaltungsreform 
ergaben, mit der u. a. eine neue administrative Gliederung Polens eingeführt 

13 Ebenda S. 14; Dz.U. [GBl.] 1989, Nr. 74, Pos. 437  – Pos. 442; Dz.U. 1989, Nr. 75, Pos. 443  – Pos.. 446; 
Dz.U. 1990, Nr. 14, Pos. 88, https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/, 06.04.2022.

14 Janusz Kaliński: Transformacja gospodarki polskiej w latach 1989–2004, Warszawa: Szkoła 
Główna Handlowa w Warszawie  – Oficyna Wydawnicza 2009, S. 9.

15 Rocznik Statystyczny Województw, Warszawa: Główny Urząd Statystyczny 1988–2006.
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wurde.16 Die hohe Inflation in der Transformationszeit und die Neubewertung 
der Marktprodukte machten es wiederum unmöglich, den Wert der Produktion 
oder der Produktionsfaktoren in konstanten Preisen auszudrücken. Endgültig 
passé war diese Möglichkeit dann im Juli 1993, als die Waren- und Dienstleis-
tungssteuer sowie die Verbrauchssteuer eingeführt wurden.17 Weitere Änderun-
gen betrafen die Kategorisierung makroökonomischer Daten  – sie ergaben sich 
aus der Anpassung der polnischen Statistiken an die Weltstandards im Jahre 
1994 durch die Einführung der Europäischen Klassifikation der Wirtschafts-
zweige anstelle der zuvor vom GUS verwendeten Klassifikation der Volkswirt-
schaft.18 Ganz sicher nicht erleichtert hat die Vergleichbarkeit der Daten aus den 
einzelnen Jahren auch die Anfang 1995 erfolgte Neubewertung der polnischen 
Landeswährung Zloty.19

Tabelle 1: Die zur Vereinheitlichung der Datenbank genutzten Flächenanteile der 
einzelnen Woiwodschaften vor der Verwaltungsreform

Woiwodschaften 
ab 1999

Fläche 
[km²]

Woiwodschaften vor 1999 (Gewichtung nach 
Flächenanteilen)

Ermland-Masuren
(warmińsko-
mazurskie)

24.203 Ciechanów (0,152); Elbląg (0,555); Olsztyn (1,000); 
Ostrołęka (0,035); Suwałki (0,629); Toruń (0,130)

Großpolen
(wielkopolskie)

29.826 Bydgoszcz (0,017); Gorzów (0,061); Kalisz (0,871); 
Konin (0,926); Leszno (0,751); Piła (0,829);  
Poznań (1,000); Zielona Góra (0,072)

Heiligkreuz
(świętokrzyskie)

11.672 Częstochowa (0,052); Kielce (0,924); Piotrków 
Trybunalski (0,043); Radom (0,014); Tarnobrzeg 
(0,393)

Karpatenvorland
(podkarpackie)

17.926 Krosno (0,971); Przemyśl (1,000); Rzeszów (1,000); 
Tarnobrzeg (0,390); Tarnów (0,266)

Kleinpolen
(małopolskie)

15.144 Bielsko-Biała (0,404); Katowice (0,136); Kielce 
(0,076); Kraków (1,000); Krosno (0,029); Nowy 
Sącz (1,000); Tarnów (0,734) 

16 Dz.U. 1998, Nr. 96, Pos. 603, https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/, 06.04.2022.
17 Dz.U. 1993, Nr. 11, Pos. 50, https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/, 06.04.2022.
18 Vgl. folgende Verfügung des Statistischen Hauptamtes GUS: Zarządzenie nr 28 Prezesa Głów-

nego Urzędu Statystycznego z dnia 27 czerwca 1990 r. w sprawie wprowadzenia Europejskiej 
Klasyfikacji Działalności  – EKD, Dz. Urz. [Amtsblatt] GUS 1990, Nr. 11.

19 Dz.U. 1994, Nr. 84, Pos. 386, https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/, 06.04.2022.
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Kujawien-Pommern
(kujawsko-
pomorskie)

17.970 Bydgoszcz (0,861); Toruń (0,870); Włocławek 
(1,000)

Lebuser Land
(lubuskie)

13.984 Gorzów (0,643); Leszno (0,072); Zielona Góra 
(0,928)

Lodz
(łódzkie)

18.219 Częstochowa (0,104); Kalisz (0,077); Konin (0,074); 
Łódź (1,000); Piotrków Trybunalski (0,957); 
Płock (0,291); Radom (0,016); Sieradz (1,000); 
Skierniewice (0,683)

Lublin
(lubelskie)

25.114 Biała Podlaska (0,856); Chełm (1,000); Lublin 
(1,000); Siedlce (0,181); Tarnobrzeg (0,217); Zamość 
(1,000)

Masowien
(mazowieckie)

35.598 Warszawa (1,000); Biała Podlaska (0,144); 
Ciechanów (0,848); Łomża (0,067); Ostrołęka 
(0,965); Płockie (0,709); Radom (0,970); Siedlce 
(0,819); Skierniewice (0,317)

Niederschlesien
(dolnośląskie)

19.948 Jelenia Góra (1,000); Kalisz (0,052); Legnica 
(1,000); Leszno (0,178); Wałbrzych (1,000); 
Wrocław (1,000)

Oppeln
(opolskie)

9.412 Częstochowa (0,142); Opole (1,000)

Podlachien
(podlaskie)

20.180 Białystok (1,000); Łomża (0,933); Suwałki (0,371); 

Pommern
(pomorskie)

18.293 Bydgoszcz (0,122); Elbląg (0,445); Gdańsk (1,000); 
Słupsk (0,929)

Schlesien
(śląskie)

12.294 Bielsko-Biała (0,596); Częstochowa (0,703); 
Katowice (0,864)

Westpommern
(zachodnio-
pomorskie)

22.902 Gorzów (0,297); Koszalin (1,000); Piła (0,171); 
Słupsk (0,071); Szczecin (1,000) 

Quelle: Eigene Berechnungen. Grundlage: Vergleich der Flächengröße der zu den einzelnen Woi-
wodschaften gehörenden Gemeinden (vor und nach der Verwaltungsreform). 

Ausgehend von diesen Beschränkungen, werden für den Bereich des Pro-
duktions-Outputs drei Variablen angesetzt: 1) der Wert der verkauften Produk-
tion aus Industrie und Baugewerbe, ausgedrückt in laufenden Preisen (je nach 
Zeitraum in Mrd. oder Mio. Zloty), 2) die Entwicklung des Dienstleistungssek-
tors wird über den Wert der Einzelhandelsverkäufe dargestellt, ausgedrückt in 
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laufenden Preisen (je nach Zeitraum in Mrd. oder Mio. Zloty), 3) als Variable zur 
Widerspiegelung der landwirtschaftlichen Produktion dient das Volumen der 
Schlachtviehproduktion, errechnet auf der Basis von Fleisch (incl. Fette und In-
nereien, in Tausend Tonnen). 

Für den Bereich der Produktionsfaktoren kommen folgende Variablen zur 
Anwendung: 1) die Arbeitskräfte, als Gesamtzahl der Beschäftigten am Ende des 
Kalenderjahres (in Tausend Personen), 2) die landwirtschaftliche Nutzfläche (in 
km2), 3) der Wert der Gesamtinvestitionen (je nach Untersuchungsjahr in Mrd. 
oder Mio. Zloty), 4) der Bruttowert des Anlagevermögens, ausgedrückt in laufen-
den Preisen (je nach Untersuchungsjahr in Mrd. oder Mio. Zloty).

Nach der Festlegung der Variablen galt es außerdem, die aus der Verwal-
tungsreform resultierenden Veränderungen zu berücksichtigen.20 In Abhängigkeit 
von der geltenden administrativen Gliederung des Landes wurden die Daten für 
den Zeitraum 1989–1997 getrennt für 49 Woiwodschaften ausgewiesen, für die Zeit 
ab 1998 dann für 16 Woiwodschaften. Es war somit notwendig, die Angaben zu ver-
einheitlichen. Dazu wurde die Fläche der einzelnen Woiwodschaften vor und nach 
der Verwaltungsreform herangezogen. Wenn die Fläche einer der vor der Reform 
bestehenden 49 Woiwodschaften auf die neuen Woiwodschaften aufgeteilt wurde, 
wurden auf der Basis der Größe der zugehörigen Gemeinden entsprechende Ge-
wichtungen erstellt, wie in Tabelle 1 dargestellt.21 Diese dienten der Erstellung einer 
Datentransformationsmatrix M49x16, mit deren Hilfe die Werte der in den Berech-
nungen für den Zeitraum 1989–1997 genutzten Variablen neu berechnet wurden. 
Auf dieser Grundlage umfasst die Studie schließlich die Angaben für 16 Woiwod-
schaften innerhalb der im Gesetz von 1998 festgelegten Grenzen.

4. Forschungsmethode 

Durch die oben beschriebene fehlende Möglichkeit, eine zeitliche Vergleichbar-
keit der Daten zu erreichen, scheidet die Anwendung parametrischer Methoden 
aus. Die Ermittlung der Effizienz von Einheiten, die viele Produkte unter Einsatz 
der am Produktionsprozess beteiligten Faktoren herstellen, ist jedoch dank nicht-
parametrischer Methoden möglich, insbesondere der Data Envelopment Analysis 
(DEA).22 Sie erlaubt es, in der Untersuchung zu berücksichtigen, in welcher Wei-
se die Produktionseffizienz bestimmt wird (durch Minimierung des Inputs oder 

20 Dz.U. 1998, Nr. 96, Pos. 603, https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/, 06.04.2022.
21 Rozporządzenie Rady Ministrów z dnia 30 maja 1975 r. w sprawie określenia miast oraz gmin 

wchodzących w skład województw; Dz.U. 1975, Nr. 17, Pos. 92, https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/, 
06.04.2022.

22 Finn R. Førsund/Nikias Sarafoglou: On the Origins of Data Envelopment Analysis, in: Journal of 
Productivity Analysis 17/1–2, 2002, S. 23–40.
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Maximierung des Effekts), zudem kann damit die Art der erzielten Skaleneffekte 
(proportional oder variabel) definiert werden.23 Vor allem aber kann die DEA-Ana-
lyse angewandt werden, wenn die beteiligten Variablen in unterschiedlichen Ein-
heiten ausgedrückt werden. Bei der Anwendung dieses Ansatzes muss man jedoch 
in Kauf nehmen, dass die bei parametrischen Methoden üblicherweise angewen-
dete statistische Interferenz der Wahrscheinlichkeitsrechnung nicht möglich ist. 
Es sollte auch darauf geachtet werden, dass die Bedingung der Homogenität der 
Produktionsbedingungen erfüllt ist. Dennoch sind DEA-Methoden sowohl in der 
mikro- als auch der makroökonomischen Effizienzforschung weit verbreitet.24 Die 
DEA-Analyse ist in vielen statistischen Softwareprogrammen verfügbar.25

Eine der einfachsten DEA-Methoden ist das CCR-Modell: Durch die Lösung 
einer Reihe von linearen Gleichungen wird die Obergrenze der technischen Effi-
zienz (TE) in der untersuchten Gruppe von Einheiten ermittelt (in der vorliegen-
den Studie sind diese Einheiten die Woiwodschaften).26 Dies geschieht durch den 
Vergleich der Ergebnisvektoren (hier der Wert der Industrie- und Bauproduktion, 
das Volumen der Einzelhandelsverkäufe und das Volumen der Tierproduktion) und 
der Inputs (Variablen, die den Grad der Beteiligung von Grund und Boden, Arbeit, 
Anlagekapital und Investitionen am Produktionsprozess zeigen) in allen unter-
suchten Einheiten in jedem Jahr des Untersuchungszeitraums.27 Ausgehend vom 
allgemeinen Wissen über die makroökonomische Lage der polnischen Wirtschaft 
in der Transformationsphase wurde die technische Effizienz unter der Annahme 
ermittelt, dass die untersuchten Einheiten bei einem gegebenen Input-Niveau und 
variablen Skaleneffekten eine Maximierung der Produktion anstrebten.

Die gelösten linearen Gleichungen erlauben es, für jedes Jahr eine Grup-
pe von führenden Benchmark-Einheiten zu ermitteln, die die höchste Effizienz 
(TE=1) aufweisen. In der Regel stellt sich heraus, dass es zumindest mehrere sol-
cher Einheiten gibt und dass es die von ihnen angewandten Technologien sind, 

23 Detailliert zu dieser Methode siehe Timothy J. Coelli et al.: An Introduction to Efficiency and 
Productivity Analysis, 2. Auflage, New York: Springer Science+Business Media 2005, S. 157–167.

24 António Afonso/Sónia Fernandes: Measuring Local Government Spending Efficiency: Evidence 
for the Lisbon Region, in: Regional Studies 40/1, 2006, S. 39–53; Boguslaw Guzik: Podstawowe 
modele DEA w badaniu efektywnosci gospodarczej i spolecznej, Poznań: Wydawnictwo Uniwer-
sytetu Ekonomicznego 2009; Mariusz Lisowski: Metoda Data Envelopment Analysis (DEA) w oce-
nie efektywności podmiotów, in: Prace Naukowe Uniwersytetu Ekonomicznego we Wrocławiu 
343, 2014, S. 364–375; Katarzyna Tarnawska/Vasileios Mavroeidis: Efficiency of the Knowledge 
Triangle Policy in the EU Member States: DEA Approach, in: Triple Helix 2/1, 2015, S. 1–22; Este-
fanía Caridad Avilés-Sacoto et al.: Environmental Performance Evaluation: A State-Level DEA 
Analysis, in: Socio-Economic Planning Sciences 78, 2021, S. 1–13.

25 Siehe z. B.: http://www.deafrontier.net/deafree.html; http://www.deazone.com/; https://econo-
mics.uq.edu.au/cepa, 08.04.2022.

26 Benannt ist das CCR-Modell nach dessen Autoren Charnes, Cooper und Rhodes. Siehe auch 
Abraham Charnes/William W. Cooper/Edwardo Rhodes: Measuring the Efficiency of Decision 
Making Units, in: European Journal of Operational Research 2/6, 1978, S. 429–444.

27 Coelli et al. (Anm. 23).
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die die Grenze für die maximale technische Effizienz markieren. Die übrigen Ein-
heiten sind mehr oder weniger ineffizient (TE<1).

Will man die Dynamik der Effizienzveränderungen einer bestimmten Grup-
pe von Einheiten bestimmen, erfordert dies einen Vergleich der Koeffizienten der 
technischen Effizienz für feste (TEc) und variable (TEv) Skaleneffekte, die für aufein-
anderfolgende Jahre des Untersuchungszeitraums (t und t+1) ermittelt werden. Auf 
der Grundlage dieser Vergleiche lässt sich der allgemeine Produktivitätsindex 
nach Malmquist (McI) bestimmen. Der 1994 formulierte und in den Folgejahren 
erweiterte Vorschlag für die Komponenten dieses Index lautet wie folgt:28

McI = DTEv *⋅DSC * DTc,

wobei DTEv die Zunahme oder Abnahme der technischen Effizienz im Ver-
gleich zur Best-Practice-Technologie bezeichnet, DSC ist ein Index der Grö-
ßenänderung, der die Diskrepanz zwischen der Größe der betrachteten Einheit 
und der Größe der besten Technologie ausdrückt. Und DTc steht für den Effekt 
der Verbesserung oder Verschlechterung der Technologie, der mit kon-
stanten Skalenerträgen bestimmt wird. Ist der Wert jedes der genannten Indizes 
größer als 1, so deutet dies auf eine Verbesserung der technischen Effizienz, des 
Produktionsumfangs bzw. der eingesetzten Technologie im Laufe mehrerer auf-
einanderfolgender Jahre des Untersuchungszeitraums (t und t+1) hin. Ähnlich 
bedeutet ein Malmquist-Index, der größer oder kleiner als 1 ist, eine Verbesse-
rung bzw. Verschlechterung der Gesamtproduktivität der untersuchten Einheit 
in zwei miteinander verglichenen Zeiträumen. Möglich ist auch, dass die ein-
zelnen Komponenten des Malmquist-Index unterschiedliche Vorzeichen an-
nehmen. So bedeutet beispielsweise eine Vergrößerung des Abstands zum Spit-
zenreiter hinsichtlich der Effizienz (DTEv<1) im Untersuchungszeitraum nicht 
unbedingt, dass die betreffende Einheit in diesem Zeitraum die Effizienz ihrer 
Technologie (DTc>1) nicht verbessert hat. Lediglich wurde der Abstand zum Spit-
zenreiter nicht verringert. Betont sei auch, dass die Indikatoren zwar Informatio-
nen zu Veränderungen in bestimmten Bereichen liefern, deren Ursachen jedoch 
nicht erklären. Dies wiederum ermöglicht die Anwendung des CCR-Modells: Mit 
seiner Hilfe können Hinweise gegeben werden, welche Produktionsfaktoren in 
welchem Umfang reduziert werden müssten, um das Produktionsniveau des 

28 Rolf Färe et al.: Productivity Growth, Technical Progress, and Efficiency Change in Industrial-
ized Countries, in: The American Economic Review. American Economic Association 84/1, 1994, 
S. 66–83; Rolf Färe/Shawna Grosskopf/Dimitri Margaritis: Efficiency and Productivity: Malm-
quist and More, in: Harold O. Fried/C. A. Knox Lovell/Shelton S. Schmid (Hg.): The Measurement 
of Productive Efficiency and Productive Growth, Oxford: Oxford University Press 2008.
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Spitzenreiters zu erreichen, oder um wie viel die Produktion bei einem bestimm-
ten Inputniveau erhöht werden müsste, um die Effizienz des Spitzenreiters zu 
erreichen.

5. Die Effizienz der polnischen Wirtschaft während der Transformation

Die Studie geht davon aus, dass die untersuchten Einheiten (die Woiwodschaf-
ten) nach höchster Effizienz streben  – und zwar durch Maximierung der Produk-
tion bei vorgegebenem Niveau der eingesetzten Produktionsfaktoren. Dieser 
Ansatz scheint den defizitären Bedingungen, in denen sich die polnische Ge-
sellschaft während der Transformationsphase befand, angemessen zu sein. Zu-
nächst wurden für jede der Einheiten die Indikatoren der technischen Effizienz 
(TEv) bestimmt, wobei von variablen Skaleneffekten ausgegangen wurde. Eine 
solche Analyse, deren Ergebnisse Tabelle 2 entnommen werden können, wurde 
für jedes Jahr des Untersuchungszeitraums durchgeführt. Auf dieser Grundlage 
erfolgte eine Aufteilung der Woiwodschaften in drei Gruppen. Die erste Grup-
pe umfasst Woiwodschaften, die in jedem Jahr des Untersuchungszeitraumes 
eine Spitzenposition einnahmen. Die zweite Gruppe sind Woiwodschaften, die 
sich im untersuchten Zeitraum als nicht effizient erwiesen, die aber durch eine 
Steigerung der Produktion um maximal 5 % zum Niveau der Spitzenreiter hät-
ten aufschließen können (1<TEv<=0,95). Die übrigen Woiwodschaften erzielten 
ein niedrigeres Effizienzniveau. Eine Übersicht über die einzelnen Gruppen von 
Woiwodschaften findet sich in Tabelle 2. 

Abbildung 2 zeigt die durchschnittlichen Indizes der technischen Effizi-
enz TEv, die auf der Grundlage des geometrischen Mittels für jede der genannten 
Gruppen im Zeitverlauf ermittelt wurden. Sichtbar wird, dass sich in der Trans-
formationsphase die Produktivitätsunterschiede zwischen den einzelnen Woi-
wodschaften allmählich vergrößert haben. Dabei ist erkennbar, dass die Schwan-
kungen des erreichten Produktivitätsniveaus in der Gruppe der Woiwodschaften 
mit der geringsten Effizienz am stärksten sind.

Die in Abbildung 2 dargestellten Veränderungen des durchschnittlichen 
Effizienzniveaus der einzelnen Gruppen von Woiwodschaften ermöglichen es, 
sie mit der Periodisierung des Transformationsprozesses von Grzegorz W. Kołod-
ko und Janusz Kaliński29 zu vergleichen, die, ausgehend von politischen Prämis-
sen, vier aufeinanderfolgende Teilperioden des polnischen Transformationspro-
zesses unterscheiden. 

29 Grzegorz W. Kołodko: Polskie drogi i bezdroża transformacji (= Rector’s Lectures 64), Kraków: 
Wydawnictwo Uniwersytetu Ekonomicznego w Krakowie 2007; Kaliński (Anm. 14), S. 33–49.
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Abbildung 2: Werte der durchschnittlichen technischen Effizienz nach 
Woiwodschaftsgruppen, unter Annahme variabler Skalenabstufungen

Quelle: Eigene Berechnungen.

Die erste Teilperiode, 1989–1993, sind die Jahre der sog. „Schocktherapie“. 
Die Wirtschaftspolitik in dieser Zeit basierte im Wesentlichen auf der neoliberalen 
Doktrin, die in der Wirtschaftsliteratur häufig mit dem sogenannten Washington 
Consensus gleichgesetzt wird.30 Detailliert beschrieben wird dieser Prozess vom 
Autor des Konzepts Leszek Balcerowicz.31 Anhand des in Abbildung 2 dargestell-
ten Verlaufs der Entwicklung der technischen Effizienz lässt sich erkennen, dass 
diesbezüglich in diesem Zeitraum die stärkste Polarisierung der einzelnen Woi-
wodschaften in Polen zu verzeichnen ist. Das deckt sich mit der Auffassung von 
Wacław Wilczyński.32 

Ein gegenläufiger Prozess, in dem die schwächsten Regionen allmählich die 
Niveauunterschiede in der wirtschaftlichen Effizienz gegenüber den als Spitzen-
gruppe geltenden Regionen nivellierten, war in den Jahren 1994–1997 zu beobach-
ten. Die im Herbst 1993 gebildete linke Koalitionsregierung verfolgte eine pro-sozi-
ale Variante der Marktwirtschaft, deren Prinzipien in der sog. „Strategie für Polen“ 
präsentiert wurden.33 In dieser Strategie wurden als Vorboten einer neuen Phase 
der Transformation drei Prioritäten gesetzt: ein schnelles Wirtschaftswachstum, 

30 Grzegorz W. Kołodko: Od szoku do terapii: ekonomia i polityka transformacji, Warszawa: Poltext 
1999, S. 119–142.

31 Leszek Balcerowicz: Socjalizm, kapitalizm, transformacja: szkice z przełomu epok, Warszawa: 
Wydawnictwo Naukowe PWN 1997, S. 352–388.

32 Ihm zufolge hat das Tempo der Veränderungen in jener Zeit zum sozioökonomischen Zusammen-
bruch beigetragen, vgl. Wacław Wilczyński: Ekonomia i polityka gospodarcza okresu transforma-
cji. Wybór prac z lat 1991–1995, Poznań: Wydawnictwo Wyższej Szkoły Bankowej 1996, S. 51–78.

33 Kołodko: Polskie drogi … (Anm. 29), S. 5–7.
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systemische und makroökonomische Stabilisierung sowie die Verbesserung der 
Lebensbedingungen.34 Das Programm bildete die Grundlage für den Staatshaushalt 
des Jahres 1995, für zahlreiche Entwürfe von Haushaltsgesetzen und viele weite-
re von Vizepremier Kołodko angeregte Gesetzesvorhaben. 1995 begann auch der 
Prozess der Neubewertung der polnischen Landeswährung Zloty (1 neuer Zloty = 
10.000 alte Zloty). Allgemein heißt es, dass die Wirtschaftspolitik der postkom-
munistischen Regierung in diesem Zeitraum konservativer war als die ihrer Vor-
gänger. Grundlegende Strukturreformen wurden nicht in Angriff genommen, die 
Rolle des Staates wurde sogar noch gestärkt.35

Im Herbst 1997 wurde die Regierung wieder von politischen Kräften gebil-
det, die aus der Solidarność hervorgegangen waren. Vizepremier und Finanzmi-
nister wurde Leszek Balcerowicz. Grzegorz W. Kołodko zufolge waren die Jahre 
1998–2001 eine Zeit, in der sich das Comeback des orthodoxen Neoliberalismus 
mit dem Populismus der Solidarność verband. In der Literatur wird diese Peri-
ode auch als „Abkühlung der Wirtschaft“ bezeichnet.36 Politische Veränderun-
gen, Störungen in der Weltwirtschaft jener Jahre und die Umsetzung der Verwal-
tungsreform im Jahre 1998 sowie der Renten-, Gesundheits- und Bildungsreform 
1999 schlugen sich in Schwankungen der technischen Effizienz der ausgewähl-
ten Gruppen nieder (siehe Abbildung 2).

In der letzten Periode 2002–2004 ging es um die Umsetzung des Programms 
zur Vorbereitung auf die Vollmitgliedschaft in der EU. 2001 wurde erneut Grze-
gorz W. Kołodko Vizepremier, und 2003 wurde Jerzy Hausner zum Minister für 
Wirtschaft und Arbeit ernannt. Janusz Kaliński vertritt die Auffassung, dass der 
polnische EU-Beitritt zugleich als Ende des Transformationsprozesses in Polen 
betrachtet werden kann.37

Es sei hier nochmals betont, dass mit der DEA-Methode Teilproduktivitä-
ten einzelner Produktionsfaktoren miteinander verglichen werden. Ihre Durch-
schnittswerte mit Bezug auf die einzelnen Gruppen sind aus den entsprechenden 
Spalten in Tabelle 3 ablesbar. 

6. Ursachen der Veränderungen in der allgemeinen Produktivität der 
polnischen Wirtschaft während der Transformationsphase

Abbildung 3 zeigt die für die drei Woiwodschaftsgruppen ermittelten Durch-
schnittswerte des Malmquist-Gesamtproduktivitätsindex und seiner Kompo-
nenten. Im Untersuchungszeitraum lag der Durchschnittswert des allgemeinen 

34 Ebenda, S. 43, zitiert nach: Stategia dla Polski, in: Rzeczpospolita, 01.07.1994.
35 Kaliński (Anm. 14), S. 44.
36 Kołodko: Polskie drogi … (Anm. 29), S. 7–8.
37 Kaliński (Anm. 14), Wstęp. Anderer Auffassung ist z. B. Kołodko: Polskie drogi … (Anm. 29), S. 10.
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Produktivitätsindex nach Malmquist unter 1, was bedeutet, dass die Effektivität 
der Woiwodschaften in der Transformationsphase abnahm, wobei der Rückgang in 
den schwächsten Woiwodschaften durchschnittlich etwas mehr als 3,7 % pro Jahr 
und in den führenden Woiwodschaften nur 1,3 % betrug. Es sei hier betont, dass der 
Wert des Malmquist-Index nicht mit der Dynamik des Nationaleinkommens ver-
wechselt werden darf, das seit 1992 im positiven Bereich lag. Der Index bezieht sich 
vielmehr auf Veränderungen im Bereich der Produktivität der vier grundlegenden 
Produktionsfaktoren.38

Abbildung 3: Werte des Malmquist-Gesamtproduktivitätsindex und seiner 
Komponenten, ermittelt für drei Gruppen von Woiwodschaften

Quelle: Eigene Berechnungen.

Die Komponenten des Malmquist-Index lassen erkennen, dass der all-
gemeine Produktivitätsrückgang in Polen wesentlich durch den technischen 
Wandel in der Produktionstechnologie während der Transformationsphase be-
einflusst wurde. Was die verschiedenen Komponenten des Malmquist-Index an-
belangt, so war die Verschlechterung der Produktionstechnologie  – ermittelt bei 
konstanten Skalenerträgen (DTc<1)  – der gravierendste Faktor. Daher kann man 
sagen, dass in der Transformationsphase die Produktionsorganisation hinsicht-
lich der Nutzbarmachung der Produktionsfaktoren für die von den einzelnen 
Woiwodschaften erzielten Effekte ausschlaggebend war. Diese Aussage wird zu-
sätzlich gestützt durch den negativen Wert des Index für die technische Effizi-
enz hinsichtlich der Best-Practice-Technologie (DTEv<1), der für die Gruppe der 
schwächsten Woiwodschaften besonders hoch ist. Dies bestätigt wiederum die 
im vorangegangenen Abschnitt dargestellten Forschungsergebnisse, die für die 

38 Siehe z. B. Piotr Eberhardt: Konsekwencje gospodarczo-społeczne procesów transformacji 
ustrojowej w Polsce i na Ukrainie, in: Tomasz Gruszecki (Hg.): Od socjalizmu do gospodarki 
rynkowej, Lublin: Oficyna Wydawnicza VERBA 2000, S. 109–128. 
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Transformationsphase auf ein zunehmendes Entwicklungsgefälle zwischen den 
schwächsten und den stärksten Regionen Polens hinweisen.

Die Schlussfolgerung, dass die Hauptursache für die sinkende durchschnitt-
liche Produktivität der schwächsten Woiwodschaften vor allem mit der Produk-
tionstechnologie der einzelnen Woiwodschaften zusammenhängt, lädt dazu ein, 
die Ergebnisse der DEA-Analyse genauer zu interpretieren. Für die beiden Gruppen 
von Woiwodschaften ohne Spitzenreiterrolle wurden Werte zusammengestellt, aus 
denen ablesbar ist, um wie viel Prozent der Verbrauch einzelner Produktionsfak-
toren gesenkt werden müsste, damit die Woiwodschaften das Effizienzniveau der 
führenden Regionen erreichen.39 Dargestellt ist dies in Abbildung 4. 

Abbildung 4: Überschusswerte der Produktionsfaktoren in den Woiwodschaftsgruppen 
mit ineffizienter Bilanz in der Transformationsphase (%)

Quelle: Eigene Berechnungen.

39 Beachtet werden muss, dass im Rahmen von DEA-Methoden der Einsatz von Produktionsfakto-
ren zu dem von der jeweiligen Einheit erzielten Output ins Verhältnis gesetzt wird.
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Erkennbar ist, dass die Hauptfaktoren für die geringere Produktivität in 
den ineffizienten Woiwodschaften in der Zeit der Systemtransformation der 
übermäßige Einsatz von Arbeit und die ineffiziente Nutzung der landwirtschaft-
lichen Flächen waren. Beachtet werden muss jedoch, dass eine Produktivitäts-
steigerung um wenige Prozent in diesen Woiwodschaften mit der Notwendigkeit 
verbunden war, etwa 15 % der Beschäftigten aus dem Arbeitsmarkt zu nehmen. 
Dieses Ziel war während der Transformationsphase nicht realisierbar.40 

7. Schlussfolgerungen

Die Durchführung quantitativer Untersuchungen zur polnischen Wirtschaft in 
der Transformationsphase wird u. a. dadurch erschwert, dass eine Reihe von Fak-
toren berücksichtigt werden muss. Dazu gehören die strukturellen Veränderun-
gen in diesem Zeitraum, umgesetzte Reformen im Verwaltungs- und Steuerbe-
reich, die Abwertung des polnischen Zloty und die aufgrund der Inflation und der 
Herausbildung neuer Preisrelationen fehlende Möglichkeit, sich auf konstante 
Preise zu beziehen. Die Effekte einiger der genannten Einschränkungen können 
durch nichtparametrische Methoden und durch Daten minimiert werden, die im 
Ergebnis der Umwandlung in ein Gewichtungssystem gewonnen werden, das 
auf den Flächenanteilen der Gemeinden basiert, die bestimmte Woiwodschaften 
bilden.

Mit Hilfe der ermittelten Werte der durchschnittlichen Indikatoren der 
technischen Effizienz konnte gezeigt werden, welche Woiwodschaften im Rah-
men der Gesamtwirtschaft das höchste Effizienzniveau beim Einsatz der Produk-
tionsfaktoren erreicht haben. Zur Gruppe mit der höchsten Effizienz gehören die 
Woiwodschaften Kujawien-Pommern, Lebuser Land, Masowien, Schlesien, Erm-
land-Masuren und Großpolen. Die Gruppe mit der geringsten Effektivität bilde-
ten hingegen die Woiwodschaften Westpommern, Heiligkreuz, Niederschlesien, 
Lublin und Karpatenvorland. Betont werden muss jedoch, dass eine Steigerung 
des Produktionswerts um durchschnittlich lediglich 12 % (bei vorgegebenem 
Einsatz der Produktionsfaktoren) letztgenannte Woiwodschaften auf das Effek-
tivitätsniveau der Spitzenreiter hätte heben können.

Während der Transformation in Polen kam es zu einer allmählichen Ver-
tiefung der Effizienzunterschiede in der Produktion der einzelnen Woiwodschaf-
ten (am stärksten im Jahr 1994). Dabei konnte ein hohes Maß an Konvergenz mit 
den politischen und sozialen Veränderungen in Polen im Zeitraum 1989–2004 

40 Vgl. Wilczyński (Anm. 32), S. 83–100; Danuta Tabin: Aspekty gospodarcze i społeczne zasady 
pełnego zatrudnienia, in: Gruszecki (Anm. 38), S. 223–240 (235–238).
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festgestellt werden. Diese Schlussfolgerung bekräftigt die auch von anderen 
Wissenschaftlern postulierte Notwendigkeit, bei der Erforschung der polnischen 
Transformation keine künstliche Trennung in wirtschaftliche und politische Ver-
änderungen vorzunehmen.

Im hier interessierenden Zeitraum verringerte sich die Effektivität des Ein-
satzes von Produktionsfaktoren in den untersuchten Woiwodschaften, wobei der 
Rückgang in den schwächsten Woiwodschaften im Durchschnitt bei etwas mehr 
als 3,7 % pro Jahr lag und in den Woiwodschaften der Spitzengruppe nur 1,3 % 
ausmachte. Den stärksten Einfluss auf die Entwicklung der Gesamtproduktivität 
der Woiwodschaften hatten die negativen Veränderungen in der Produktions-
technologie, zu denen es in der Transformationsphase kam. Etwas weniger zu 
Buche schlug die Vergrößerung des Rückstands der in einem bestimmten Jahr in 
den einzelnen Woiwodschaften eingesetzten Produktionstechnologien im Ver-
hältnis zur Spitzengruppe.

Zu den negativen Veränderungen der Produktionstechnologie in den 
schwächeren Woiwodschaften während der Systemtransformation trugen zwei-
fellos ein übermäßiger Einsatz von Arbeitskräften und eine ineffiziente Nutzung 
der landwirtschaftlichen Flächen bei. Diese Faktoren hatten einen deutlich stär-
keren Einfluss auf die erreichte Produktionseffizienz als die Investitionsausga-
ben und der Wert des eingesetzten Anlagekapitals.

Aus dem Polnischen von Gero Lietz

Zmiany produktywności polskiej gospodarki w okresie transformacji ustrojowej. 
Analiza z wykorzystaniem metod ilościowych

Ograniczona ilość i zakres badań ilościowych dotyczących gospodarki w Polsce w okresie 
transformacji (1989–2004) wynika przede wszystkim ze zmian strukturalnych, dewalua-
cji złotego, zmian podziału administracyjnego kraju oraz z wysokiej inflacji utrudniającej 
wycenę zasobów, dóbr i usług w tym okresie. Celem pracy jest prezentacja w ujęciu ma-
kroekonomicznym zmian w produktywności gospodarki polskiej w okresie transformacji. 
W szczególności podjęta została próba odpowiedzi na pytanie, jak w okresie transformacji 
pod wpływem zmian politycznych i społecznych zmieniała się efektywność polskiej go-
spodarki i na ile zmiany te przebiegały równomiernie w poszczególnych częściach kraju. 
Badania zostały przeprowadzone z wykorzystaniem metod wielowymiarowych uwzględ-
niających perspektywę czasową, sektorową oraz przestrzenną. Uwzględniono w nich czte-
ry podstawowe czynniki wytwórcze (ziemia, praca, kapitał trwały i obrotowy), a wielkość 
produkcji rozważano w odniesieniu do przemysłu, rolnictwa i sektora usług. W wyniku 
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przeprowadzonych badań wyznaczono poziom efektywności wykorzystania czynników 
produkcji w okresie transformacji w poszczególnych województwach. Najsilniejszy wpływ 
na zmiany ogólnej produktywności miały negatywne zmiany w obszarze technologii pro-
dukcji, jakie nastąpiły w okresie transformacji, które wiązały się przede wszystkim z nad-
miernym zaangażowaniem siły roboczej i nieefektywnym wykorzystaniem użytków rolni-
czych. Czynniki te miały wyraźnie silniejszy wpływ na osiągniętą wydajność produkcji niż 
wydatki na inwestycje i wartość użytego kapitału trwałego. Wykazano także dużą zbież-
ność uzyskanych wyników ze zmianami politycznymi i społecznymi, jakie miały miejsce 
w Polsce w latach 1989–2004.

Changes in the productivity of the Polish economy during the systemic 
transformation. An analysis using quantitative methods

The limited number and scope of quantitative studies relating to the Polish economy in 
the period of transformation (1989–2004) results mainly from the structural changes, the 
devaluation of the zloty, changes in the administrative division of the country, and high 
inflation, which make it difficult to determine the value of resources, goods, and servic-
es in that period. This study presents, from a  macroeconomic standpoint, the changes 
in the productivity of the Polish economy that took place in the years of transformation. 
In particular, it was examined how the effectiveness of the Polish economy was affected 
by political and social changes in the transformation period, and how uniformly those 
changes took place in different parts of the country. The research used multidimensional 
methods based on perspectives of time, sector, and region. It considered four basic factors 
of production (land, labour, fixed capital, and working capital) and analysed production 
in industry, agriculture, and the service sector. The result was a determination of the ef-
fectiveness of use of factors of production in particular voivodeships (provinces) during 
the transformation phase. The strongest influence on overall productivity came from the 
negative changes in the area of production technology that took place in that period, relat-
ing mainly to overmanning and the ineffective use of agricultural land. These factors had 
a markedly stronger impact on production efficiency than capital expenditure or the value 
of capital employed. The results are also shown to be significantly correlated with the po-
litical and social changes that took place in Poland in the years 1989–2004.
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Innovationen als Wachstumsfaktor in der Transformation.
Eine komparative Analyse von Ostdeutschland und Polen

1. Einleitung

Nach dem Zusammenbruch des Sozialismus in Osteuropa veränderten sich die 
Rahmenbedingungen in Politik, Wirtschaft und Gesellschaft grundlegend. So 
sah der Prozess der Transformation neben einer Demokratisierung auch den 
Übergang von einer Plan- zur Marktwirtschaft vor.1 Im Kern ging es dabei um 
eine Re-Definition der Beziehung des Staates zu Unternehmen.2 Verschiedene 
postkommunistische Länder schlugen dabei unterschiedliche Wege der wirt-
schaftlichen Transformation ein. Im Grunde orientierten sie sich jedoch meis-
tens am sogenannten Washington Consensus, der eine Art Blaupause für diesen 
Prozess und Leitfaden westlicher Experten darstellte.3

Innovationen nahmen dabei eine indirekte, wenn auch bedeutende Rolle 
ein. Denn eine funktionierende Marktwirtschaft würde förderliche Rahmenbe-
dingungen für technologischen Fortschritt darstellen. Innovationen werden da-
bei als „neue Wege der Nutzung und Definition von Ressourcen“ beschrieben.4 
Ein Unternehmer wird verstanden als „ein Innovator, der die Produktionsfakto-
ren kombiniert und umwandelt, um Waren und Dienstleistungen mit Mehrwert 
zu produzieren“.5 Somit ist er der entscheidende Akteur im Innovationsprozess. 
Zu kommunistischen Zeiten wurden „Unternehmer [jedoch] mit Spekulanten 
gleichgesetzt und oft als Kriminelle betrachtet, weil sie Gewinne erzielten“.6 

1 Gérard Roland: Transition and Economics. Politics, Markets, and Firms, Bd. 2, Cambridge: MIT 
Press 2004, S. 13.

2 Roderick Martin: Constructing Capitalisms. Transforming Business Systems in Central and 
Eastern Europe, Oxford: OUP 2013.

3 Roland (Anm. 1), S. 328.
4 Stanley J. Metcalfe: The Entrepreneur and the Style of Modern Economics, in: Guido Corbetta/

Morton Huse/Davide Ravasi (Hg.): Crossroads of Entrepreneurship, New York: Springer 2004, 
S. 33–52 (48).

5 Alberto Martinelli: The Social and Institutional Context of Entrepreneurship, in: Corbetta/Huse/
Ravasi (Anm. 4), S. 53–73 (53).

6 Ruta Aidis/Saul Estrin/Tomasz Mickiewicz: Institutions and Entrepreneurship Development 
in Russia. A Comparative Perspective, in: Journal of Business Venturing 23/6, 2008, S. 656–672 
(660). Siehe auch Falk Flade/Sławomir Kamosiński: ‚Kapitalisten‘ and ‚prywaciarze‘. A Compar-
ison of Nationalisation Campaigns in the GDR and Poland, in: Studia Historiae Oeconomicae 
39/1, 2021, S. 163–188.
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Nicht verwunderlich ist daher, dass diese Anreizstruktur nicht förderlich für 
technologischen Fortschritt auf breiter Linie war.

Und so werden die wirtschaftliche Rückständigkeit, nicht zuletzt in tech-
nologischer Hinsicht, und damit verbundene, fehlgeschlagene Reformversuche 
als Hauptgründe für das Scheitern des Sozialismus in Osteuropa angesehen.7 In-
nerhalb des planwirtschaftlichen Rahmens wurden unterschiedliche Aufholver-
suche unternommen. Allseits bekannt ist beispielsweise die Ära unter Edward 
Gierek in der Volksrepublik Polen. Unter seiner Ägide wurde ein wirtschaft-
lich-technologischer Durchbruch durch eine schuldenfinanzierte Investitionsof-
fensive angestrebt. Ein Teil dieser Investitionen wurde für Importe innovations-
intensiver Technologien, insbesondere in Form von Lizenzen aus dem Westen, 
aufgewendet.8 Diese Offensive sollte finanziert werden durch den Re-Export von 
Produkten, die ihrerseits teilweise Ergebnis innovativer Weiterentwicklungen 
sein sollten. Zwar konnte der Lebensstandard dadurch kurzzeitig etwas angeho-
ben werden, aber es zeigte sich bei diesen Experimenten, dass Innovationen in 
einem planwirtschaftlichen System etlichen Einschränkungen, insbesondere im 
Hinblick auf die Anreizstruktur, unterworfen sind. Und so wurden auf Basis der 
importierten Lizenzen fast keine Folgeinnovationen geschaffen.9

Es ist somit nicht verwunderlich, dass die sozialistischen Länder in der wirt-
schaftlichen Entwicklung deutlich hinter den kapitalistischen zurückblieben. 
Die wissenschaftliche Definition von Wirtschaftswachstum umfasst nämlich die 
Komponenten Bevölkerung, Humankapital, physisches Kapital wie auch Tech-
nologie.10 Durch eher nachteilige demographische Tendenzen, durch fehlendes 
Investitionskapital aufgrund von Misswirtschaft sowie fehlende Innovationsan-
reize wurde der sozialistische Osten Europas immer weiter abgehängt. Auch das 
eher gute Humankapital konnte das zunehmende Auseinanderdriften der Syste-
me allenfalls verlangsamen. Und so brach das System zusammen, und vor vielen 
Ländern in Mittel- und Osteuropa eröffnete sich ein neuer Entwicklungspfad.

In der Literatur gibt es viele Diskussionen zum Thema Transformation und 
deren Auswirkungen, auch im Hinblick auf Innovationen.11 Weniger geläufig 

7 Ivan Szelenyi/Balazs Szelenyi: Why Socialism Failed. Toward a Theory of System Breakdown. 
Causes of Disintegration of East European State Socialism, in: Theory and Society 23/2, 1994, 
S. 211–231.

8 Sławomir Kamosiński: Modernizacja oparta na strategii naśladownictwa. Polski przemysł 
w latach 1950–1989 a import i eksport myśli technicznej, in: Elżbieta Kościk/Tomasz Głowiński 
(Hg.): Między zacofaniem a modernizacją. Społeczno-gospodarcze problemy ziem polskich na 
przestrzeni wieków, Wrocław: Gajt 2009, S. 297–313 (301).

9 Ebenda S. 306–312.
10 Scott A. Wolla: What Are the „Ingredients“ for Economic Growth?, in: Page One Economics News-

letter from the Federal Reserve Bank of St. Louis, September 2013, S. 1–5.
11 Vgl. beispielsweise Per Högselius: The Dynamics of Innovation in Post-Communist Countries. 

Opportunities and Challenges, in: Bruno S. Sergi/William T. Bagatelas/Jana Kubicová (Hg.): 
Industries and Markets in Central and Eastern Europe, London: Routledge 2017, S. 85–104.
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hingegen ist der Fall eines ehemaligen (post-)kommunistischen Landes, das un-
mittelbar und vollständig ein etabliertes Wirtschaftssystem übernahm. Die Rede 
ist von der ehemaligen Deutschen Demokratischen Republik (DDR), die fort-
an als „neue Bundesländer“ bzw. „Ostdeutschland“ als Teil der Bundesrepublik 
Deutschland (BRD) fungierte. Wie wirkte sich jedoch die direkte Eingliederung 
in ein funktionierendes marktwirtschaftliches Umfeld im Hinblick auf Innova-
tionen aus? Passten sich die neuen Bundesländer schnell an die Innovations-
strukturen der alten Bundesländer an, oder kann man diesbezüglich bis heute 
eine deutliche Abweichung beobachten? Und falls Letzteres zutrifft: Bedeutet 
dies, dass die ehemalige DDR im Hinblick auf ihre Innovationstätigkeit mehr den 
ehemaligen „Ostblock-Bruderstaaten“ ähnelt und man somit klare Anzeichen für 
Pfadabhängigkeiten sieht?

Vorliegender Beitrag analysiert aus einem vergleichenden Blickwinkel he-
raus die Entwicklung der ehemaligen DDR, Polens sowie Westdeutschlands im 
Hinblick auf genau diese Fragestellungen. Während Polen als Beispiel für ein 
Transformationsland steht, steht Westdeutschland exemplarisch für eine eta-
blierte Marktwirtschaft. Die neuen Bundesländer sind gewissermaßen die Brü-
cke dazwischen. Denn deren Transformation weg von einer Planwirtschaft fand 
durch die direkte Eingliederung in ein System etablierter marktwirtschaftlicher 
Institutionen der BRD statt. Zur Beantwortung der formulierten Forschungsfra-
gen erörtert dieser Artikel zunächst die Besonderheiten der Transformation und 
den institutionellen Blickwinkel der Analyse. Danach wird die Methodologie 
vorgestellt und im analytischen Teil angewandt. Der letzte Abschnitt bespricht 
die Ergebnisse und fasst sie zusammen.

2. Theoretischer Teil

Wirtschaftliche Institutionen definieren die Wirtschaftsstruktur einer Gesell-
schaft und dadurch „den Anreiz, in Sach- oder Humankapital zu investieren oder 
effizientere Technologien einzusetzen“, sprich innovativ zu sein.12 Somit sind alle 
Aspekte des Wirtschaftswachstums an wirtschaftliche Institutionen gekoppelt. 
Generell können Institutionen als „Spielregeln“ einer Gesellschaft definiert wer-
den.13 Wirtschaftliche Institutionen umfassen dabei Aspekte des gesellschaftli-
chen Miteinanders wie Eigentumsrechte, Subventionen oder Monopole, die den 

12 Daron Acemoglu/Simon Johnson/James A. Robinson: Institutions as a Fundamental Cause of 
Long-Run Growth, in: Philippe Aghion/Stephen Durlauf (Hg.): Handbook of Economic Growth, 
Bd. 1, Amsterdam: Elsevier 2005, S. 385–472 (386).

13 Douglass C. North: Institutions, Ideology, and Economic Performance, in: Cato Journal 11/3, 
1992, S. 477–496.
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wirtschaftlichen Wettbewerb definieren.14 Politische Institutionen hingegen ver-
körpern die Verteilungswege politischer Macht in einer Gesellschaft.

Eine weitverbreitete Denkschule, bekannt als „Hierarchie der Institutio-
nen“, postuliert den deterministischen Einfluss politischer Institutionen auf die 
wirtschaftlichen Spielregeln.15 So wird beispielsweise die Qualität der demokra-
tischen Grundordnung in einem Staat, oder deren Fehlen, als Hauptfaktor für die 
Qualität der Eigentumsrechte gesehen. Denn in aller Regel gelten die Wirtschaft 
und die in ihr vorhandenen Gewinne als Mittel zum Zweck des Machterhalts in 
undemokratischen bzw. hybriden Systemen.16 Enteignungen, Subventionen und 
Monopolstellungen für systemrelevante Gruppen sind somit eine direkte Konse-
quenz dessen und stellen eine enge Verzahnung von politischer und wirtschaft-
licher Dimension dar.

In einem Umfeld schwach ausgeprägter Eigentums- und Verfügungsrechte 
finden Innovationen nur wenige Anreize. Da beide Faktoren gleichzeitig für das 
Wirtschaftswachstum unerlässlich sind, ist die zuvor genannte wirtschaftliche 
Rückständigkeit des Ostblocks im Zusammenhang mit dem autoritären Regie-
rungssystem zu sehen. Dadurch kann die Transformation, die sowohl politischer 
als auch wirtschaftlicher Natur war, als Paradigmenwechsel für Innovationen ge-
sehen werden.

Jedoch wirft das historische institutionelle Umfeld auch einen langen 
Schatten. Die Literatur spricht dabei von sogenannten critical junctures, bei de-
nen die Entscheidung für oder gegen einen Weg an einem Wendepunkt einen 
langfristigen Entwicklungspfad ebnet.17 Diese Wendepunkte können sowohl 
endogener (als organische Entwicklung) als auch exogener Natur (als externer 
Schock) sein. Die Teilung Deutschlands wird in der Literatur als Paradebeispiel 
eines externen Schocks dargestellt. Dadurch wurde einem Landesteil ein völlig 
anderes System auferlegt, was als natürliches Experiment auf deutliches Interes-
se in der wissenschaftlichen Literatur stieß.

So konnten verschiedene Autoren aufzeigen, dass trotz vieler gleicher kul-
tureller Merkmale und mehrerer Jahrzehnte, die seit der Wiedervereinigung ver-
gangen sind, die Präferenz für staatliche Interventionen zwischen den Bewoh-
nern West- und Ostdeutschlands signifikant auseinandergeht.18 Dies wird, so die 

14 Douglass C. North: Institutions, Economic Theory and Economic Performance, in: ders.: Institu-
tions, Institutional Change and Economic Performance, Cambridge: Cambridge University Press 
1990, S. 107–117.

15 Acemodlu/Johnson/Robinson: Institutions (Anm. 12), S. 391.
16 Andrei Melville/Mikhail Mironyuk: „Bad Enough Governance“. State Capacity and Quality of 

Institutions in Post-Soviet Autocracies, in: Post-Soviet Affairs 32/2, 2016, S. 132–151.
17 Daron Acemoglu/Simon Johnson/James A. Robinson: The Colonial Origins of Comparative De-

velopment. An Empirical Investigation, in: American Economic Review 91/5, 2001, S. 1369–1401.
18 Alberto Alesina/Nicola Fuchs-Schündeln: Good-Bye Lenin (or Not?): The Effect of Communism 

on People’s Preferences, in: American Economic Review 97/4, 2007, S. 1507–1528.
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konventionelle Erklärung, auf den Einfluss des aufgezwungenen politökonomi-
schen Systems in der DDR zurückgeführt. In diesem Zusammenhang ist häufig von 
institutional learning die Rede, bei dem angenommen wird, dass „politische Struktu-
ren und ideologische Werte zur Übereinstimmung tendieren“.19 Und während nach 
der Wende angenommen wurde, dass der Effekt der Sozialisierung im Sozialismus 
durch ein Agieren im demokratisch-marktwirtschaftlichen Umfeld schnell nivel-
liert würde, zeigt sich heute, dass dies ähnlich dem „Ende der Geschichte“ doch 
ein voreiliger Schluss war und es noch ein bis zwei Generationen dauern wird, bis 
dieser Einfluss fast gänzlich verschwunden sein wird.

Die Betrachtung der (Transformations-)Geschichte der ehemaligen DDR 
und Polens offenbart in dieser Hinsicht zwei wichtige Einsichten: Erstens wiesen 
praktisch alle sozialistischen Länder in Europa grundsätzliche Ähnlichkeiten in 
volkswirtschaftlicher Hinsicht auf20  – somit auch die beiden hier betrachteten 
Länder zu Beginn der Transformation. Die auf eine strikte Ideologie gegründe-
te Ordnung von Gesellschaft und Wirtschaft schuf im gesamten Ostblock eine 
ähnlich schlechte Anreizstruktur für Innovationen. Zweitens ist der spätere 
Transformationsprozess durch Gemeinsamkeiten und grundlegende Unter-
schiede geprägt. Zwar orientierte er sich vielerorts grob an den Grundsätzen des 
Wa shington Consensus, jedoch kennzeichneten nationale Differenzen dessen 
praktische Umsetzung. Interessant ist dabei der Fall Polen. Zwar wurde das Land 
als „Musterknabe“ einer liberalen Transformation gepriesen, doch wähnte sich 
das Land selbst offiziell in der Tradition der sozialen Marktwirtschaft, was sogar 
in Artikel 20 der Verfassung seit 1997 festgeschrieben ist.21 Hier gibt es eine Pa-
rallele zur ehemaligen DDR: Da das Land direkt in die BRD eingegliedert wurde, 
übernahm es auch formal das System einer sozialen Marktwirtschaft.

Überraschenderweise zeigt sich dabei aber, dass insbesondere die Privati-
sierung in den neuen Bundesländern in deutlich marktwirtschaftlicherer, ja gar 
kompromissloserer Weise durchgeführt wurde. Diese fußte auf der Devise, dass 
Unternehmen bis 1994 entweder „privatisiert oder eliminiert“ werden mussten, 
was im Motto der Treuhandanstalt „schnell privatisieren, entschlossen sanieren, 
behutsam stilllegen“ allzu deutlich wird.22 In Polen wurden dagegen zwischen 1991 

19 Steven E. Finkel/Stan Humphries/Karl-Dieter Opp: Socialist Values and the Development of 
Democratic Support in the Former East Germany, in: International Political Science Review 
22/4, 2001, S. 339–361.

20 Stanisław Gomułka: Poland’s Economic and Social Transformation 1989–2014 and Contempo-
rary Challenges, in: Central Bank Review 16/1, 2016, S. 19–23.

21 Art. 20 der Verfassung der Republik Polen, verabschiedet von der Nationalversammlung am 
2. April 1997, deutsche Übersetzung: https://www.sejm.gov.pl/prawo/konst/niemiecki/kon1.
htm, 12.04.2022.

22 Katarzyna Kamińska: Systemic Transformation in Poland and Eastern Germany. Two Versions 
of the Social Market Economy?. in: Ekonomia i Prawo 20/2, 2021, S. 257–276. Siehe auch: Detlev 
Karsten Rohwedder: „Schnell privatisieren, entschlossen sanieren, behutsam stilllegen“. Ein 
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und 1995 Massenprivatisierungen gänzlich blockiert, und auch später verlief die 
Privatisierung von Großunternehmen in sehr gradueller Form.23 Dabei trifft die Pri-
vatisierung, bzw. ihre Zielsetzung, im Kern den Aspekt der Anreizstruktur: Durch 
die Privatisierung im Verein mit Liberalisierung von Handel und Preisen sowie die 
deutliche Reduzierung von Subventionen sollte ein auf Wettbewerb basierendes 
wirtschaftliches Umfeld geschaffen werden.24 Eine Folge dessen ist die Konkurrenz 
auf Grundlage von Produkten und Preisen  – und nicht ein Primat der Politik, das zu 
politisch willkürlichem Zugang zu Monopolgewinnen oder staatlich unbeschränk-
ter Finanzierung führt und somit den wirtschaftlichen Rahmen massiv verzerrt. 
Dass in einem solchen Umfeld Innovationen das Mittel der Wahl bzw. gar eine Not-
wendigkeit für langfristigen Erfolg sind, ist leicht nachvollziehbar.

3. Methodologie

In Anbetracht der gemeinsamen sozialistischen Vergangenheit, jedoch deutlich 
unterschiedlicher Transformationspfade nach 1989 ist die Frage nach den Ergeb-
nissen dieser Entwicklungen von zentraler Bedeutung. Denn die Analyse von 
Innovationen trifft im Kern die Frage von institutionellen Rahmenbedingungen 
und der dadurch geschaffenen Anreizstruktur. Der parallel erfolgende Vergleich 
der neuen und alten Bundesländer sowie Polens passt dabei in einen stringenten 
Rahmen, der stellenweise über den üblichen akademischen Diskurs hinausgeht. 
Die neuen Bundesländer sind sehr selten Teil komparativer Studien im postsozia-
listischen Kontext. Jedoch verspricht gerade die Einbeziehung dieser Regionen 
wichtige Einblicke. 

Vorliegende Arbeit unterscheidet dabei grundlegend zwischen In- und 
Output von Innovationstätigkeiten. Der Input wird in diesem Zusammenhang 
durch die Aufwendungen für Forschung und Entwicklung (F&E) und der Out-
put durch die Patentanmeldungen analysiert. Letztere werden als „wichtige In-
novationsindikatoren“ beschrieben, die „in einem engen Zusammenhang mit 
erfinderischer Tätigkeit stehen und vor allem auch ein wichtiges Ergebnis von 
Forschungs- und Entwicklungstätigkeiten von Unternehmen sind“.25 Dies ist 

Rückblick auf 13 Jahre Arbeit der Treuhandanstalt und der Bundesanstalt für vereinigungs-
bedingte Sonderaufgaben. Abschlussbericht der Bundesanstalt für vereinigungsbedingte 
Sonderaufgaben (BvS), Berlin: Wegweiser 2003.

23 Roland (Anm. 1), S. 16.
24 John Williamson: The Washington Consensus as Policy Prescription for Development, in: Timo-

thy Besley/Roberto Zagha (Hg.): Development Challenges in the 1990s: Leading Policymakers 
Speak from Experience, Cambridge: Cambridge University Press 2004, S. 33–53 (44).

25 Fabian Unterlass/Kathrin Hranyai/Andreas Reinstaller: Patentindikatoren zur Bewertung der 
erfinderischen Leistung in Österreich, Wien: Österreichisches Institut für Wirtschaftsforschung 
2013, S. 6
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wichtig, da die Transformation mit der zentralen Zielsetzung einherging, die „Ef-
fizienz der Ressourcenallokation zu erhöhen“.26 Somit ist eine bloße Betrachtung 
des Inputs nicht zielführend, da zwar verstärkt (öffentliche) Mittel aufgewendet 
werden können, jedoch ohne nennenswerte marktrelevante Ergebnisse zu lie-
fern. Dies würde auf eine immer noch negative Anreizstruktur im Hinblick auf 
die Kommerzialisierung von Forschung deuten. Die Kommerzialisierung, d. h. 
die wirtschaftliche Ausrichtung und spätere Nutzung von F&E wird darüber hi-
naus auch beim Input analysiert, denn Ziel der Arbeit ist es, eine reine Betrach-
tung von Durchschnittswerten zu vermeiden. Vielmehr wird großes Augenmerk 
auf die Zusammensetzung dieser Werte gelegt. So wurden beispielsweise die di-
rekt von Wirtschaftssubjekten durchgeführten F&E-Aufwendungen in Relation 
zu den Gesamtaufwendungen als zusätzlicher Richtwert für die Kommerzialisie-
rung der Forschungstätigkeit betrachtet.

Alle Daten wurden, sofern nicht anders angegeben, aus Veröffentlichungen 
der offiziellen Statistikbehörden Deutschlands (Statistisches Bundesamt) und 
Polens (Główny Urząd Statystyczny GUS, Hauptamt für Statistik) extrahiert. In ei-
nem weiteren Schritt wurden sie entsprechend den Zielsetzungen aufgearbeitet 
und vergleichbar gemacht. Stellenweise lagen z. B. Patentanmeldungen in Polen 
bereits in einem Pro-Million-Einwohner-Format vor, während sie in Deutschland 
nur in absoluten Zahlen zur Verfügung standen. Da absolute Zahlen aufgrund 
unterschiedlicher Einwohnerzahlen zu verzerrten Ergebnissen führen, wurden 
alle Maße in relative Einheiten transformiert. Dies beinhaltet in erster Linie Ein-
heiten relativ zur Einwohnerzahl (entweder Pro-Kopf- oder Pro-Million-Anga-
ben) und zur Gesamtwirtschaft (als Prozentsatz des Bruttoinlandsprodukts BIP).

4. Ergebnisse

4.1 Einordnung der wirtschaftlichen Entwicklung der Subjekte

Um einen kontextualisierten Gesamteindruck zu schaffen, wurde zuerst die wirt-
schaftliche Entwicklung der drei Untersuchungsräume seit Beginn der Jahrtau-
sendwende analysiert  – ausgehend von der Tatsache, dass Investitionen in F&E 
durch darauffolgende Patentanmeldungen und Innovationen zu einem Anstieg 
der Wirtschaftsleistung (in BIP ausgedrückt) führen. Ein Anstieg des BIP kann 
aber auch durch andere Faktoren, beispielsweise durch Subventionen, verur-
sacht werden. Die Betrachtung dient daher in erster Linie der Kontextualisierung 
und der Schaffung eines relativen Ausgangspunktes. 

26 Roland (Anm. 1), S. 11.
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Da praktisch alle Daten nur für die Zeit ab 2000 zur Verfügung stehen, 
wurde dieses Jahr als Startpunkt gesetzt. Der Trend ist dabei jedoch ungebro-
chen und wird aus Abbildung 1 sichtbar: Die postsozialistischen Länder holen im 
Verhältnis zu Westdeutschland kontinuierlich auf, dessen Pro-Kopf-BIP aus der 
durchgezogenen Linie ersichtlich ist. Die gepunkteten Linien stellen jeweils die 
sogenannte „Transformationslücke“ bzw. den Unterschied in puncto Pro-Kopf-
BIP zwischen den beiden Transformationsländern und Westdeutschland dar. Ein 
klarer Trend nach oben ist sichtbar: So stieg das Pro-Kopf-BIP Ostdeutschlands 
im Verhältnis zu Westdeutschland im Zeitraum 2001–2019 von 59 % auf 68 %, 
in Polen nahm der Wert im gleichen Zeitraum von 18 % auf 35 % zu. Anzumer-
ken ist hierbei, dass es sich um die Angabe des nominellen Pro-Kopf-BIP handelt. 
Würde zusätzlich das Kaufkraftniveau berücksichtigt, ergäbe sich eine weitere 
Verstärkung dieses Aufwärtstrends. Insbesondere im Hinblick auf Polen, das  – in 
Kaufkraftparität ausgedrückt  – für 2019 ein fast doppelt so hohes Pro-Kopf-BIP 
aufweist  – verglichen mit der strikt nominellen Betrachtung dieses Indikators. 

Abbildung 1: Das Pro-Kopf-BIP und die Transformationslücke Polens und 
Ostdeutschlands im Verhältnis zu Westdeutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt und GUS. Eigene Darstellung.

4.2 Analyse des Inputs

In einem nächsten Schritt wurde die Entwicklung des System-Inputs, d. h. 
der Aufwendungen für F&E, analysiert. Zuerst wurden dabei für alle drei Ver-
gleichssubjekte die Aufwendungen in Relation zum BIP gesetzt. Dabei zeigte 
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sich überraschenderweise ein anderes Bild als bei der vorherigen Betrachtung 
der bloßen BIP-Entwicklungszahlen. Sichtbar wird nämlich, dass sich im Falle 
Ostdeutschlands die „Transformationslücke“ seit 2002 kontinuierlich vergrößert 
hat. Die in Prozentpunkten ausgedrückte Differenz zu den in Relation zum BIP 
aufgewendeten F&E-Ausgaben ist steigend. Zugleich kann konstatiert werden, 
dass sich die Distanz zwischen Polen und Ostdeutschland seit 2002 schrittwei-
se verkleinert hat, was insbesondere daran liegt, dass seit 2010 die polnischen 
Ausgaben für Forschung und Entwicklung kontinuierlich gestiegen sind. Da dies 
jedoch auch in Westdeutschland geschehen ist, ist hier keine signifikante Ver-
kleinerung der Lücke festzustellen.

Abbildung 2: Analyse von relativen F&E-Aufwendungen und der dazugehörigen 
Transformationslücke

Quelle: Statistisches Bundesamt und GUS. Eigene Darstellung.

Diesen Sachverhalt gilt es in Verbindung mit der vorherigen Betrachtung 
der BIP-Entwicklung und der deutlich geschrumpften Lücke zwischen den post-
sozialistischen Ländern und Westdeutschland zu sehen. So lässt sich aufzeigen, 
dass die Aufholeffekte der Transformationsländer in erster Linie nicht durch 
Innovationen, sondern u. a. durch Aufholeffekte bei der Arbeitsproduktivität 
und die zunehmende Integration in globale Lieferketten entstanden sind.27

Im nächsten Schritt wurde neben den relativen Ausgaben für F&E auch 
noch deren Struktur betrachtet. Sowohl die deutschen als auch die polnischen 

27 Richard Grieveson et al.: Avoiding a Trap and Embracing the Megatrends. Proposals for a New 
Growth Model in EU-CEE (= Research Report 458), Wien: Wiener Institut für Internationale Wirt-
schaftsvergleiche/Friedrich-Ebert-Stiftung 2021.
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Statistikbehörden staffeln diese Struktur in eine wirtschaftliche und eine 
nicht-wirtschaftliche. Im polnischen Kontext ist explizit von „Unternehmen“ 
(przedsiębiorstwa) die Rede, während im deutschen von der „Wirtschaft“ die 
Rede ist. Anzunehmen ist, dass es sich um die jeweils gleichen Akteure han-
delt und einzig und allein die Bezeichnungen leichte Unterschiede aufweisen. 
In beiden Ländern wird nämlich explizit das kommerzielle Interesse bei dieser 
Art von Aufwendungen hervorgehoben. Das passt in den Rahmen einer Kom-
merzialisierung von F&E und somit zur Verwendung dieser Aufwendungen für 
die marktwirtschaftliche Vorteilsschaffung. Der Anteil dieser wirtschaftlichen 
Ausgaben an den F&E-Gesamtausgaben wird dahingehend als Kommerzialisie-
rungsgrad definiert. Dieser ist in dem Modell von zentraler Bedeutung, da es in 
der nicht-kommerziellen Forschung, insbesondere der Grundlagenforschung, 
„keinen ,linearen Innovationsprozeß‘ […] zum Wirtschaftswachstum [gibt]. In-
sofern ist Grundlagenforschung zunächst und vor allem eine Kulturaufgabe.“28 
Aufgrund fehlender Daten für die Zeit vor 2010 in Polen konnte der „trilaterale“ 
Vergleich dieser Aufwendungen jedoch nur auf Grundlage der letzten 10 Jahre 
stattfinden. Die Ergebnisse sind in Abbildung 3 dargestellt:

Abbildung 3: Anteil kommerzieller F&E-Aufwendungen an den Gesamtaufwendungen, 
Veränderungen zwischen 2010 und 2019

Quelle: Statistisches Bundesamt und GUS. Eigene Darstellung.

Diagonal gestreift ist der ungewichtete Durchschnitt der kommerziellen 
F&E-Ausgaben an den Gesamtausgaben für den Zeitraum 2010–2019. Dabei wird 

28 Heidrun C. Hoppe/Wilhelm Pfähler: Ökonomie der Grundlagenforschung und Wissenschafts-
politik, in: Perspektiven der Wirtschaftspolitik 2/2, 2001, S. 125–144 (140).
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ein deutlicher Unterschied zwischen West- und Ostdeutschland sichtbar. Im Fal-
le Polens ist diese Lücke zu Westdeutschland vergleichsweise gering. Horizon-
tal gestreift ist auf der rechten Achse die Veränderung zwischen 2010 und 2019 
sichtbar, ausgedrückt in Prozentpunkten. Auffällig ist dabei Polen, wo der Anteil 
dieser Ausgaben um über 25 Prozentpunkte stieg. In reinen Prozenten entspricht 
dies einem Anstieg von ungefähr 40 %. Dies sticht im Vergleich zu den beiden 
Teilen Deutschlands hervor, wo die kommerziellen Ausgaben zwar stiegen, dies 
jedoch im niedrigen einstelligen Prozentpunkte-Bereich stattfand. Dass die Peri-
ode von 2010 bis 2019 keinen nennenswerten Unterschied zum vorherigen Zeit-
raum darstellt, ist aus Abbildung 4 ersichtlich:

Abbildung 4: Entwicklung des Anteils kommerzieller F&E-Aufwendungen zwischen 
1999 und 2019 in Deutschland

Quelle: Statistisches Bundesamt. Eigene Darstellung.

Im Falle Deutschlands kann man somit zweifellos von einem Trend spre-
chen, bei dem signifikante Änderungen ausbleiben. Seit 1999, dem ersten Jahr 
mit verfügbaren Daten für diese Erhebung, sind die kommerziellen Ausgaben in 
Westdeutschland zwar leicht zurückgegangen, jedoch sind sie in Ostdeutschland 
im gleichen Erhebungszeitraum praktisch gleich geblieben. Also wird nur un-
gefähr jeder dritte Euro in Ostdeutschland, der in Forschung und Entwicklung 
fließt, von der Wirtschaft aufgebracht, was eine direkte Folge der Struktur der 
dortigen Forschungslandschaft ist.29 Das deutschlandweite Gefälle ist dabei im-
mens, wie die folgende Karte zeigt:

29 Jutta Günther et al.: 20 Jahre nach dem Mauerfall. Transformation und Erneuerung des ostdeut-
schen Innovationssystems (= Studien zum deutschen Innovationssystem 16), Halle: IWH 2010.
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Abbildung 5: Kommerzialisierungsgrad von F&E-Aufwendungen nach Regionen in 
Deutschland und Polen

Quelle: Statistisches Bundesamt und GUS. Eigene Darstellung.

Der durchschnittliche Kommerzialisierungsgrad im Zeitraum von 1999 bis 
2019 weist große regionale Unterschiede auf. Von einem Anteil von knapp 80 % 
an allen F&E-Ausgaben im Süden, die von Unternehmen gestemmt werden, liegt 
dieser Anteil in einigen Bundesländern des Ostens bei lediglich einem Viertel. 
Klar sichtbar sind dabei die Unterschiede zwischen West- und Ostdeutschland 
und die ehemalige Teilung Deutschlands. Interessant ist die Tatsache, dass es 
auch in Polen ein deutliches regionales Gefälle gibt, auch wenn es nicht ganz so 
stark ist wie in Deutschland. Für die polnische Aufstellung sei angemerkt, dass 
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sie lediglich die Daten für das Jahr 2018 enthält. Denn anders als die Jahr für Jahr 
erstellte gesamtpolnische Aufstellung für diesen Parameter klaffen bei den re-
gionalen Kommerzialisierungsraten in vielen Jahren deutliche Lücken, was vom 
GUS als „Statistikgeheimnis“ bezeichnet wird.30

4.3 Output-Analyse

Im nächsten Schritt wird der Innovations-Output analysiert. Dafür wurden eben-
falls offizielle Daten von den jeweils relevanten Patentämtern gesammelt, trans-
formiert, verglichen und kontextualisiert. Im Falle Polens wurde dabei auf Daten 
des Patentamts (Urząd Patentowy) und in Deutschland wiederum auf die des Sta-
tistischen Bundesamts zurückgegriffen. Um nicht ausschließlich auf die Daten 
nationaler Patentämter (mit möglichen Unterschieden bei der Datenerhebung) 
angewiesen zu sein, wurden in einem späteren Schritt auch die Daten des Euro-
päischen Patentamtes (EPO) hinzugezogen. 

Nach der Aufbereitung der Daten wurden auch der Output relativ zur Ein-
wohnerzahl sowie die daraus resultierende „Transformationslücke“ berechnet:

Abbildung 6: Entwicklung der Patentanmeldungen (pro 1 Mio. Einwohner) von 2001 bis 2019

Quelle: Bundespatentamt und GUS. Eigene Darstellung.

Abbildung 6 verdeutlicht einen gewissen Aufholprozess bezüglich des Out-
puts, der jedoch in Ostdeutschland seit 2010 stagniert. Das polnische Hauptamt 

30 GUS: Statistiken zur Kategorie K10 (Wissenschaft und Technik), Untergruppe G 184 (F&E-Tätig-
keit), Datenblatt P2720 [Nakłady wewnętrzne na B+R według sekcji PKD 2007], https://bdl.stat.
gov.pl/BDL/metadane/podgrupy/184, 19.04.2022.
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für Statistik hingegen veröffentlicht nur Daten ab 2010. Deswegen lässt sich für 
Polen keine Aussage dazu treffen, ob die sichtbare Verkleinerung der Lücke seit 
2010 ein Prozess ist, der bereits vorher stattfand oder erst seither an Fahrt auf-
nimmt. In beiden Fällen ist jedoch die deutliche Distanz zu Westdeutschland 
sichtbar. Zur Einordnung muss gesagt werden, dass in Westdeutschland im Zeit-
raum 2001–2019 jährlich im Durchschnitt pro 1 Mio. Einwohner rund 475 Patente 
angemeldet wurden. In Ostdeutschland waren dies im Schnitt gerade einmal 161. 
Das entspricht rund einem Drittel der Patente in Westdeutschland und macht 
deutlich, dass der Abstand zwischen den neuen und den alten Bundesländern 
groß ist. Im Falle Polens ist dieser Unterschied noch größer, hat sich aber in den 
letzten Jahren verringert.

Zusätzlich wurde auch der Internationalisierungsgrad von Innovationen, 
hier ausgedrückt durch Patente, analysiert. Untersucht wurden dazu die Patent-
anmeldungen beim EPO. Eine erfolgreiche Registrierung gibt einer Innovation 
in einem solchen Fall Patentschutz in den 44 Ländern, die das EPO umfasst. 
Angemerkt sei, dass Doppelanmeldungen keine Seltenheit sind, sondern in 
Form von „Nachanmeldungen“ beim EPO einen Standardweg darstellen. Un-
terstrichen werden muss also, dass es sich bei den EPO-Patentanmeldungen 
explizit nicht um solche handelt, die in jedem Fall den nationalen Weg vermie-
den haben. Abbildung 7 zeigt deutlich, welche Unterschiede es zwischen den 
untersuchten Ländern bei der Transformation und der „Transformationslücke“ 
hinsichtlich der Internationalisierung von Innovationen gibt:

Abbildung 7: Europäische Patentanmeldungen versus nationale Patentanmeldungen, 
definiert als prozentualer Anteil im Verhältnis zu nationalen Anmeldungen

Quelle: EPO. Eigene Darstellung.
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Während in Polen die europäischen Patentanmeldungen in einer Relation 
von etwa 12 % zu nationalen Anmeldungen stehen (in absoluten Zahlen heißt 
das: 463 EPO-Anmeldungen für das Jahr 2019), beträgt dieser Wert in West-
deutschland fast 80 %. Ostdeutschland liegt mit 37 % genau dazwischen. Dar-
aus lässt sich  – vereinfacht ausgedrückt  – ein deutlich höherer Internationali-
sierungsgrad westdeutscher Innovatoren ableiten. In absoluten Zahlen rangiert 
Deutschland als Gesamtstaat mit fast 27.000 Anmeldungen im Jahr 2019 auf dem 
zweiten Platz hinter den USA.31 Auf 1 Mio. Einwohner gerechnet belegt es Platz 6, 
während Westdeutschland alleine knapp hinter den Niederlanden auf Platz 5 
läge. Ostdeutschland hingegen befände sich nur auf Rang 21, noch hinter Puerto 
Rico, das in dieser Statistik als separates Gebiet ausgewiesen wird. Interessant ist 
dabei auch das deutliche Gefälle zwischen den „alten“ EU-Mitgliedstaaten und 
den postsozialistischen Ländern. Selbst als innovativ angesehene Länder wie Est-
land kommen gerade einmal auf 46 Patentanmeldungen pro 1 Mio. Einwohner. 
Und Tschechien, das gemeinhin als Vorbild bei der Transformation angesehen 
wird, schaffte 2020 nicht einmal 20 EPO-Patentanmeldungen pro 1 Mio. Einwoh-
ner. Von dieser Warte aus ist Polens deutlicher Abstand eher die Regel denn die 
Ausnahme  – und Ostdeutschlands Leistung ist im postsozialistischen Kontext 
als positiv hervorzuheben. Ableiten lässt sich daraus, dass die ostdeutschen Bun-
desländer beim Grad der Internationalisierung eine deutlich größere Annähe-
rung an die Strukturen historisch etablierter Marktwirtschaften aufweisen. Dies 
lässt sich unter anderem durch einen hohen Internationalisierungs- und Innova-
tionsdruck im gesamtdeutschen, stark von Hightech-Exporten abhängigen Wirt-
schaftssystem erklären.

Ein deutliches Gefälle zwischen Ost- und Westeuropa wird auch im Hin-
blick auf die Besitzverhältnisse sichtbar. Nicht nur sind die relativen Patentan-
meldungen im postsozialistischen Europa im Vergleich zum Westen deutlich 
geringer. Viele dieser Patente werden außerdem noch von ausländischen Sub-
jekten, beispielsweise von Zweigstellen multinationaler Unternehmen, gehalten. 
Während 2020 in Deutschland 18 % der EPO-Patentanmeldungen auf Patente 
mit solchen Besitzverhältnissen zurückgingen, waren es beispielsweise in Polen 
35 %, in Estland 39 % und in Tschechien fast 42 %. Deutschland sticht diesbezüg-
lich hervor, wodurch es auch im weltweiten Vergleich einen der vorderen Plätze 
einnimmt. Eine entsprechende separate Aufstellung für Ostdeutschland gibt es 
leider nicht.

Beim Blick auf die Unternehmen mit den meisten Anmeldungen in Deutsch-
land wird offenbar, dass es sich praktisch ausschließlich um westdeutsche 

31 Europäisches Patentamt: EPO-Statistikländerbericht Deutschland 2020, München: Europäisches 
Patentamt 2020. Als Excel-File im Privatarchiv des Autors.
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Unternehmen handelt. Es lässt sich daher vermuten, dass auch in Ostdeutsch-
land Firmen aus Westdeutschland bzw. deren Ableger für einen deutlichen An-
teil an den EPO-Patentanmeldungen stehen. Für Polen sei zudem angemerkt, 
dass der hohe Grad an F&E-Aufwendungen und Patentanmeldungen im Wirt-
schaftsbereich in der europäischen Statistik keinen Niederschlag findet. Unter 
den fünf Subjekten mit den meisten Patentanmeldungen beim EPO finden sich 
vier Universitäten und lediglich ein Unternehmen (Adamed Pharma SA mit acht 
Patentanmeldungen).32

4.4 Vergleich der „Outputdichte“

Um Input und Output in Relation zu setzen, wurde im nächsten Schritt die „Out-
putdichte“ bzw. Outputeffizienz berechnet. Sie beschreibt, wie viel an F&E-Auf-
wendungen durchschnittlich pro Patentanmeldung aufgebracht werden müssen. 
Die Ergebnisse dieser Berechnung für die Durchschnittswerte zwischen 2010 bis 
2019 sind aus Abbildung 8 ersichtlich: 

Abbildung 8: Berechnung der Outputdichte

Quelle: Statistisches Bundesamt, DPMA und GUS. Eigene Darstellung.

Auf der rechten Achse ist die Outputdichte eingezeichnet. Im Falle Polens 
beträgt sie fast 1. Dies bedeutet, dass in Polen für eine Patentanmeldung pro Jahr 
im Durchschnitt 1 Mio. Euro für F&E aufgewendet werden. Dies ist deutlich weni-
ger als in Westdeutschland, wo durchschnittlichen Pro-Kopf-Aufwendungen für 
F&E (Input) von ungefähr 1.100 Euro knapp 500 Patentanmeldungen pro 1 Mio. 

32 Europäisches Patentamt: EPO-Statistikländerbericht Deutschland 2020, München: Europäisches 
Patentamt 2020. Als Excel-File im Privatarchiv des Autors.
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Einwohner gegenüberstehen. Dies bedeutet im Umkehrschluss, dass pro Patent 
etwas mehr als 2 Mio. Euro aufgewendet wurden. Ostdeutschland sticht heraus: 
Hier wurden in den Jahren 2010–2019 im Durchschnitt fast 3,5 Mio. Euro je Pa-
tent aufgewendet.

Angemerkt sei, dass es sich hierbei ausschließlich um absolute Zahlen han-
delt, die nicht das Kaufkraftniveau und das Lohngefälle mit einbeziehen. Denn es 
liegt nahe, dass ein erheblicher Teil der Aufwendungen in die Zahlung der Gehäl-
ter fließt. Mit dem gleichen Geld lassen sich jedoch in Polen mehr Wissenschaft-
ler anstellen als in Westdeutschland. Es bedürfte somit einer detaillierten Aufstel-
lung, bei der die ortsabhängigen Kosten (Löhne usw.) und die ortsunabhängigen 
Kosten (Apparaturen und andere Ausstattung) miteinander kombiniert werden, 
um das akademische Äquivalent von 1 Euro in Deutschland zu 1 Euro in Polen zu 
ermitteln. Würde jedoch der ungefähre Kaufkraft-Multiplikator von ungefähr 2 
angewandt, der beim Pro-Kopf-BIP in Polen zugrunde gelegt wird,33 so läge die 
Outputdichte immer noch bei 2 und somit auf westdeutschem Niveau. 

All dies soll nicht explizit heißen, dass Ostdeutschland bei Innovationen 
deutlich ineffizienter ist. Es offenbart jedoch, dass aus volkswirtschaftlicher Sicht 
die Ausgaben in einer schlechteren Relation zum rein wirtschaftlichen Ertrag im 
Sinne eines direkt auf Innovationen basierenden Entwicklungsmodells stehen. 
Das Gros der F&E-Aufwendungen in Ostdeutschland ist nicht kommerzialisiert, 
beispielsweise in Form von universitärer Grundlagenforschung. Es bringt somit 
keinen direkten und nachweisbaren wirtschaftlichen Vorteil. Durch indirekte Ef-
fekte kann zwar auch ein volkswirtschaftlicher Nutzen entstehen, doch ist dieser 
in der Regel „nicht […] abschätzbar, unvorhersehbar und vielfach unbeabsichtigt“.34 
Und das Ziel der vorliegenden Arbeit ist es, die direkten volkswirtschaftlichen 
Effekte zu analysieren und diese in Relation zueinander zu setzen. Die Ergebnisse 
der bisherigen Analyse liefern in dieser Hinsicht klare Indikationen.

5. Fazit

Die vorliegende Untersuchung zeigt deutlich, dass der wirtschaftliche Auf-
holprozess der ehemaligen sozialistischen Länder noch lange nicht vorbei ist. Ei-
nerseits ist das rein auf das Pro-Kopf-BIP heruntergebrochene Gefälle zwischen 
West und Ost in den letzten zwanzig Jahren geringer geworden. Jedoch ist ande-
rerseits vor allem die Lücke bei den Innovationen weiterhin immens  – und dies 
sowohl im Hinblick auf den In- sowie den Output. Nicht nur werden pro Kopf 

33 Das heißt der Unterschied zwischen nominellem BIP und dem BIP unter Berücksichtigung der 
Kaufkraftparität (BIP KKP).

34 Hoppe/Pfähler (Anm. 28), S. 140, Hervorh. im Original.
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deutlich weniger Mittel für F&E aufgewendet, sondern auch in Relation dazu 
weniger Patente generiert. Dies ist insbesondere in Ostdeutschland der Fall, wo 
die „Outputdichte“ deutlich hinterherhinkt. Indes kann auch der Fall Polen hier 
trügerisch sein, berücksichtigt doch das starke Ergebnis bei diesem Faktor nicht 
explizit das niedrigere Lohnniveau und bezieht sich ausschließlich auf die natio-
nalen Patentanmeldungen. Gerade der internationale, europäische Output ist in 
Polen ein massives Problem.

Somit lassen sich in den Ländern des ehemaligen Ostblocks sowohl Licht- 
als auch Schattenseiten hinsichtlich der Innovationstätigkeit beobachten, und 
eine eindeutige Beurteilung ist nicht möglich. Zweifelsohne hat die neue Realität 
der Marktwirtschaft dazu geführt, dass Innovationen eine wichtige Rolle spielen. 
Jedoch erhält man den Eindruck, dass diese Rolle noch nicht so ausschlaggebend 
für die Volkswirtschaft ist, wie dies in etablierten kapitalistischen Wirtschaften 
wie der Bundesrepublik Deutschland der Fall ist. Das heißt im Umkehrschluss, 
dass die Anreizstruktur für Innovationen noch deutliche Unterschiede aufweist. 
Einerseits kann man die Hypothese aufstellen, dass dies, ähnlich dem politischen 
Phänomen der AfD und der PiS, eine Folge soziologischer Faktoren des (Post-)
Sozialismus ist. Andererseits kann man jedoch auch rein ökonomische Faktoren 
für diesen Zustand der Anreizstruktur annehmen: in erster Linie einen hohen 
Subventionsgrad. In Deutschland machten die Transfers in die neuen Bundes-
länder zwischen 1995 und 2004 jährlich knapp 4 % des BIP35 und in Polen die der 
EU zwischen 2004 und 2019 knapp 3 % aus.36 Somit ist der wirtschaftliche Auf-
schwung in diesen Ländern nicht nur auf die Aufholeffekte bei der Arbeitspro-
duktivität und der Integration in globale Lieferketten zurückzuführen, sondern 
auch auf den Faktor der (subventionsgestützten) Investitionen.

Die Folge ist jedoch, dass der Grenznutzen dieser Faktoren mit steigendem 
Wohlstand kontinuierlich zurückgeht.37 Dementsprechend kann argumentiert 
werden, dass die zukünftigen Aussichten für die wirtschaftliche Entwicklung in 
den beiden postsozialistischen Ländern von Innovationen abhängen werden. Ob 
die alleinige Notwendigkeit dieser Innovationen zu einem ausreichenden Anreiz 
führt oder ob noch Institutionen selbst angepasst werden müssen, bleibt jedoch 
abzuwarten.

35 Nicole Uhde: Ist Ostdeutschland ein Milliardengrab? Analyse der innerdeutschen und europäi-
schen Fördergeldtransfers für die öffentlichen Haushalte bis zum Jahr 2019, Hamburg: Diplomica 
2007, S. 25.

36 Witold Gadomski: Polska w Unii Europejskiej: 15 lat minęło, in: Obserwator Finansowy, 
08.05.2019 https://www.obserwatorfinansowy.pl/bez-kategorii/rotator/polska-w-unii-europej-
skiej-15-lat-minelo/, 02.05.2022.

37 Grieveson et al. (Anm. 27), S. 24.
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Innowacje jako czynnik wzrostu podczas transformacji. Analiza porównawcza 
wschodnich Niemiec i Polski

Istnieje wiele opracowań poświęconych skutkom przejścia z gospodarki planowej do ryn-
kowej dla działalności innowacyjnej. Rzadko omawia się jednak przypadek byłej NRD, któ-
rą włączono bezpośrednio do ukształtowanego już ustroju gospodarczego RFN. Niniejsza 
analiza porównawcza przygląda się Polsce, nowym krajom związkowym RFN oraz byłym 
Niemcom Zachodnim pod kątem rozwoju i aktualnego stanu procesu innowacji. Dokona-
no przy tym rozróżnienia między nakładami a wynikami w tym procesie. Na podstawie 
oficjalnych danych na temat działalności w dziedzinie badań naukowych i rozwoju oraz 
patentów na poziomie ogólnokrajowym i europejskim analiza wykazuje, że proces nad-
rabiania zaległości w odniesieniu do procesów innowacji w krajach objętych transforma-
cją nie jest bynajmniej zakończony. O ile ogólne dysproporcje gospodarcze między byłymi 
krajami bloku wschodniego a Niemcami Zachodnimi wyraźnie się zmniejszyły, to zmiany 
w zakresie nakładów na innowacje i wyników innowacji są znacznie mniejsze. Co ciekawe, 
występują w tej mierze różnice między obu krajami objętymi transformacją. O ile w Pol-
sce istotny problem stanowi stopień umiędzynarodowienia innowacji, to w byłej NRD sto-
pień ich komercjalizacji. Ponieważ w krajach objętych transformacją marginalna korzyść 
z subwencji i efektów nadrabiania zaległości w zakresie wydajności pracy i integracji ule-
ga zmniejszeniu, przyszły sukces gospodarczy tych krajów będzie zależeć w decydującym 
stopniu od czynnika innowacji, a tym samym od przezwyciężenia owych problemów.

Innovation as a growth factor during transformation. A comparative analysis of 
eastern Germany and Poland

Many studies have examined how the move from a centrally planned to a market economy 
affected innovation. However, the case of the former East Germany, which was incorporat-
ed directly into the existing economic system of the Federal Republic, is rarely considered. 
This comparative analysis looks at Poland, the former East Germany, and the former West 
Germany in terms of the development and current state of the innovation process, making 
a  distinction between the inputs and outputs of that process. Based on official data on 
research and development activity and patents, at both national and European levels, the 
analysis shows that the process of making up ground in the field of innovation in the coun-
tries that underwent transformation is by no means complete. While the general econom-
ic disproportions between the former Eastern bloc countries and western Germany have 
been noticeably reduced, the changes in innovation inputs and outputs are much smaller. 
Interestingly, there are also differences between the two former communist countries an-
alysed. While in Poland a significant problem is the degree of internationalisation of inno-
vations, the problem in the former East Germany is the degree of their commercialisation. 
Because in these countries there is a decrease in the marginal utility from subsidies and 
in the effects of closure of the gap in terms of productivity and integration, their future 
economic success will depend greatly on the innovation factor, and thus on their ability to 
overcome the problems mentioned.
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Regionale Ausgangsbedingungen und Unternehmens-
gründungen im postsozialistischen Kontext

1. Transformation und Unternehmertum: die Rolle der Ausgangs-
bedingungen1

Unternehmensgründungen stellen eine wichtige Quelle für Wachstum und 
Strukturwandel dar. Dies gilt gerade auch für den Transformationsprozess in den 
ehemals sozialistischen Staaten.2 Es sind allerdings erhebliche regionale Unter-
schiede in der Intensität des Gründungsgeschehens und der Bewältigung des 
sozialistischen Erbes zu beobachten.3 Während in einigen Regionen der durch 
Unternehmensgründungen und unternehmerische Selbständigkeit bewirkte 
Prozess der wirtschaftlichen Erneuerung zügig voranschreitet, ist die Entwick-
lungsdynamik anderswo wesentlich verhaltener.4

Im Folgenden analysieren wir die möglichen Gründe für solche regiona-
len Unterschiede im Gründungsgeschehen. Unsere Untersuchung bezieht sich 
auf Ostdeutschland, die ehemalige Deutsche Demokratische Republik (DDR). Im 
Zentrum steht dabei die Frage, inwieweit Unterschiede in Niveau und Qualität 
des Gründungsgeschehens auf die regionalen Ausgangsbedingungen am Ende 
der sozialistischen Periode zurückzuführen sind. Wie haben sich die regiona-
len Gegebenheiten am Ende des DDR-Regimes auf das Niveau und die Quali-
tät des Gründungsgeschehens nach der deutschen Vereinigung im Jahr 1990 

1 Zu einer wesentlich ausführlicheren Darstellung der Analysen siehe Michael Fritsch/Maria 
Greve/Michael Wyrwich: One Transition Story Does Not Fit Them All. Initial Regional Condi-
tions and New Business Formation after Communism, in: Post-Communist Economies 2021. Wir 
danken dem Bundesministerium für Bildung und Forschung für finanzielle Unterstützung im 
Rahmen des Verbundprojekts „Modernisierungsblockaden in Wirtschaft und Wissenschaft der 
DDR“ (Projektnummer 01UJ1806DY).

2 Vgl. u. a. John McMillan/Christopher Woodruff: The Central Role of Entrepreneurs in Transition 
Economies, in: Journal of Economic Perspectives, 16/3, 2002, S. 153–170. 

3 Daniel Berkowitz/David N. DeJong: Entrepreneurship and Post-Socialist Growth, in: Oxford 
Bulletin of Economics and Statistics, 67/1, 2005, S. 25–46; Michael Wyrwich: Ready, Set, Go! Why 
Are Some Regions Entrepreneurial Jump Starters? in: Annals of Regional Science 53/2, 2014, 
S. 487–513.

4 Michael Fritsch/Michael Wyrwich: Initial Conditions and Regional Performance in the Aftermath 
of Disruptive Shocks. The Case of East Germany after Socialism, in: Industrial and Corporate 
Change 2022.
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ausgewirkt? Welche Rolle spielen dabei die Wirtschaftsstruktur, Agglomera-
tionsvorteile, die Qualifikation des regionalen Arbeitskräftepotentials und das 
Ausmaß des am Ende der DDR-Zeit verbliebenen privaten Unternehmertums? 
Eine wesentliche Hypothese dabei lautet, dass ein hohes Niveau des am Ende der 
sozialistischen Periode noch vorhandenen privaten Unternehmertums als Indi-
kator für eine regionale unternehmerische „Kultur“ angesehen werden kann, 
die sich im Transformationsprozess als förderlich für Gründungsaktivitäten 
erweist. 

Der folgende Abschnitt gibt einen Überblick über die allgemeine Entwick-
lung der unternehmerischen Selbständigkeit in Deutschland zwischen 1925 und 
2015. Anschließend arbeiten wir die wesentlichen Ausgangsbedingungen für 
regionale Unterschiede der Gründungstätigkeit nach der deutschen Wiederver-
einigung im Jahr 1990 heraus (Abschnitt 3). In Abschnitt 4 wird dann die Bedeu-
tung dieser Ausgangsbedingungen analysiert. Abschließend ziehen wir ein Fazit 
(Abschnitt 5).

2. Unternehmensgründungen und unternehmerische Selbständigkeit 
in Ostdeutschland

2.1 Unternehmerische Selbständigkeit vor dem Zweiten Weltkrieg und 
am Ende des Sozialismus

Das sozialistische DDR-Regime, das nach dem Zweiten Weltkrieg mehr als vier-
zig Jahre lang in Ostdeutschland herrschte, verfolgte eine rigoros gegen privates 
Unternehmertum gerichtete Strategie. Konkret beinhaltete dies massive Kampa-
gnen der Verstaatlichung privater Unternehmen sowie eine sehr weitgehende 
Regulierung der verbleibenden privatwirtschaftlichen Aktivitäten. Die Auswir-
kungen dieser Politik auf das Niveau der unternehmerischen Selbständigkeit 
zeigen sich deutlich im Vergleich zu Westdeutschland, wo nach dem Krieg eine 
Marktwirtschaft westlichen Typs etabliert wurde.

Unmittelbar vor dem Zweiten Weltkrieg (1939) betrug die Selbständigen-
rate  – der Anteil der Selbständigen in der nichtlandwirtschaftlichen Privatwirt-
schaft an der Gesamtzahl aller Beschäftigten  – in Westdeutschland 9,5 %; in 
Ostdeutschland lag die Selbständigenrate mit 8,3 % etwas niedriger. Dass dieser 
Unterschied am Ende der sozialistischen Periode im Jahr 1989 ca. viereinhalb Mal 
größer war  – 1,8 % im Osten verglichen mit 7,8 % im Westen  – zeigt deutlich die 
Effekte der gegen privates Unternehmertum gerichteten Politik des sozialisti-
schen Regimes (Abbildung 1). 
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Abbildung 1: Selbständigenrate in Ost- und Westdeutschland vor der Gründung der DDR, 
in der Endphase des sozialistischen Regimes und nach der deutschen Vereinigung

 

Anmerkung: Die Daten für die Selbständigenraten in den Jahren 1925 und 1939 beruhen auf den 
jeweiligen Volkszählungen. Die Angaben zur Selbständigkeit am Ende der DDR-Zeit (30. Septem-
ber 1989) beruhen auf Erhebungen des Statistischen Amtes der DDR. Die Quelle für die Daten nach 
der deutschen Vereinigung ist das Statistische Bundesamt.

2.2 Gründungen und unternehmerische Selbständigkeit nach der 
Wiedervereinigung

Bei der Umstellung auf ein marktwirtschaftliches System im Rahmen der Wieder-
vereinigung 1990 kam es in Ostdeutschland zu einem regelrechten Gründungs-
boom. Infolge der regen Gründungsaktivitäten erreichte die Selbständigenrate 
in Ostdeutschland im Jahr 2000 das westdeutsche Niveau und liegt seit 2003 so-
gar deutlich über dem westdeutschen Wert (Abbildung 1). Dabei konzentrierten 
sich die Gründungsaktivitäten in Ostdeutschland relativ stark auf Branchen, in 
denen die erforderliche Mindestgröße relativ gering ist. Beispiele hierfür sind 
das Baugewerbe, der Hotel- und Gaststättenbereich sowie personenorientierte 
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Dienstleistungen.5 Damit unterschied sich die in Ostdeutschland entstehen-
de sektorale Wirtschaftsstruktur deutlich von der Industriestruktur in West-
deutschland.

Abbildung 2: Durchschnittliche Anzahl von Unternehmensgründungen 1995–2018 pro 
10.000 Einwohner zwischen 20 und 64 Jahren

Quelle: Eigene Darstellung.

5 Michael Fritsch et al.: How Much of a Socialist Legacy? The Re-Emergence of Entrepreneurship 
in the East German Transformation to a Market Economy, in: Small Business Economics 43/2, 
2014, S. 427–446.
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Innerhalb Ostdeutschlands sind erhebliche regionale Unterschiede im 
Ausmaß des Gründungsgeschehens zu verzeichnen (Abbildung 2).6 Im Zeitraum 
1995–2016 lag die durchschnittliche jährliche Gründungsrate  – Anzahl der Grün-
dungen je 10.000 Einwohner  – zwischen 25,67 und 48,29. Besonders hohe Grün-
dungsraten wiesen die an Berlin angrenzenden Regionen sowie die größeren 
Städte wie Dresden, Chemnitz und Leipzig auf.7 In ländlichen Regionen und in 
stark von der sozialistischen Wirtschaftspolitik geprägten Orten wie Bitterfeld 
und Hoyerswerda fielen die Gründungsaktivitäten hingegen eher gering aus. Das 
Gründungsgeschehen im Norden (z. B. im Raum Rostock) ist wesentlich durch 
Gründungen in der ehemals staatlichen Tourismusbranche geprägt.

Betrachtet man die Entwicklung der Unternehmensgründungen in Ost-
deutschland seit der Wiedervereinigung, sind zwei Phasen erkennbar: die Zeit 
bis zum Jahr 2004 und die Periode danach (siehe Abbildung 3). Trotz eines kon-
tinuierlichen Abwärtstrends war das Gesamtniveau der Gründungstätigkeit bis 
einschließlich 2004 deutlich höher als in den Jahren danach. Das relativ hohe 
Niveau der Gründungsaktivitäten bis zum Jahr 2004, insbesondere während der 
1990er Jahre, hat im Wesentlichen drei Ursachen. Erstens gab es einen Nachhol-
bedarf an unternehmerischer Tätigkeit, die vom sozialistischen DDR-Regime 
massiv unterdrückt worden war. Zweitens gab es relativ viele noch ungenutzte 
unternehmerische Gelegenheiten, etwa in dem in der DDR-Wirtschaft völlig un-
terentwickelten Dienstleistungssektor. Und drittens hat die in der frühen Trans-
formationsphase sprunghaft ansteigende Arbeitslosigkeit wahrscheinlich auch 
relativ viele Gründungen „aus Not“ (necessity entrepreneurship) induziert.8

Anderthalb Jahrzehnte später verlangsamte sich die Dynamik deutlich. 
Während die jährliche Gründungsrate in den 1990er Jahren im Durchschnitt bei 
50 Gründungen pro 10.000 Einwohner lag, betrug sie nach 2004 gerade einmal 
30 Gründungen pro 10.000 Einwohner. Als Folge dieser Entwicklung erreichte 

6 Die Daten zur Gründungstätigkeit stammen aus dem Gründungspanel des Zentrums für Euro-
päische Wirtschaftsforschung (ZEW) in Mannheim, die ab dem Jahr 1995 vorliegen. Die Angaben 
beruhen auf Informationen der größten deutschen Ratingagentur (Creditreform). Wie bei vielen 
anderen Datenquellen zu Unternehmensgründungen sind kleine Einzelunternehmen nicht 
ganz vollständig repräsentiert. Sobald ein Unternehmen jedoch eine eigene Rechtsform erhält, 
Mitarbeiter einstellt, einen Bankkredit beantragt oder wesentliche wirtschaftliche Tätigkeit 
ausübt, wird es mit dem korrekten Datum der Gründung erfasst. Die Informationen beschrän-
ken sich auf die Gründung des Hauptsitzes eines Unternehmens; Gründungen von Zweigbetrie-
ben werden nicht registriert. Für Details siehe Johannes Bersch et al.: The Mannheim Enterprise 
Panel (MUP) and Firm Statistics for Germany, in: SSRN Electronic Journal, ZEW  – Centre for 
European Economic Research Discussion Paper No. 14-104, 2014.

7 Berlin bleibt in unseren empirischen Analysen ausgeschlossen, da nur ein Teil dieser Stadt zur 
DDR gehörte und Daten zu Gründungen durch Bürger aus dem ehemals sozialistischen Teil der 
Stadt nicht verfügbar sind.

8 Fritsch et al.: How Much of a Socialist Legacy … (Anm. 5).
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die Selbständigenrate in Ostdeutschland Mitte der 2000er Jahre einen Höchst-
wert und ging danach wieder zurück (Abbildung 1).

Abbildung 3: Gründungsaktivitäten in Ostdeutschland 

Anmerkung: Alle Werte beziehen sich auf 10.000 Einwohner. Die linke y-Achse entspricht der 
gesamten Gründungsaktivität. Die Zahl der Unternehmensgründungen in den Bereichen High-
tech-Produktion und technologieorientierte Dienstleistungen ist auf der rechten y-Achse darge-
stellt.

Die Entwicklung der Gründungen im Bereich der technologieorientierten 
Dienstleistungen entspricht weitgehend der allgemeinen Gründungsdynamik 
(Abbildung 3). Hingegen lässt sich für die innovativen Branchen des Verarbei-
tenden Gewerbes eine relativ stetige Entwicklung mit einem deutlich abfallen-
den Trend konstatieren. Im Jahre 2018 lag die Anzahl der Gründungen in diesem 
Bereich bei etwa der Hälfte des Wertes von 1995, während der Rückgang bei den 
technologieorientierten Dienstleistungen „nur“ etwa 65 % betrug. Die relativ ge-
ringe Korrelation der Gründungsraten in den innovativen Branchen des Verar-
beitenden Gewerbes mit dem Verlauf der Gründungen insgesamt deutet darauf 
hin, dass sich die Bestimmungsgrößen für Unternehmensgründungen in diesem 
Bereich deutlich von denen in anderen Sektoren unterscheiden. 
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3. Unterschiedliche Ausgangsbedingungen und ihre Auswirkungen auf 
Unternehmensgründungen

Die Gründungsforschung hat eine Reihe von Faktoren ermittelt, die sich für die 
Erklärung regionaler Gründungsaktivitäten als relevant herausgestellt haben.9 
Da solche Untersuchungen weitgehend auf etablierte Marktwirtschaften be-
schränkt geblieben sind, ist allerdings unklar, inwieweit sich diese Ergebnisse 
auf Regionen übertragen lassen, die sich im Prozess der Transformation von ei-
ner sozialistischen Planwirtschaft zu einer Marktwirtschaft befinden. 

Neuere Forschungsarbeiten haben gezeigt, dass das relative Niveau der 
unternehmerischen Selbständigkeit in vielen Regionen über lange Zeiträume 
hinweg ziemlich konstant ist und von schockhaften Ereignissen wie Wirtschafts-
krisen, Naturkatastrophen oder verheerenden Kriegen nur vorübergehend be-
einflusst wird.10 Fritsch und Wyrwich11 sehen als wesentliche Erklärung für eine 
solche Persistenz eines relativ hohen Niveaus regionaler Selbständigkeit das Vor-
handensein einer unternehmerischen Kultur, die sich in weitverbreiteten und 
tiefverwurzelten Erfahrungen, Einstellungen, Persönlichkeitsmerkmalen und 
Verhaltensweisen der regionalen Bevölkerung manifestiert.12 Fehlt eine solche 
unternehmerische Kultur, bleibt das Niveau unternehmerischer Selbständigkeit 
meist relativ gering.13

Eine unternehmerische Kultur ist eine informelle Institution, die typi-
scherweise über lange Zeiträume hinweg stabil bleibt und sich nur sehr langsam 
verändert, viel langsamer als andere formelle Institutionen, wie etwa rechtliche 

9 Michael Fritsch/Oliver Falck: New Business Formation by Industry over Space and Time. 
A Multidimensional Analysis, in: Regional Studies 41/2, 2007, S. 157–172; Rolf Sternberg: Regional 
Dimensions of Entrepreneurship, in: Foundations and Trends in Entrepreneurship 5/4, 2009, 
S. 211–340.

10 Michael Fritsch/Michael Wyrwich: Regional Trajectories of Entrepreneurship, Knowledge, 
and Growth (= International Studies in Entrepreneurship 40), Cham: Springer International 
Publishing 2019; Michael Fritsch et al.: Historical Shocks and Persistence of Economic Activity. 
Evidence on Self-Employment from a Unique Natural Experiment, in: Regional Studies, 53/6, 
2019, S. 790–802; Michael Fritsch/Korneliusz Pylak/Michael Wyrwich: Historical Roots of Entre-
preneurship in Different Regional Context. The Case of Poland, in: Small Business Economics 
2021. 

11 Michael Fritsch/Michael Wyrwich: Entrepreneurship in the Long Run. Empirical Evidence and 
Historical Mechanisms, in: Foundations and Trends in Entrepreneurship 18, 2022.

12 Martin Andersson/Sierdjan Koster: Sources of Persistence in Regional Start-Up Rates. Evidence 
from Sweden, in: Journal of Economic Geography 11/1, 2011, S. 179–201; Michael Fritsch/Martin 
Obschonka/Michael Wyrwich: Historical Roots of Entrepreneurship-Facilitating Culture and In-
novation Activity. An Analysis for German Regions, in: Regional Studies 53/9, 2019, S. 1296–1307.

13 Andersson/Koster (Anm. 12) und Fritsch/Wyrwich: Regional Trajectories … (Anm. 10) finden 
deutliche Hinweise darauf, dass Persistenz von regionalem Entrepreneurship erst ab einem 
bestimmten Niveau unternehmerischer Selbständigkeit beobachtet werden kann. Dies deu-
tet darauf hin, dass regionales Unternehmertum erst ab einem bestimmen Schwellenwert 
selbst-perpetuierende Wirkungen entfaltet, so dass man von einer „Kultur“ sprechen kann.
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Normen.14 Demzufolge kann eine unternehmerische Kultur auch Jahrzehnte ei-
nes unternehmerfeindlichen sozialistischen Regimes bis zu einem gewissen Gra-
de „überleben“. Ostdeutschland ist ein gutes Beispiel für eine solche Persistenz 
von regionalem Unternehmertum, denn die meisten Regionen mit relativ hohen 
Selbständigenraten am Ende der sozialistischen Periode wiesen auch vor dem 
Zweiten Weltkrieg entsprechend hohe Selbständigenraten auf.15 Unterstellt man, 
dass die am Ende der DDR-Zeit verbliebene unternehmerische Selbständigkeit 
in Ostdeutschland ein Maß für die unternehmerische Einstellung der regiona-
len Bevölkerung darstellt, wären in Regionen mit hohen Selbständigenraten am 
Ende des Sozialismus auch relativ hohe Gründungsraten zu erwarten.

Weiterhin ist in der Regel das in einer Region vorhandene Wissen, die 
Wissensbasis, für Gründungen förderlich.16 Dies gilt insbesondere für die Ent-
stehung neuer Unternehmen in innovativen und wissensintensiven Wirtschafts-
bereichen.17 Ein solch positiver Zusammenhang zwischen der regionalen Wis-
sensbasis und dem Niveau des Gründungsgeschehens liegt hauptsächlich darin 
begründet, dass regional vorhandenes Wissen eine wesentliche Quelle für unter-
nehmerische Gelegenheiten darstellt. Auch sind gut ausgebildete Personen, die 
über viel Wissen verfügen, in aller Regel relativ gut in der Lage, unternehmeri-
sche Gelegenheiten zu erkennen und eventuell auch zu ergreifen.

Ein weiterer Faktor, der für den Umfang von Unternehmensgründungen im 
Transformationsprozess eventuell eine wichtige Rolle spielt, ist die sektorale Wirt-
schaftsstruktur einer Region. Da der Dienstleistungssektor in der DDR-Wirtschaft 
nur sehr schwach entwickelt war, ist hier insbesondere der Anteil der Landwirt-
schaft im Vergleich zum Verarbeitenden Gewerbe von Interesse. Empirische Stu-
dien stellen häufig fest, dass Selbständigkeit in der Landwirtschaft einen Sonderfall 
darstellt, da sie nicht signifikant mit einer eventuell vorhandenen unternehme-
rischen Kultur verknüpft ist.18 Aus diesem Grunde ließe sich erwarten, dass Re-
gionen mit einem hohen Beschäftigungsanteil im Verarbeitenden Gewerbe beim 
Übergang in die Marktwirtschaft höhere Gründungsraten aufweisen. 

Empirische Untersuchungen stellen häufig einen negativen Zusammen-
hang zwischen dem regionalen Beschäftigungsanteil in Großunternehmen 
und dem Ausmaß der regionalen Gründungsaktivitäten fest. So verfügen etwa 

14 Douglass C. North: Economic Performance through Time, in: The American Economic Review 
84/3, 1994, S. 359–368; Oliver E. Williamson: The New Institutional Economics. Taking Stock, 
Looking Ahead, in: Journal of Economic Literature 38/3, 2000, S. 595–613.

15 Michael Fritsch/Maria Greve/Michael Wyrwich: Regional Trajectories of Entrepreneurship. 
The Effect of Socialism and Transition, in: Entrepreneurship Theory and Practice 2022.

16 Zoltan J. Acs et al.: The Knowledge Spillover Theory of Entrepreneurship, in: Small Business 
Economics 32/1, 2009, S. 15–30.

17 Michael Fritsch/Ronney Aamoucke: Fields of Knowledge in Higher Education Institutions, and 
Innovative Start-Ups. An Empirical Investigation, in: Papers in Regional Science 96, 2017, S. 1–27.

18 Fritsch/Obschonka/Wyrwich: Historical Roots … (Anm. 12).
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Regionen, die von Großindustrien wie dem Chemiesektor oder der Energieer-
zeugung (z. B. Braunkohlebergbau) dominiert sind, häufig kaum über eine nen-
nenswerte unternehmerische Tradition oder Kultur.19 Dieser Befund entspricht 
der in der Literatur weitverbreiteten Auffassung, dass kleine Unternehmen eine 
Art „Saatbeet“ für Gründungen darstellen, da sie häufig in stärkerem Maße un-
ternehmerisch orientiert sind als Großunternehmen. Dies gilt als wesentlicher 
Grund dafür, dass Beschäftigte in Kleinunternehmen in der Regel eine deutlich 
höhere Wahrscheinlichkeit für die Gründung eines eigenen Unternehmens auf-
weisen, als dies bei Beschäftigten in Großunternehmen der Fall ist.20

In unseren Analysen zur Bedeutung regionaler Ausgangsbedingungen am 
Ende des DDR-Regimes bleibt die regionale Betriebsgrößenstruktur vor allem 
deshalb unberücksichtigt, weil es in der sozialistischen Wirtschaft kaum Klein-
unternehmen gab  – selbst in Branchen, die in Marktwirtschaften typischerweise 
durch viele kleine Unternehmen gekennzeichnet sind, dominierten in der DDR 
vergleichsweise große Einheiten. Stattdessen berücksichtigen wir den Anteil der 
Beschäftigten in Branchen, die in etablierten Marktwirtschaften durch eine hohe 
Mindestgröße gekennzeichnet sind. Da eine Gründung in einer Branche mit 
hoher Mindestgröße einen relativ hohen Ressourcenaufwand erfordert, ist für 
diese Variable ein negativer Zusammenhang mit dem Niveau der Gründungsak-
tivitäten zu erwarten.

Wir gehen nicht davon aus, dass der Einfluss der regionalen Ausgangs-
bedingungen auf das Gründungsgeschehen über die Zeit konstant bleibt. Denn 
zum einen kann es im Verlauf des Transformationsprozesses zu wesentlichen 
Veränderungen der regionalen Gegebenheiten kommen, so dass der Effekt der 
Ausgangsbedingungen abnimmt. Zum anderen wäre es auch möglich, dass die 
regionalen Ausgangsbedingungen erst in späteren Jahren eine starke Wirkung 
entfalten, wenn das „Übergangsrauschen“  – verursacht durch die turbulenten 
Entwicklungen in den ersten Jahren nach dem Regimewechsel  – allmählich ab-
geklungen ist. 

Insgesamt lässt sich aus diesen Überlegungen die Erwartung ableiten, dass 
die Gründungsaktivitäten im Transformationsprozess besonders deutlich in Re-
gionen ausgeprägt sind, die über eine ausgeprägte Tradition unternehmerischer 
Selbständigkeit sowie eine reichhaltige regionale Wissensbasis verfügen.

19 Edward L. Glaeser/Sari P. Kerr/William R. Kerr: Entrepreneurship and Urban Growth. An Em-
pirical Assessment with Historical Mines, in: Review of Economics and Statistics 97/2, 2015, 
S. 498–520; Michael Stuetzer et al.: Industry Structure, Entrepreneurship, and Culture. An 
Empirical Analysis Using Historical Coalfields, in: European Economic Review 86/2016, S. 52–72; 
Michael Wyrwich: Regional Entrepreneurial Heritage in a Socialist and a Postsocialist Economy, 
in: Economic Geography 88/4, 2012, S. 423–445.

20 Hierzu siehe etwa Simon C. Parker: The Economics of Entrepreneurship, Cambridge: Cambridge 
University Press 2018, S. 222–224.



 134

Michael Fritsch, Maria Greve, Michael Wyrwich

4. Empirische Analyse

4.1 Regionaler Kontext und Variablen

Zu den abhängigen Variablen unserer empirischen Analyse der Bedeutung re-
gionaler Ausgangsbedingungen für das Gründungsgeschehen im Transforma-
tionsprozess gehört die jeweils durchschnittliche jährliche Anzahl von Grün-
dungen in verschiedenen Sektoren und Zeiträumen pro 10.000 Personen in der 
regionalen Erwerbsbevölkerung. Die Daten zur Gründungstätigkeit stammen 
aus dem Gründungspanel des Zentrums für Europäische Wirtschaftsforschung 
(ZEW) in Mannheim, die ab dem Jahr 1995 vorliegen.21 In den Analysen unter-
scheiden wir zwischen den Gründungen in allen nicht-landwirtschaftlichen 
Branchen insgesamt, Gründungen in innovativen Branchen des Verarbeitenden 
Gewerbes sowie Gründungen im Bereich der technologieorientierten Dienst-
leistungen, einem Wirtschaftszweig, der allgemein als relativ wissensintensiv 
angesehen wird.22 

Die Informationen zur Beschäftigung am Ende des DDR-Regimes (Stichtag 
30.  September 1989) stammen von den Statistischen Ämtern der DDR.23 Diese 
Daten umfassen demographische Angaben zur regionalen Bevölkerung (Anzahl, 
Alter und Bildungsstand), zur Anzahl der Selbständigen sowie zur Anzahl der 
Beschäftigten in acht Branchen des Verarbeitenden Gewerbes. Um die Analyse 
für funktionale geographische Einheiten durchzuführen, fassen wir einige kreis-
freie Städte mit benachbarten Landkreisen zusammen.

Entsprechend dem Überblick über die wichtigsten Determinanten regiona-
ler Unternehmensgründungen (Abschnitt 3) beziehen wir folgende Variablen in 
die Untersuchung ein:

 ∙ Die Selbständigenrate im Jahr 1989 soll die Überbleibsel einer vor Einfüh-
rung des Sozialismus geprägten regionalen Tradition oder Kultur des Un-
ternehmertums repräsentieren. Da frühere Studien zeigen, dass sich eine 

21 Zu Details siehe Bersch et al. (Anm. 6).
22 Innovative Branchen des Verarbeitenden Gewerbes und technologieorientierte Dienstleis-

tungen werden üblicherweise anhand eines bestimmten Mindestanteils von Ausgaben für 
Forschung und Entwicklung am Umsatz abgegrenzt. Zu den Details siehe Birgit Gehrke et al.: 
Neuabgrenzung forschungsintensiver Industrien und Güter. NIW/ISI/ZEW-Listen 2012 (= Studien 
zum deutschen Innovationssystem 8-2013), Berlin: NIW 2013.

23 Eine detaillierte Datenbeschreibung liefert Helmut Rudolph: Beschäftigungsstrukturen in der 
DDR vor der Wende. Eine Typisierung von Kreisen und Arbeitsämtern, in: Mitteilungen aus der 
Arbeitsmarkt- und Berufsforschung 23, 1990, S. 474–503; Rupert Kawka: Regional Disparities 
in the GDR — Do They Still Matter? in: Sebastian Lentz (Hg.): Restructuring Eastern Germany, 
Berlin: Springer 2007, S. 41–55.
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regionale Kultur des Unternehmertums förderlich auf die Gründungsak-
tivitäten auswirkt, erwarten wir für diese Variable ein signifikant positi-
ves Vorzeichen.

 ∙ Der Anteil der Beschäftigten mit Hochschulabschluss repräsentiert die re-
gionale Wissensbasis. Gemäß der Wissens-Spillover-Theorie des Entre-
preneurship24 sollte diese Variable ebenfalls ein signifikant positives Vor-
zeichen aufweisen.

 ∙ Der Anteil der Beschäftigung im Verarbeitenden Gewerbe bildet die sektora-
le Wirtschaftsstruktur ab. Da der Anteil des Dienstleistungssektors in der 
DDR sehr gering war, repräsentiert der Anteil der Beschäftigung im Ver-
arbeitenden Gewerbe insbesondere die Aufteilung der Beschäftigung zwi-
schen dem Verarbeitenden Gewerbe und dem landwirtschaftlichen Sektor.

 ∙ Der Anteil der Beschäftigten in Branchen, die in etablierten Marktwirtschaften 
durch eine hohe Mindestgröße gekennzeichnet sind. Dabei handelt es sich vor 
allem um die chemische Industrie und die Energiewirtschaft. Gemäß der 
Literatur über die Beziehung zwischen der regionalen Betriebsgröße und 
dem Niveau der Unternehmensgründungen (Abschnitt 3) sollte der Effekt 
dieser Variable negativ sein. 

 ∙ Die Bevölkerungsdichte (Wohnbevölkerung im Jahr 1989 pro km2) wird 
einbezogen, um verschiedene Merkmale des regionalen Umfelds wie 
Grundstückspreise, Größe der lokalen Märkte, Verfügbarkeit von Dienst-
leistungen etc. zu berücksichtigen. Da sich einige dieser Einflüsse positiv, 
andere aber negativ auf die Gründung neuer Unternehmen auswirken, ist 
das erwartete Vorzeichen dieser Variablen unbestimmt. 

Weiterhin beziehen wir in die Analysen Dummy-Variablen für größere 
räumliche Einheiten (Raumordnungsregionen) mit ein. Diese Variablen fungie-
ren als Kontrollvariablen für interregionale Wirtschaftsverflechtungen sowie für 
die in Abbildung 2 aufgezeigten Ausstrahlungseffekte der Stadt Berlin auf das 
Gründungsgeschehen.

Tabelle 1 zeigt die deskriptiven Statistiken und Korrelationen für die ver-
wendeten Variablen. Die hohe Korrelation der Bevölkerungsdichte mit dem Anteil 
der Beschäftigten mit Hochschulabschluss wie auch mit dem Anteil der Beschäf-
tigten im Verarbeitenden Gewerbe deutet darauf hin, dass städtische Gebiete für 
hochqualifizierte Arbeitskräfte besonders attraktiv waren und dass sich auch die 
Beschäftigung im Verarbeitenden Gewerbe auf städtische Gebiete konzentrierte. 

24 Acs et al. (Anm. 16).



 136

Michael Fritsch, Maria Greve, Michael Wyrwich

Bemerkenswert ist die negative Korrelation zwischen der Selbständigenrate und 
dem Anteil der Beschäftigten in Branchen mit hoher Mindestgröße. 

Tabelle 1: Korrelation zwischen den in der Analyse verwendeten Variablen

Arith-
meti-
sches 
Mittel

Stan-
dard- 
abwei-
chung

Mini-
mum

Maxi-
mum

(1) (2) (3) (4)

(1) Selbständigen-
rate 1989

0,022 0,006 0,011 0,035 1

(2) Anteil der Be-
schäftigten mit 
Hochschul-
abschluss 1989

0,061 0,018 0,037 0,124 -0,255* 1

(3) Anteil der Be-
schäftigten im 
Verarbeitenden 
Gewerbe 1989

0,389 0,105 0,179 0,619 0,282** 0,034 1

(4) Anteil der 
Beschäftigten 
in Branchen mit 
hoher Mindest-
größe 1989

0,067 0,073 0,004 0,41 -0,328** 0,028 0,38*** 1

(5) Bevölkerungs-
dichte 1989

1,519 0,874 0,468 4,466 0,087 0,474*** 0,504*** 0,181

Anmerkung: Eigene Berechnungen. Die Anzahl der Beobachtungen (Regionen) beträgt 55. ***: sta-
tistisch signifikant auf dem 1 %-Niveau; **: statistisch signifikant auf dem 5 %-Niveau; *: statistisch 
signifikant auf dem 10 %-Niveau.

4.2 Ergebnisse

Unser Analysezeitraum für das Gründungsgeschehen ist 1995–2018. Um zu un-
tersuchen, inwiefern sich der Einfluss der regionalen Ausgangsbedingungen auf 
die Gründungsaktivität in der frühen Transformationsphase von späteren Jahren 
unterscheidet, unterteilen wir die Stichprobe in zwei Teilperioden (1995–2003 
und 2004–2018). Die abhängigen Variablen für den jeweiligen Zeitraum sind die 
durchschnittliche Gründungsraten in allen Sektoren (außer Landwirtschaft), in 
innovativen Branchen des Verarbeitenden Gewerbes sowie im Bereich der tech-
nologieorientierten Dienstleistungen. Die Hauptergebnisse der Analyse sind in 
Tabelle 2 dargestellt. Alle Modelle weisen ein für Querschnittsanalysen relativ 
hohes Bestimmtheitsmaß (R2) auf. 
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Ein zentrales Ergebnis der Analyse ist, dass die Selbständigkeit am Ende des 
sozialistischen DDR-Regimes im Jahr 1989 in einem signifikant positiven Zusam-
menhang sowohl mit dem Niveau der Gründungsaktivität insgesamt als auch mit 
den Gründungen in innovativen und wissensintensiven Branchen steht. Dies un-
terstreicht die nachhaltige Bedeutung der regionalen Tradition bzw. Kultur des 
Unternehmertums, die sich in der Selbständigenrate für 1989 widerspiegelt. Dass 
die Stärke dieses Einflusses mit dem zeitlichen Abstand vom Jahr 1989 abnimmt, 
könnte durch strukturelle Veränderungen der Bestimmungsgründe für unter-
nehmerische Selbständigkeit im Verlauf des Transformationsprozesses erklärt 
werden. Eine weitere Erklärung für die abnehmende Wirkung der am Ende der 
DDR-Zeit herrschenden Ausgangsbedingungen könnte sein, dass sich die regio-
nale unternehmerische Kultur im Laufe der Zeit weiterentwickelt hat. Andersson 
und Koster25 argumentieren, dass die Gründungstätigkeit die unternehmerische 
Kultur stärkt. Übertragen auf unseren Kontext könnte dies bedeuten, dass sich 
die unternehmerische Kultur im Verlaufe der 1990er Jahre positiv entwickelt hat 
und dass dieser Effekt durch das Ausgangsniveau der Selbständigkeit im Jahr 
1989 nicht mehr erfasst wird. Die Nicht-Signifikanz der Selbständigenrate für 
die Gründungen in innovativen Branchen des Verarbeitenden Gewerbes im Zeit-
raum 2004–2018 könnte auch auf die relativ geringe Anzahl von Gründungen in 
dieser Periode zurückgeführt werden.

Eine weitere wichtige Determinante der Gründungsaktivitäten nach dem 
Ende der DDR-Zeit ist die regionale Wissensbasis, gemessen als Anteil der Be-
schäftigten mit Hochschulabschluss (Tabelle 2). Während die allgemeine Grün-
dungsaktivität nur in der ersten Periode positiv von der Qualifikation der re-
gionalen Erwerbspersonen beeinflusst wird, ist der Effekt dieser Variablen für 
Gründungen in innovativen Branchen des Verarbeitenden Gewerbes sowie für 
Gründungen im Bereich der technologieorientierten Dienstleistungen durch-
gehend signifikant positiv. Diese Ergebnisse deuten darauf hin, dass es sich bei 
den Gründerpersonen in erster Linie um relativ hoch qualifizierte Personen ge-
handelt hat, die versucht haben, ihr Wissen durch die Gründung eines Unter-
nehmens zu vermarkten.26 Die Qualifikation der Gründerpersonen hat vor allem 
für Gründungen in innovativen Branchen des Verarbeitenden Gewerbes sowie 
im Bereich der technologieorientierten Dienstleistungen eine wichtige Rolle ge-
spielt. 

Nach unseren Schätzergebnissen ist der Anteil der Beschäftigung im Ver-
arbeitenden Gewerbe weder für die allgemeine Gründungstätigkeit noch für 
die Neugründung in den technologieorientierten Dienstleistungen (siehe die 

25 Andersson/Koster (Anm. 12).
26 Siehe dazu auch Fritsch et al.: How Much of a Socialist Legacy … (Anm. 5).
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Modelle 1–3 und 7–9 in Tabelle 2) relevant. Für Neugründungen in innovativen 
Branchen des Verarbeitenden Gewerbes ist der Effekt jedoch positiv, wenn man 
den gesamten Analysezeitraum (1995 bis 2018) betrachtet (Modell 6). Die statisti-
sche Signifikanz liegt jedoch über den gesamten Beobachtungszeitraum (Modell 
6) nur auf 5-Prozent-Niveau und auf 10-Prozent-Niveau, wenn man Teilzeiträume 
betrachtet (Modell 4 und 5). Das Ergebnis deutet darauf hin, dass die regionale 
Präsenz des Verarbeitenden Gewerbes das Entstehen von innovativen Unterneh-
men in diesem Wirtschaftszweig begünstigt hat. So könnte es sein, dass es sich 
bei vielen dieser neuen Unternehmen um Ausgründungen von Beschäftigten 
ehemals staatlicher Betriebe gehandelt hat.

Der Anteil der Beschäftigten in Branchen mit typischerweise hoher Mindest-
größe im Jahr 1989 steht in einem negativen Zusammenhang mit dem allgemeinen 
Niveau der Unternehmensgründungen (Modelle 1–3 in Tabelle 2), wobei der Koeffi-
zient für die zweite Teilperiode (2004–2018) etwas höher ausfällt als für die Periode 
1995–2003. Für Gründungen im Bereich der technologieorientierten Dienstleis-
tungen sowie in innovativen Branchen des Verarbeitenden Gewerbes erweist sich 
diese Variable als statistisch nicht signifikant. Unsere Ergebnisse deuten darauf 
hin, dass die Bevölkerungsdichte bei der Gründungstätigkeit nach dem Ende der 
DDR keine große Rolle gespielt hat, obwohl der geschätzte Koeffizient in einigen 
Modellen schwach signifikant ist. Im Zusammenhang stehen könnte diese offen-
sichtlich geringe Bedeutung von Agglomerationseffekten mit einem besonderen 
Anpassungsbedarf in den Städten während der Transformation.27 

Unsere Ergebnisse sind insgesamt robust und stehen im Einklang mit den 
Überlegungen zu verschiedenen Einflussfaktoren auf das Gründungsgeschehen 
(Abschnitt 3). Insgesamt zeigt sich, dass die Bedeutung der regionalen Ausgangs-
bedingungen auf das Gründungsgeschehen nicht nur kurzfristiger Natur ist, 
sondern dass deren Einfluss auch noch längere Zeit nach dem Regimewechsel 
deutlich spürbar ist.

5. Diskussion und Schlussfolgerungen

Die regionalen Unterschiede des Gründungsgeschehens in Ostdeutschland wäh-
rend der Transformation zu einer Marktwirtschaft sind wesentlich durch die je-
weiligen Ausgangsbedingungen geprägt. Unsere Analysen belegen einen starken 
positiven Einfluss der verbliebenen unternehmerischen Selbständigkeit sowie 
der regionalen Wissensbasis am Ende des sozialistischen Regimes. Dies gilt insbe-
sondere auch für Gründungen in innovativen und wissensintensiven Branchen.

27 Detailliert dazu Wyrwich: Ready … (Anm. 3).
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Der positive Einfluss der unternehmerischen Kultur und der Wissensbasis 
in einer Region beschränkt sich nicht nur auf die sehr turbulenten ersten Jahre 
des Transformationsprozesses, sondern ist auch fast 30 Jahre nach dem Regime-
wechsel noch deutlich spürbar.28 Diese Befunde unterstreichen die Erkenntnis, 
dass regionale Entwicklung durch spezifische längerfristige Trajektorien ge-
kennzeichnet ist.29 Unsere Ergebnisse zeigen, dass die Regionen im Hinblick auf 
das Niveau der Gründungsaktivität unterschiedliche Transformationspfade ver-
folgen und dass diese Pfade von den regionalen Ausgangsbedingungen bestimmt 
wurden, wobei der regionalen unternehmerischen Kultur und der Wissensbasis 
wesentliche Bedeutung zukommt.

Regionalne warunki wyjściowe a zakładanie przedsiębiorstw w kontekście 
postsocjalistycznym

Badamy przyczyny wyraźnych różnic regionalnych dotyczących zakładania przedsię-
biorstw podczas transformacji od socjalizmu do gospodarki rynkowej we wschodnich 
Niemczech. Stosunkowo wysoka dynamika występuje w tym zakresie w regionach, które 
pod koniec okresu socjalizmu dysponowały dobrze wykwalifikowanymi pracownikami 
i miały względnie wysoki odsetek osób pracujących wciąż na własny rachunek. Dotyczy to 
również tworzenia nowych firm w branżach innowacyjnych i opartych na wiedzy. Polity-
ka powinna odpowiednio uwzględniać te różnice w regionalnych warunkach zakładania 
przedsiębiorstw.

Regional preconditions and business startups in the post-communist context

We investigate the reasons for the pronounced regional variation in new business forma-
tion in eastern Germany, observed in the course of the transformation from the commu-
nist system to a market economy. Relatively high startup rates are found in regions that 
had a well-qualified workforce and a relatively high share of remaining self-employed at 
the end of the communist period. This also holds for startups in innovative and knowl-
edge-intensive industries. Policy should account for such differences in the regional con-
ditions for new business formation. 

28 Wyrwich: Ready … (Anm. 3); ders.: Regional Entrepreneurial Heritage … (Anm. 19).
29 Fritsch/Wyrwich: Regional Trajectories of Entrepreneurship … (Anm. 10).
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Unternehmerischer Habitus und seine partiellen 
Wandlungsmöglichkeiten durch die postsozialistische 
Transformation  – eine theoretische Perspektive

In diesem Beitrag wird der theoretische Rahmen für das Teilprojekt 6 „Unter-
nehmerischer Habitus vor und nach 1990 bei Ostdeutschen und Polen“ skiz-
ziert, an dem neben Prof. em. Dr. Anna Schwarz (Europa-Universität Viadrina) 
auch Dr. Anna Steinkamp (Europa-Universität Viadrina) und M. Sc. Jarina Kühn 
(Universität Bremen) mitarbeiten. Das Teilprojekt gehört zu einem Verbundpro-
jekt unter Leitung der Universität Bremen zu Modernisierungsblockaden und 
-potentialen in Wirtschaft und Wissenschaft im Staatssozialismus. Besondere 
Aufmerksamkeit gilt dabei dem Vergleich zwischen der DDR und der Volksrepu-
blik Polen. 

Am Anfang der Erörterung steht die Klärung des Begriffs „Unternehmer“, 
der hier vor allem in Anlehnung an Schumpeter verwendet wird. Zweitens wird 
diskutiert, inwiefern der Titel des Beitrags bereits das Vorhandensein unter-
nehmerischer Prägungen aus der Zeit des Staatssozialismus unterstellt. Hierzu 
existieren durchaus gegensätzliche Positionen in der Literatur, die m.  E. auch 
oft mit methodischen Forschungsansätzen zu tun haben. Skizziert werden zu-
nächst relevante skeptische Positionen, die oft auf quantitativen Erhebungen 
beruhen. Ebenso wird kurz auf zustimmende Positionen verwiesen, die meist 
der qualitativen Forschung, oft auch biographischen Fallanalysen entstammen. 
Unter Punkt 3 werden zustimmende Positionen vertieft, und zwar mit weiteren 
Argumenten zu möglichen unternehmerischen Prägungen insbesondere unter 
DDR-Bedingungen  – nicht zuletzt vor dem Hintergrund der Anzahl von selb-
ständig Tätigen, die es in der DDR  – trotz aller staatlichen Marginalisierungs-
bestrebungen  – auch Ende 1989 noch gab. Viertens wird die Frage besprochen, 
inwiefern sich das „Habitus“-Konzept von Pierre Bourdieu für die Analyse von 
langfristigen, tief verinnerlichten Neigungen eignet, die auch über einen Sys-
temwandel hinweg weiterwirken können. In Punkt 5 werden weitere Grundzü-
ge dieses „Habitus“-Konzepts von Bourdieu skizziert, bevor in Punkt 6 vertiefte 
Überlegungen zu den Spezifika eines unternehmerischen Habitus präsentiert 
werden. In Punkt 7 wird  – basierend auf der von Bourdieu konstatierten Langle-
bigkeit (Trägheit) von Habitus-Prägungen  – kurz das Konzept von Frank Lettke 
zu einer Differenz zwischen einem relativ stabilen „Primärhabitus“ und leichter 
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veränderlichen „Sekundärhabitus“1 unter gravierenden gesellschaftlichen Trans-
formationsbedingungen vorgestellt. Es stellt eine Variante aktuellerer kritischer 
Positionen in der Literatur dar  – geeignet insbesondere für mobilere, dynami-
schere Gesellschaften, als es die im Frankreich der 1960er und 1970er Jahre war, 
die ja Bour dieus Analysebasis darstellte. Am Ende des Beitrages werden in Punkt 
8 die wichtigsten Erkenntnisse zusammengefasst.

Als empirische Basis von Teilprojekt 6 dienen vor allem qualitative, gering 
strukturierte, partiell biographische Interviews sowie ethnographische Proto-
kolle zur jeweiligen Interviewsituation. Anna Steinkamp und Jarina Kühn haben 
heutige ostdeutsche und polnische Unternehmer und Unternehmerinnen inter-
viewt, die zwischen 1935 und 1971 geboren sind und deren Sozialisierung unter 
staatssozialistischen Bedingungen erfolgte. Als kontrastive Ergänzung zu den 
ostdeutschen und polnischen Probanden untersucht Jarina Kühn auch westdeut-
sche Unternehmer, die erst nach 1990 nach Ostdeutschland kamen, um dort ein 
Unternehmen zu gründen bzw. die Geschäftsführung zu übernehmen. Im Fokus 
stehen insbesondere die Eigentümer der neuen Unternehmen, aber auch Ge-
schäftsführer bzw. ehemalige Betriebsdirektoren in der DDR und der VR Polen 
(zur Begründung vgl. den folgenden Abschnitt). Unberücksichtigt bleiben hin-
gegen Soloselbständige bzw. Freiberufler.

1. Arbeitsbegriff „Unternehmer“  – vor allem in Anlehnung an  
Schumpeter

Bis heute wirkt der Unternehmer-Begriff von Joseph Alois Schumpeter (1883–
1950) fort, der sich insbesondere für die innere, oft disruptive Dynamik der kapita-
listischen Wirtschaftsentwicklung interessierte. Träger, zentrale Akteure dieser 
Wirtschaftsdynamik waren für ihn innovative Unternehmer. Diese bestimmte er 
als Handlungstyp, der dadurch charakterisiert ist, dass der Unternehmer Neues 
zu erkennen und anzuwenden in der Lage ist, indem er sich auch gegen Wider-
stände durchsetzt, um so „ […] eine andere als die bisherige Verwendung nationa-
ler Produktivkräfte [durchzusetzen, die ihren] bisherigen Verwendungen entzo-
gen und neuen Kombinationen dienstbar gemacht werden“.2 Dies konkretisierte 

1 Habitus ist im Deutschen eigentlich ein reines Singularwort, vgl. Duden. Schon Bourdieu und 
auch Frank Lettke verwenden es jedoch fachsprachlich auch im Plural. In Texten wird die 
Unterscheidung durch die Singular- oder Pluralform der Artikel vor „Habitus“ erkennbar. Im 
Mündlichen sollte man für die Pluralform von einem lang ausgesprochenen [u:] ausgehen: 
Singular Habitus vs. Plural Habitūs.

2 Joseph Alois Schumpeter: Unternehmer, in: Stephan Böhm (Hg.): Beiträge zur Sozialökono-
mik. Joseph Alois Schumpeter, Wien: Böhlau 1987, S. 137–157 (151 f.). Erstmals wurde das Buch 
„Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung“ von Schumpeter 1911 in Berlin veröffentlicht. 1926 
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Schumpeter durch die Benennung typischer Aufgaben eines Unternehmers: u. a. 
die Durchsetzung neuer Produkte, Produktionsmethoden, Organisationsformen 
oder die Erschließung neuer Absatzmärkte.3 Schumpeter stützte sich explizit auf 
frühere Positionen zum Unternehmer-Begriff, die die persönliche Leistung des 
Unternehmers betonten. Dazu bemerkte er: 

Die doktrinelle Entwicklung des 19. Jahrh. führte mehr und mehr zur Beto-
nung einer besonderen persönlichen Leistung des Unternehmers und beson-
derer dafür erforderlicher Eignungen. Aber die Analyse dieser Leistung kam 
nur langsam über Allgemeinheiten hinaus und faßt noch heute heterogene 
Momente unter dem Sammelbegriff zusammen, dessen Inhalt am besten das 
englische Wort management ausdrückt. Darin liegt zunächst die einfache 
übergeordnete Stellung im Organismus der Unternehmung, die Funktion der 
Kontrolle, Vertretung, Aufrechterhaltung der Disziplin usw. Damit verbun-
den, aber begrifflich zu scheiden ist die Funktion der Erledigung laufender 
Verwaltungsarbeit aller Art.4 

Letztere, die Verwaltungsfunktion, wollte Schumpeter nicht der eigentli-
chen, innovativen Unternehmerfunktion zurechnen. Bereits hierin wird deut-
lich, dass für ihn nicht nur die Eigentümer-Eigenschaft des Unternehmers zähl-
te, sondern durchaus auch die Management-Funktion als Betriebsleiter  – der 
Grund, weshalb wir nicht nur ehemalige Selbständige im Staatssozialismus, 
sondern auch ehemalige Betriebsdirektoren in die Analyse des unternehmeri-
schen Habitus einbeziehen. Schumpeters Hinweis auf erforderliche besondere 
„persönliche Eignungen“ des Unternehmers kann ebenso bereits an den Habi-
tus-Ansatz heranführen. Aber zunächst noch kurz zu Schumpeters eigener Cha-
rakterisierung dieser persönlichen Eignungen, die bei der Bestimmung der Rolle 
des Unternehmers und dessen Handlungsmotiven deutlich wird: Schumpeter 
bezeichnete Unternehmer gelegentlich auch als „Industriekapitäne“, „Pioniere“ 
oder als „Führer“, wobei heute der Sinn dieser Charakterisierung eher mit „Mo-
tivator“, „Wegbereiter“, „Neuerer“, „Innovator“ u. Ä. umschrieben wird, um As-
soziationen mit nationalsozialistischem Vokabular zu vermeiden.5 Schumpeter 

und 1928 erschienen überarbeitete Neuauflagen unter dem Titel „Theorie der wirtschaftlichen 
Entwicklung. Eine Untersuchung über Unternehmergewinn, Kapital, Zins und den Konjunktur-
zyklus“, die seitdem bis in die 1980er Jahre hinein mehrfach aufgelegt wurden (so auch die hier 
verwendete Ausgabe von 1987). Das Kapitel über den Unternehmer nimmt darin einen zentra-
len Platz ein. Die Verwendung des Marxschen Terminus „Produktivkräfte“ scheint keineswegs 
zufällig, sondern hängt mit der Bewunderung Schumpeters für Marx zusammen.

3 Ebenda, S. 151.
4 Ebenda, S. 147 f. 
5 Siehe dazu auch Thomas Loer: Zum Unternehmerhabitus. Eine kultursoziologische Bestimmung 

im Hinblick auf Schumpeter, Karlsruhe: Universitätsverlag 2006, S. 27 f.
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beschreibt diese Funktion wie folgt: „Führerschaft hat nur dort eine Funktion, 
wo es Neues, nicht schon erfahrungs- und routinegemäß zu Erledigendes durch-
zusetzen gibt.“6 Die subjektiven Motive des Unternehmers sah Schumpeter vor 
allem in intrinsischen Aspekten wie dem Traum und dem Willen, ein privates 
Reich zu gründen, im Siegerwillen und der Freude am Gestalten, nicht jedoch in 
Bedürfnisbefriedigung, Nutzenkalkül oder Gier.7

2. Inwiefern konnten im Staatssozialismus unternehmerische Disposi-
tionen ausgeprägt werden?

Die Überschrift dieses Beitrages suggeriert bereits, dass im Rahmen des Staats-
sozialismus zumindest quasi-unternehmerische Habitusprägungen entstehen 
konnten, die nach 1990 als „Erbe“ weiterwirkten. Da diese Auffassung durchaus 
umstritten ist, hier einige Überlegungen dazu. Wichtig erscheint, dass die in der 
DDR bis Ende 1989 verbliebenen Selbständigen, etliche DDR-Betriebsdirekto-
ren sowie auch etliche spätere Gründer, die ab Januar 1990 in den Startlöchern 
für eine Unternehmensgründung saßen, durchaus ein unternehmerisches Po-
tential besaßen bzw. entfaltet haben. Dies sieht man an den rasant steigenden 
Gründungszahlen seit Januar 1990, wenn auch zahlreiche dieser Neugründun-
gen nicht lange überlebten. Alle diese neuen ostdeutschen Unternehmer ab 1990 
sind indes nicht plötzlich vom Himmel gefallen, sondern müssen bereits zuvor, 
noch unter den Bedingungen des Staatssozialismus, unternehmerische Ideen 
und Befähigungen ausgebildet haben, die sie nun umsetzen konnten. 

Diese Position wird allerdings von etlichen Autoren bestritten. Hier eine 
kleine, aber typische Auswahl skeptischer Stimmen:

So formulierte Helmut Wiesenthal 1997, die DDR sei kein idealer Entfal-
tungsrahmen für kreative Unternehmer gewesen, und begründet dies vor allem 
mit den damals herrschenden Wertvorstellungen: [So] „war individueller Ein-
kommenserzielung, persönlicher Risikoträgerschaft und kompetitiver Selbstver-
wirklichung (und Selbstdarstellung) […] kein oder negativer Wert beigelegt“.8

Auch einige quantitative Vergleichsstudien zu unternehmerischen Dispo-
sitionen von Ost- und Westdeutschen nach 1990 gelangen zu ähnlich skeptischen 

6 Schumpeter: Unternehmer (Anm. 2), S. 149.
7 Vgl. Joseph Schumpeter: Theorie der wirtschaftlichen Entwicklung. Eine Untersuchung über Un-

ternehmergewinn, Kapital, Kredit, Zins und den Konjunkturzyklus, Berlin: Duncker und Humblot 
1987, S. 132 f.

8 Helmut Wiesenthal: Handikaps und Hürden. Die komparativen Nachteile ostdeutscher Selb-
ständiger auf dem Weg in die Marktwirtschaft, in: Michael Thomas (Hg.): Selbständige  – Grün-
der  – Unternehmer. Passagen und Paßformen im Umbruch, Berlin: Berliner Debatte, Wissen-
schaftsverlag 1997, S. 58–76 (60).
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Ergebnissen.9 Genutzt dafür als empirische Datenbasis wurden beispielsweise 
der Mikrozensus und SOEP-Panel-Daten von 1996 bis 2009, sowie ALLBUS-Daten 
aus den Jahren 1996 bis 2004.10

Diese Umfragedaten zeigten, dass die ostdeutschen Befragten im Unter-
schied zu Westdeutschen ein geringeres Selbstvertrauen, geringere Neigungen 
zu selbständiger Unternehmensgründung und teilweise weniger breite skills als 
die Westdeutschen angaben. Ihre Ergebnisse erklären diese Autoren primär mit 
der angeblich langfristigen Wirksamkeit von „socialist legacies“ aus DDR-Zeiten. 
Bauernschuster et al. berücksichtigen dabei durchaus die schwierigere ökono-
mische Lage, vor allem die höhere Arbeitslosigkeit der Ostdeutschen.11 Sie über-
sehen jedoch, dass für die Selbstwahrnehmungen, und folglich die Selbstaus-
künfte, auch andere Faktoren von Belang gewesen sein können: Dazu gehört 
eine langanhaltende Selbstwahrnehmung der Ostdeutschen als „Bürger zweiter 
Klasse“, wie sie beispielsweise im Jahr 2009 noch 42 Prozent der Ostdeutschen 
angaben.12 Beigetragen haben dazu dürfte auch die geringe Repräsentanz Ost-
deutscher in Führungspositionen  – sogar in Ostdeutschland selbst. Sie lag 2020 
in Politik, Verwaltung, Justiz, Medien, Wirtschaft und Wissenschaft weiterhin 
nur bei knapp einem Viertel Ostdeutscher, trotz eines Bevölkerungsanteils von 
über 85 Prozent Ostdeutscher in diesem Landesteil.13 Auch die Schwierigkeiten 
bei der Anerkennung etlicher in der DDR erworbener Bildungsabschlüsse könn-
ten zu dieser Selbstauskunft (geringere skills) bei den Ostdeutschen geführt ha-
ben. Michael Fritsch et al. verweisen in ähnlicher Weise  – gestützt auf die SOEP- 
Panel-Daten von 1996 bis 2009  – auf das vergleichsweise geringere Selbstver-
trauen der Ostdeutschen (im Vergleich zu Westdeutschen) und sehen darin eben-
falls einen Hinderungsgrund für Unternehmensgründungen in Ostdeutschland. 
Allerdings nehmen sie auch interessante regionale Differenzierungen inner-
halb Ostdeutschlands vor und weisen auf die teilweise bis 1925 zurückreichen-
den Ausprägungen einer unternehmerischen Kultur in einigen Regionen hin.14

9 Stefan Bauernschuster et al.: The Shadow of the Socialist Past. Lack of Self-Reliance Hinders 
Entrepreneurship, in: European Journal of Political Economy, June 1, 2012, S. 485–492; Michael 
Fritsch et al.: How Much of a Socialist Legacy? The Re-Emergence of Entrepreneurship in the 
East German Transformation to a Market Economy, in: Small Business Economics 2, 2014, 
S. 427–446.

10 In den ALLBUS-Befragungen („Allgemeine Bevölkerungsumfrage der Sozialwissenschaften“) 
wurden in dieser Zeit ca. je 1.500 Ostdeutsche und Westdeutsche befragt. Der SOEP-Panel- 
Datensatz („Sozio-ökonomisches Panel“ des DIW Berlin) erfasst hingegen in Gesamtdeutschland 
ca. 30.000 Befragte und erscheint auch durch seine Differenziertheit aussagefähiger.

11 Bauernschuster et al. (Anm. 9), S. 487 f.
12 Renate Köcher: 42 Prozent der Ostdeutschen fühlen sich als Bürger 2. Klasse, in: Wirtschafts-

woche 40, 2009, S. 138–142 (138).
13 Markus Decker: Einheitskommission: Zu wenig Ostdeutsche auf Führungspositionen, in: News-

letter „Der Tag“, hg. vom Redaktionsnetzwerk Deutschland, 09.06.2020 (o. S.).
14 Fritsch et al. (Anm. 9), S. 437.
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Im Gegensatz zu diesen insgesamt skeptischen Positionen weisen Berech-
nungen des Instituts für Mittelstandsforschung (IfM) in Bonn gerade für die 
ersten Jahre der Transformation überraschend hohe Gründungszahlen in Ost-
deutschland aus. Zumindest von 1990 bis 1995 lag demzufolge der Saldo der Un-
ternehmensgründungen (also Gründungen minus Liquidationen) pro 100.000 
Einwohner in den neuen Bundesländern deutlich über dem Saldo in den alten 
Bundesländern: 1991 betrug er 882 in den neuen und 147 in den alten Ländern, 
sank danach bis 1995 auf 191 in den neuen versus 143 in den alten Ländern. Diese 
zahlreichen Neugründungen dürften nicht nur von zugewanderten Westdeut-
schen vorgenommen worden sein, sondern auch von ostdeutschen Selbständi-
gen. Nach einem kurzen Anstieg 2004 (245 zu 135, vermutlich im Zusammen-
hang mit der kurzzeitigen Förderung von sog. „Ich-AGs“), war von 2012 bis 2020 
der Saldo der Unternehmensgründungen in alten und neuen Bundesländern so-
gar negativ, besonders deutlich negativ allerdings in den neuen Ländern.15 Sicher 
verbergen sich hinter diesen Zahlen gerade in den neuen Ländern zahlreiche ost-
deutsche Soloselbständige (oft Gründungen aus Not, um der Arbeitslosigkeit zu 
entgehen) und nur einige echte Unternehmer im Sinne Schumpeters.16 Dennoch 
entsteht hier der Eindruck, als sei die Neigung für eine selbständige Unterneh-
mensgründung bei den Ostdeutschen kurz nach Beginn der Transformation (von 
1990 bis 1995) sogar höher ausgeprägt gewesen als später nach einigen Jahren in 
der Realität der Marktwirtschaft. Von einem generell besonders negativen Effekt 
des DDR-Erbes kann man daher wohl kaum sprechen. Eher scheinen die jünge-
ren Transformationserfahrungen unternehmerische Neigungen zumindest bei 
den Ostdeutschen besonders stark zu begrenzen. Die Unternehmensliquidatio-
nen nehmen tendenziell ab 1996 deutlich zu und übersteigen ab 2007 die Un-
ternehmensgründungen  – ein bis heute anhaltender Trend.17 Das spricht für die 
Schwierigkeit der dauerhaften Etablierung ostdeutscher Unternehmer unter 
marktwirtschaftlichen Bedingungen, was wiederum zu dem verbreiteten skep-
tischen Gesamteindruck bezüglich der Unternehmensdichte in Ostdeutschland 
beiträgt.

Die quantitativen Umfragedaten, auf denen die oben angeführten skepti-
schen Positionen basierten, gründeten sich allerdings auf stark standardisierte 

15 Bundesministerium für Wirtschaft und Energie (Hg.): Jahresbericht der Bundesregierung zum 
Stand der Deutschen Einheit, Berlin: BMWI 2021, S. 105 (Quelle: IfM Bonn, Basis: Gewerbeanzei-
genstatistik des Statistischen Bundesamtes). Andere Quellen weisen partiell andere Werte aus, 
die hier zitierte erscheint indes besonders validiert.

16 Fritsch et al. (Anm. 9), S. 438, verweisen zu Recht auf eine relativ hohe Gründungsrate von 
Ostdeutschen mit höherer Qualifikation, vermutlich aus den Forschungs- und Entwicklungs-
abteilungen früherer DDR-Betriebe, unmittelbar nach 1990.

17 Bundesministerium (Anm. 15), S. 104.
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Fragebatterien und erfassten eher einen repräsentativen Gesamtblick auf die 
ost- und westdeutsche Bevölkerung. Hingegen gelangen andere, qualitative Stu-
dien  – mit einem offenen, gering standardisierten Erhebungsinstrumentarium  – 
bei ihrem Blick auf die Mikroebene der Biographien eines ausgewählten Samples 
gerade ostdeutscher Unternehmer zu einem anderen Ergebnis.18 Sie können viel 
besser und differenzierter die Spezifika und besonderen Sozialisationsprägungen 
bis hin zu den Familiengeschichten erfassen  – gerade für die hier interessieren-
den Unternehmer. Insofern bieten diese qualitativen Daten zwar keine Repräsen-
tativität der Ergebnisse, dafür aber eine größere Tiefenschärfe und detailliertere 
Aufschlüsse, zum Teil auch zu den impliziten Prägungen heutiger ostdeutscher 
Unternehmer. Gerade deshalb soll der vorliegende Beitrag einen theoretischen 
Rahmen bieten für eigene qualitative Erhebungen im Rahmen des eingangs be-
schriebenen Projektes.

3. Mögliche Bedingungen für die Ausprägung quasi-unternehmeri-
scher Prägungen im Rahmen der DDR

Der Ausdruck „quasi-unternehmerisch“ soll hier auf die objektiven Handlungs-
kontexte in der DDR verweisen, die ja eben keine marktwirtschaftstypischen wa-
ren. Dennoch konnten durchaus bestimmte subjektive unternehmer-ähnliche 
Verhaltensweisen noch in der DDR ausgeprägt und bis heute beobachtet werden. 
Verschiedene Erwerbsformen in der DDR boten die Möglichkeit, ja die Notwen-
digkeit, zumindest quasi-unternehmerische Verhaltensweisen zu praktizieren.

Dies betraf zunächst all jene privatwirtschaftlichen Existenzen, die trotz 
aller Marginalisierungs- und Verstaatlichungsbemühungen seitens des Staates 
als selbständig Erwerbstätige bis zum Ende der DDR, bis 1989 überlebten. Deren 
Gesamtzahl wird in verschiedenen Quellen mit knapp 185.000 angegeben, da-
runter waren die meisten (83.000) im produzierenden Handwerk tätig.19 Die Not-
wendigkeit quasi-unternehmerischen Handelns betraf ebenfalls die ehemaligen 

18 Beispiele für solche qualitativen Studien finden sich in Thomas Koch/Michael Thomas: Vom 
sozialistischen Manager mit Ingenieurqualifikation zum Unternehmer, in: Hellmuth Lange (Hg.): 
„Man konnte und man mußte sich verändern. Natur-und ingenieurwissenschaftliche Fach-
kräfte aus der DDR in der Marktwirtschaft der BRD. Veränderungen der beruflichen Umstände 
und Wege ihrer Bewältigung, Münster: LIT Verlag 1995, S. 145–168; sowie: Rudolf Woderich: 
Biographische Ressourcen und Handlungspotentiale in Pfadlogiken und Passagen beruflicher 
Selbständigkeit, in: Thomas: Selbständige … (Anm. 8), S. 210–237.

19 Statistisches Amt der DDR (Hg.): Statistisches Jahrbuch der Deutschen Demokratischen Repu-
blik, Berlin: Statistisches Amt der DDR 1990, S. 128; Michael Wyrwich: The Value Orientation of 
Entrepreneurs in Challenging Institutional Contexts. Insights from a Unique Historical Episode, 
in: Jena Economic Research Papers 1, 2020, S. 10.
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Direktoren jener 12.300 Unternehmenseinheiten, die am 1.  Juli 1990 von der 
Treuhand übernommen wurden.20 Diese Direktoren verstanden sich vielfach 
selbst als Macher, als pragmatische Problemlöser für die vielfältigen Schwierig-
keiten der Staatsplanwirtschaft. Bei deren täglicher Lösung halfen ihnen kein 
Kurs in Marxismus-Leninismus, sondern nur ihre soliden fachlichen Kenntnisse, 
die vielfältigen Chaosqualifikationen und ihre Erfahrungen bei der inner- und 
außerbetrieblichen Aushandlung von Problemlösungen.21

Es gibt weitere sekundäre Sozialisationsbedingungen in der DDR, die bei 
der Aneignung quasi-unternehmerischen Verhaltens relevant waren. Zu nen-
nen wäre zunächst der Umstand, dass sich die Oberschulen nicht zufällig „po-
lytechnisch“ nannten. Nahezu jeder in der DDR durchlief diese Polytechnischen 
Oberschulen, deren Lehrplan in den Klassen 7 bis 10 eine deutliche Fokussierung 
auf mathematische, naturwissenschaftliche und ökonomische Themen aufwies, 
ganz im Gegensatz zu den oft eher geisteswissenschaftlich orientierten west-
deutschen Schulen. Auch gab es an diesen Oberschulen der DDR in den Klassen 
7 bis 10 das Fach „Unterrichtstag in der Produktion“ (UTP), in dessen Rahmen 
die Schüler den Arbeitsalltag in Industriebetrieben vor Ort kennenlernen und 
dort selbst kleinere Arbeiten ausführen sollten.22 In manchen wirtschaftswissen-
schaftlichen Studiengängen an den ostdeutschen Fachhochschulen setzte sich 
diese polytechnische Orientierung fort. In gewissem Sinne wurde dadurch ein 
„polytechnischer Habitus“ gefördert, der möglicherweise so manche Unterneh-
mensgründung Ostdeutscher indirekt beeinflusste.

Als relevante sekundäre Sozialisationsinstanzen in der DDR sind daneben 
auch die weiterführenden sog. Spezialschulen mit z. B. mathematisch-naturwis-
senschaftlicher Richtung oder auch Internate und Spezialschulen für sportliche 
Talente zu erwähnen. Hierauf wurde die Autorin im Rahmen eines früheren For-
schungsprojektes aufmerksam, in dem die berufsbiographische Mobilität von 
Forschungs- und Entwicklungsingenieuren eines ehemals großen Mikroelek-
tronik-Betriebes in der Zeit nach 1990 untersucht wurde.23 Einige der nach 1990 

20 Spiegel online: Dann ist der Ofen aus, 44, 1990, S. 147–149 (147); Michael Thomas: Vorausset-
zungsvolle Passagen Neuer Selbständiger im ostdeutschen Transformationsprozeß, in: ders.: 
Selbständige … (Anm. 8), S. 14–22 (15).

21 Dies wird am Beispiel einer Produktionskrise von Kleinrollern im Jahr 1963 im VEB Simson Suhl 
sehr plastisch dargestellt: Ulrike Schulz/Thomas Welskopp: Wieviel kapitalistisches Unterneh-
men steckte in den Betrieben des real existierenden Sozialismus? Konzeptionelle Überlegun-
gen und ein Fallbeispiel, in: Jahrbuch für Wirtschaftsgeschichte 2, 2017, S. 331–366 (336 f.).

22 Näheres dazu findet sich bei Tillmann Grüneberg: Polytechnischer Unterricht und produktive 
Arbeit  – Verschwinden einer DDR-Schulkonzeption während des Transformationsprozesses. Bache-
lorarbeit an der Erziehungswissenschaftlichen Fakultät, Universität Erfurt, 2011, hier insbes. S. 14 f.

23 Das Projekt von Anna Schwarz und Gabriele Valerius „Deutungsmuster ostdeutscher Ingenieure 
im Transformationsprozess“ legte den Schwerpunkt auf den Raum Frankfurt (Oder). Es wurde 
von 1996 bis 1998 von der DFG im Rahmen eines Innovationskollegs am Frankfurter Institut für 
Transformationsstudien gefördert. 
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selbständig Erwerbstätigen hatten die mathematisch-naturwissenschaftliche Spe-
zialschule vor Ort besucht und so durchaus Leistungsorientierung und Wettbewerb 
kennen und schätzen gelernt  – als gute Voraussetzungen für die spätere Unterneh-
mensgründung. Auch andere Interviewpartner betonten etwa die Prägungen aus 
dem Besuch einer Sportschule, an der sie Leistungswillen und Härte auch gegen 
sich selbst verinnerlicht hätten, „die das geleistet hatte, was die Wirtschaft nicht 
geschafft hatte  – eine wirkliche Leistungshierarchie“.24 Ein ehemaliger Ingenieur 
und späterer Unternehmensgründer resümierte seinen Eindruck der individuellen 
Erfolgschancen nach 1990 wie folgt: „Die, die früher gepowert haben, die powern 
heute wieder!“25 Persönliche Anstrengungsbereitschaft wurde in diesen Fällen be-
reits in der Jugend während der DDR geprägt und konnte nach 1990 als unterneh-
mertypische Disposition den Übergang in eine selbständige Existenz erleichtern.

4. Die Passfähigkeit des „Habitus“-Ansatzes für die Analyse der Thematik

Insgesamt gesehen gestaltete sich die objektive Ausgangslage nach 1990 für 
das ostdeutsche Unternehmertum schwierig: Nur ein kleiner Teil der durch die 
Treuhand privatisierten Betriebe ging an Ostdeutsche, diese besaßen wenig Ei-
genkapital und auch kaum Wohneigentum als Sicherheit bei Kreditaufnahmen. 
Etliche vorherige soziale Netzwerke und auch einige Bildungsabschlüsse aus 
DDR-Zeiten wurden entwertet (in den Worten Bourdieus verloren das frühere 
soziale Kapital und das institutionalisierte Kulturkapital an Wert, und ökonomi-
sches Kapital war kaum vorhanden).26

Wie also erklärt sich die gerade unmittelbar nach 1990 relativ hohe Grün-
dungsbereitschaft in Ostdeutschland, die nicht ausschließlich von Westdeutschen, 
sondern auch von Ostdeutschen ausging? Einerseits suchten vermutlich etliche 
darin einen Ausweg aus der drohenden Arbeitslosigkeit (analog zu jenen „Grün-
dungen aus Not“, die schon Bögenhold beschrieb).27 Andererseits mögen auch 
einige weiterreichende Motive zu echten Unternehmensgründungen im Sinne 
Schumpeters beigetragen haben, und gerade diese Gründungen interessieren hier 

24 Anna Schwarz/Gabriele Valerius: „Wir Halbleiterwerker sind doch alles Bastler“. Frankfurter 
Erwerbsbiografien im Umbruch (1960–2000), in: Ulrich Knefelkamp/Siegfried Griesa (Hg.): 
Frankfurt an der Oder 1253–2003, Berlin: Verlag für Wissenschaft und Forschung 2003,  
S. 263–279 (276).

25 Anna Schwarz/Gabriele Valerius: Erwerbsbiografische Handlungsmuster von Ingenieuren im 
ostdeutschen Transformationsprozeß, in: BISS public 26/2, 1998, S. 23–35 (32).

26 Vgl. Pierre Bourdieu: Ökonomisches Kapital, kulturelles Kapital, soziales Kapital, in: Reinhard 
Kreckel (Hg.): Soziale Ungleichheiten (= Soziale Welt, Sonderband 2), Göttingen: Schwartz 1983, 
S. 183–198 (185–195).

27 Dieter Bögenhold: Die Selbständigen. Zur Soziologie dezentraler Produktion, Frankfurt (M.): 
Campus 1985, S. 22.
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besonders. Dafür bietet sich beispielsweise ein Blick auf jene subjektiven Ressour-
cen der Menschen an, die Pierre Bourdieu mit Begriffen wie „Habitus“ oder „in-
korporiertes Kulturkapital“ umschreibt. Eben nach diesen subjektiven Ressourcen 
suchen wir im eingangs genannten Teilprojekt 6. 

Für Bourdieu war gerade die Primärsozialisation in der Herkunftsfamilie ganz 
entscheidend für die lebenslang wirksame Ausprägung von impliziten, unbewuss-
ten Wahrnehmungs-, Denk- und Handlungsschemata der Menschen, die den Kern 
des Habitus ausmachen.28 Daneben sah Bourdieu aber auch Schulen als mögliche 
Instanzen einer späterhin prägenden Sekundärsozialisation an.29 Diese Habitusprä-
gungen bleiben laut Bourdieu sehr langfristig wirksam, selbst unter im Vergleich 
zu ihrer Entstehungszeit völlig anderen Bedingungen, denn sie wirken sicherer 
„als alle expliziten Regeln und Normen“.30 Für Bourdieu ist Habitus „die aktive Prä-
senz früherer Erfahrungen in jedem Organismus“, ist „Produkt der Geschichte“.31

Insofern kann mit dem Habitus-Ansatz sowohl eine frühere Ausprägung 
von quasi-unternehmerischen Dispositionen noch unter den Bedingungen des 
Staatssozialismus analysiert werden als auch deren Weiterwirken in der Trans-
formation nach 1990, also gewissermaßen das umstrittene „Erbe der DDR“.

5. Anliegen und Kerngedanken des Habitus-Ansatzes von  
Pierre Bourdieu

Die zitierten Habitus-Bestimmungen von Pierre Bourdieu (1930–2002) ordnen 
sich ein in sein kultursoziologisches Gesamtanliegen, einen neuen Beitrag zu 
leisten zur Analyse von Strukturen sozialer Ungleichheit und deren Reproduk-
tion sowie auch zu einer theoretischen Erklärung der Entstehungsweisen unter-
schiedlichen Geschmacks. Insbesondere wollte Bourdieu die bestehende Lücke 
schließen, die es zwischen der soziologischen Erklärung von Struktur und Hand-
lung, von Objektivem und Subjektivem, von Notwendigem und Zufälligem gibt. 
Eine Brücke dafür sah er in seinem Konzept des Habitus.32 Er definierte ihn als 

28 Pierre Bourdieu: Sozialer Sinn. Kritik der theoretischen Vernunft. Frankfurt (M.): Suhrkamp 1993, 
S. 101.

29 Vgl. Pierre Bourdieu: Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteilskraft. Frank-
furt (M.): Suhrkamp 1996, S. 56.

30 Bourdieu: Sozialer Sinn … (Anm. 28); S. 101.
31 Ebenda.
32 Diese Gedanken sind ausführlich theoretisch dargestellt und empirisch untersetzt in seinem 

Schlüsselwerk „La distinction : critique sociale du jugement“, das im französischen Original 
erstmals 1979 erschien. Vgl. Bourdieu: Die feinen Unterschiede … (Anm. 29). Zur Spezifik des 
Habitus als Brücke zwischen diesen Erklärungslücken vgl. auch Pierre Bourdieu: Zur Genese der 
Begriffe Habitus und Feld, in: ders.: Der Tote packt den Lebenden. Hamburg: VSA Verlag 2011, 
S. 55–73 (57)
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„strukturierende, die Praxis wie deren Wahrnehmung organisierende Struktur, 
und auch als strukturierte Struktur“  – in Abhängigkeit von der jeweiligen objek-
tiven Position der Person im Raum der sozialen Lagen bzw. ihrer Klassenlage.33 
Diese Position einer Person im gesellschaftlichen Gefüge bestimmte Bourdieu 
theoretisch und empirisch durch eine erweiterte Fassung des „Kapital“-Begrif-
fes  – als jedwede Art „akkumulierter Arbeit, entweder in Form von Materie oder 
verinnerlichter, ‚inkorporierter‘ Form“.34 Anders als bisherige Bestimmungen 
von „Kapital“ in den Wirtschaftswissenschaften wollte Bourdieu auch die eher 
verborgenen, verschleierten Formen von Kapital analysieren und sie in seine 
neue Theorie der sozialen Strukturierung und deren Reproduktion einbeziehen. 

Er unterschied daher vor allem zwischen ökonomischem, sozialem und 
kulturellem Kapital, letzteres nochmals differenziert nach objektiviertem, in-
stitutionalisiertem und inkorporiertem Kulturkapital, worüber eine Person in 
je unterschiedlichem Maß verfüge.35 Allerdings gestalte sich die Wirksamkeit 
dieser einzelnen Kapitalsorten nicht in jedem gesellschaftlichen Bereich, nicht 
in jedem „Feld“ in gleicher Weise. Bourdieu nutzte hierfür den Vergleich mit ei-
nem Spiel: „Gleich Trümpfen in einem Kartenspiel, dominiert eine bestimmte 
Kapitalsorte die Profitchancen im entsprechenden Feld (faktisch korrespondiert 
jedem Feld oder Teilfeld die Kapitalsorte, die in ihm als Machtmittel im Einsatz 
ist)“.36 So wirkt etwa das ökonomische Kapital (Besitz aller Art) am stärksten im 
Feld der Wirtschaft, das soziale Kapital (das Netz der nützlichen Beziehungen des 
Kennens und Anerkennens) besonders im Feld der Politik, das institutionalisier-
te Kulturkapital (die erworbenen Bildungstitel) im Feld der Wissenschaft und das 
inkorporierte Kulturkapital als Eintrittskarte in jedwede elitäre Position. Das in-
korporierte Kulturkapital äußert sich in Geschmack, ethischen Vorurteilen, kör-
perlicher Hexis, Stil, Sprache und ist eben körpergebunden, von seinem Träger 
nicht zu lösen. Es ist insofern mit „Habitus“ besonders eng verbunden. Habitus 
bildet quasi einen unbewussten Code, der es erleichtert, sich spontan, ohne wei-
teres Nachdenken angemessen in einem bestimmten Milieu zu bewegen, er ver-
leiht dem Träger dadurch Sicherheit des Auftretens. Er wird zur zweiten Haut, die 
man kaum ablegen kann. 

Bourdieu betont zudem die Möglichkeit, eine bestimmte Kapitalsorte in 
eine andere zu verwandeln, wofür allerdings unterschiedlich hohe Transforma-
tionskosten anfielen.

Zugleich vermittelt der Habitus zwischen Notwendigem und Zufälligem: 
Das Verhalten, die Einstellungen, Vorlieben und Abneigungen, der Geschmack 

33 Bourdieu: Die feinen Unterschiede … (Anm. 29), S. 279.
34 Bourdieu: Ökonomisches Kapital … (Anm. 26), S. 183.
35 Ebenda.
36 Pierre Bourdieu: Sozialer Raum und Klassen, Frankfurt (M.): Suhrkamp 1985, S. 10.
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eines Menschen sind für Bourdieu keineswegs zufällig. Der Habitus generiert die 
einzelnen Praktiken, zwar nicht im Detail deterministisch, aber in einem Korri-
dor, einem Raum der besonders erwartbaren Einstellungen und Handlungen.37 

Ebenfalls wirkt laut Bourdieu aufgrund der tiefen, impliziten Prägungen in 
der Primärsozialisation ein Hysteresis-Effekt von Habitus. Das ist ein Trägheits-
effekt  – der Habitus überdauert die historischen Bedingungen seiner Aneignung, 
auch über Veränderungen in der sozialen Position seines Trägers hinweg.38

6. Merkmale unternehmerischen Habitus

In Anlehnung vor allem an Schumpeter suchen wir nach folgenden spezifischen 
Merkmalen unternehmerischen Habitus bei ost- und westdeutschen sowie pol-
nischen Unternehmern, die unabhängig vom Alter der Probanden, der Branche 
und Größe ihrer Unternehmen feststellbar sein könnten: Optimismus, Eindruck 
der Selbstwirksamkeit, Unabhängigkeitsstreben, Gestaltungswille, Neugier, 
Wagemut, Kreativität  – auch um Neues zu entdecken und durchzusetzen, Mo-
tivationsstärke gegenüber Mitarbeitern, Bereitschaft zum Vorangehen, Wettbe-
werbs- und Risikobereitschaft, Pragmatismus, beständige Suche nach Lösungen 
für Probleme, hohe Leistungsbereitschaft, mitunter Traditionsbewusstsein (vor 
allem bei Familienbetrieben), persönliche Bescheidenheit. Allerdings könnten 
diese Merkmale auf viele Personen in Leitungspositionen in ganz unterschiedli-
chen Feldern zutreffen, denn der angemessene Habitus bzw. das passende inkor-
porierte Kulturkapital ist eine günstige Voraussetzung für das Erreichen von Eli-
tepositionen aller Art  – wie oben angedeutet. Was gerade Unternehmer darüber 
hinaus kennzeichnet, könnte man vorläufig umschreiben mit besonderer Affini-
tät zu Zahlen und Finanzen, Interesse an technologischen und wirtschaftlichen 
Zusammenhängen sowie einem Gespür für Trends und Bedarfe (eine „Nase“ für 
kommende Entwicklungen haben). 

7. Mögliche Modifikationen des Hysteresis-Effektes des Habitus 
im komplexen wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Wandel  
in Ostdeutschland ab 1990 

Während das generelle Habitus-Konzept von Pierre Bourdieu auf viel Zustim-
mung traf, war gerade der Hysteresis-Ansatz des Habitus zum Teil umstritten. 

37 Vgl. Bourdieu: Die feinen Unterschiede … (Anm. 29), S. 136 f.
38 Ebenda, S. 187.
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Für mobile, dynamische Gesellschaften der Gegenwart und erst recht für einen 
gravierenden, rapiden Systemwandel wie in Ostdeutschland ab 1990 erschien die 
Vorstellung von einem dauerhaft unverändert weiterwirkenden Habitus nicht 
mehr völlig plausibel. Dennoch wollte man Bourdieus Grundidee der Heraus-
bildung und Verinnerlichung von Habitus durchaus beibehalten. In genau die-
sem Sinne legte Frank Lettke (1965–2007) eine interessante Idee vor. Seine em-
pirischen Studien unter ostdeutschen Unternehmern im Systemwandel ab 1990 
führten ihn zu dem Ergebnis, zwischen unterschiedlichen Bestandteilen des 
Habitus zu unterscheiden: Der relevante, grundlegende Teil des Habitus bleibe 
relativ stabil (als „Primärhabitus“), aber in seinem Rahmen könnten sich weniger 
zentrale „Sekundärhabitus“ verändern.39 Die gemeinsame Basis von Primär- und 
Sekundärhabitus sah Lettke in einer jeweils dominierenden Kapitalsorte. 

Er generalisierte seine empirischen Befunde in der Formulierung folgender 
verschiedener Typen von zusammengehörigen Primär- und Sekundärhabitus, 
teilweise illustriert mit einer Verdichtung typischer Statements der Probanden:

a) Primärhabitus: Bescheidenheit („Geld macht nicht glücklich“)
 Sekundärhabitus: Bodenständigkeit
b) Primärhabitus: Gemeinsinn („Zwischenmenschliche Beziehungen entschei-

dend“)
 Sekundärhabitus: Kollektivität
c) Primärhabitus: Berufsorientierung („Ordentlich soll es sein“)
 Sekundärhabitus: Meisterhaftigkeit.40

Lettke untersuchte allerdings vor allem Kleinunternehmer unmittelbar am 
Anfang der 1990er Jahre.41 Insofern scheint es durchaus möglich, bei anderen Pro-
bandengruppen, etwa Unternehmern größerer Betriebe und mit deutlich früheren 
oder späteren Gründungszeiten, auch zu partiell abweichenden Befunden zu gelan-
gen, die auf einen weniger volatilen Sekundärhabitus hindeuten könnten.

8. Fazit

Die hier skizzierten theoretischen Positionen können durchaus eine langfristige 
Wirksamkeit wesentlicher unternehmerischer Dispositionen auch im Rahmen 

39 Frank Lettke: Habitus und Strategien ostdeutscher Unternehmer. Eine qualitativ-empirische 
Analyse unternehmerischen Handelns, München: Hampp 1996, S. 48 f. Zur Pluralform des 
Wortes Habitus vgl. Anm. 1.

40 Ebenda, S. 92–196.
41 Ebenda, S. 206–211.
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einer tiefgreifenden Transformation nahelegen, selbst über Systemgrenzen hin-
weg. Zu unterziehen ist dies jedoch zweifellos einer konkreten empirischen Prü-
fung. Das Habitus-Konzept von Bourdieu könnte auch zur Erklärung beitragen, 
wie, auf welche Weise jene regionalen Unternehmenskulturen und deren histori-
sche Persistenz, die Michael Fritsch untersucht, konkret in der familialen Soziali-
sation herausgebildet und intergenerational weitergegeben werden. 

Die dargestellten Prägungen in Primär- und Sekundärinstanzen der Sozia-
l isation (primär Familien, sekundär Schulen, Sport- oder auch Jugendgemein-
schaften) haben bereits während des Staatssozialismus zu einer ansatzweisen 
Herausbildung von quasi-unternehmertypischen Neigungen beigetragen. Diese 
Veranlagungen begünstigten im späteren Leben, teilweise noch vor 1990, eine 
Aufnahme einer selbständigen Erwerbstätigkeit oder die Übernahme einer lei-
tenden Position in einem der staatlichen Betriebe. In der Transformation nach 
1990 bieten diese Dispositionen eine mögliche Grundlage für das Auftreten von 
unternehmertypischen Habitus (oder: Verhaltensweisen), die sich nun auch unter 
marktwirtschaftlichen Bedingungen behaupten und langfristigen Erfolg ermög-
lichen können. Dennoch bleiben diese Merkmale eher auf eine Minderheit der 
Bevölkerung in Ostdeutschland und Polen bezogen und werden sich möglicher-
weise in quantitativen Befragungen der Gesamtbevölkerung verlieren  – was zu 
den eingangs skizzierten skeptischen Positionen in der Literatur geführt haben 
kann. Auch ist sicherlich der Anteil gerade großer Unternehmen in Ostdeutsch-
land noch immer zu klein für die notwendige wirtschaftliche Entwicklung. Aber 
diese Skepsis sollte eben nicht zu einer grundsätzlichen Negierung der Möglich-
keit quasi-unternehmerischer Prägungen selbst im Staatssozialismus führen. 
Das „Erbe des Sozialismus“ in der DDR und Polen ist wohl vielschichtiger, als es 
generell auf blockierende „Leninist legacies“ zu reduzieren.

Habitus przedsiębiorców i możliwości jego częściowego przeobrażenia wskutek 
postsocjalistycznej transformacji  – perspektywa teoretyczna

Artykuł zakreśla ramy teoretyczne dla analiz empirycznych w obrębie Projektu cząstko-
wego 6 „Habitus wschodnioniemieckich i polskich przedsiębiorców przed i po 1990 roku”. 
Zespół projektowy przeprowadza w tym celu wywiady jakościowe z osobami urodzonymi 
w latach 1930–1979, które przeszły socjalizację w okresie realnego socjalizmu, pracowały 
na własny rachunek bądź były dyrektorami zakładów pracy, a jeszcze dziś prowadzą przed-
siębiorstwa lub kierują nimi jako menedżerowie. Po wyjaśnieniu pojęcia „przedsiębiorca”, 
przede wszystkim na podstawie koncepcji Schumpetera, następuje krótki opis i krytyka 
reprezentowanych w literaturze sceptycznych poglądów w sprawie istnienia predyspozycji 
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do przedsiębiorczości u  mieszkańców wschodnich Niemiec. Wskazuje się na statystyki 
osób pracujących nadal na własny rachunek w  końcowej fazie NRD oraz na wysoką dy-
namikę zakładania nowych firm zwłaszcza do 1995 r. Następnie przedstawione są ogólne 
zarysy stworzonej przez Bourdieu koncepcji habitusu, które stanowią podstawę sprecyzo-
wania specyfiki habitusu przedsiębiorców. Ponieważ założenie Bourdieu dotyczące inercji 
habitusu często napotykało krytykę, artykuł naświetla częściową modyfikację jego podej-
ścia, opracowaną przez Franka Lettke w obliczu głębokiej transformacji po 1990 r. Lettke 
dokonuje rozróżnienia między stosunkowo stabilnym habitusem pierwotnym a  łatwiej 
ulegającym zmianom habitusem wtórnym.

Entrepreneurial habitus and possibilities of its partial modification through the 
post-communist transformation  – a theoretical perspective

The article outlines a theoretical framework for empirical analyses within component pro-
ject 6, “Entrepreneurial habitus before and after 1990 among eastern Germans and Poles”. 
For this purpose, the project team is conducting qualitative interviews with people born in 
the years 1930–1979 who experienced the period of state socialism, were self-employed or 
worked as directors of enterprises, and today are still owners or managers of businesses. 
The notion of “entrepreneur” is explained, primarily on the basis of Schumpeter’s ideas, 
and there follows a brief description and critique of the sceptical views represented in the 
literature with regard to the existence of a predisposition to entrepreneurship among the 
eastern Germans. Reference is made to statistics on numbers of self-employed remaining 
in the final phase of the GDR, and on the high rate of establishment of new firms, particu-
larly up to 1995. Bourdieu’s concept of habitus is then outlined, and this is used as a basis 
for identifying the specific features of the habitus of entrepreneurs. Because Bourdieu’s 
assumption of the inertia of habitus has frequently faced criticism, the article highlights 
a partial modification of his approach, developed by Frank Lettke in the light of the pro-
found transformation that took place after 1990. Lettke draws a distinction between the 
relatively stable primary habitus, and the more easily modified secondary habitus.
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Zur Bedeutung habitueller Prägung für Unternehmens-
gründungen in Ostdeutschland und Polen nach 1989

1. Einleitung und theoretische Ausgangslage

Ein wesentlicher Bestandteil der Entrepreneurship-Forschung ist das Verstehen 
der unternehmerischen Eigenschaften sowie Denk- und Handlungsmuster.1 Die 
unternehmerischen Eigenschaften einer Person ergeben sich aus dem Zusam-
menspiel von Qualifikation und Persönlichkeitsmerkmalen. Qualifikationen 
können durch Lernprozesse verändert werden, jedoch bleiben die Persönlich-
keitsmerkmale zumindest ab einem bestimmten Lebensalter relativ konstant.2

In der Transformationsphase nach 1989 mussten Unternehmerinnen und 
Unternehmer aus den postsozialistischen Ländern ihre Qualifikationen unter 
Beweis stellen. Sie standen aufgrund ungünstiger Bedingungen vor einer großen 
Herausforderung: dem Führen von Unternehmen nach neuen Marktbedingun-
gen und dem Umgang mit der unternehmerischen Konkurrenz aus kapitalisti-
schen Ländern im globalen Wettbewerb. Wettbewerber aus dem Westen verfüg-
ten nicht nur über mehr Kapital, sondern oft auch über besseres Know-how, 
eine bessere Ausbildung, eine stärkere Marktorientierung und entsprechende 
Netzwerke in der Wirtschaft.3 Dennoch gelang es Unternehmern aus dem Osten, 
in diesen neuen Marktbedingungen Fuß zu fassen. Udo Ludwig spricht davon, 
dass sich in der Transformationswirtschaft die Wiedergeburt des Unterneh-
menssektors vollzog.4 Auf der einen Seite bezeichnet Transformation das Phäno-
men eines sozialen und ökonomischen Wandels,5 z. B. von Charakter, Stil, Form 

1 Bastian Halecker/Henrik Rackow/Ralf Waubke: Kombinatorische Intelligenz von Entrepreneu-
ren, in: Katharina Hölzle/Victor Tiberius/Heike Surrey (Hg.): Perspektiven des Entrepreneur-
ships. Unternehmerische Konzepte zwischen Theorie und Praxis, Stuttgart: Schäffer-Poeschel 
2020, S. 47–59 (47).

2 Michael Fritsch: Entrepreneurship. Theorie, Empirie, Politik, Berlin: Springer 2019, S. 23.
3 Anna M. Steinkamp: Strategien und Ressourcen für die Internationalisierung. Fallbeispiele 

erfolgreicher Unternehmer im deutsch-polnischen Grenzraum, Wiesbaden: Springer VS 2020.
4 Udo Ludwig: Mikrofundierte makroökonomische Resultate der ostdeutschen Transformations-

wirtschaft, in: Leibniz-Institut für Wirtschaftsforschung Halle  – IWH (Hg.): Ostdeutschland  – 
Eine Bilanz. Festschrift für Gerhard Heimpold, Halle (Saale): IWH 2020, S. 16–35 (18).

5 Anna Schwarz: Vom Paradigma der „nachholenden Modernisierung“ zum Cultural turn. Sozial-
wissenschaftliche Transformationsforschung im Rückblick. In: Frank Bönker/Jan Wielgohs (Hg.): 
Postsozialistische Transformation und europäische (Des-)Integration, Marburg: Metropolis 
2008, S. 23–40 (24).
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bzw.  Eigenschaften, in dem sich plötzlich die unternehmerischen Fähigkeiten 
und Begabungen vieler Personen entfalten konnten.6 Auf der anderen Seite ver-
fügten die ostdeutschen und polnischen Unternehmer und Unternehmerinnen 
über  – ansatzweise bereits während des Sozialismus vorhandene  – unbewusste, 
implizite unternehmerische Handlungsorientierungen. Derartige implizite Mus-
ter der Wahrnehmung, des Denkens und Handelns bezeichnet der französische 
Soziologe Pierre Bourdieu als „Habitus“.7 Der Habitus wirkt einerseits als „struk-
turierende Struktur“, d. h. er erzeugt unbewusst die inneren Anlagen und damit 
die Art und Weise, wie ein Mensch denkt und handelt, andererseits stellt er selbst 
„strukturierte Strukturen“ dar, d. h. er wurde von den Bedingungen einer sozia-
len Umwelt erzeugt, in der ein Mensch lebt.8 In diesem Zusammenhang spricht 
Bourdieu von einem kulturellen und sozialen Kapital der Distinktion, das dezent 
in der familiären Sozialisation verinnerlicht bzw. inkorporiert wird.9 Diese Inkor-
porierung verläuft unbewusst, z. B. wenn Kinder erfahren, wie man soziale Netz-
werke bildet und pflegt oder wie man sich in gesellschaftlichen Kreisen bewegt.10 
Der Habitus prägt auch den Geschmack, die Sprache, Kleidung und körperliche 
Hexis eines Menschen  – sein gesamtes Auftreten. Der Habitus ist somit sowohl 
gesellschaftlich als auch historisch bedingt. Er ermöglicht den Menschen, auch 
in neuen bzw. krisenhaften Situationen auf tief verinnerlichte Handlungsrouti-
nen zurückzugreifen.

Zentrale Fragestellung dabei ist, wie der wechselseitige Einfluss von habi-
tueller Prägung und Aufwachsen in sozialistischen Zeiten sich nach 1989 auf das 
Unternehmertum in Ostdeutschland und in Polen ausgewirkt hat.

Die soziale und wirtschaftliche Problematik des Unternehmertums in 
postsozialistischen Ländern nach 1989 soll nicht nur aus der Perspektive der ob-
jektiven Rahmenbedingungen, sondern auch auf Basis subjektiver Sichtweisen 
von Unternehmerinnen und Unternehmern sowie ihrer lebensgeschichtlichen 
Erfahrungen  – vor, während und nach der Transformation  – untersucht werden. 
Deshalb sollen im Folgenden drei unterschiedliche unternehmerische Biogra-
phien dargestellt und analysiert werden.

6 Raj Kollmorgen/Wolfgang Merkel/Hans-Jürgen Wagener: Transformation und Transformations-
forschung: Zur Einführung, in: Raj Kollmorgen/Wolfgang Merkel/Hans-Jürgen Wagener (Hg.): 
Handbuch Transformationsforschung, Wiesbaden: Springer 2015, S. 11. 

7 Pierre Bourdieu/Achim Russer: Die feinen Unterschiede. Kritik der gesellschaftlichen Urteils-
kraft, Frankfurt (Main): Suhrkamp 2016.

8 Markus Schwingel: Pierre Bourdieu zur Einführung, Hamburg: Junius 2018, S. 61. 
9 Michael Hartmann: Topmanager. Die Rekrutierung einer Elite, Frankfurt (Main): Campus 1996, 

S. 16. 
10 Eugen Buß: Managementsoziologie. Grundlagen, Praxiskonzepte, Fallstudien, München: Olden-

bourg 2012, S. 41.
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2. Qualitative empirische Untersuchung 

Als Erhebungstechnik der qualitativen Sozialforschung wurde auf die münd-
liche biographische Befragung (qualitative Interviews) zurückgegriffen. Die 
Grundgesamtheit wurde nach den Kriterien der Vergleichsgruppenbildung nach 
der Grounded-Theory-Methodologie erstellt.11 Zu der ausgewählten Forschungs-
gruppe, die über genügend Gemeinsamkeiten verfügt, gehören Geschäftsführer 
bzw. Inhaber innovativer12 Unternehmen, mit eigener Forschungs- und Entwick-
lungsabteilung und mit Hauptsitz in Ostdeutschland bzw. Polen, die bis 1971 in 
Ostdeutschland oder in Polen geboren wurden und dort ihre Kindheit und Ju-
gend verbrachten. Das bedeutet, dass sie 1989 mindestens 18 Jahre alt waren. Das 
Unternehmen, das durch die Befragten gegründet bzw. geführt wurde, ist auf 
dem Markt kontinuierlich präsent.

Aus 19 biographischen Interviews, die zwischen November 2020 und Juli 
2022 durch die Autorin durchgeführt wurden, wurden drei kontrastierende Fälle 
ausgewählt, die hier tiefer analysiert werden sollen. Alle durchgeführten Inter-
views sind vollständig transkribiert und anonymisiert.

Beschreibung der Fallbeispiele

Zu den ausgewählten Fallbeispielen gehören Dr. Uwe, Jan und Klaus. Sie sind ver-
schiedenen Alters, ihre Ausbildung unterscheidet sich, und sie haben zu unter-
schiedlichen Zeitpunkten die Leitung der Firma übernommen (siehe Tabelle 1).

Tabelle 1: Übersicht der dargestellten Fälle

Befragte Dr. Uwe Jan Klaus

Geburtsjahr 1936 1951 1969

Nationalität Deutsch Polnisch Deutsch

Ausbildung Promotion Dipl.-Ing. 10. Klasse POS 
(Realschulabschluss)

Gründungsjahr des 
Unternehmens

1882 1983 1999

Geschäftsführer seit 1968 1983 1999

11 Barney G. Glaser/Anselm L. Strauss: Grounded Theory. Strategien qualitativer Forschung, 3. Auf-
lage, Bern: Huber 2010.

12 Als innovative Unternehmen gelten in diesem Beitrag wissens- und technologiebasierte Unter-
nehmen mit Ausgaben und mit eigener Abteilung für Forschung und Entwicklung.
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Befragte Dr. Uwe Jan Klaus

Mitarbeiterzahl (2020) 150 über 1.000 49

Umsatz (2020) über 50 Mio. € über 50 Mio. € 2 Mio.  – 10 Mio. €

Auslandsumsatz in % 30 % 30 % 30 %

Quelle: Eigene Darstellung.

Dr. Uwe wurde 1936 in Sachsen geboren, arbeitete unmittelbar nach sei-
nem Chemie-Studium und der darauffolgenden Promotion in einem pharma-
zeutischen Familienbetrieb, der seinem Vater gehörte. Die Großeltern mütterli-
cherseits waren Gutsbesitzer, die Anfang des 20. Jahrhunderts ihren gesamten 
Grundbesitz verkauft hatten und dann durch die Inflation in den 1920er Jahren 
ihr gesamtes Vermögen verloren.

Dr. Uwe gab eine familiäre Anekdote zur gesellschaftlichen Rolle der Her-
kunft seiner Großeltern zu Protokoll:13

Dr. Uwe: Und die Eltern meines Vaters, er war Apotheker, der… mein Groß-
vater väterlicherseits. (.) Und (…) infolgedessen, als meine Eltern nun zu-
sammen waren und auch dann schon verlobt waren, von meinen Großeltern 
MÜTTERlicherseits wurde mein Vater und seine Eltern SCHEEL angesehen. 
Sie waren ja NUR Apotheker, während SIE selber hatten ja mal eine Million 
besessen. (.) Und während nun die Eltern meines VATERS etwas abfällig auf 
das Haus, auf die Familie meiner Mutter herabsahen, denn die [Anna] bringt 
ja nichts MIT in die Ehe. Ja klar, die hatten nix mehr, Inflation. Also beide 
(.) Großelternhäuser (.) waren einander scheel eingestellt. (.) Das ist gesell-
schaftlich interessant. (Firma D, Pos. 42)

Dr. Uwe wuchs in einer Unternehmerfamilie auf. Sein Vater  – promovierter 
Apotheker, der selbst aus einer Apothekerfamilie kam, arbeitete nach dem Studi-
um als Betriebsleiter in einem sächsischen Fabrikationsbetrieb für Arzneimittel. 
Die Weltwirtschaftskrise zu Beginn der 1930er Jahre verschonte auch dieses Un-
ternehmen nicht. Ende 1932 musste die Apothekergenossenschaft ihre Insolvenz 
erklären. Der Vater von Dr. Uwe gründete im Alter von 36 Jahren eine GmbH und 

13 In den Interviewtranskripten werden folgende Symbole verwendet:  – (Abbruch eines Wortes), 
… (Abbruch eines Satzes, [ ] Kommentar der Autorin, […] Auslassung. In runden Klammern 
angegebene Punkte oder Zahlen markieren die Länge von Sprechpausen. In runden Klammern 
angeführt werden auch nonverbale Handlungen, wie z. B. (Lachen) oder (Seufzen). Auch Äuße-
rungen wie mh, äh usw. werden als Verständnissignale mit transkribiert. GROSSSCHREIBUNG 
verweist auf eine besondere Betonung/Hervorhebung bestimmter Wörter in den mündlichen 
Äußerungen der Probanden.
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kaufte zusammen mit einer anderen Person die Firma aus der Insolvenzmasse 
heraus. Er fungierte als Geschäftsführer. Der Betrieb entwickelte sich rasant. Im 
Jahre 1933 beschäftigte die Firma 39 Personen, 1939 zählte der Betrieb D schon 
250 Beschäftigte. 1945 wurde das Unternehmen fast vollständig zerstört.

Trotz seiner gehobenen Herkunft litt Dr. Uwe in seiner Kindheit an Hunger, 
was typisch für die Generation der Nachkriegszeit war.

Dr. Uwe: Und ich denke, diese allgemeine MANGELsituation, (.) die trägt 
auch dazu bei oder hat dazu beigetragen, dass man eine gewisse Bescheiden-
heit auch entwickelt hat. (..) Keine SELBSTzufriedenheit, aber eine gewisse 
Bescheidenheit. (.) Und ähm (.) wir haben nie in dem Sinne gehungert. Na-
türlich hatte ich immer Hunger. (.) Und ähm aber wir haben in dem Sinne nie 
gehungert. Das lag natürlich an der Ausnahmesituation meines Vaters, der 
hier im… in [der Firma D] doch Möglichkeiten hatte, (.) auch mal zu ALKO-
HOL, und der hat auch bissl Parfüm gemixt, (.) Kölnischwasser. (.) Und hatte 
die Etiketten da. Und ist damit aufs Land gezogen und hat dann bei den Bau-
ern dafür Butter eingetauscht. (Firma D, Pos. 16)

Legt man die Charakterisierung von Eugen Buß zugrunde, ist Dr. Uwe, der 
in Ostdeutschland lebte, in der Summe seiner Eigenschaften ein typischer Vertre-
ter eines westdeutschen Spitzenmanagers:

Der typische Spitzenmanager in Deutschland stammt aus einer höheren 
Angestellten- oder Unternehmerfamilie, auch der Großvater väterlicher-
seits lebte bereits in einer entsprechenden Höhenlage. Die Mutter hat den 
Haushalt besorgt. Die Eltern hatten in der Nachkriegszeit hart zu kämpfen, 
Wohlstand war in ihrer Jugend eher ein Fremdwort. Die Eltern förderten das 
Fortkommen ihrer Söhne weniger durch Hinterlassung materieller Mittel als 
durch einen strengen Erziehungsprozess, in dem christliche Rahmenbedin-
gungen und traditionelle Disziplinvorstellung im Vordergrund standen.14

Dr. Uwe verbrachte als Kind viel Zeit im Labor seines Vaters. Auch jeden 
Sonntag ging er mit seinem Vater ins Büro, um die Uhr einzustellen. Sein Vater 
war für ihn das große Vorbild. Als er fünf Jahre alt war, wusste er, dass er Chemie 
studieren und die Firma übernehmen wollte.

Dr. Uwe: Ich habe angeblich schon mit fünf Jahren (.) als Berufswunsch ge-
äußert, ich möchte Chemie studieren und die [Firma D] übernehmen. (.) 

14 Buß (Anm. 10), S. 42. 
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Mit fünf Jahren ein (.) wahnwitziger Wunsch. (.) Aber hat meine Mutter also 
(Lachen) bezeugt. Und ich bin also auch dabeigeblieben. Und habe also auch 
Chemie studiert und habe dann also auch die [Firma D] übernommen. (Firma 
D, Pos. 16)

Nach dem Krieg begann die Firma damit, pharmazeutische Grundsubstan-
zen selbst herzustellen. In den 1950er Jahren traten jedoch in der DDR Restriktio-
nen für deren Herstellung in Kraft. Um 1960 wurden die verbliebenen mittleren 
und größeren Privatunternehmen in Betriebe mit staatlicher Beteiligung (BSB) 
umgewandelt  – übrigens oft die einzige Möglichkeit, Kredite und Investitionsgü-
ter zur Modernisierung eines Betriebes zu erhalten.15

Nach dem Tod des Vaters im Jahre 1968 übernahm sein Sohn Dr. Uwe die 
Leitung des Unternehmens. Dies war für die damalige Situation durchaus nicht 
selbstverständlich, denn oft war der Generationswechsel Anlass zur Verstaat-
lichung von Unternehmen. Die vollständige Enteignung und Überführung in 
einen Volkseigenen Betrieb (VEB) fand im Jahre 1972 statt. Dr. Uwe war somit 
gezwungen, die zentrale Leitung abzugeben. Er durfte lediglich die Forschungs-
abteilung führen. 1990 nutzte er die Chance, den Betrieb von der Treuhand zu 
erwerben. Ein Jahr später wurde der Reprivatisierungsvertrag unterschrieben.

1989 war Dr. Uwe 53 Jahre alt. In diesem Alter ist es nicht leicht, noch ein-
mal umzusatteln und die Firma unter neuen Marktbedingungen zu führen. Für 
Dr. Uwe war das jedoch kein großes Problem. Im Hinterkopf hatte er wahrschein-
lich die Worte seines Vaters, der wiederum seinen Schwiegervater kritisiert hatte, 
als der im selben Alter seine unternehmerische Tätigkeit aufgab:

Dr. Uwe: Mein (.) Großvater mütterlicherseits war Landwirt (.) und hat ähm 
noch vorm Ersten Weltkrieg seine Domäne verkauft. (.) Er war (.) etwa fünf-
zig, bi- was über fünfzig Jahre alt und hat dann als Couponschneider von der 
Kapitalanlage gelebt. Er hat also Rentenaktien gekauft. Und das war meiner 
Mutter als junges Mädchen… also (.) SCHRECKLICH, wie ihr Vater im besten 
Mannesalter sich zur Ruhe setzen kann, verkauft seinen Hof, um dann eben 
nur vom Ertrag zu leben. (..) Dann kam die Inflation, 1921 war alles weg. Aber 
sie hatten ja mal eine Million besessen. (Firma D, Pos. 42)

Dr. Uwe hatte einen Vater, der selbst Unternehmer war und wuchs also in 
einer Unternehmerfamilie auf; er konnte jeden Tag sehen, wie ein Unternehmer 
handelt, denkt usw.  Während des Interviews erwähnte er den Vater sehr oft mit 

15 Rainer Karlsch: Verdrängung, Enteignung, Neuanfang. Familienunternehmen in Ostdeutschland 
von 1945 bis heute. Texte, Bilder und Dokumente zur Ausstellung, München: Stiftung Familien-
unternehmen 2020, S. 9.
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Worten wie: „Ich habe das bei meinem Vater gelernt“ oder „Das war eine TIEFE 
Erziehung ohne Worte“. (Firma D, Pos. 28)

Bei Dr. Uwe bemerkt man sog. „Peer-Effekte“, d. h. eine Prägung seiner Nei-
gung zu unternehmerischer Selbständigkeit durch das soziale Umfeld.16 Wichtig 
zu erwähnen ist jedoch, dass Dr. Uwe vier Geschwister hatte, aber dass nur er Un-
ternehmer geworden ist. Ein Bruder wurde Arzt, drei andere Geschwister sind 
Musiker geworden. Es stellt sich also die Frage, ob neben dem unternehmerisch 
förderlichen sozialen Umfeld auch unternehmerische Prädispositionen eine Rol-
le spielen können, die im Charakter festgeschrieben sind. 

Ein gutes Beispiel dafür ist Jan. Jan gehört zu den größten und erfolgreichs-
ten polnischen Unternehmern. Er wurde 1951 als sog. „Nachkömmling“ geboren. 
Sein Vater war damals 56 Jahre alt, seine Mutter 39. Er konnte seinen Vater als 
Unternehmer nicht beobachten, da dieser an Parkinson erkrankt war. 

Jan: […] ich habe meinen Vater nie gesund gekannt, Parkinson im fortge-
schrittenen Stadium, (Seufzen) mit dem er, glaube ich, bis zum zweiundneun-
zigsten Lebensjahr lebte. (Firma N, Pos. 20)

Jan: Als ich von der Schule nach Hause kam, musste ich meinem Vater das 
Mittagessen geben, der krank war, ich war 12 Jahre alt. Das war Pflicht. (Firma 
N, Pos. 22) Meine Mutter hat den ganzen Tag gearbeitet. (Firma N, Pos. 21)

Niemand konnte Jan kontrollieren. Er hatte viel Freiheit. 

Jan: Natürlich fing zur gleichen Zeit mh die Schulschwänzerei an, weil mich 
niemand kontrollierte, und so weiter, so… Aber das war so eine Kindheit 
(Seufzen), in der ich, glaube ich, wieder einmal (.) beweisen konnte, dass dies 
mh (Nachdenken) eine Sache der Gene und nicht der Erziehung ist, nämlich 
(Seufzen) mh, als ich mit den Jungs im Hauseingang Fusel getrunken habe, 
dann habe ich getrunken, aber später hat es mir keinen Spaß gemacht; sie 
haben weiter getrunken und ich stand immer noch, ja? Das hat mich einfach 
nicht gereizt, diese, diese Dinge, die mich reizen konnten, haben mich nicht 
einfach gereizt. (Seufzen) Ich bin meinen Weg weitergegangen, ja? Und ich 
bin überzeugt, dass das (.) von gewissen, ich weiß nicht, Veranlagungen her-
rührt, (Zögern) ich weiß nicht … (Firma N, Pos. 23)

Jan wuchs in Armut auf, obwohl er ursprünglich einer wohlhabenden Fa-
milie entstammte:

16 Fritsch (Anm. 2), S. 23.
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Jan: Ich bin in einem intellektuellen Elternhaus aufgewachsen, aber in einem 
verarmten, denn meine Eltern, die vor dem Krieg (Seufzen) zu den Wohlha-
benden gehörten und (Zögern) … (Firma N, Pos. 18)

Seine Mutter hatte vor dem Zweiten Weltkrieg in Wien Ökonomie studiert, 
sprach fließend Englisch, Deutsch und Russisch. Sein Vater führte vor dem Zwei-
ten Weltkrieg ein eigenes Großunternehmen und war sehr wohlhabend; er hatte 
einen internationalen Großhandel mit Zitrusfrüchten und war Eigentümer etli-
cher Immobilien, u. a. in Warschau. Die Großeltern mütterlicherseits waren Ade-
lige, Landbesitzer, Vertreter englischer Maschinenbauer für den europäischen 
Markt. Während des Zweiten Weltkrieges und des Sozialismus verlor die Familie 
ihr gesamtes Vermögen.

Jan: Es war also ein Elternhaus, in dem (Zögern) eigentlich (.) das Leben hart 
war. Ein schweres (.) Leben mh (Nachdenken), mit Erinnerungen an die guten 
(Zögern) Vorkriegszeiten, aber (Zögern) eigentlich ein Leben in Armut. (Zö
gern) Das heißt… Ich möchte nicht, dass hier immer nur Unzufriedenheit ist. 
Ich meine (.) meine Eltern hatten generell ein schweres Leben, ja, nach dem 
Krieg. Mh und ich wurde in diesem Leben als (..) ein Kind großgezogen, das 
nie (Zögern) zu viele Möglichkeiten hatte, sozusagen (.) finanziell. (Firma N, 
Pos. 20)

Typisch für alle aus wohlhabenden Familien stammenden Probanden wie 
auch für jene, die im Zweiten Weltkrieg oder im Sozialismus ihr Vermögen ver-
loren, ist das fehlende Streben nach finanziellen Zielen. Sie wollen jedoch in der 
ersten Liga der Welt mitspielen. In den Interviews wird immer wieder klar, dass 
die Armutserfahrung oft eine wichtige Antriebskraft für den Ehrgeiz beim Auf-
bau eines Unternehmens gewesen ist.

Jan: […] meine Kindheit war hart, (Seufzen) mh aber sie, mh, das, was ich über 
meine Kindheit noch sagen möchte, ist es das, dass mh sie (..) einen Antrieb 
(..) zu großem Geld verursachen hätte können [oder] den Wunsch (.) mh, wer 
weiß was zu besitzen, aber in mir gibt es so etwas nicht. Das heißt irgendwo da, 
ich meine, da ist so ein Widerspruch wohl (.) ein bisschen. (Firma N, Pos. 25)

Nach dem Studium arbeitete Jan im Verkehrsministerium. Dort fühlte er 
sich nicht wohl und bemerkte bald, kein typischer Beamter zu sein: 

Jan: […] eine trostlose Arbeit, überall Beamten (.) sitzen auf diesen Hockern, 
und wenn einer will, etwas Normales, Ordentliches machen will, dann 
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erlauben die das nicht, ja? Nun, so etwas in der Art, (Seufzen) das war die 
Hauptmotivation. (Firma N, Pos. 143)

Hauptmotivation für die Gründung einer eigenen Firma war es, keine Vor-
gesetzten mehr haben zu müssen:

Jan: Genug damit (Nachdenken) bei jemanden zu arbeiten, der mich nicht ver-
steht, der mir nicht erlaubt, meine (.) richtigen, schönen, wunderbaren Ideen 
zu verwirklichen.

Frau von Jan: (Lachen) Jeder denkt, dass er großartige Ideen hat.

Jan: Ja, aber wichtig sind meine Gedanken // Frau von Jan: (Lachen) Nun ja // 
Jan: Und nicht die von denen, ja? Sie wollen sich mit mir nicht einigen, also 
auf Wiedersehen, also mache ich mein Ding, ja? (Firma N, Pos. 141–143)

Ein Jahr lang träumte Jan Anfang der 1980er Jahre von seiner Selbständig-
keit. Was fehlte, war das Geld für eine eigene Produktionsfirma. Da starb uner-
wartet der Großvater von Jans Ehefrau, der Grundbesitzer war. Die Grundstücke 
wurden verkauft, wodurch die Schwiegermutter einen für die damalige Zeit re-
lativ hohen Geldbetrag erbte. Da sie keine Vorstellung davon hatte, was sie mit 
diesem Geld machen sollte, lieh sie es ihrer Tochter und dem Schwiegersohn. Im 
Jahre 1983 gründete dann Jan mit seiner Frau einen Handwerksbetrieb. Heute hat 
das Unternehmen über 1.000 Beschäftigte und ist weltweit tätig.

Ein ganz anderer Fall ist Klaus (geboren 1969), der in wohlbehüteten Ver-
hältnissen im Land Brandenburg aufwuchs. Seit 1999 leitet er als Alleinge-
schäftsführer einen mittelständischen Produktionsbetrieb. Sein Vater hatte in 
der DDR eine gehobene Position inne, war LPG-Vorsitzender und prägte seinen 
Sohn so stark, dass Klaus sich als Jugendlicher, wie sein Vater, für einen Beruf in 
der Landwirtschaft entschied. Die Mutter von Klaus war berufstätig und arbeitete 
als Angestellte in einem Amt.

Über seine Großeltern weiß er nicht viel: 

Klaus: […] die Großeltern väterlicherseits, da war… mein Opa war Postbeam-
ter. (.) Was meine Oma von Beruf war, weiß ich nicht. (Firma A, Pos. 26). 

Die Großeltern mütterlicherseits waren hingegen Landbesitzer. Klaus weiß 
nicht genau, ob sie in Ostpreußen oder in Schlesien gewohnt haben, da diese 
Themen zu Hause ein Tabu waren: 
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Klaus: Das war immer so ein dunkles Thema. Waren noch nie DA oder haben 
uns irgendwas angeguckt. (Firma A, Pos. 30). 

Er weiß nicht, wie groß der großelterliche Besitz war oder wie viele Mit-
arbeiter sie hatten. Er beschreibt die Großeltern als Bauern, aber er sagt sofort 
dazu, dass sie frei waren und sich in keinem Angestelltenverhältnis befanden.

Die Wörter „frei“ und „Freiheit“ treten in dem Interview erstaunlich oft auf. 
Das ist für Klaus eine fehlende Ressource in der Zeit des Sozialismus, d. h. aus der 
Zeit seiner Jugend (nicht der Kindheit), und diese fehlende Freiheit hatte später 
enormen Einfluss auf viele Entscheidungen in seinem Leben: 

Klaus: […] Also das war auch kein, kein Lebensziel, selbständig zu sein, eine 
Firma zu haben. (.) D- d- dieses Ziel HATTE ich einfach nicht. Also das… des-
wegen war das auch kein Traum also. […] (Einatmen) ähm (4) nö, ich würde 
mal sagen, (4) hm äh ich hatte auch nicht irgendwie den Traum (…) (Aus
atmen) vom großen materiellen Wohlstand. (.) Ich hatte den Traum von FREI-
HEIT so in dem, in dem Sinne also. (Firma A, Pos. 132)

Die Reflexion über die fehlende Freiheit der Menschen im Sozialismus wur-
de dabei nicht durch seine Eltern, sondern durch seinen zukünftigen Schwager, 
der aus einer intellektuellen Familie stammt, geprägt.

Nach dem politischen Systemumbruch 1989/1990 war Klaus „hungrig“ 
nach „Freiheit“, er wollte nicht wieder das Gefühl haben, „eingesperrt zu werden“ 
(A, Pos. 14). Freiheit bedeutete für ihn, die Welt zu sehen, sich frei zu bewegen, 
selbst Entscheidung zu treffen. Interessant ist jedoch, dass Klaus nach der Wen-
de nie „hungrig“ nach finanziellen Ressourcen war. Der Grund dafür ist seiner 
Meinung nach, dass er als Kind und Jugendlicher in der DDR im Wohlstand auf-
gewachsen ist:

Klaus: […] Wir hatten (.) für diese DAMALIGEN Verhältnisse, glaube ich, rela-
tiv viel Wohlstand. (..) Also mein Vater, der war in her- (.) -ausgehobener PO-
SITION. Der war LPG-Vorsitzender. Und der hat wahrscheinlich auch relativ 
gut Geld verdient. (..) WAR auch, (…) ich würde nicht sagen, wirklich Funk-
tionär, aber er war halt SCHON ähm Parteimitglied im (.) Kreistag, (..) Kreis-
tagsabgeordneter. Der war Vorsitzender von irgendeinem großen Schlacht-
viehverband. (.) Ähm (.) also der war (..) so… da ging es uns… Also ich würde 
mal sagen, der war schon in etwas (..) herausragender STELLUNG. (.) Ähm 
(.) und dann hatten wir auch noch das Glück, dass wir eben aufgrund d- der 
Verwandtschaft mütterlicherseits von meiner Mutter (..) ganz, ganz viel Ver-
wandtschaft hatten, die in Westberlin lebte, und die auch nicht so schlecht 
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begütert waren offensichtlich. Und die uns sozusagen mit all dem versorgt 
haben, was wir so sonst NICHT hatten. Also ich würde mal sagen, ich… uns 
ging es wirtschaftlich gut. Ich hatte irgendwie nie ein Problem (.) ähm also 
MATERIELLER Natur. Habe ich auch nie wahrgenommen. (.) Ich hatte auch 
(.) bis heute nie Sehnsüchte nach besonderen materiellen (.) Errungenschaf-
ten. (.) Porsche, Ferrari, Boot. War mir eigentlich DAMALS egal, ist mir HEU-
TE egal. […] (Firma A, Pos. 34)

Als 1990 die Transformation begann, war Klaus 21 Jahre alt und hatte be-
reits sein praktisches Jahr in einem Betrieb abgeschlossen, um an der Fachschule 
für Landwirtschaft zu studieren. Die LPG ging pleite, die Landwirtschaft war für 
Klaus plötzlich unübersichtlich. Er brach die Ausbildung ab und nahm die ersten 
zwei, drei Jahre unterschiedliche Jobs an, wie z. B. Finanzmakler oder Verkäufer 
für Fernsehgeräte.

Dank dieser Jobs Anfang der 1990er Jahre konnte er sich kaufmännisch 
entfalten und entdeckte unternehmerische Handlungsdispositionen, die er be-
reits besaß:

Klaus: Ich habe ähm (.) Fernsehgeräte verkauft. (.) Ähm (..) genau. Und bei 
diesem Thema Fernsehgeräte bin ich ein bisschen auch hängengeblieben. 
Ähm da habe ich im Grunde genommen bei einem Bekannten gearbeitet. 
Der hat dann noch eine Filiale aufgemacht hier in ähm [Name der Stadt]. 
Dann habe ich dann diese FILIALE (.) geführt im Grunde genommen. (..) Und 
ähm in dem Zusammenhang habe ich eigentlich überhaupt entdeckt, dass 
ich irgendwie (..) ein gewisses kaufmännisches Geschick irgendwie (..) halt 
habe (.) ähm und den Leuten auch tatsächlich irgendwas verkaufen kann. 
(Firma A, Pos. 14)

Die unternehmerischen Handlungsdispositionen entdeckte er in sich trotz 
seiner Sozialisation im Sozialismus. Unmittelbar nach 1990 brauchte Klaus kei-
ne kaufmännische Ausbildung z. B. im Marketingbereich zu machen, da er diese 
Fähigkeiten intuitiv beherrschte. Er bemerkte hingegen gewisse technische Wis-
senslücken und entschied sich folglich für eine Ausbildung „technischer Art“. 
Drei Jahre nach den ersten gesammelten Berufserfahrungen (zugleich drei Jah-
re nach der Wende) bewarb er sich bei einem amerikanischen Großkonzern um 
eine Stelle in Erfurt und bekam sie. Alle seine Kollegen kamen aus Westdeutsch-
land. Er fühlte sich wie ein Exot:

Klaus: (Lachen) Und ähm ich war wirklich in dieser Firma ein absoluter Exot. 
Also (.) ich war der Einzige, der wirklich schlecht Englisch sprach. (.) Ich war 



 168

Anna M. Steinkamp

der Einzige, der nicht irgendwie BWL oder irgend so was studiert hat. (..) 
Ähm und ich war wirklich der Einzige, der aus dem… der ost- (..) -zivilisiert 
oder -sozialisiert (Lachen) war. (Firma A, Pos. 52)

Dieses Exoten-Feeling war bei ihm durch die fehlende Ausbildung, nicht 
jedoch durch die Ost-Herkunft verursacht. Er blieb selbstbewusst und entdeckte 
an sich Stärken, über die seine Kollegen aus den alten Bundesländern nicht ver-
fügten: 

Klaus: Und ähm (…) ich glaube, ich glaube, (.) gerade, als ich dann diesen Be-
trieb (.) äh hier auch noch führen sollte und nicht nur Verkäufer sein sollte, 
(.) d- da hat man, glaube ich, zu schätzen gelernt, dass ich einfach ähm (..) viel 
SELBständiger ähm agiert habe als andere Kollegen, die einen Haufen An-
forderungsformulare geschrieben hatten, und ich habe es einfach versucht 
irgendwie halt umzusetzen. (.) Ich glaube, dass ich auch ähm deutlich kre-
ativer war (.) in vielerlei Hinsicht, also auch im Betrieb Lösungen zu finden, 
(.) ähm (.) auch mal zu improvisieren (.) ähm und einfach äh hm (..) Dinge 
halt sozusagen in die Hand zu nehmen, und auch bereit war, (.) äh Verant-
wortung zu übernehmen für das, was ich da tat. Und nicht, (.) nicht erst tau-
send Anforderungsschreiben geschrieben habe und mir das halt auch alles 
absegnen… Das… Ich glaube, das d- äh war wirklich ein WESENTLICHER 
Unterschied zwischen mir und meinen westlichen Kollegen. Die haben halt 
geguckt, was steht in meinem Arbeitsvertrag? (.) Wo sind hier meine, meine, 
meine GRENZEN? Was darf ich entscheiden? Was darf ich NICHT entschei-
den? Und was auch nur ungefähr in diesen Grenzbereich kam, dann haben 
die halt immer ihre Anforderungen geschrieben, haben sich das absegnen 
lassen irgendwann irgendwie. Und wenn das halt ein halbes Jahr dauerte, 
dann dauerte das ein halbes Jahr. Die hatten da eher so eine Beamtenmentali-
tät drauf. (.) Das (.) das kann man eigentlich schon so SAGEN. (.) Und das war 
wirklich hier ein Unterschied. Ähm dieser Betrieb hier (…) war, (..) da, der 
war einfach schlecht. Ähm (..) schlechte Ausstattung, schlechtes Gebäude. (.) 
Und da musste man einfach auch viel improvisieren, um mit dem irgendwie 
klarzukommen. (Firma A, Pos. 52)

Klaus betont auch, dass der Führungsstil in einem Unternehmen sehr eng 
mit dem Charakter und mit der Erziehung der agierenden Personen verbunden ist:

Klaus: Und ähm sicherlich ähm Führungsstil, ähm äh Verantwortungsbereit-
schaft, ein Risiko einzugehen und Verantwortung zu übernehmen, ist natür-
lich auch ein Stück weit Charakter, (.) denke ich mal. Also das weiß ich JETZT 
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aus (.) der Erfahrung (.) mit vielen, vielen Mitarbeitern in den letzten zw- aus 
den letzten zwanzig Jahren, dass das auch ein Stück weit Charakter ist. Wenn 
einem das nicht liegt, dann kann man ihm das auch wirklich wenig beibrin-
gen. (Firma A, Pos. 54)

Nach der Gründung seines eigenen Unternehmens übernahm er nicht ein-
fach den Führungsstil, den er in dem amerikanischen Konzern in den alten Bun-
desländern kennengelernt hatte und den er während des Interviews kritisierte. 
Klaus leitet ein eigenes Unternehmen nach den Werten, die ihm wichtig sind: Re-
spekt, Kollektivität, Loyalität und Ethik. Bei der Antwort auf die Frage nach dem 
größten Erfolg seiner Tätigkeit als Unternehmer hebt er vor allem seine sozialen 
Kompetenzen hervor:

Klaus: Und DAS im Prinzip so, so hinzubiegen (.) und das Ganze mit einer ge-
wissen Kontinuität. Also äh, äh (.) bei mir hat noch (.) nie irgendjemand auch 
nur einen Tag auf seinen Lohn warten müssen. (.) Ich habe nie das Gefühl 
gehabt, dass ich irgendwie ein Unternehmer bin, der auf dem, wirklich auf 
den Rücken seiner Leute seine Kohle macht, (..) ähm (..) sondern habe immer 
(.) geschafft, (.) Mensch zu bleiben und das Ganze so zu gestalten, (..) dass 
sozusagen ALLE sich sozusagen mit dem Unternehmen mitentwickeln. Und 
ähm (..) das so hinbekommen zu haben, das… da bin ich stolz drauf, dass das 
letztendlich wirklich so funktioniert. (Firma A, Pos. 142)

Eigenschaften wie Ehrgeiz und Durchsetzungsvermögen, die jeder Unter-
nehmer besitzen sollte, kann man bei Klaus als noch vor der Transformation er-
worbenen Primärhabitus bezeichnen. Die Werte hat er wahrscheinlich nicht nur 
von zu Hause mit auf den Weg bekommen, sondern auch durch Sport, den er als 
Kind und Jugendlicher getrieben hat:

Klaus: […] ich habe Fußball aktiv angefangen zu spie- zu spielen, da war ich 
zweite oder dritte Klasse, also mit (.) acht, neun. Da war ich schon im Ver-
ein. (..) Ja. (.) Und das habe ich so gemacht (.) GANZ intensiv bis achtzehn. 
(Firma A, Pos. 94)

Sportaktivitäten und damit verbundene Wettkämpfe begleiteten ihn auch 
als Manager und Geschäftsführer während seines ganzen Berufslebens.

Am Beispiel Klaus sieht man deutlich, dass trotz der starken Prägung durch 
die DDR doch bestimmte unternehmerische Verhaltensorientierungen in den 
einzelnen Generationen verwurzelt waren. Die unternehmerische Entfaltung 
von Klaus fand unmittelbar nach 1990 statt. Es lässt sich sicher streiten, ob es zu 
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dieser Entfaltung kam, weil der Transformationsprozess einsetzte, oder ob der 
Grund einfach in seinem Alter (damals 21–24 Jahre) oder darin zu suchen ist, dass 
jemand ihm zur richtigen Zeit den richtigen Job anbot.

Bei allen hier präsentierten erfolgreichen Unternehmern kommt die Moti-
vation zur Selbständigkeit fast immer von innen, nicht von außen  – und zumin-
dest bei unseren Probanden unabhängig vom politischen System. Dr. Uwe wollte 
schon in den 1940er Jahren als fünfjähriges Kind wie sein Vater Chemie studie-
ren und das Unternehmen übernehmen. Jan wollte unbedingt schon Anfang der 
1980er Jahre selbständig werden, weil er keine Vorgesetzten haben wollte. Bei 
Klaus spielte dann der Zufall in der Transformationszeit der 1990er Jahre eine 
wichtige Rolle.

Wo haben diese Probanden gelernt, ein Unternehmen nach marktwirtschaft-
lichen Bedingungen zu führen? Alle hier Interviewten haben von zu Hause mit 
auf den Weg bekommen, wie man internationale Kontakte knüpft und diese dann 
pflegt. Sie haben bereits als Kinder von den Netzwerken der Eltern profitiert.

Dr. Uwe knüpfte im Jahre 1990 neue Geschäftskontakte in Westdeutsch-
land. Die neuen Geschäftspartner zeigten ihm, wie man eine Buchhandlung 
führt, die Produktion plant usw. Zusätzlich fuhr er nach Westberlin auf der Suche 
nach einem geeigneten Steuerberater.  – Jan braucht keine Berater. Er ist über-
zeugt von seiner eigenen kaufmännischen Genialität. Und tatsächlich verfügt er 
über eine exzellente geschäftliche Intuition. Nicht zu übersehen ist, dass er in 
den 1970er Jahren oft im Ausland war und dort verschiedene Arbeiten angenom-
men hat. Diese Auslandsaufenthalte im Westen während des Sozialismus waren 
wie Vorbereitungskurse für die Führung eines Unternehmens nach 1989 in den 
dann postsozialistischen Ländern.  – Auch bei Klaus ist auffällig, dass er erst acht 
Jahre in Westdeutschland bei einem amerikanischen Konzern arbeitete, ehe er 
sein eigenes innovatives Unternehmen gründete.

3. Fazit

Gestützt auf die bislang erhobenen Interviewdaten kann man feststellen, dass 
der Staatsozialismus  – trotz der Unterdrückung des Unternehmertums  – keinen 
negativen Einfluss auf die habituelle Prägung der heutigen, 30 Jahre nach Beginn 
der Transformation innovativ und erfolgreich agierenden Unternehmer ausge-
übt hat. Unternehmerische habituelle Prägung ist ein langfristiger Prozess, der 
über viele Generationen andauert. 

Trotzt oft schwieriger Lebensumstände im Sozialismus hat die Eltern-
generation der heutigen wissens- und technologiebasierten Unternehmer ei-
nen Habitus vermittelt, der als symbolisches Kapital und Distinktionsgewinn 



171

Zur Bedeutung habitueller Prägung für Unternehmensgründungen

(Unterscheidung, besonders im Sinne von Auszeichnung) den Weg zur Selbstän-
digkeit erleichtert hat. Zu den Elementen dieses Habitus gehören u. a.: soziale 
Netzwerkbildung, spezielle Denk- und Wahrnehmungsmuster, Selbstvertrauen, 
Selbständigkeit und Verantwortungsgeist, Optimismus, Gemeinschaftsgeist, 
Selbstdisziplin, Pflichtgefühl und Sparsamkeit, Wettbewerbsgeist.17 Diese Fak-
toren sind typisch für unternehmerisches Handeln bzw. dessen Charakter und 
unabhängig vom politischen System.

Unternehmertum im Innovationsbereich benötigt neben einer starken 
kaufmännischen Unternehmerpersönlichkeit (die Risikobereitschaft, Durch-
setzungsvermögen, Visionsfähigkeit, strategisches Denken, Leitungsfähigkeit, 
ethisches Verhalten etc. verkörpert) auch hohe technische Wissensqualifikatio-
nen, die man bei Bedarf auch nachträglich erwerben kann, wie dies im Falle von 
Klaus geschehen ist. Die Gründung eines innovativen Unternehmens nach 1989 
ist mit unternehmerischer Erfahrung verbunden, die oftmals in Zeiten vor der 
Transformation zurückreicht. Sowohl Jan als auch Dr. Uwe waren bereits in so-
zialistischen Zeiten als Unternehmer tätig.

Ein eventuelles Defizit großer, innovativer Unternehmen in Ostdeutsch-
land im Vergleich zu Polen ist möglicherweise in der massiven Abwanderung 
der Menschen aus der DDR nach Westdeutschland zu sehen (4,6 Mio. zwischen 
1948–1989 und 1,4 Mio. zwischen 1990–1994).18 Schätzungen gehen davon aus, 
dass die DDR in den 1950er Jahren etwa ein Drittel ihrer Akademiker verlor, da-
runter hochqualifizierte Arbeitskräfte mit Hoch- und Fachschulabschluss sowie 
viele Unternehmer.19

O znaczeniu czynnika habitusu dla zakładania przedsiębiorstw we wschodnich 
Niemczech i w Polsce po 1989 roku

Wiele działających obecnie opartych na wiedzy i technologii przedsiębiorstw rodzinnych 
we wschodnich Niemczech i w Polsce założyły pod koniec lat 80. i w latach 90. XX wieku 
osoby, których socjalizacja przypadła na okres socjalizmu. Nasuwa się pytanie, jakie ce-
chy posiadają przedsiębiorcy, którzy nieprzerwanie już od wielu lat prowadzą z powodze-
niem takie firmy. Na przykładzie trzech skrajnie odmiennych biografii analizowane jest 
zagadnienie, jak habitus i dorastanie w czasach socjalistycznych wpłynęły po 1989 r. na 

17 Buß (Anm. 10), S. 42.
18 Hans-Ulrich Wehler: Deutsche Gesellschaftsgeschichte 1949–1990, München: C. H. Beck 2008, 

S. 45; Bernd Martens: Der Zug nach Westen  – Jahrzehntelange Abwanderung, die allmählich 
nachlässt, Bonn: Bundeszentrale für politische Bildung 2020, https://www.bpb.de/themen/
deutsche-einheit/lange-wege-der-deutschen-einheit/47253/der-zug-nach-westen-jahrzehnte-
lange-abwanderung-die-allmaehlich-nachlaesst/, 25.07.2022. 

19 Rainer Geißler: Die Sozialstruktur Deutschlands, Wiesbaden: Springer VS 2014, S. 54.
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przedsiębiorczość we wschodnich Niemczech i Polsce. Artykuł opiera się na wywiadach, 
w  których wybrani przedsiębiorcy przedstawiają swoje subiektywne poglądy i  doświad-
czenia życiowe  – przed transformacją, w jej trakcie i po jej zakończeniu.

On the significance of habitus for business startups in eastern Germany and 
Poland after 1989

Many knowledge- and technology-based family businesses currently operating in eastern 
Germany and Poland were established in the late 1980s and in the 1990s by people who 
had grown up in the communist period. The question arises of what features character-
ise entrepreneurs who have been successfully running such businesses continuously for 
many years. Using the example of three very different biographies, it is analysed how hab-
itus and the experience of the communist system influenced entrepreneurship in east-
ern Germany and Poland after 1989. The analysis is based on interviews in which selected 
entrepreneurs present their subjective points of view and describe their life experiences 
before, during, and after the period of transformation.
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Überwindung des sozialistischen Erbes im Unternehmer-
tum durch den Aufbau von Sozialkapital. 
Vom Individualismus zum Kooperationsgeist

1. Einleitung

Entwicklung und Hindernisse im polnischen Unternehmertum im zweiten Jahr-
zehnt des 21. Jahrhunderts sind nicht nur das Ergebnis makrostruktureller Pro-
zesse wie der IKT-Revolution, der Globalisierung und der Internationalisierung 
von Unternehmen, sondern auch das Ergebnis langfristiger Prozesse. Im Falle 
Polens geht es insbesondere um die Zeit des Realsozialismus mit seiner ideolo-
gischen Ablehnung des Unternehmertums. Damals wurde das Unternehmertum 
als Geschäftspraxis auf deklarativer Ebene negiert und in der Praxis sogar einge-
schränkt. Daher ist es wichtig zu untersuchen, wie Unternehmertum heute ent-
steht und mit welchen Problemen Unternehmer täglich konfrontiert sind  – und 
dies nicht nur in Großstädten mit entsprechend ausgebildeten Menschen mit 
Zugang zu Wissensressourcen, sozialen Netzwerken und Sozialkapital. Der Blick 
sollte auch darauf gerichtet werden, wie kleine Unternehmen in Randgebieten, 
die in verschiedenen Wirtschaftssektoren tätig sind und nicht unbedingt stra-
tegisch wachsen, die Ressourcen des Unternehmergeistes nutzen und ihre Ge-
schäftspraktiken umsetzen.

Ziel des Beitrags ist es, das Entstehen von Unternehmertum als Ergebnis 
der Systemtransformation in Polen am Beispiel mehrerer kleiner Unternehmen 
in einer der Regionen Polens (der Woiwodschaft Opole/Oppeln) zu untersuchen. 
Unter Transformation wird in diesem Artikel der in den 1980er und 1990er Jah-
ren des 20. Jahrhunderts eingeleitete Systemwandel verstanden. Bei der histo-
rischen Analyse der Prozesse des Unternehmertums darf man nicht vergessen, 
dass es jahrelang ein sozialistisches Wirtschaftsmodell gab, das die Grundsätze 
des Kapitalismus, einschließlich des Unternehmertums, ablehnte. Es geht mit 
anderen Worten um die Frage, inwieweit die Probleme von Unternehmen, mit 
denen sie sich heute konfrontiert sehen und die sie in Zukunft überwinden müs-
sen, aus den früheren Mechanismen der sozialistischen Wirtschaft resultieren.

Der Artikel verwendet die Methode der Datenanalyse und der Feldfor-
schung, die vom Autor des Artikels in den Jahren 2014–2018 durchgeführt wurde. 
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Die Analyse vorhandener Daten bezieht sich auf Forschungsarbeiten, die in der 
Zeit des realen Sozialismus und der Systemtransformation im Zusammenhang 
mit dem Phänomen des Unternehmertums entstanden sind. Die Feldforschung 
wurde bei Unternehmen durchgeführt, die zum Cluster für Qualitätslebensmit-
tel „Oleski Koszyk“ (‚Rosenberger Korb‘) im oberschlesischen Kreis Olesno/Ro-
senberg in der Woiwodschaft Oppeln gehören. Ziel der Untersuchung war es, den 
Grad der Innovationsfähigkeit von Unternehmen im Zusammenhang mit dem 
Unternehmergeist zu ermitteln. 

Der Artikel besteht aus vier Teilen: Im ersten werden die definitorischen 
Aspekte des Begriffs Unternehmertum dargestellt, im zweiten wird seine Ableh-
nung in der Zeit des Realsozialismus aufgezeigt, der dritte ist der retrospektiven 
(Re-)Konstruktion des Unternehmertums in der Transformationsperiode gewid-
met, und im vierten Teil wird eine Fallstudie mehrerer in einem Cluster angesie-
delter Unternehmen vorgestellt und in diesem Zusammenhang der Widerstreit 
zwischen den Merkmalen des realsozialistischen Erbes und den Herausforderun-
gen zukünftigen Unternehmertums beleuchtet.

2. Unternehmertum

Unternehmertum ist, wie jede wirtschaftliche Tätigkeit, ein Ergebnis der Epoche, 
in der es stattfindet, einschließlich der vorherrschenden Kultur im weitesten Sin-
ne.1 Das sah im Mittelalter anders aus als im frühen Kapitalismus und wiederum 
anders in dessen späterer Entwicklungsphase.2 Das 21. Jahrhundert hat für diese 
Art von Tätigkeit ein neues Kulturmodell geschaffen, das von dem im 20. Jahr-
hundert vorherrschenden Modell abweicht. Auslöser waren die technologischen, 
wirtschaftlichen und soziokulturellen Wandlungsprozesse der letzten Jahre, die 
alle Lebensbereiche umfassen. Verändert haben sich unter anderem die Art und 
Weise der Unternehmensorganisation, die Formen der Wirtschaftspolitik, das 
Modell der Arbeitsleistung, die zwischenmenschlichen Beziehungen, die Art 
und Weise der Erziehung und Bildung junger Menschen (Erziehung zum Unter-
nehmertum)  – sowie die Grundsätze und Normen des gesellschaftlichen Lebens. 
Peter Drucker formulierte es so: „Der Wandel ist zur Norm geworden, ein völlig 
natürliches Phänomen.“ Weiter heißt es: „Veränderungen sind unvermeidlich, 
man kann nur versuchen, sie vorherzusehen und sich auf sie vorzubereiten.“3 

1 Marc S. Granovetter: Economic Action and Social Structure. The Problem of Embeddedness, in: 
ders./Richard Swedberg (Hg.): The Sociology of Economic Life, London: Routledge 2011, S. 53–81.

2 Max Weber: The Protestant Ethic and the Spirit of Capitalism, New York: Dover Publications 
2003, S. 3–27.

3 Peter Drucker: Management Challenges for the 21st Century, New York: Harper Business 1999, S. 73.
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Somit ist der Wandel zu einem ständigen Faktor des täglichen Lebens geworden. 
In dessen erster Periode (ab den 1970er Jahren) wurde dies in der Wirtschafts- 
und Sozialtheorie als Postfordismus bezeichnet  – zur Kennzeichnung des ande-
ren Klimas im Vergleich zu dem im 20. Jahrhundert vorherrschenden Fordismus. 
In der zweiten Periode (ab den 1980er Jahren) begann sich die Theorie der Glo-
balisierung und der IKT-Revolution zu entwickeln, was mit Bezeichnungen wie 
„Spätkapitalismus“, „desorganisierter Kapitalismus“ und „weicher Kapitalismus“ 
einherging.4

Heute, am Ende des zweiten Jahrzehnts des 21. Jahrhunderts, gehören zu 
dem genannten Klima natürlich auch die Auswirkungen der technologischen 
Revolution in Form der Anwendung von Technologie in allen Bereichen der Wirt-
schaftstätigkeit sowie die Auswirkungen der Globalisierung im weitesten Sin-
ne  – in Form von Strömen, Unsicherheit, allumfassendem Risiko und Instabilität 
von Strukturen, seien sie wirtschaftlicher, sozialer oder politischer Art. Diese 
Veränderungen leiteten einen umfassenden Transformationsprozess in der Wirt-
schaft ein: im Management der Unternehmen, das sich in ihrem neuen Aufbau 
in Form eines Netzwerkmodells (neue Organisationsstruktur) niederschlug, in 
neuen Formen des Marketings und der Werbung (z. B. Social Marketing). Die Fol-
ge war u. a. die Deterritorialisierung der Unternehmen, d. h. ihre Loslösung vom 
physischen Raum, und damit die Möglichkeit, Geschäftsaktivitäten auf globaler 
Ebene durchzuführen.5 Die Unternehmen begannen, sich bei ihren Investitionen 
von unterschiedlichen Prämissen leiten zu lassen, was die Welle der Unsicher-
heit, auch im Bereich der Personalressourcen, weiter verstärkte. 

Zur Bezeichnung dieses neuen Modells der Umsetzung von Unternehmun-
gen, aber auch der gesamten Konstruktion von Wirtschaftsstrukturen, prägten 
die Wirtschaftswissenschaften und die breitverstandenen Sozialwissenschaften 
in der zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts den Begriff Postfordismus. Der Postfor-
dismus löste den Fordismus ab, der als Organisationsmodell für das Wirtschafts-
leben, aber auch für ein gesellschaftliches Leben stand, das auf der Massenpro-
duktion für Massenabnehmer basierte, mit einem dabei zugleich hierarchischen 
und zentralisierten Zuschnitt. Der Postfordismus wiederum war ein Modell, das 
auf den Grundsätzen der Flexibilität, der kontinuierlichen Anpassung an die 
Veränderungen im Umfeld des Unternehmens und eines Lebens in Ungewissheit 

4 Ash Amin: Post-Fordism. A Reader, Oxford: Blackwell Publishing House 2003, S. 1–40; Michael 
Piore: Review of the Handbook of the Economic Sociology, in: Journal of Economic Literature 
34/2, 1996, S. 741–754; Michael Piore/Charles Sabel: The Second Industrial Divide. Possibilities 
for Prosperity. London: Basic Books, 1984, S. 1–30, Luk Boltanski/Eva Chiapello: The New Spirit 
of Capitalism, London: Verso Books, 1999, S. 1–50.

5 Drucker (Anm. 3), S. 73; Manuel Castells: The Rise of the Network Society. The Information Age: 
Economy, Society, and Culture, Oxford: Oxford University Press 1998, S. 19–40. 
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und Risiko beruhte.6 Darin wurden im Unternehmensbereich Herausforderun-
gen hinsichtlich des unablässigen Funktionierens von Unternehmen in einem 
sich verändernden Umfeld aufgezeigt, was unter anderem zu einer kontinuierli-
chen Anpassung an dieses Umfeld führte.

Infolgedessen hat sich das Modell des Unternehmertums verändert, in 
dem nun zunehmend andere Merkmale als im 20. Jahrhundert herausgestellt 
wurden. Dazu gehören Flexibilität, die Suche nach neuen Produkten und Dienst-
leistungen in innovativer Form, die Umsetzung dieser innovativen Lösungen für 
den einzelnen Kunden (Personalisierung), die Nutzung von Wissen und Infor-
mationen sowie sozialer Netzwerke zur Umsetzung von Geschäftsvorhaben oder 
die Nutzung der Internettechnologie zur Realisierung des Unternehmertums. 
Darüber hinaus hat sich dieses Modell in den Managementwissenschaften nie-
dergeschlagen, wo sich fortan der Fokus auf neue Konzepte richtete, so z. B. auf 
Unternehmensstrategien, neue Marketingformen, die Schaffung von Prozess-, 
Produkt-, Dienstleistungs- und Organisationsinnovationen, auf Formen des Or-
ganisationsverhaltens und der damit verbundenen Führung.

3. Unternehmertum im realen Sozialismus

Die im vorangegangenen Abschnitt vorgestellte Kategorie des Unternehmer-
tums ist definitiv ein Bestandteil des Kapitalismus. In einem sozialistischen 
Regime wurde Unternehmertum hingegen als Faktor betrachtet, der den ideo-
logischen Grundlagen des Systems widersprach. Der Sozialismus wie auch die 
sozialistische Wirtschaft sollten sich auf öffentliches Eigentum, den Einsatz für 
das Gemeinwohl und vor allem auf die Ablehnung des Kapitalismus mit dessen 
Freiheit des Wirtschaftens stützen. Auf makrostruktureller Ebene dominierte 
somit die Rolle des Staatseigentums, auf mikrostruktureller Ebene die Arbeit in 
staatlichen Unternehmen und Genossenschaften.7 

Der Aufbau der sozialistischen Länder und Volkswirtschaften nach dem 
Zweiten Weltkrieg ging von Anfang an einher mit Veränderungen in den Eigen-
tumsverhältnissen sowie in Umfang und Format der wirtschaftlichen Akteure. 
Das betraf alle Länder des sogenannten Ostblocks. Je nach Intensitätsgrad der 
sozialistischen oder kommunistischen Ideologie ab den 1950er Jahren bedeute-
te dies die Liquidierung privater Unternehmen, die Enteignung des Privateigen-
tums der Bürger und die Gründung von Staatsunternehmen. Infolgedessen do-
minierte in den meisten Ländern zwischen 1950 und 1980 das Staatseigentum, 

6 Amin (Anm. 4), S. 1–40.
7 Jadwiga Staniszkis: Ontologia socjalizmu, Warszawa: In Plus 1989, S. 3–24; dies.: Postkomunizm. 

Próba opisu, Gdańsk: Słowo/obraz terytoria 2001, S. 5–14.
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was zu einem Mangel an Unternehmertum, insbesondere an kleinen und mitt-
leren Unternehmen in privater Hand führte. Die Situation war in den einzelnen 
Ländern des Ostblocks durchaus verschieden. Einige erlaubten Privateigentum 
in der Landwirtschaft und kleine private Unternehmen in der Lebensmittelin-
dustrie, der Holzindustrie oder im Handwerk. Je nach Stärke des sozialistischen 
Staates wurde Unternehmertum verweigert oder begrenzt.8

In dem in diesem Beitrag erörterten Beispiel Polen betrieben Staat und Par-
tei bis Ende der 1960er Jahre eine relative Abschottung gegenüber dem Unter-
nehmertum. In den 1970er Jahren kam es zu einer relativen Öffnung gegenüber 
anderen Ländern, einschließlich westlicher Volkswirtschaften, bevor dann in den 
1980er Jahren die polnische Volkswirtschaft für ausländisches Kapital geöffnet 
wurde  – in Form sogenannter auslandspolnischer Unternehmen. Infolge dieser 
Prozesse ging erstens die Zahl der Privatunternehmen in Polen zurück, zweitens 
stieß die unternehmerische Tätigkeit auf rechtliche, insbesondere steuerliche 
Hindernisse. Drittens wurde die Weiterführung der unternehmerischen Initiati-
ve über Generationen hinweg – ein Wesensmerkmal des westeuropäischen Kapi-
talismus – unterbrochen. Viertens führte die von Partei und Staat betriebene Po-
litik dazu, dass die Kategorien Unternehmer und Unternehmertum eine negative 
Bedeutung erhielten, ja in der Gesellschaft sogar stigmatisiert wurden, vor allem 
unter den Arbeitern und Bauern. All dies hatte ein stereotypes Bild vom Unter-
nehmer als „Schlitzohr“, „Kapitalist“ und „Emporkömmling“ zur Folge.9

Die Periode von 1950 bis 1989 bedeutete in Polen in ideologischer, staatli-
cher und wirtschaftlicher Hinsicht eine Zeit der Ablehnung des Unternehmer-
tums als Methode des Wirtschaftens und damit dessen Tilgung aus der Gesell-
schaft. In Anlehnung an Max Weber und sein Konzept des Unternehmergeistes 
kann man die Hypothese wagen, dass der Unternehmergeist in Polen in der 
zweiten Hälfte des 20. Jahrhunderts negiert und faktisch aus dem gesellschaft-
lichen Leben verbannt wurde. Nur wenige Überbleibsel in Form von Kleinun-
ternehmern sind geblieben. Wenn  – mit Polanyi  – die Wirtschaft Teil der Gesell-
schaft ist, dann wurde auch der Aufbau der sozialistischen Wirtschaft zu einem 
bedeutenden Element der Gesellschaft, was die Einstellungen, Gewohnheiten 
und Handlungen ihrer Mitglieder anbelangte.10 Andererseits kann man mit Fug 
und Recht feststellen, dass sich bei einem Teil der erwachsenen Polen unterneh-
merische Elemente in Form ihrer Beteiligung an der sogenannten „Schatten-
wirtschaft“ erhalten haben, d. h. der Nutzung der sozialistischen Struktur des 

8 Dies.: Ontologia socjalizmu (Anm. 7), S. 3–24.
9 Péter Balázs: 25 Years after the Fall of the Iron Curtain. The State of Integration of East and 

West with the European Union, Brussels: European Commission 2015, S. 42–44.
10 Karl Polanyi: Great Transformation. The Political and Economic Origin of Our Times, Boston: 

Beacon Press 2001, S. 265–280.
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Gemein eigentums zur Verfolgung eigener und privater Interessen. Überall dort, 
wo sich Polen Staatseigentum aneigneten und es für eigene Zwecke nutzten oder 
wo sie unter Missachtung des Gesetzes und der geltenden Prinzipien der sozialis-
tischen Wirtschaft ihre individuellen Ziele verfolgten, fand unternehmerisches 
Handeln statt, allerdings unter Umgehung der Gesetzeslage. Dies führte zu einer 
Ökonomie der Knappheit, die insbesondere in den 1980er Jahren dazu führte, 
dass immer mehr Menschen Verhaltensweisen an den Tag legten, die aus Sicht 
von Staat und Gesellschaft destruktiv waren.11 

Das Unternehmertum in der Zeit des Realsozialismus war durch einen ho-
hen Grad an Individualisierung der Unternehmer, mangelnde Zusammenarbeit 
zwischen ihnen und fehlende Umsetzung gemeinsamer Projekte gekennzeich-
net. Die Beteiligung an Unternehmer- und Arbeitgeberverbänden war gering, 
was sich unter anderem in einem fehlenden Wissenstransfer oder der mangeln-
den Weitergabe von Verhaltensmustern zwischen den Generationen oder be-
stimmten gesellschaftlichen Kreisen niederschlug.

4. (Re-)Konstruktion von Unternehmertum während der Transforma-
tionsperiode

Das Jahr 1989 und die beginnende Systemtransformation in Polen haben die 
Pfadabhängigkeit (path dependence model) der polnischen Wirtschaft verändert.12 
Noch in den letzten Jahren der sozialistischen Herrschaft entwickelte die Regie-
rung von Mieczysław Rakowski einen Entwurf für das Wiedererstehen eines neu-
en sozialistischen Unternehmertums. Die Reformen des damaligen Industriemi-
nisters Mieczyslaw Wilczek setzten bei vielen Menschen Reserven und Potentiale 
für ein Unternehmertum frei, das auf dem Prinzip der wirtschaftlichen Freiheit 
beruhte. Viele Menschen begannen die Vorteile des neuen rechtlichen und ins-
titutionellen Rahmens zu nutzen und gründeten kleine Unternehmen. Dabei ist 
wichtig zu diagnostizieren, auf der Grundlage welcher Ressourcen dies erfolg-
te, standen doch in der Gesellschaft nur begrenzt überlieferte Verhaltensmuster 
zur Verfügung. Die erste wichtige Ressource, die für die Entstehung des neuen 
Unternehmertums genutzt wurde, waren bestehende Kontakte bzw. Netzwerke. 
Genutzt wurden Kontakte zu Personen, die Zugang zu Finanzkapital oder Institu-
tionen wie neugegründeten Banken hatten. Die zweite Ressource war der Zugang 
zu Finanzkapital, das während der volksrepublikanischen Zeit vor allem in den 
Händen von Menschen lag, die im Ausland tätig waren, meist auf der Basis von 

11 János Kornai: Economics of Shortage, Amsterdam: North Holland Press 1980, S. 1–20.
12 John Mahoney: Path Dependence in Historical Sociology, in: Theory and Society 29/4, 2000, 

S. 507–548.
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Gelegenheitsarbeiten. Der dritte wichtige Faktor war die Infrastruktur, d. h. der 
Zugang zu Telefon und Räumlichkeiten.13

Die Gespräche am Runden Tisch Anfang 1989, die anschließenden Wahlen 
im Juni und die neue Regierung von Tadeusz Mazowiecki mit dem stellvertreten-
den Ministerpräsidenten Leszek Balcerowicz eröffneten ein neues Kapitel in der 
Geschichte des polnischen Unternehmertums. Ziel des neuen Programms war 
es, eine umfassende wirtschaftliche Freiheit einzuführen, auf deren Grundlage 
neue Unternehmen gegründet werden sollten. Auch sollte ausländisches Kapital 
ins Land geholt werden. Zwischen 1990 und 2005 blieben von 8.453 Staatsbetrie-
ben nur 1.124 übrig, weitere fünf Jahre später waren es nur noch 121. In den ersten 
15 Jahren der Transformation wurden 40 % der Unternehmen privatisiert, 674 
meldeten Konkurs an. Verbunden damit war der Verlust von Arbeitsplätzen, aber 
auch die Notwendigkeit der Gründung neuer Unternehmen. Im Jahr 2020 gab es 
in Polen 2,15 Mio. Unternehmen, was mit Blick auf das Unternehmertum einen 
quantitativen und qualitativen Sprung bedeutet.

Das Unternehmertum in Polen während der Transformationszeit mani-
festierte sich in mehreren Dimensionen: Zum einen gab es die Rückkehrer aus 
der Emigration der 1980er Jahre, als Menschen mit klar unternehmerischem An-
spruch das Land auf der Suche nach einer Lebensperspektive verlassen hatten, 
die sie unter den Bedingungen wirtschaftlicher Freiheit und günstiger institu-
tioneller Rahmenbedingungen realisieren wollten. Der neue politische und wirt-
schaftliche Kontext der ostmitteleuropäischen Länder veranlasste sie zur Rück-
kehr  – ausgestattet mit unternehmerischem Know-how, d. h. der Fähigkeit, ein in 
erster Linie auf strategischem Denken und Marketing basierendes Unternehmen 
zu führen. Die zweite Gruppe, in der unternehmerische Züge zur Geltung kamen, 
war der Kreis der sogenannten „alten Parteinomenklatur“. Menschen, die sich in 
den 1980er Jahren im Umfeld der Regierungspartei bewegten, gehörten oft zu den 
gebildeten Schichten, die unter sozialistischen Vorzeichen wirtschaftlich tätig 
waren und dabei Unternehmergeist zeigten. Die Privatisierung vieler staatlicher 
Unternehmen erfolgte unter Beteiligung der einstigen Führungsebene dieser 
Unternehmen, die zugleich auch Mitglieder von Parteigremien gewesen waren. 
Die dritte Gruppe von Unternehmern waren Vertreter der demokratischen Op-
position, die dem Ruf der Freiheit und dem Geist der neuen Zeit folgten und da-
bei ein Gespür für die günstigen Umstände entwickelten. Diese Gruppe bestand 
hauptsächlich aus Personen, die im sogenannten Straßenhandel tätig waren. 

13 Janusz Hryniewicz: Polityczny i kulturowy kontekst rozwoju gospodarczego, Warszawa: 
Wydawnictwo Naukowe Scholar 2004, S. 222–240; Witold Morawski: Zmiana instytucjonalna. 
Społeczeństwo  – Polityka  – Gospodarka, Warszawa: Wydawnictwo Naukowe PWN 1998, S. 23–25; 
Michał Federowicz: Różnorodność kapitalizmu. Instytucjonalizm i doświadczenie zmiany 
ustrojowej po komunizmie, Warszawa: Wydawnictwo Instytutu Filozofii i Socjologii PAN 2004, 
S. 23–25.
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Eine weitere Gruppe mit eindeutig unternehmerischen Merkmalen war die da-
malige Jugend. Das waren Menschen, die an der Wende der 1960er und 1970er 
Jahre geboren waren, die in den ersten Jahren der Transformation ihr Studium 
abgeschlossen hatten, Fremdsprachenkenntnisse besaßen und daher aufgrund 
ihrer demographischen Merkmale als besonders befähigt galten, eine neue wirt-
schaftliche Realität aufzubauen. Sie wurden von Unternehmen eingestellt  – und 
zwar in erster Linie als Personen, die nicht vom „alten“ System gezeichnet und 
somit auch nicht von alten Gewohnheiten geprägt waren. Die letzte Gruppe in 
dieser Reihe waren die sogenannten „Kleinunternehmer der Peripherie“  – Per-
sonen, die kleine private Lebensmittel-, Elektro- oder andere Geschäfte gründe-
ten. Diese Menschen wurden in der Regel durch die Abwicklung sozialistischer 
Unternehmen oder durch die Gefahr, infolge des Strukturwandels arbeitslos zu 
werden, in Richtung Unternehmertum „gedrängt“.14

Bis zum Jahr 2000 gab es zunächst ein Jahrzehnt, in dem sich das Unter-
nehmertum in Polen institutionalisierte, in dem ein Management und Marke-
ting in Übereinstimmung mit dem in den Unternehmen der entwickelten Länder 
Europas und Nordamerikas allgemein anerkannten Wissensstand geschaffen 
wurden. Seit dem Jahr 2000 sind in der Realität der polnischen Wirtschaft zwei 
bedeutende Phänomene feststellbar. Zum einen die Präsenz ausländischen Ka-
pitals, was nicht nur einen Zufluss von Finanzmitteln bedeutet, sondern Zulie-
ferern oder kooperierenden Unternehmen (etwa in der Automobilbranche, der 
chemischen Industrie oder anderen Sektoren) auch bestimmte Management-
standards auferlegte sowie, psychologisch ausgedrückt, auch Handlungsge-
wohnheiten und marktwirtschaftliche Denkweisen. Das zweite Phänomen sind 
die seit dem polnischen EU-Beitritt im Jahre 2004 zur Verfügung stehenden 
EU-Programme zur Förderung u. a. von Unternehmertum, Umschulung und 
Weiterbildung.15

Im Zeitraum 1990–2010 entstanden kleine Unternehmen, die mit alltägli-
chen Problemen zu kämpfen hatten, zu denen auch fehlende Kenntnisse darüber 
gehörten, wie man im Rahmen der geltenden Normen wirtschaftlich erfolgreich 
sein konnte. Neben fehlendem Wissen seien hier auch Faktoren wie Individualis-
mus und mangelndes Vertrauen genannt, beides Merkmale des sozialistischen 
Erbes. All dies verursachte überhöhte Geschäftskosten, die häufig zum Bankrott 
von Unternehmen führten. Für die Unternehmen galt es also, „alte“ Gewohnhei-
ten abzulegen und neue zu erlernen. Das lief in der Regel über learning by doing.

14 Zdzisław Krasnodębski: Demokracja peryferii. Gdańsk: Słowo/obraz terytoria 2003, S. 195–228.
15 Krystyna Jędralska/Wojciech Dyduch: Wstęp, in: dies. (Hg.): Nauki o zarządzaniu. Dokonania, 

trendy, wyzwania, Katowice: Wydawnictwo Uniwersytetu Ekonomicznego 2017, S. 7–12.
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5. Fallstudie16

Die in diesem Artikel präsentierte Fallstudie ist der Cluster für Qualitätslebens-
mittel „Oleski Koszyk“ (‚Rosenberger Korb‘), der 2013 als Zusammenschluss von 
Unternehmern der Lebensmittelbranche aus dem oberschlesischen Kreis Oles-
no/Rosenberg in der Woiwodschaft Oppeln (Polen) gegründet wurde. Mit einem 
Anteil von 13,2 % an der Gesamtproduktion und 8.000 Beschäftigten gehört die 
Lebensmittelindustrie neben dem Brennstoff- und Energiesektor, der chemi-
schen Industrie, der Zement- und Kalkindustrie sowie der Möbelindustrie zu den 
wichtigsten Wirtschaftszweigen der Region. Was den Anteil der in der Lebens-
mittelbranche tätigen Unternehmen anbelangt, belegt die Woiwodschaft Oppeln 
im landesweiten Maßstab den vierten Platz. 

Die meisten Unternehmen  – wie Molkereigenossenschaften oder Bäckerei-
en  – wurden entweder noch zu realsozialistischen Zeiten oder aber in den ersten 
Jahren der Systemtransformation gegründet. In jedem der Fälle bestanden die 
untersuchten Unternehmen länger als 20 Jahre. Unabhängig von der Zeit, in der 
die Unternehmen entstanden, waren an deren Gründung und Aufbau unterneh-
merisch denkende Menschen beteiligt, die zwar im Sinne formaler Abschlüsse 
über keine allzu hohe Ausbildung verfügten, dafür aber über praktische Kennt-
nisse in ihrem Sektor (Molkerei, Bäckerei, Konditorei, Fleischwaren), und vor al-
lem über eine unternehmerische Haltung, die in Aktivität, Mut und Risikobereit-
schaft zum Ausdruck kam. 

Einige der zu realsozialistischen Zeiten gegründeten Unternehmen muss-
ten ihre Unternehmensführung an die Marktbedingungen anpassen, sich mit 
neuen Technologien befassen oder kundenorientierter werden. Andere, bereits 
in Zeiten der wirtschaftlichen Freiheit entstandene Unternehmen sind Folge von 
Abwicklungs- und Umstrukturierungsprozessen, durch die Menschen in die 
Selbständigkeit  – und damit ins Unternehmertum  – gedrängt wurden. In den 
ersten Jahren eigneten sie sich die Regeln des Marktes und die Mechanismen 
des Kapitalismus an, wobei sie in ihrem eigenen Raum agierten, dabei auch Feh-
ler machten und sich neue Ziele setzten. Die jahrzehntelange Präsenz auf dem 
Markt hat zu einer Verwurzelung der Unternehmen in der lokalen Wirtschaft 
geführt. Zugleich sehen sie sich im 21. Jahrhundert neuen Herausforderungen 
gegenüber  – in Bezug auf Innovation, strengere Regeln für Management, Mar-
keting und Kooperation sowie die Nutzung der institutionellen Dichte für effi-
zienteres Arbeiten. Diese Herausforderungen hingen zweifellos mit dem Erbe 

16 Dieses Unterkapitel wurde im Rahmen des Projektes „Effektiver Wissenstransfer von der Wis-
senschaft zur Industrie in der Woiwodschaft Opole“ erstellt, das 2014–2015 von den Universitä-
ten Oppeln und Mannheim umgesetzt wurde.
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des Sozialismus und dem Fehlen von Denkweisen zusammen, die mit neuen Er-
kenntnissen aus dem Bereich des Managements kompatibel waren.

Da viel über die Zusammenarbeit von Unternehmen, ihre Kooperation und 
auch Vernetzung gesprochen wird, was zu der genannten „institutionellen Dich-
te“ führt, stellt sich die Frage nach dem Innovationspfad des Clusters als neuer 
Struktur und damit der einzelnen Unternehmen, die Teil dieser Struktur sind. 
Mit anderen Worten stellt sich die Frage, ob sich die Cluster-Struktur auf die In-
novationsfähigkeit der einzelnen Unternehmen auswirkt.

Ziel eines Clusters sind gemeinsame Marketingaktivitäten zur Förderung 
der Marke des Clusters und insbesondere zur Vermarktung der von den Grün-
dern angebotenen Produkte. Ziel der Schaffung so einer neuen Struktur ist auch 
die Schaffung eines Kooperationsnetzes zur Bündelung des Potentials der in ei-
ner Region ansässigen Unternehmen. Im Verkaufsangebot des „Oleski Koszyk“ 
finden sich unter anderem Butter und Hüttenkäse, Fleisch und Wurstwaren, Ho-
nig und Obst. Wichtig ist, dass die zum „Oleski Koszyk“ gehörenden Unterneh-
men besonders auf die Qualität ihrer Produkte achten.

Analysiert man die Entstehung des Clusters, so stellt man fest, dass allein 
schon seine Gründung etwas Innovatives war. Zuvor hatte jedes der Unterneh-
men seine Produkte selbständig verkauft und bewegte sich auf den Märkten der 
gleichen Verbraucher, in erster Linie der Einwohner des Kreises Olesno in der 
Woiwodschaft Oppeln. Der Zusammenschluss verschiedener Firmen, die nütz-
liche, sehr oft zum Alltagsbedarf gehörende Waren für die Menschen herstellen, 
war ein wichtiger Schritt für deren Entwicklung im Hinblick auf die Intensivie-
rung ihrer Marketingmechanismen und das Erreichen potentieller Kundschaft 
auf Kreis- und Woiwodschaftsebene.

Die Initiative ließ sich auch von allgemeinen gesellschaftlichen Trends 
leiten. Die Menschen suchen zunehmend nach qualitativ hochwertigen Waren, 
was mit dem vorherrschenden „Gesundheitskult“ und dem „Kult der gesunden 
Ernährung“ zusammenhängt. Die Sicherung einer hohen Qualität bei der Her-
stellung von Waren kommt den Wünschen der Verbraucher entgegen. Dabei ist 
die Cluster-Konstruktion des „Oleski Koszyk“ nichts anderes als eine Verkaufs-
kooperation. Denn Produkte wie Brot, Butter, Käse oder Wurstwaren ergänzen 
sich gegenseitig und werden von den Verbrauchern oft zusammen gekauft. Die 
gegenseitige Vermarktung von Produkten durch die beteiligten Unternehmen 
sowie der Verkauf von Produkten eines anderen Unternehmens durch eine eben-
falls am Cluster beteiligte Firma (z. B. der Verkauf von Brot durch eine am Cluster 
beteiligte Molkerei) sind sehr gute Beispiele für die alltägliche Zusammenarbeit 
von Unternehmen, die im selben Landkreis ansässig sind.

Was lässt sich somit über den Cluster als innovative Struktur im Kon-
text sozialer Mechanismen oder sozialer Prozesse sagen? Die geschilderten 
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gemeinsamen Verkaufs- oder Marketingaktivitäten wurden ja nicht von außen 
aufgezwungen, sondern sind das Ergebnis mehrjähriger Aktivitäten und ge-
meinsamer Aktionen der Cluster-Mitglieder.

Das Wissensmanagement im Cluster hat zweierlei Gestalt: Es manifestiert 
sich in Prozessen der Kommunikation und des Vertrauens. Kommunizieren wird 
in dieser Studie als sozialer Prozess der Informationsübermittlung zwischen 
einem Sender und einem Empfänger definiert. Die netzwerkartige Organisa-
tionsstruktur eines Clusters basiert auf  – formellen und informellen  – Kommuni-
kationsprozessen. Zusammenkünfte der Cluster-Mitglieder, die nach den Richt-
linien eines eingetragenen Vereins protokolliert werden, sind nicht nur für die 
Entscheidungsfindung, sondern auch für die Unterrichtung der Mitglieder über 
die getroffenen Maßnahmen von zentraler Bedeutung. Erwähnt seien auch die 
alltäglichen informellen Kontakte unter den Mitgliedern des hier untersuchten 
Clusters, die natürlich auch dem Wissensaustausch dienen. Neben den regelmä-
ßigen Treffen der Cluster-Mitglieder sind verschiedene Formen der Kommuni-
kation zwischen einzelnen Mitgliedern zu beobachten. Zu berücksichtigen ist ja, 
dass die Cluster-Mitglieder  – Unternehmer  – durch die vollzogene Institutionali-
sierung zu einer sozialen Gruppe im soziologischen und psychologischen Sinne 
geworden sind. Und das Wesen einer Gruppe besteht nicht nur im kontinuierli-
chen Informationsfluss zwischen den beteiligten Einzelpersonen, sondern auch 
in der Entstehung sozialer Bindungen und Zugehörigkeitsbeziehungen, die auf 
Ähnlichkeit basieren, sei es in Bezug auf die Persönlichkeit oder in Bezug auf ge-
meinsame Werte, Interessen oder Denkweisen. In der soziometrischen Struktur 
der Cluster-Mitglieder als Gruppe spiegeln sich die Art und Beschaffenheit der 
sozialen Beziehungen und damit auch die Häufigkeit der Kontakte. Zweifellos 
kam im Prozess der Etablierung dieser sozialen Gruppe den Auslandsstudien-
reisen der Cluster-Mitglieder besondere Bedeutung zu, hatten sie doch in deren 
Rahmen die Gelegenheit, sich in erster Linie als Menschen und nicht nur als Un-
ternehmer mit gemeinsamen Zielen kennenzulernen. 

Vertrauen gilt heute als eine der wichtigsten sozialen Ressourcen, über die 
die Menschen verfügen und  – was noch wichtiger ist –, die sie in ihren sozialen 
Praktiken nutzen. Dieser u. a. von Pierre Bourdieu, Francis Fukuyama und Robert 
Putnam vorgeschlagene Begriff gilt als Schlüssel zum Sozialkapital, einer sozia-
len Ressource der Menschen, die Bezug zu deren sozialen Beziehungen hat.17 Das 
Sozialkapital als Ressource können die Menschen in ihren sozialen Beziehungen 

17 Pierre Bourdieu: The Forms of Capital, in: John G. Richardson (Hg.): Handbook of Theory of 
Research for the Sociology of Education, New York: Greenwood Press 1986, S. 241–258, Francis 
Fukuyama: Trust. The Social Virtues and the Creation of Prosperity, New York: The Free Press 
1995, S. 1–15; Robert Putnam: Making Democracy Work. Civic Traditions in Modern Italy, Prince-
ton: Princeton University Press 1993, S. 251–280.
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zur Erreichung bestimmter Ziele nutzen. Wichtigster Gradmesser des Sozialkapi-
tals ist das Vertrauen. Vertrauen gilt auch als Grundlage der sozialen Interaktion 
zum Zwecke der Zusammenarbeit und der Verwirklichung gemeinsamer Ziele 
oder als Ressource für Organisationen im Sinne eines sozialen Prozesses.

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass das Wissensmanagement ein na-
türliches Element im Management der hier untersuchten Organisation ist. Die 
Cluster-Mitglieder tauschen verschiedene Arten von Wissensressourcen unter-
einander aus. Im Gegenzug werden wichtige Wissensressourcen für die Betei-
ligten, z. B. in Bezug auf die Kennzeichnung von Waren oder rechtliche Fragen 
im Zusammenhang mit der Geschäftstätigkeit, im Rahmen institutionalisierter 
Schulungen oder Expertentreffen vermittelt. In den Entscheidungsmechanis-
men des Vorstands werden die Bedürfnisse der Cluster-Mitglieder sehr deutlich  – 
diese werden artikuliert, und es werden Veranstaltungen organisiert, die diesen 
Bedürfnissen nach Vertiefung des Wissens der Geschäftspraxis entgegenkom-
men. Zum anderen sind auch für Cluster-Beteiligte organisierte Marketingmaß-
nahmen ein deutlicher Ausdruck von Wissensmanagement. In diesem Fall kann 
man von einer organisierten und kohärenten Politik sprechen, die darauf abzielt, 
Wissen über die von den Cluster-Mitgliedern verkauften Produkte zu generieren 
und dieses Wissen unter den potentiellen Verbrauchern zu verbreiten, was wie-
derum auch den Image- und Geschäftsbereich tangiert.

6. Schlussfolgerung

Die hier präsentierte Fallstudie zeigt die alltägliche Realität des Unternehmer-
tums in kleinen lokalen Gemeinschaften in Polen. Einerseits stehen die Unter-
nehmen vor der Herausforderung, sich ständig neues Wissen anzueignen und 
dieses umzusetzen, andererseits sehen sie sich mit Gewohnheiten konfrontiert, 
die ihre Geschäftspraktiken und Verhaltensweisen regeln. Vor einigen Jahrzehn-
ten, noch in der Zeit des Realsozialismus oder kurz nach dem Beginn der Trans-
formation, konzipierten Menschen ohne besondere Ausbildung unternehmeri-
sche Aktivitäten oder Firmen und begannen sodann mit deren Umsetzung. Sie 
lernten aus der Praxis, aber trotz ihres langjährigen Bestehens auf dem Markt 
besteht ihre Aufgabe unverändert darin, nach neuen Erkenntnissen zu suchen. 
Mit anderen Worten: Das Fehlen von Wissen führt dazu, dass man es sich an-
eignen muss, sei es in Form von Management, Organisation, Marketing, Verkauf 
oder Produktion. Für diese Menschen mit Unternehmergeist stellte das einzi-
ge eindeutige Erbe des Sozialismus ihre periphere soziale und räumliche Lage 
dar, ihr mangelnder Zugang zu neuem Wissen sowie die fehlende Möglichkeit, 
Menschen zu beschäftigen, die über neue Kenntnisse zur Rolle der Innovation, 
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zu neuen Formen des Marketings oder des Verkaufs verfügen  – ohne sozialisti-
sche Gewohnheiten bei der Ausführung der Arbeit oder der Organisation des Un-
ternehmens. Neben dem Finanzkapital wird somit das Wissenskapital zu einer 
wichtigen Ressource.

Daher ist es gut, dass sich ein Cluster herausgebildet hat, eine Struktur, die 
im Zusammenhang mit dem Aufbau von Wettbewerbsvorteilen im 21. Jahrhun-
dert als wichtig angesehen wird. In einem Cluster wird die räumliche Nähe dazu 
genutzt, eine neue unternehmerische Struktur aufzubauen, die unmittelbare 
Auswirkungen auf die Geschäftspraxis hat. Die Fallstudie zeigt, wie Unterneh-
mer neue Entwicklungsformen suchen, sei es im Bereich der in der Fachliteratur 
genannten Sozialkapitalressourcen oder eben in Clustern. Ihre aus der Zeit des 
Realsozialismus oder der frühen Transformation stammenden individualisti-
schen Einstellungen haben sie in den mehr als zwanzig Jahren, die in Polen seit 
den Gesprächen am Runden Tisch 1989 vergangen sind, allmählich überwunden 
und verändert, da sie die Rolle der Zusammenarbeit erkannt und diese in Form 
von Cluster-Strukturen in die Praxis umgesetzt haben. All das resultierte aus ih-
rem Wunsch nach Weiterentwicklung, aus ihrer Offenheit für neue Herausfor-
derungen und neue Projekte, vor allem aber aus ihrer Risikofreudigkeit und der 
Bereitschaft, sich neues Wissen anzueignen. Unternehmertum in Polen ist ein 
unablässiger Prozess der Herausbildung neuer Fähigkeiten und der Überwin-
dung eigener Grenzen, die oft ein Erbe der sozialistischen Vergangenheit und der 
Transformation sind. Die hier untersuchten Unternehmer haben den Weg vom 
Individualismus zur kreativen Zusammenarbeit durch den Aufbau von Sozialka-
pital beschritten.

Przezwyciężanie dziedzictwa socjalizmu w przedsiębiorczości poprzez budowę 
kapitału społecznego. Od indywidualizmu do ducha kooperacji

Przedsiębiorczość w  okresie realnego socjalizmu w  Polsce stanowiła nie tylko specy-
ficzną działalność w  gospodarce regulowanej i  kontrolowanej przez państwo, ale rów-
nież styl życia określonej grupy społecznej. W  skali makrostrukturalnej wykreowało to 
stereotypowe i  negatywne postrzeganie działalności biznesowej, w  skali mikrostruk-
turalnej wytworzyło zaś mechanizmy działania i  przetrwania przedsiębiorców w  obcej 
ideologicznie dla kapitalizmu formie gospodarowania. Celem artykułu jest ukazanie 
makrostrukturalnego wymiaru funkcjonowania przedsiębiorczości w  okresie realnego 
socjalizmu w  Polsce, ze szczególnym uwzględnieniem cezury czasowej, tj. podziału na 
okresy historyczne. Przedstawienie modelu przedsiębiorczości pozwoliło na uchwycenie 
cech psychospołecznych samych przedsiębiorców, a  także pozostałych obywateli, wśród 
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których starano się wyeliminować myślenie kategoriami przedsiębiorczości oraz nawyki 
aktywności biznesowej. Zanalizowane na zakończenie studium przypadku (od)budowania 
efektywnej struktury gospodarczej w postaci klastra w przemyśle spożywczym ma na celu 
ukazanie form przezwyciężania negatywnych nawyków dotyczących braku przedsiębior-
czości. Kapitał społeczny stanowi kluczowy zasób kreowania ducha przedsiębiorczości 
w przyszłości.

Overcoming the heritage of socialism in entrepreneurship through shaping social 
capital. From individualism to collaborative spirit

Entrepreneurship during the period of socialism in Poland was not only a specific activity 
in an economy regulated and controlled by the state but also a lifestyle for a particular so-
cial group. At the macrostructural scale, it created a stereotypical and negative perception 
of business activity. However, at the microstructural scale, it produced mechanisms for 
the operation and survival of entrepreneurs in the form of an economy that was ideolog-
ically alien to capitalism. The article aims to show the macro-structural dimension of the 
functioning of entrepreneurship during the period of socialism in Poland, with particular 
reference to the time frame, i.e. the division into historical periods. The presentation of 
the entrepreneurship model made it possible to identify the social and psychological char-
acteristics of entrepreneurs themselves and of other citizens, among whom efforts were 
made to eliminate entrepreneurial thinking and habits of business activity. The case study 
of (re)building an effective economic structure in the form of a cluster in the food industry, 
analysed at the end, aims to show forms of overcoming negative habits regarding lack of 
entrepreneurship. Social capital is a key resource for creating an entrepreneurial spirit for 
the future.
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Determinanten der Innovationskultur  
polnischer Unternehmer nach 1989 

If entrepreneurship and innovation do not well up in an 
organization, something must be stifling them.1

Peter F. Drucker 

1. Einleitung

Die Innovationsfähigkeit als persönliche Eigenschaft des Unternehmers und 
knappe Ressource wird, wie auch das Humankapital, durch die Familie und das 
Umfeld bestimmt, in dem der Mensch aufwächst und lebt. Schulische und außer-
schulische Bildung beeinflussen sie positiv, sie wird zudem durch das System ge-
sellschaftlicher Normen geprägt. Die Innovationskultur ist tief im gesellschaftli-
chen Bewusstsein verwurzelt. Der Unternehmer greift auf diese Ressource direkt 
und sofort zurück, ähnlich wie bei implizitem Wissen. Ihr Potential als Resultat 
des asymmetrischen Wissens einzelner Individuen ermöglicht es dem Unterneh-
mer, auf dem Markt gegenüber der Konkurrenz Vorteile zu erlangen. Innovation 
steht im Widerspruch zu Routine und Ignoranz. Determiniert wird Innovations-
kultur durch wechselseitige Interaktion einzelner Elemente, die sich in der Re-
gel aus informellen und formellen institutionellen Rahmenbedingungen erge-
ben, die wiederum im jeweiligen Land bzw. in der jeweiligen Region spezifisch 
sein können. Großen Einfluss auf die Innovationskultur eines Unternehmers 
hat seine persönliche Ausbildung, da sie ein wichtiger Faktor für die Anhäu-
fung von Wissen ist. 2016 verfügte in Polen lediglich 1 % der Unternehmer nur 
über eine elementare Schulbildung, wohingegen der Durchschnitt in den Län-
dern der Europäischen Union bei 18 % lag. Die Hochschulreife hatten in Polen 
59 % der Unternehmer, der europäische Durchschnitt betrug 43 %. Einen Hoch-
schulabschluss besaßen 2016 40 % der Unternehmer, in der EU waren es 39 %.2  

1 Peter F. Drucker: Innovation and Entrepreneurship, New York: Harper 1985, S. 150.
2 Adam Czerniak/Marzena Haponiuk/Leszek Kąsek: Przedsiębiorca odczarowany. Kim są twórcy 

polskiej gospodarki?, Warszawa: Polska Rada Biznesu 2017, S. 14.
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Im vorliegenden Beitrag sollen entscheidende Faktoren aufgezeigt werden, die 
das unternehmerische Innovationspotential entweder hemmen oder freisetzen 
und die ihre Wurzeln in der 1989 eingeleiteten Transformation haben. 

Im Text wird für den Begriff „Innovation“ die Definition der Organisation 
für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) verwendet. Die-
se spricht von der Einführung eines neuen oder verbesserten Produktes, eines 
neuen Prozesses bzw. einer neuen Marketing- oder Organisationsmethode in die 
wirtschaftliche Praxis. Eine innovative Tätigkeit hingegen ist eine wissenschaft-
liche, technische, organisatorische, wirtschaftliche oder finanzielle Aktivität, die 
zur Umsetzung einer Innovation führt.3 

Dier hier untersuchte Forschungsproblematik wird aus der Perspektive der 
Neuen Institutionenökonomik untersucht. Wertvoll sind die Beobachtungen von 
Oliver E. Williamson, der sich mit der Analyse der Transaktionskosten beschäftigt 
hat.4 Douglass North versucht, den Prozess wirtschaftlicher Veränderungen zu 
erklären, indem er unter anderem auf die kulturelle Komponente einschließlich 
mentaler Konstrukte verweist, die diesen Prozess bestimmen.5 Daron Acemoglu 
und James Robinson verweisen auf extraktive und inklusive Institutionen bei ih-
rer Untersuchung der Frage, warum Nationen scheitern.6 In der polnischen For-
schung hat sich Janina Godłów-Legiędź mit der Abhängigkeit zwischen formel-
len und informellen Institutionen im Zuge der Transformation in Polen nach 1989 
beschäftigt.7 Jerzy Wilkin schlägt in seiner Analyse institutioneller und kulturel-
ler Grundlagen der Wirtschaft eine humanistische Betrachtungsweise vor.8 Den 
Einfluss der Vergangenheit auf die Herausbildung unterschiedlicher innovativer 
und unternehmerischer Einstellungen in verschiedenen Regionen Deutschlands 
haben die Wissenschaftler Michael Fritsch, Martin Obschonka, Fabian Wahl und 
Michael Wyrwich untersucht.9 Sie verweisen auf den Einfluss sogenannter ver-
borgener kultureller Wurzeln, die die heutige wirtschaftliche Leistungsfähigkeit 
der Regionen beeinflussen. Marzenna A. Weresa hingegen hat Innovationssys-
teme in der heutigen Weltwirtschaft untersucht.10 Um das nicht ausgeschöpfte 
Potential des Unternehmertums als Quelle einer erfolgreichen Wirtschaft ging es 

3 Marzenna A. Weresa: Systemy innowacyjne we współczesnej gospodarce światowej, Warszawa: 
Wydawnictwo Naukowe PWN 2012, S. 13.

4 Oliver E. Williamson: Ekonomiczne instytucje kapitalizmu, Warszawa: Wydawnictwo Naukowe 
PWN 1998.

5 Douglass C. North: Zrozumieć przemiany gospodarcze, Warszawa: Wolters Kluwer 2014.
6 Daron Acemoglu/James A. Robinson: Dlaczego narody przegrywają, Warszawa: Zysk i S-ka 2014.
7 Janina Godłów-Legiędź: Polska transformacja w świetle sporów o rynek, sprawiedliwość i eko-

nomię, Łódź: Wydawnictwo Uniwersytetu Łódzkiego 2020.
8 Jerzy Wilkin: Instytucjonalne i kulturowe podstawy gospodarowania. Humanistyczna perspekty-

wa ekonomii, Warszawa: Wydawnictwo Naukowe Scholar 2016.
9 Michael Fritsch et al.: Cultural Imprinting. Ancient Origins of Entrepreneurship and Innovation 

in Germany, in: Jena Economic Research Papers 12, 2021, S. 1–43.
10 Weresa (Anm. 3).
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auch in einem Panel auf dem 8. Kongress der polnischen Ökonomen (VIII Kongres 
Ekonomistów Polskich).11 Mit Innovationstheorie und Wirtschaftswachstum hat 
sich Stanisław Gomułka beschäftigt.12 Die Innovationsfähigkeit der polnischen 
Unternehmer ist auch Forschungsgegenstand von Untersuchungen verschiede-
ner Organisationen und Verbände, genannt seien der Polnische Wirtschaftsrat 
(Polska Rada Biznesu) und die Polnische Konföderation privater Arbeitgeber Le-
wiatan (Polska Konfederacja Przedsiębiorców Prywatnych Lewiatan). 

Auf Basis der genannten Voraussetzungen wurde für die vorliegende Arbeit 
die qualitative Sozialforschung als Methode gewählt. Als Hauptinformations-
quelle dienen vom Autor im Zeitraum von 2017–2021 durchgeführte Interviews 
mit Unternehmern. So wurden zwischen 2017 und 2019 Interviews mit insgesamt 
15 Kleinstunternehmern sowie Inhabern kleiner und mittelständischer Firmen in 
den Regionen Großpolen sowie Kujawien-Pommern durchgeführt. Ausgewählt 
wurden Interviewpartner aus Kleinstädten und Dörfern. In den Jahren 2020 
und 2021 fanden dann 15 Interviews mit Unternehmern aus Städten mit mehr 
als 100.000 Einwohnern statt. Die Auswahl der Gesprächsteilnehmer war streng 
definiert, der Fokus lag auf Unternehmern, die bereits seit mehr als 20 Jahren 
eigene Firmen führen. Für diese Arbeit zu Hilfe gezogen wurden weiterhin In-
terviews, die als Einzelpublikationen vorliegen.13 Die Daten aus der qualitativen 
Sozialforschung wurden ergänzt durch statistische Informationen des Statisti-
schen Hauptamtes (Główny Urząd Statystyczny, GUS). 

2. Die gesellschaftlichen Einstellungen in den ersten Jahren der Trans-
formation als Determinante der Innovationskultur 

Das Jahr 1989 als symbolisches Datum für den Beginn der Systemtransformation 
führte auch zu einer beschleunigten Evolution verschiedener gesellschaftlicher 
Sichtweisen im Hinblick auf Stellung und Rolle von Unternehmen in der Markt-
wirtschaft. Ein großer Teil der Gesellschaft erfuhr im Zuge der wirtschaftlichen 
Veränderungen einen mentalen Wandel, die Menschen erkannten, dass sich eine 
Firma von der statischen und passiven Rolle des Produzenten in kommunisti-
schen Zeiten hin zu einem aktiven Akteur entwickeln müsse, der den Dialog mit 
den Verbrauchern sucht. Diese rapiden Veränderungen im gesellschaftlichen 

11 Ewa Okoń-Horodyńska (Hg.): Przedsiębiorczość jako niewykorzystane źródło sukcesu polskiej 
gospodarki, Warszawa: Polskie Towarzystwo Ekonomiczne 2009.

12 Stanisław Gomułka: Teoria innowacji i wzrostu gospodarczego, Warszawa: CASE Centrum Analiz 
Społeczno-Ekonomicznych 1998.

13 Leszek Kostrzewski/Piotr Miączyński: Łowcy milionów. Dekalog przedsiębiorcy, Warszawa: 
Agora SA 2012.



 190

Sławomir Kamosiński

Bewusstsein hatten eine große Bedeutung für das Gelingen der marktwirtschaft-
lichen Reformen. Folgende Aussage beschreibt die Situation treffend:

Ein riesiger Erfolg war die Umstellung der Firmenphilosophie weg von einer 
Produktionsfirma mit einigen wenigen Mitarbeitern in den Bereichen Han-
del und Marketing hin zu einem Unternehmen mit mehr als 200 Angestell-
ten, die sich auf den Vertrieb von Medikamenten fokussierten.14

Besondere Beachtung verdient die Bemerkung von Ewa Gruszewska, wonach 
in der polnischen Gesellschaft bereits in den 1980er Jahren das Bewusstsein für 
die Notwendigkeit tiefgreifender wirtschaftlicher und politischer Veränderungen 
im Land reifte. Ende der 1980er Jahre waren dann die meisten Menschen in Polen 
davon überzeugt, dass sich unbedingt etwas ändern musste.15 Sie erwarteten, auch 
wenn dies nicht so formuliert wurde, eine fundamentale institutionelle Verände-
rung, von Jeffrey Sachs als „Überwindung der institutionellen Kluft“16 bezeichnet. 

Dem Mentalitätswandel in der polnischen Gesellschaft lagen verschiedene 
Ursachen zugrunde. Zu nennen wären hier  – paradoxerweise  – zunächst einmal 
die unternehmerischen Erfahrungen der Menschen in der Volksrepublik Polen. 
Die damaligen Unternehmer, von den kommunistischen Machthabern „Privat-
leute“ (poln. prywaciarze) genannt, schlossen mit ihrem jeweiligen Tätigkeitsbe-
reich bestimmte Marktlücken. Unbeantwortet bleibt die Frage, inwieweit dies 
Einfluss hatte auf den Grad der Innovationskultur. Mit Sicherheit waren selb-
ständige wirtschaftliche Unternehmungen in dieser Zeit geprägt von Pragmatis-
mus und Improvisationsgeist. Indem sie durch ihre Tätigkeit bestimmte Bedarfe 
abdeckten, konnten Selbständige in der Volksrepublik Polen aus den vorhande-
nen wirtschaftlichen Mängeln persönliche materielle Vorteile erlangen. Die ge-
gen Ende der 1970er Jahre in Polen entstandenen sog. „Polonia-Firmen“ (Firmen 
mit ausländischem Kapital, das in der Regel durch im Ausland lebende Polen be-
reitgestellt wurde) können als Vorboten ausländischer Investitionen gelten, ga-
ben sie doch Impulse für die Entwicklung eines „schleichenden Kapitalismus“. 
Ergebnis dessen in der polnischen Wirtschaft war ein Privatsektor, durch den 
sich marktwirtschaftliche Institutionen in einem embryonalen Stadium heraus-
bilden konnten.17 Verstärkt wurde diese Entwicklung durch ein vom Sejm der VR 

14 Polskie Forum Strategii Lizbońskiej (Hg.): Między nauką a gospodarką  – kontynuacja czy re-
forma? (= Niebieskie Księgi PFSL 18), Gdańsk: Instytut Badań nad Gospodarką Rynkową 2005, 
S. 38 f.

15 Ewa Gruszewska: Transformacja instytucji nieformalnych w Polsce, in: Gospodarka Narodowa 
3/247, 2012, S. 61–83 (68).

16 Ebenda.
17 Joost Platje: Bodźce i koszty transakcyjne a zmiany instytucjonalne oraz stan polskiej gospo-

darki w latach 1970–2000, Opole: Wydawnictwo Uniwersytetu Opolskiego 2007, S. 141.
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Polen am 23. Dezember 1988 verabschiedetes Gesetz zur Wirtschaftstätigkeit, das 
es jedem und jeder erlaubte, ein Unternehmen zu gründen und praktisch sämtli-
che diesbezüglichen Hemmnisse und Restriktionen beseitigte. 

Interessant und immer noch nicht vollständig beantwortet bleiben Fra-
gen, wie sie von dem Forscherteam um Michael Fritsch, Korneliusz Pylak und 
Michael Wyrwich aufgeworfen werden. Sie haben die historischen und traditio-
nellen Wurzeln des Unternehmertums vor 1945 in verschiedenen Regionen des 
heutigen polnischen Staatsgebietes untersucht. Unter anderem fragen sie, ob 
das kollektive Gedächtnis einer lokalen Gemeinschaft trotz schwerwiegender 
gesellschaftlicher, politischer und wirtschaftlicher Umbrüche überdauern kann 
und ob die bestehende historische Infrastruktur eine Quelle für die Beständig-
keit von Unternehmergeist bei den Menschen sein kann. Die Wissenschaftler 
erörtern unter anderem, ob die wirtschaftliche Entwicklung einer Region durch 
das lokale kollektive Gedächtnis und eine darin verankerte Erzählung über ein 
erfolgreiches Unternehmertum der hier lebenden Menschen bestimmt werden 
kann.18 Die genannten Punkte werfen die Frage auf, ob geschichtliche Wurzeln 
die Innovationskultur im heutigen Polen entscheidend geprägt haben. Das Erbe 
der Vergangenheit als Träger der Kultur hat mit Sicherheit einen großen Einfluss 
auf die Entwicklung der Innovationskultur. Krzysztof Obłój hat darauf hingewie-
sen, dass ein Unternehmen stark durch seine Geschichte geprägt wird.19 Aufgabe 
des Unternehmers ist es, entsprechende Elemente aus der Vergangenheit zu be-
wahren, die die Entwicklung der Firma positiv beeinflussen können. In der Fä-
higkeit, Fakten aus der Vergangenheit entsprechend auszuwählen und zu bewer-
ten, kommt die Innovationskultur eines Unternehmers zum Ausdruck. So kann 
er in der Vergangenheit eine Inspirationsquelle sehen oder einen Ballast, der sein 
unternehmerisches Potential blockiert. 

3. Vertrauen als Determinante der Innovationskultur 

Die Transformation in Polen verlief relativ zügig. Die Effektivität der Verände-
rungen hing von deren Verankerung im mentalen bzw. kulturellen Fundament 
der Gesellschaft ab, gemeint sind hier die informellen Institutionen. Die nach 
1989 deutlich werdenden Gegensätze zwischen formellen und informellen In-
stitutionen führten zu einer Schwächung der formellen Institutionen.20 Als Folge 

18 Michael Fritsch/Korneliusz Pylak/Michael Wyrwich: Historical Roots of Entrepreneurship in 
Different Regional Context  – the Case of Poland, in: Small Bus Econ 59, 2022, S. 397–412. 

19 Krzysztof Obłój: Praktyka strategii firmy, jak zarządzać przeszłością, radzić sobie z teraźniejszoś-
cią i tworzyć przyszłość, Warszawa: Poltext 2017, S. 19.

20 Gruszewska (Anm. 15), S. 62.
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konnte ein immer stärkeres Vertrauensdefizit bei den Menschen im Land beob-
achtet werden. Für ein ordnungsgemäßes Funktionieren wirtschaftlicher Pro-
zesse, darunter die Effizienzsteigerung im wirtschaftlichen Betrieb, wie dies Oli-
ver E. Williamson postulierte, spielt Vertrauen bei den Transaktionskosten eine 
grundlegende Rolle.21 Vertrauen gewährleistet, dass moderne Gesellschaften 
effektiv funktionieren, vor allem dann, wenn im täglichen Leben Unsicherheit 
und Risiko immer weiter anwachsen.22 Vertrauen wird als „eine unverzichtbare 
Voraussetzung für wirtschaftliche Zusammenarbeit“ und als „das Fundament 
gesellschaftlicher Interaktionen, ein kostbarer und wertvoller Bestandteil or-
ganisatorischer und zwischenmenschlicher Beziehungen“ bezeichnet.23 Piotr 
Sztompka führt aus: „Vertrauen ermöglicht uns, Unsicherheit abzubauen, wir 
können annehmen, dass andere Menschen zu unserem Vorteil handeln oder zu-
mindest neutral agieren werden.“24 Wenn großes Vertrauen vorhanden ist, kann 
der Unternehmer ruhiger agieren, seine Entscheidungen freier treffen, der Blick 
in die Zukunft erscheint optimistischer. Er kann eigene Projekte realisieren, in 
denen sich sein Innovationspotential widerspiegelt. Vertrauen fördert das unter-
nehmerische Engagement bei der Arbeit und erleichtert langfristige und unum-
kehrbare Entscheidungen, die mit einem Risiko behaftet sind. Misstrauen hin-
gegen „stellt eine Barriere zum Schutz gegen mögliche zukünftige Bedrohungen 
durch andere dar“.25 Ein Unternehmer, der sich vor der Zukunft fürchtet und sie 
als unberechenbare Größe ansieht, wird im Hinblick auf mögliche Investitionen 
mit großer Zurückhaltung vorgehen, da sie für ihn mit erheblicher Unsicherheit 
und hohen Transaktionskosten behaftet sind. 

Etwa zehn Jahre nach dem Beginn des Transformationsprozesses in Po-
len durchgeführte Untersuchungen zum gesellschaftlichen Vertrauen im Land 
zeigen ein großes Defizit auf. In den Jahren 2002 und 2005 äußerten lediglich 
10,5 % der Befragten die Meinung, dass man der Mehrheit der Menschen vertrau-
en könne. Das war der niedrigste Wert in Europa. In Deutschland lag er bei 42 %. 
Diese Zahlen legen die Schwäche des sozialen Kapitals in Polen bloß, das das In-
dividuum mit der Gesellschaft verbinden und ihm so ermöglichen soll, mit den 
anderen zusammen für das Gemeinwohl zu arbeiten.26

So äußern sich die befragten Unternehmer aus kleinen und mittleren Un-
ternehmen sowie Kleinstunternehmer aufgrund dieses Vertrauensdefizits sehr 

21 Williamson (Anm. 4), S. 15.
22 Piotr Sztompka: Socjologia. Analiza społeczeństwa, Warszawa: Znak 2002, S. 308.
23 Marek Bugdol: Wymiary i problemy zarządzania organizacją opartą na zaufaniu, Kraków: 

Wydawnictwo Uniwersytetu Jagiellońskiego 2010, S. 18.
24 Sztompka (Anm. 22), S. 310.
25 Ebenda.
26 Janusz Czapiński: Polska  – państwo bez społeczeństwa, in: Nauka 1, 2006, S. 7–26 (8).
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vorsichtig in Bezug auf risikobehaftete Investitionsmaßnahmen.27 Zwar sehen 
sie oft die Notwendigkeit für Investitionen, jedoch bestehen gleichzeitig Be-
fürchtungen, dass die Umsetzung möglicher geplanter innovativer Vorhaben 
negative Konsequenzen für die finanzielle Lage der Firma haben könnte. Sie wei-
sen darauf hin, dass realisierte Investitionsmaßnahmen, wie zum Beispiel die Er-
weiterung von Produktionsstätten oder die Erhöhung der Produktionskapazitä-
ten durch die Einführung neuer Technologien, den staatlichen Finanzbehörden 
unter Umständen Anlass geben könnten, die Finanzberichte des Unternehmens 
genauer unter die Lupe zu nehmen, und sich die Firma somit verschärften Kon-
trollen ausgesetzt sehen könnte. Dies ist eine indirekte Folge des vorhandenen 
Vertrauensdefizits auf Seiten der Unternehmer. Entsprechende Kontrollen in der 
Vergangenheit haben ganz einfach dazu geführt, dass sie jetzt vorsichtig agieren. 
Unternehmer bemühen sich in der Regel darum, gegenüber den Finanzbehörden 
nicht aufzufallen. 

Neben dem bereits erwähnten Vertrauensdefizit ist die polnische Unterneh-
menskultur auch von der ständigen Angst vor einer Insolvenz geprägt. Diese Angst 
blockiert die Innovationskultur. Daher führen viele Unternehmer ihr Geschäft in 
erster Linie pragmatisch.28 Unter Pragmatismus verstehen sie: Weitblick, Vorsicht, 
Sparsamkeit, Lösungsorientiertheit, Eigenständigkeit in der Unternehmensfüh-
rung und Risikovermeidung. Durch die Orientierung an diesen Prinzipien ist die 
Entwicklung einer Firma vor allem durch Passivität gekennzeichnet, mit einem in 
der Regel zufriedenstellenden Wachstum. Der Polnische Wirtschaftsrat wies 2015 
auf das Phänomen des zufriedenstellenden Wachstums hin und sprach in diesem 
Zusammenhang von einer „Falle der kleinen Skalierung“. 62 % der im Jahr 2018 
befragten Unternehmer hatten keine Pläne, den Marktanteil der eigenen Firma zu 
vergrößern. Unter ihnen waren vorwiegend Soloselbständige bzw. Einzelunterneh-
men ohne Angestellte sowie Klein- und Kleinstunternehmen.29 Im Bericht „Global 
Entrepreneurship Monitor  – Polska 2012“ ist zu lesen:

Im Vergleich zu anderen europäischen Ländern erscheinen die Unternehmer 
in Polen weniger darauf bedacht, ihre Firma weiterzuentwickeln. Sie äu-
ßern sich sehr zurückhaltend in Bezug auf einen möglichen Personalaufbau, 
vor allem was die Einstellung von mehr als zehn neuen Mitarbeitern in den 
nächsten fünf Jahren betrifft.30 

27 Die Ergebnisse stammen aus Interviews, die der Autor in den Jahren 2017–2021 nach Methoden 
der qualitativen Sozialforschung mit Unternehmern geführt hat.

28 Ebenda.
29 Monika Helak/Adam Czerniak: Przedsiębiorca wysłuchany. Czego potrzebuje do rozwoju?, 

Warszawa: Polska Rada Biznesu 2018, S. 30.
30 Polska Agencja Rozwoju Przedsiębiorczości (Hg.): GEM Polska. Raport z badania Global Entre-

preneurship Monitor  – Polska 2012, S. 7.
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4. Nachahmung als Determinante der Innovationskultur 

Während der ersten zehn Jahre der wirtschaftlichen Transformation in Polen 
und des damit einhergehenden institutionellen Wandels wurde für viele Unter-
nehmer in Polen deutlich, dass im Land ein großer Mangel an leistungsfähigen 
modernen Produktionstechniken für den Sektor kleiner und mittelständischer 
Unternehmen herrscht. Aus diesem Grund haben sich viele Unternehmer dafür 
entschieden, entsprechende Technologien und Maschinen aus Westeuropa zu 
kaufen, aus Kostengründen oftmals in gebrauchtem Zustand. Der Fahrradprodu-
zent Zbigniew Sosnowski erinnert sich an diese Zeit:

Es war ein glücklicher Zufall, als ich im Gespräch mit meinem Bekannten 
aus Italien erwähnte, ich wolle eine Fertigungslinie kaufen. Dann erfuhr ich, 
dass gerade eine Firma in Italien pleitegegangen war. Ich bin hingefahren, 
um es mir anzuschauen. Die Linie war in ganz gutem Zustand, als hätten die 
Leute eben noch an den Maschinen gearbeitet. Alles stand zum Verkauf, ein-
schließlich der Werkzeuge und Geräte. Ich habe mich mit den Besitzern ge-
einigt. Es ging schnell. Schon zwei Tage später haben meine Leute das Ding 
nach Polen gebracht.31

Viele polnische Unternehmer haben im Laufe ihres Geschäftslebens ähnli-
che Erfahrungen gemacht. 

Eine ganze Reihe von Unternehmern begann ihre wirtschaftliche Tätigkeit 
mit dem Erwerb gebrauchter Maschinen, in den Folgejahren gelang es vielen 
durch ihre individuelle Innovationskultur, in Polen und zum Teil auch im Aus-
land ein beachtliches Geschäft aufzubauen und starke Marken zu etablieren. 
Durch sogenannte „kreative Nachahmung“ konnten die Unternehmer die Erfah-
rungen anderer Marktteilnehmer studieren und diese dann an die Bedürfnisse 
des heimischen Marktes anpassen, wobei durch kreative Lösungsansätze zu-
weilen Innovationen bei bestimmen Produkten und Prozessen erreicht wurden. 
Durch die Nachahmung konnten die Unterschiede zwischen den polnischen Her-
stellern und ihren Wettbewerbern in Westeuropa in relativ kurzer Zeit nivelliert 
werden. Angeboten wurden oftmals eigene technische Lösungen. 

Einen großen Einfluss auf die polnische Innovationskultur hatte die Ar-
beitsmigration vieler Polen nach Westeuropa in den 1970er und 1980er Jahren. 
Besonders aktive Polen nutzten auch Schulungsreisen, Studienaufenthalte oder 
touristische Ausflüge, um die praktischen Rahmenbedingungen einer funktio-
nierenden Marktwirtschaft im Ausland genauer zu studieren. Sie machten sich 

31 Kostrzewski/Miączyński (Anm. 13), S. 49.
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näher vertraut mit dem freien Markt, der Arbeitsorganisation innerhalb von Un-
ternehmen sowie den Grundlagen von Logistik und Rechnungswesen. Dieses 
wertvolle Wissen und die praktischen Erfahrungen erwiesen sich im Zuge der 
1989 ausgelösten Veränderungen als wertvolle Ressource für die wirtschaftliche 
Entwicklung in Polen. Viele polnische Erwerbsmigranten kehrten nun in ihr Hei-
matland zurück und brachten neben praktischem Wissen zum Teil auch Kapital 
mit, was ihnen auf ihrem Weg in die Selbständigkeit half. Die im Ausland gesam-
melten Eindrücke und Erfahrungen verschafften ihnen gegenüber ihrer Konkur-
renz schon bei der Firmengründung einen Vorteil. 

5. Familienunternehmen als Determinante der Innovationskultur 

Das Jahr 1989 gab den Unternehmern in Polen Rechtssicherheit in Bezug auf Ei-
gentum und Besitz. Auf dieser Grundlage konnten Familienbetriebe entstehen. 
In diesem Zusammenhang sei hier noch einmal auf die Beobachtungen des Un-
ternehmers Zbigniew Sosnowski verwiesen:

Wir haben es in Polen mit einer außergewöhnlichen Situation zu tun  – wir 
können Familienunternehmen aufbauen. Was unseren Vätern und Großvä-
tern verwehrt geblieben ist, steht uns nun offen. Ich erzähle meinen Söhnen 
immer wieder: Meine und eure Generation darf das erwirtschaftete Geld 
nicht ausgeben. Denn was uns fehlt, ist Kapital. Wenn man sich diese riesen-
großen internationalen Firmen anschaut, die seit vielen Jahren existieren 
und weiterwachsen, sie sind so groß, weil sie Geld haben für das Wachstum.32 

Wie ein auf Pilotstudien beruhender Bericht des Statistischen Hauptamtes 
aus dem Jahr 2018 zeigt, bezeichnen sich in Polen 34 % der aktiven Firmen als Fa-
milienunternehmen.33 Dies ist nur ein Bruchteil im Vergleich zu westeuropäischen 
Ländern. In Frankreich stellen Familienunternehmen 85 % aller Firmen, in Italien 
ebenfalls 85 %, in Deutschland 91 %, in Spanien 90 % und in Schweden 86 %.34 

Ein Familienunternehmen hat für viele Unternehmer einen immateri-
ellen Wert und ist ein Beweis für erfolgreiches Wirtschaften. Diese Sichtweise 
bewirkt eine positive Arbeitsatmosphäre und führt bei vielen zu einer hohen 

32 Ebenda, S. 100 f.
33 Uwarunkowania rozwoju przedsiębiorczości w sektorze MŚP 2018, Raport Głównego Urzędu 

Statystycznego, Warszawa: GUS 2018, S. 27.
34 Jan Klimek/Sabina Klimek: Porównanie rozwiązań systemowych dla firm rodzinnych w wybra-

nych krajach, in: Andrzej Marjański (Hg.): Firmy rodzinne  – rozwój i konkurencyjność, Łódź: 
Społeczna Akademia Nauk 2020, S. 13.
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Investitionsbereitschaft. In Familienunternehmen gibt es eine für die Innova-
tionskultur entscheidende Determinante. Das ist die Anhäufung von Wissen und 
Erfahrung über Generationen hinweg. Der um die Jahrtausendwende in polni-
schen Firmen einsetzende Prozess, bei dem zunehmend die jüngere Generation 
die Führung übernimmt, förderte ein sehr interessantes Phänomen zutage  – denn 
diese zweite Generation von Familienunternehmern zeichnet sich oft durch ein 
professionelles Management aus, das auf einer soliden fachlichen Ausbildung 
basiert. Sie integriert moderne europäische Organisationsmuster in den Arbeits-
ablauf. Die Elterngeneration hingegen hatte sich in der Unternehmensführung 
häufig auf Intuition gestützt, ohne sich an konkreten Vorbildern zu orientieren.35 
Die Nachfolger bemühen sich um eine dynamischere Firmenentwicklung, sie 
stellen sich neuen Herausforderungen in den Bereichen Produktion, Organisa-
tionsentwicklung und versuchen, neue Absatzmärkte zu erschließen. Somit tref-
fen in diesen Unternehmen zwei verschiedene Innovationskulturen aufeinander. 
Die der Elterngeneration ist eher geprägt von Vorsicht und der Ausrichtung auf 
ein befriedigendes Wachstum. Die Gründe hierfür liegen in den Erfahrungen aus 
der Vergangenheit und in den komplexen und schwierigen Veränderungen im 
Zuge der Transformation nach 1989. Die in den 1980er und 1990er Jahren gebore-
nen Nachfolger zeichnen sich durch eine größere Offenheit aus und haben keine 
Komplexe gegenüber den westlichen Partnern. Der Generationswechsel an der 
Spitze von Familienunternehmen führt zweifelsohne zu einer verbesserten Inno-
vationskultur der jungen Generation, die in einem stärker marktwirtschaftlich 
orientierten Umfeld aufgewachsen und in der Regel gut ausgebildet ist, sie sieht 
ihre Rolle als Unternehmer anders als noch ihre Eltern. Die Familie ist und bleibt 
einer der grundlegenden Motivatoren für den Unternehmer, Veränderungen an-
zunehmen und darauf entsprechend positiv zu reagieren. 

6. Formelle Institutionen als Determinante der Innovationskultur 

Interessante Bewertungen der formellen polnischen Institutionen, darunter Re-
gierung, Parlament und Legislative, wurden 2010 vom World Economic Forum 
2009–2010 erarbeitet. Dort heißt es: „In Polen gibt es einen komparativen Nach-
teil, der alle Elemente des institutionellen Bereiches erfasst.“36 Zwischen 2000 und 
2007 in 25 EU-Ländern zur Qualität der Regierung durchgeführte Untersuchungen 

35 Sławomir Kamosiński: Dziedzictwo przeszłości (stare myślenie) a determinanty budowy nowo-
czesnej firmy, in: Optimum. Economic Studies 1/95, 2019, S. 121–137.

36 Urszula Płowiec: Refleksje o innowacyjności Polski w perspektywie 2020, in: Ekonomista 5, 2010, 
S. 647–676 (662).
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sahen Polen auf dem 22. Platz, vor Bulgarien, Italien und Rumänien. Urszula Pło-
wiec schlussfolgert:

Angesichts dieser Situation entsteht der Eindruck, dass den regulatorischen 
Fragen in unserem Land nicht genug Aufmerksamkeit gewidmet wird, ob-
wohl von den verschiedenen Regierungen immer wieder entsprechende 
Sejm-Kommissionen oder trilaterale Kommissionen eingesetzt wurden.37

So lässt sich in Polen beobachten, dass die Bemühungen um einen gesell-
schaftlichen Dialog bzw. zumindest seine Belebung beinahe zum Erliegen ge-
kommen sind, was sich indirekt negativ auf das Innovationspotential der Unter-
nehmer im Land auswirkt. Im Zuge dessen hat auch das wechselseitige Vertrauen 
zwischen Unternehmern und Institutionen erheblichen Schaden genommen.38 
Das war ein entscheidender Fehler der Politik in den ersten zehn Jahren der Sys-
temtransformation und den damit verbundenen institutionellen Veränderun-
gen. Die Präsidentin des polnischen Arbeitgeberverbandes Henryka Bochniarz 
stellte 2004 die lakonische Frage: „Wie kann man in einem Land, das marktwirt-
schaftliche Strukturen aufbauen will, den privaten Sektor regieren, ohne mit 
dessen Akteuren in Dialog zu treten?“39 Ein wesentliches Problem ist der Zugang 
der Unternehmer zu vertrauenswürdigen Informationen. Die damit verbundene 
Unsicherheit ist ein Grund dafür, dass sich viele Unternehmer für eine Strategie 
des Abwartens entscheiden. Es herrscht ein Zustand, den man als „Unsicherheit 
der Rahmenbedingungen“ bezeichnen kann.40 

2018 vom Polnischen Wirtschaftsrat durchgeführte Untersuchungen be-
legen, dass häufige Änderungen der Rechtsvorschriften und vor allem fehlen-
de dauerhafte Lösungen im Bereich der Steuergesetzgebung einen negativen 
Einfluss auf die Entwicklungsstrategie einer Firma haben. Die Rechtsakte, so 
die Unternehmer, seien oft nicht kohärent, was dann zwangsläufig zu einer un-
terschiedlichen Auslegung der Vorschriften führe. Es könne vorkommen, dass 
die Interpretation einer bestimmten Vorschrift durch den Unternehmer anders 
ausfalle als die der für die Einhaltung und Kontrolle zuständigen Institution. In 
solchen Situationen müsse sich der Unternehmer entsprechend anpassen, er ver-
liere Zeit, Energie und Ressourcen, die er für Investitionen aufbringen könnte, 
wenn die rechtlichen Rahmenbedingungen stabiler und wirtschaftsfreundlicher 

37 Ebenda.
38 Jerzy Hausner/Mirosława Marody (Hg.): Polski talk show. Dialog społeczny a integracja europej-

ska. EU-monitoring V, Kraków: Małopolska Szkoła Administracji Publicznej 2001, S. 126–128.
39 Szkodliwy klimat, z Henryką Bochniarz prezydent Polskiej Konfederacji Pracodawców Prywat-

nych rozmawia Anna Mateja, in: Tygodnik Powszechny 49, 2004, S. 6.
40 Platje (Anm. 17), S. 142.
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wären.41 Infolgedessen steigen die Transaktionskosten, die Janina Godłów-Le-
giędź als durch das Funktionieren des wirtschaftlichen Systems bedingte Kosten 
bezeichnet.42 Ein Anstieg dieser Kosten, zu denen sowohl materielle Ausgaben 
zählen, die aber auch immaterielle Faktoren wie beispielsweise Ermüdung, Ent-
mutigung, Verschlechterung der psychischen Verfassung beinhalten, führt dazu, 
dass sich Unternehmer in ihrem Wirken eher auf den eigenen Familienkreis 
beschränken und sich somit isolieren, wovon sie sich dank der engen Familien-
bindung Transparenz und Geschlossenheit für die Firma versprechen. Zudem 
neigen Unternehmer durch das ständige Misstrauen gegenüber formellen Insti-
tutionen dazu, eine gewisse Distanz gegenüber ihrem Umfeld zu wahren, was 
auch die Beziehungen zu Vertrags- und Geschäftspartnern beeinflusst. 

Durch ihre Erfahrungen sowie geleitet von Umsicht und Pragmatismus 
tendieren Unternehmer dazu, bei einem vorliegenden institutionellen Ungleich-
gewicht ihre Investitionen stärker zu diversifizieren. Sie entscheiden sich dann 
zuweilen für Investitionen in völlig unterschiedlichen Wirtschaftsbereichen, 
primär um ihrer Familie wirtschaftliche Sicherheit gewährleisten zu können. 
Überschüssiges Kapital wird oft in Immobilien angelegt (Grundbesitz und Woh-
nungen). Diese eher auf Sicherheit setzende Anlagestrategie sorgt für ein beru-
higendes Gefühl bei den Unternehmern und ist nicht zuletzt auch geprägt durch 
die Erfahrung der hohen Inflation, mit der Polen in den ersten Jahren der Trans-
formation zu kämpfen hatte.43 

7. Die Zusammenarbeit von Unternehmern mit Forschungseinrichtun-
gen als Determinante der Innovationskultur

Der Umbau der Institutionen in Polen in den ersten Jahren der Systemtransfor-
mation umfasste auch den Bereich Wissenschaft und Forschung. Die betroffe-
nen Organisationen und Einrichtungen sollten so umgestaltet werden, dass sie 
den Anforderungen und Bedürfnissen der sich rasant entwickelnden privatwirt-
schaftlichen Akteure gerecht würden. Die Aufgabe dieser Institutionen besteht 
darin, die Wirtschaft durch Wissenschaft und Forschung zu fördern. Dass nach 
1989 stark wachsende Vertrauensdefizit auf Unternehmerseite sowie der generel-
le Mangel an Informationen zu Möglichkeiten der Zusammenarbeit mit dem For-
schungssektor führten dazu, dass es zu einer bilateralen Zusammenarbeit nicht 

41 Helak/Czerniak (Anm. 29), S. 5.
42 Godłów-Legiędź (Anm. 7), S. 103.
43 Die Ergebnisse stammen aus Interviews, die der Autor in den Jahren 2017–2021 nach Methoden 

der qualitativen Sozialforschung mit Unternehmern geführt hat. 
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kam. 2001 gaben lediglich 6 % der befragten kleineren Firmen sowie 20 % der 
mittleren und großen Unternehmen an, mit Institutionen aus dem Forschungs- 
und Wissenschaftsbereich zusammenzuarbeiten. Im Umkehrschluss heißt das: 
74 % der Firmen hatten nie entsprechende Kontakte geknüpft. Ergebnis ist eine 
Zusammenarbeit zwischen diesen Partnern auf einem sehr niedrigen Niveau. 
Aus Unternehmerkreisen wird angeführt, dass eine effektive Zusammenarbeit 
mit Institutionen aus dem Forschungs- und Wissenschaftssektor bis zum Jahr 
2005 nicht möglich war, da diese Einrichtungen nicht auf eine Kooperation mit 
der Wirtschaft vorbereitet waren. Die Unternehmer klagten über Inkompetenz 
und mangelhaftes Fachwissen bei den Institutionen.44 In den Folgejahren hat 
sich die Situation kaum verändert. 2018 hatte die Zusammenarbeit von Unter-
nehmern mit Institutionen aus dem Forschungs- und Wissenschaftssektor in der 
Regel einmaligen Charakter, es gab kaum dauerhaft angelegte Kooperationen. 
Vor allem beklagten sich die Unternehmer über ausufernde und abschreckende 
bürokratische Prozeduren, die einer Zusammenarbeit im Wege gestanden hät-
ten.45 Deswegen finanzieren viele Unternehmer ihre Studien zum Thema Innova-
tion zumeist aus eigenen Mitteln, was natürlich ein hohes Risiko birgt. 

Tabelle 1: Finanzierungsquellen im Bereich Produkt- und Prozessinnovationen der 
Industrie im Zeitraum 2010–2017 (Angaben in Prozent) 

Finanzierungsquellen Jahr

2010 2015 2017

eigene 77,3 63,6 77,2

ausländische 7,2 5,3 2,5

Bankkredite 7,3 10,9 6,6

andere 8,2 20,2 13,7

Quelle: Rocznik statystyczny przemysłu 2018, Warszawa: Główny Urząd Statystyczny 2018, S. 419.

Witold Lewandowski, ein routinierter und international erfahrener Ge-
schäftsmann, erklärt in einem Interview, dass es neben den bürokratischen 
Hemmnissen noch weitere Hürden bei der Zusammenarbeit mit wissenschaftli-
chen Einrichtungen gebe, was vor allem mit der Preisgabe und Veröffentlichung 

44 Krzysztof Wach: Współpraca małych i średnich przedsiębiorstw z ośrodkami naukowo-badaw-
czymi na przykładzie Krakowskiego Parku Technologicznego, in: Zeszyty Naukowe Akademii 
Ekonomicznej w Krakowie 671, 2005, S. 117–133 (120).

45 Helak/Czerniak (Anm. 29), S. 35.
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von Forschungsergebnissen durch die Wissenschaftler zusammenhänge. Le-
wandowski, der etliche Projekte in wissenschaftlichen Einrichtungen durchge-
führt und diese auch selbst finanziert hat, beschreibt seinen Zwiespalt wie folgt: 
„Die ganze Zeit hatte ich Angst davor, dass die Ergebnisse später veröffentlicht 
würden.“46 Zur Begründung führt er an:

Studenten oder Doktoranden streben bei ihren Projekten immer nach der 
Veröffentlichung ihrer Arbeiten, denn die Zahl der Publikationen hat einen 
großen Einfluss auf Karriere und Ansehen, die damit verbundenen prakti-
schen Auswirkungen interessieren sie hingegen nicht.47

Der Unternehmer Lewandowski gibt zu bedenken, dass die Konkurrenz auf 
diese Weise leicht Zugang zu sensiblen geschäftsrelevanten Daten über die Firma 
erlangen könne: „Und das stellt für uns eine sehr große Gefahr dar.“48 Vor diesem 
Hintergrund findet der Großteil der Forschungsarbeiten im Bereich Innovation 
und Entwicklung direkt in den unternehmenseigenen Laboren statt. 

8. Schlussbemerkungen 

Durch die Systemtransformation in Polen nach 1989 wurden in der polnischen 
Gesellschaft Erwartungen an die Unternehmer geweckt, in der Praxis ihr  – so 
meinte man, schier unerschöpfliches  – Potential der Innovationskultur breiter 
zu nutzen. Diese Erwartungen erwuchsen aus den sich wandelnden Haltungen 
innerhalb der Gesellschaft. Die Passivität des Individuums in der autoritären 
Planwirtschaft wurde allmählich ersetzt durch Engagement und selbständiges 
Handeln als Mittel zum persönlichen Erfolg. Unternehmer, die dank Zugang 
zu modernen Technologien ihren Rückstand wettmachen wollten, setzten auf 
Nachahmungsstrategien, die sie in die Lage versetzen würden, durch schöpfe-
rische Adaption das Potential der Innovationskultur immer besser nutzen zu 
können. Rechtssicherheit in Bezug auf Eigentumsverhältnisse als Fundament 
der neuen Ordnung eröffnete die Möglichkeit, das Wissen und die Erfahrungen 
der vorherigen Generationen einfließen zu lassen in eine neue Innovationskul-
tur. Im Rahmen des Transformationsprozesses konnte allerdings kein relatives 
institutionelles Gleichgewicht im Land erzielt werden. In Polen ist ein deutliches 
Missverhältnis zwischen vorhandenen formellen Lösungen und den informellen 

46 Krzysztof Rybiński: Go global! Wywiady z twórcami polskich firm, które zdobyły rynki między-
narodowe, Gliwice: Wydawnictwo Helion 2014, S. 235 f.

47 Ebenda.
48 Ebenda.
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Determinanten der Innovationskultur polnischer Unternehmer nach 1989

Institutionen sichtbar. Dadurch wurde der angestrebte Innovationsfortschritt in 
der Wirtschaft gebremst. Eine zu häufige Änderung von Vorschriften im Wirt-
schaftsrecht und verschiedene Rechtsinterpretationen haben dazu geführt, dass 
auf Unternehmerseite wenig Vertrauen in die formellen Institutionen besteht. 
Die Unternehmer zweifeln an der Leistungsfähigkeit des polnischen Staates, der 
ihnen eigentlich stabile Rahmenbedingungen gewährleisten sollte. Somit wur-
de die Innovationskultur ersetzt durch eine von Pragmatismus, Vernunft und 
Vorsicht geprägte Kultur. Die Unternehmer verspüren Unsicherheit in Bezug auf 
die nahe Zukunft, längerfristige Perspektiven bleiben völlig im Unklaren. Für 
ein effektives Wirtschaften ist jedoch dieser perspektivische Raum hinsichtlich 
der Planungssicherheit von wesentlicher Bedeutung, so wie auch ein funktio-
nierender Dialog zwischen Regierungs- und Wirtschaftsvertretern. Wenn über 
die wirtschaftspolitischen Pläne der Regierung Unklarheit herrscht, sorgt das in 
Wirtschaftskreisen für permanente Unsicherheit und Angst um die Zukunft der 
Firma. 

Aus dem Polnischen von Christian Prüfer

Determinanty kultury innowacyjności przedsiębiorców w Polsce po 1989 roku

Zapoczątkowana po 1989 roku transformacja ustrojowa w Polsce, która wkrótce objęła swo-
im zasięgiem także inne kraje tzw. demokracji ludowej, wyzwoliła energię przedsiębiorczą 
obywateli mieszkających w tych krajach. Integralnym elementem przedsiębiorczości jest 
zdolność przedsiębiorcy do szukania zmiany i odpowiadania na tę zmianę w formie inno-
wacji. Celem niniejszego artykułu jest identyfikacja czynników determinujących wykorzy-
stanie potencjału kultury innowacyjności przedsiębiorców w Polsce po 1989 roku. Kultura 
innowacyjności zalicza się do przymiotów osobistych przedsiębiorcy. Jest ona zasobem 
rzadkim. Przedsiębiorca korzysta z niej  – podobnie jak z wiedzy niekodowanej  – wprost 
i  natychmiast. O  wykorzystaniu potencjału kultury innowacyjności decyduje potencjał 
wiedzy niekodowanej przedsiębiorców, międzygeneracyjna kumulacja wiedzy i doświad-
czenia, zaufanie przedsiębiorców do instytucji formalnych, a także ich wola współpracy 
z sektorem badań i rozwoju. 

Determinants of business innovation culture in Poland after 1989

The systemic transformation in Poland after 1989, which soon expanded to other countries 
of the former communist bloc, released the entrepreneurial energy of the people of those 
countries. An integral element of entrepreneurship is the ability to recognise change and 
to respond to it with innovations. This article examines the factors determining the use of 
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the potential of business innovation culture in Poland after 1989. Innovativeness is among 
the personal characteristics of an entrepreneur, and is a scarce resource. Like in the case of 
implicit knowledge, the entrepreneur exploits this resource directly and immediately. The 
degree to which innovation potential is exploited is determined by the entrepreneur’s im-
plicit knowledge, intergenerational transfer of knowledge and experience, entrepreneurs’ 
confidence in formal institutions, and their willingness to cooperate with the research and 
development sector.
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Als Rückständigkeit zum Vorteil wurde. 
Berufliche Auslandsaufenthalte des  
„kommunistischen Kaders“1 im Westen  
als Geburtshilfe der Transformation in Polen2

Der polnische Historiker und Migrationsforscher Dariusz Stola, selbst Stipen diat 
des Fulbright-Programms, betitelte im Jahre 2010 sein Opus Magnum zur Ge-
schichte der Migrationen aus dem sozialistischen Polen „Kraj bez wyjścia?“  – „Ein 
Land ohne Ausweg?“3 Das Fragezeichen ist hier zugleich Programm, hatten doch 
gerade die Polen im Laufe der Jahre viele Auswege aus ihrem starren kommunis-
tischen Land gefunden.4 Die Metamorphose  – von einem abgeschotteten Staat in 
den 1950er Jahren zu einem relativ offenen Land Ende der 1980er Jahre  – wird 
auch in Stolas Buch deutlich sichtbar. 1952  – im Jahr der Etablierung der Volks-
republik Polen (neue Verfassung, neuer Staatsname)  – wurden lediglich 12.000 
Auslandsreisen polnischer Bürgerinnen und Bürger registriert, von denen nur 
50 Personen Richtung Westen reisten. Anfang 1989, noch vor der Parlaments-
wahl im Juni und der Entstehung der ersten nicht-kommunistischen Regierung 
unter Tadeusz Mazowiecki, registrierten die Behörden Polens 19 Millionen Rei-
sende, davon ca. fünf Mio. Richtung Westen (siehe Tabelle 1).5

Diese Quasi-„Reisefreiheit“ war entscheidend für den polnischen Transfor-
mationsprozess, so die These des vorliegenden Beitrages zu den Austauschpro-
grammen zwischen Polen und dem Westen. Darüber hinaus konnte Polen seine 
Westbeziehungen als eines der wenigen Länder des Ostblocks auf dem „Vorteil 
der Rückständigkeit“ aufbauen. Diese Aussage gilt es im Folgenden zu belegen.

1 Der Begriff „kommunistische Kader“ wird für Personen verwendet, in der Zeit der VR Polen 
in den Westen reisten. In aller Regel ging es dabei um berufliche Angelegenheiten, also um 
Reisen im Auftrag eines Betriebs, einer wissenschaftlichen oder einer sonstigen staatlichen 
Einrichtung. Ähnlich wie in der DDR war die Erlaubnis zu kürzeren oder längeren Westreisen ein 
großes Privileg. Allerdings war  – anders, als das sehr oft in der DDR der Fall war  – nicht jeder 
„Reise-Kader“ in der VR Polen „kommunistisch“ oder gar Mitglied der Partei. 

2 Ich danke Konrad Walerski für hilfreiche Hinweise, die ich während der Redaktion des Textes 
von ihm bekam. Gero Lietz danke ich für die sprachliche Korrektur des Textes. 

3 Dariusz Stola: Kraj bez wyjścia? Migracje z Polski 1949–1989, Warszawa: IPN 2010.
4 Die Verwendung der Adjektive „sozialistisch“ und „kommunistisch“ in Bezug auf die Geschich-

te Polens erfolgt in diesem Beitrag gemäß der Unterscheidung zwischen der allgemeinen, 
totalitären Funktionsweise des Staates unter Vorherrschaft einer kommunistischen Partei 
(„kommunistisch“) und dem Grad der tatsächlichen Umsetzung des Programms dieser Partei 
(„sozialistisch“).

5 Stola (Anm. 3), S. 10.
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Tabelle 1: Die Metamorphose der „Reisefreiheit“ in der VR Polen

Jahr Zahl der Auslandsreisen insgesamt davon Richtung Westen

1952 12.000 50

1989 19.000.000 5.000.000

Quelle: Stola (Anm. 3), S. 10.

Den eigentlichen Schub in den Beziehungen jeglicher Art mit dem Wes-
ten brachten vor allem die 1970er Jahre (siehe Abbildung 1). Dank der neuen Ost-
politik Willy Brandts unter dem Motto „Wandel durch Annäherung“ kam es zur 
Entspannung im Kalten Krieg. Insbesondere die Schlussakte der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (KSZE) vom August 1975 war im Grun-
de der Anfang vom Ende des Ostblocks. Ergebnis der über zwei Jahre dauernden 
Konferenz sollte die friedliche Koexistenz und Zusammenarbeit von Staaten mit 
unterschiedlichen politischen, sozialen und wirtschaftlichen Systemen sein. Im 
Gegenzug zur Anerkennung der Grenzen der Nachkriegsordnung und einem 
stärkeren wirtschaftlichen Austausch mit dem Westen machte der Osten Zuge-
ständnisse bei den Menschenrechten. Für den kulturellen und beruflichen Aus-
tausch zwischen Ost und West war insbesondere der sogenannte „dritte Korb“ 
der Schlussakte von Bedeutung, der zwischen den beiden Blöcken unter anderem 
den Informationsfluss, den kulturellen und wissenschaftlichen Austausch sowie 
humanitäre Hilfe sichern sollte.6 Auch Polen konnte von dieser Veränderung in 
den internationalen Beziehungen profitieren.

Wie aus Abbildung 1 ersichtlich ist, ist die Zahl beruflicher Aufenthalte 
des „kommunistischen“ Kaders aus Polen in kapitalistischen Ländern seit 1971 
kontinuierlich gestiegen. In bestimmten Perioden, so im zeitlichen Umfeld der 
KSZE-Schlussakte, war diese Zahl sogar ähnlich hoch wie jene der beruflichen 
Aufenthalte in sozialistischen Ländern. Die Verhängung des Kriegsrechts am 13. 
Dezember 1981 mit Schließung der polnischen Grenzen stoppte vor allem die pri-
vate Reisetätigkeit, die faktisch unmöglich war. Offizielle „Kader“-Delegationen 
waren auch während des Kriegsrechts möglich. Gleichzeitig führte das Kriegs-
recht zu einer Emigrationswelle vorwiegend unter Akademikern. Es wird ge-
schätzt, dass über 22.000 Ingenieure, 3.000 Ärzte und über 3.000 Wissenschaft-
ler aus Polen in den Westen emigrierten.7 Nach dem Ende des Kriegsrechts am 
22. Juli 1983 gab es wieder mehr berufliche Aufenthalte polnischer Bürger und 

6 Archiwum Akt Nowych w Warszawie (AAN), Rep. 1159  – Instytut Badania Współczesnych Proble-
mów Kapitalizmu w Warszawie 1969–1985, Sign. 1/3.

7 Thomas Urban: Polen, München: C. H. Beck 1998, S. 83.



207

Als Rückständigkeit zum Vorteil wurde

Bürgerinnen im Westen. Allerdings konnten sie  – aufgrund gezielter Maßnah-
men von Partei und Regierung  – nicht mit der rapide steigenden Zahl beruflicher 
Aufenthalte in sozialistischen Ländern mithalten.

Abbildung 1: Zahl beruflicher Auslandsaufenthalte polnischer Bürger in sozialistischen 
und kapitalistischen Ländern 1955–1988

Quelle: Stola (Anm. 3), S. 486 f.

Zur Erklärung dieses Phänomens müssen folgende Fragen beantwortet 
werden: Warum konnte der polnische Staat die Möglichkeit des verstärken Aus-
tausches mit dem Westen so gut nutzen? Warum fanden gerade die Polen so viele 
Auswege aus ihrem starren sozialistischen System? Wie war es aus politischer 
Sicht möglich, das Land zu verlassen? Gab es Lücken im System? Durfte man 
in Polen vom Marxismus-Leninismus abweichen und sich dem Westen öffnen? 
Mussten die in den Westen reisenden Kader der kommunistischen Partei ange-
hören? Zwangen die Unvollkommenheiten des Systems die Partei- und Staats-
führung dazu, westliche Lösungen, Auslandskontakte, Stipendien usw. für den 
kommunistischen Staat nutzbar zu machen?

Eine Antwort darauf ist in der aus den 1960er Jahren stammenden Theorie 
des Wirtschaftshistorikers Alexander Gerschenkron über die „Vorteilhaftigkeit 
der Rückständigkeit“ zu finden. In seinem Buch „Economic Backwardness in 
Historical Perspective“ beschäftigte sich Gerschenkron damals mit dem Prozess 
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der Industrialisierung u. a. im Deutschland des 19. Jahrhunderts.8 Dafür, dass 
Deutschland, anfangs der Entwicklung Englands hinterherhinkend, sich relativ 
schnell zur führenden Industrienation entwickeln konnte, sieht Gerschenkron 
vor allem drei Gründe: 

1. Zum einen konnte Deutschland gezielt die englischen Fortschritte und Lö-
sungswege vor allem in der Eisen- und Stahlindustrie beobachten, konnte 
dem Land nacheifern und somit effizienter arbeiten bzw. bestimmte Ideen 
schneller, oft sogar besser umsetzen.9 Es ging mit anderen Worten um die 
Implementierung bewährter Technologien, die in entwickelten Ländern be-
reits etabliert waren. Die Kosten einer solchen Implementierung sind in der 
Regel niedriger als die eigene Entwicklung. Damit spart man Zeit und Geld 
und vermeidet Entwicklungsfehler. So kann es gar zum Überspringen be-
stimmter Entwicklungsetappen kommen.

2. Ein weiterer Vorteil, insbesondere am Anfang der Industrialisierung, war 
der absolutistische preußische Staat, der aufgrund des Konkurrenzdenkens 
Hochschulen und Finanzinstitutionen errichten ließen, die wiederum das 
Bildungswesen und Investitionskapital verbesserten und im zentral gesteu-
erten Prozess der Modernisierung eine Führungsrolle übernahmen.10 

3. Schließlich kam es durch den Zollverein und die Reichsgründung zu einem 
einheitlichen Wirtschaftsgebiet.11

Ähnlich wie in der Zeit der Industrialisierung die moderate Rückständigkeit 
Deutschlands im Vergleich zu England zu einer raschen ökonomischen Entwick-
lung führen konnte, konnte auch Polen ab den 1960er Jahren gewisse Vorteile aus 
seiner Rückständigkeit ziehen. Alle drei Aspekte der nachholenden Entwicklung 
Deutschlands können wir auch für das sozialistische Polen beobachten: 

1. Vom Ausland lernen  – das war dank Stipendienprogrammen und Auslands-
aufenthalten für polnische Wissenschaftler und Spezialisten möglich. Bei 
der Überwindung der relativen Rückständigkeit halfen gezielt internatio-
nale Organisationen, wie z. B. das Technische Büro der Vereinten Nationen 
in Genf und New York. Deren Programme waren vor allem an sogenannte 
Entwicklungsländer adressiert. Polen schaffte es, diesen Status für sich zu re-
klamieren und die Programme nicht nur zu nutzen, sondern diese durch die 

8 Alexander Gerschenkron: Economic Backwardness in Historical Perspective. A Book of Essays, 
Cambridge MA: Harvard UP 1962.

9 Ebenda, S. 10.
10 Gerschenkron (Anm. 8), S. 15.
11 Ebenda, S. 25.
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Entsendung von Spezialisten in die UN-Gremien zum eigenen Vorteil auszu-
gestalten. 

2. Der absolutistische Staat  – das war im Falle Polens der zentralistische Staat  – 
die Volksrepublik, die gezielt in die Ausbildung von Spezialisten für beide 
Wirtschaftssysteme investierte, wie z. B. die Warschauer Hochschule für Pla-
nung und Statistik oder das Forschungsinstitut für Gegenwartsprobleme des 
Kapitalismus, ebenfalls in Warschau. 

3. Der Zollverein  – das waren im Polen der 1970er Jahre die relativ breite Öffnung 
gegenüber dem Westen mit zahlreichen Technologie- und Kredittransfers so-
wie der gestiegene Menschen- und Warenaustausch mit der Europäischen Ge-
meinschaft, insbesondere nach der Ölschock-Krise und dem Helsinki-Prozess. 
Hier spielte auch die gezielte Wirtschaftspolitik des Westens eine große Rolle.

1. Vom Ausland lernen  – die Rolle internationaler Organisationen

Im Gegensatz zur DDR war Polen als Staat von den internationalen Organisationen 
anerkannt und gehörte 1945 zu den 51 Gründungsmitgliedern der Vereinten Natio-
nen.12 Unter den sozialistischen Staaten waren es Polen, Jugoslawien, Albanien und 
die Mongolei, die die Programme des Technischen Büros der Vereinten Nationen 
an umfangreichsten nutzten. Zu nennen sind hier insbesondere die umfangreichen 
finanziellen Mittel für Auslandsaufenthalte von Spezialisten und Wissenschaftlern 
in ausgewählten westlichen Ländern mit dem Ziel der beruflichen Qualifizierung 
(Praktika in Unternehmen, Stipendien an wissenschaftlichen Einrichtungen und 
Universitäten etc.). Auch hier greift Gerschenkrons „Vorteilhaftigkeit der Rück-
ständigkeit“, denn die meisten Programme hatten die Modernisierung der Ent-
wicklungsländer zum Ziel. Daher hieß es in einem der Berichte des polnischen 
Komitees für Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem Ausland: 

Die Nutzung dieser Subventionen erfordert komplexe diplomatische An-
strengungen, da die technische Hilfe der Vereinten Nationen in erster Linie 
für Entwicklungsländer bestimmt ist. Hervorzuheben ist, dass neben Jugo-
slawien, Albanien und der Mongolei, die jedoch als Entwicklungsländer be-
handelt werden, von den sozialistischen Ländern nur Polen ganz erhebliche 
Subventionen aus den technischen Hilfsprogrammen der Vereinten Natio-
nen erhalten hat […]

12 UN-Gründungsmitglieder waren auch die folgenden sozialistischen Staaten: Tschechoslowakei, 
Jugoslawien, UdSSR, Ukrainische Sozialistische Sowjetrepublik und Weißrussische Sozialisti-
sche Sowjetrepublik.
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Die uns von der UN-Technischen Hilfe gewährten Zuschüsse verwenden wir 
vor allem für Praktika unserer Spezialisten in westlichen Ländern […] 

(Dank) der Vereinten Nationen können wir unseren Spezialisten die Metho-
den und Produktionsprozesse in westlichen Fabriken zur Verfügung stel-
len, die ohne die UN-Vermittlung nur schwer oder gar nicht zugänglich wä-
ren […].13

Die technische UN-Hilfe wurde auch mit Mitteln etlicher kooperierender Or-
ganisationen finanziert. Zu nennen sind hier vor allem: Food and Agriculture Or-
ganization (FAO), United Nations Educational, Scientific and Cultural Organization 
(UNESCO), International Atomic Energy Agency (IAEA) und World Health Organi-
zation (WHO). Der polnische Staat zahlte zwar jährlich Mitgliedsbeiträge an diese 
Organisationen, teilweise auch in Devisen, aber unter dem Strich gehörte das Land  – 
ähnlich wie heute in der EU  – zu den Nettoempfängern finanzieller Hilfsmittel.14 

Noch wichtiger als die finanzielle Hilfe war die Chance für polnische Spe-
zialisten und Experten, die Arbeit im Westen zu beobachten und praktisch auszu-
üben. Möglich wurden diese zahlreichen beruflichen Aufenthalte in vielen Fällen 
erst durch die Vermittlung des Technischen Büros der UNO, denn nach Einschät-
zung der polnischen Regierung war ein direkter Kontakt zu westlichen Firmen 
aufgrund des Kalten Krieges und des Embargos kaum möglich. Über 50 % aller 
Aufenthalte und Praktika polnischer Spezialisten fanden im Industriebereich 
statt.15 Auch die Beteiligung polnischer Fachleute als Vertreter eines UN-Mit-
gliedslandes an der Arbeit der Technischen Hilfe der UN und deren Sub-Organi-
sationen hatte politisch und wirtschaftlich große Relevanz. Im Bericht des polni-
schen Komitees für Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem Ausland hieß es 
dazu bereits Mitte der 1960er Jahre:

Unser Einfluss auf die Ausrichtung der multilateralen internationalen Zu-
sammenarbeit ist für uns von großer politischer und wirtschaftlicher Be-
deutung. Diese Organisationen bilden eine wichtige Plattform für die Ver-
wirklichung der Koexistenz. […] Darüber hinaus ist unsere Teilnahme an der 
Technischen Hilfe der Vereinten Nationen, am Sozialfonds und der UNICEF 
eine Art Vermittlung unserer Ansichten und Erfahrungen.16

13 AAN, Rep. 575  – Komitet Współpracy Gospodarczej z Zagranicą, Sign. 18/1, Departament Mię-
dzynarodowych Organizacji Ministerstwa Zagranicznego PRL-u, Aktennotiz „Nasze korzyści ze 
współpracy z pomocą techniczną ONZ, Funduszem Specjalnym i UNICEF Departament Między-
narodowych Organizacji Ministerstwa Zagranicznego PRL-u, 23.07.1965, Bl. 2.

14 Ebenda, Bl. 1.
15 Ebenda, Bl. 3.
16 Ebenda, Bl. 7.
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Polen konnte so direkten Einfluss auf die Gestaltung der Programme für die 
technische Zusammenarbeit nehmen. Dabei spielten natürlich auch die regelmä-
ßigen Besuche von UN-Experten in Polen eine Rolle, ebenso Forschungsaufträge 
einiger spezialisierter UN-Agenturen an polnische Institutionen. Der polnische 
Staat verstand es offenbar, diese Möglichkeit sehr gut zu nutzen, wobei sicher 
auch die relativ zahlreiche polnische Diaspora im Westen eine gewisse Rolle 
spielte.

2. „Der absolutistische Staat“  – die Rolle staatlicher Institutionen

Ähnlich wie im absolutistischen Staat des 19. Jahrhunderts schuf die polnische 
kommunistische Regierung zahlreiche Institutionen, die  – mit Hilfe des Wes-
tens  – im Prozess der nachholenden Modernisierung eine große Rolle spielen 
sollten. Neben den Hochschulen, darunter viele technische Hochschulen, ent-
stand beim Ministerrat der VR Polen eine Reihe von Einrichtungen, die wir heu-
te Denkfabriken bzw. Think-Tanks nennen würden. Viele davon existieren bis 
heute. Genannt sei das Komitee für Wirtschaftliche und Wissenschaftlich-Tech-
nische Zusammenarbeit beim Ministerrat (Komitet Współpracy Gospodarczej 
i  Naukowo-Technicznej przy Radzie Ministrów), das bereits 1958 ins Leben ge-
rufen wurde. 1962 wurde der Name des Komitees geändert, das fortan Komitee 
für Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem Ausland (Komitet Współpracy Go-
spodarczej z Zagranicą) hieß. Seine Aufgabe war die Kooperation im Rahmen des 
RGW, aber auch der Wirtschaftskommission für Europa der Vereinten Nationen 
in Genf und später der EWG. Diese staatliche Institution koordinierte bilaterale 
Verträge, war aber auch für die Kooperation mit dem Technischen Büro der UNO 
zuständig. Im Rahmen der Technischen Hilfe der UNO für Entwicklungsländer 
hatte Polen Zugriff auf Mittel für Expertenaustausch, Praktika, Auslandsaufent-
halte, Stipendien aus den UN-Fonds, der FAO, der UNESCO, der WHO u. a.

Das Technische Büro der Vereinten Nationen in Genf und New York koope-
rierte im Rahmen der „Entwicklungshilfe“ auch mit westlichen Stiftungen, allen 
voran der Ford- und der Rockefeller-Stiftung, insbesondere im Bereich der Medi-
zin und Landwirtschaft. Ein Ergebnis der Zusammenarbeit zwischen dem Genfer 
Büro und dem polnischen Komitee für Wirtschaftliche Zusammenarbeit mit dem 
Ausland war die Vergabe von Stipendien dieser Stiftungen. Bereits 1964/65 stell-
te die Ford-Stiftung bis zu 60 Stipendien für die Bereiche Natur-, Geistes- und 
Sozialwissenschaften, vor allem auch für den Bereich Ökonomie, zur Verfügung. 
Hinzu kamen fünf Stipendien für Sprachwissenschaftler. So begann die langjäh-
rige Zusammenarbeit, die zugleich ein Element der westlichen Wissenschaftspo-
litik und -diplomatie im Kalten Krieg war, wie Igor Czernecki, Andrzej Turkowski, 
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Tomasz Zarycki und Andrzej Wyczański richtig feststellen.17 Andererseits war 
diese Zirkulation von Experten, Wissenschaftlern und Intellektuellen von pol-
nischer Seite eine gezielte Maßnahme auf dem Weg der Modernisierung, die 
letztendlich mit dem Zusammenbruch des Systems und Transformation endete. 
Daher reagierten die westlichen Stiftungen auch relativ geduldig auf anfängliche 
Probleme, wie sie seitens der polnischen Regierung signalisiert wurden, etwa in 
einem Schreiben von Eugenia Krassowska, Staatssekretärin im polnischen Mi-
nisterium für Hochschulwesen, an den Direktor der Ford-Stiftung, Dr. Shepard 
Stone: 

Ich freue mich, dass die Schwierigkeiten, die in diesem Jahr bei der Durch-
führung des für 1961 vorgesehenen Stiftungsprogramms aufgetreten sind, 
nun überwunden sind und die gegenseitige Zusammenarbeit fortgesetzt 
wird. […] Dennoch war ich fassungslos, dass die Stiftung trotz der von mir 
im Schreiben vom 25. Mai diesen Jahres geäußerten Vorbehalte gegenüber 
13 Personen die Stipendienbescheide versandt hat. […] Daher wäre ich Ihnen 
dankbar, wenn uns die Gutachter der Stiftung vor der endgültigen Stellung-
nahme die Namen aller Personen mitteilen, die als Kandidaten für die Stipen-
dien der Stiftung in Frage kommen, und dass nicht Personen Stipendienzusa-
gen erhalten, gegen die die polnische Seite Einwände hat. […]18

Eine weitere wichtige zentrale Institution für die Wissenschaftskontak-
te und Wissenszirkulation mit dem Westen im Rahmen der Modernisierung 
der polnischen Wirtschaft und Gesellschaft und damit eine langfristige „Ge-
burtshilfe“ der Transformation bildete ab März 1975 das Forschungsinstitut für 
Gegenwartsprobleme des Kapitalismus (Instytut Badania Współczesnych Pro-
blemów Kapitalizmu  – IBWPK) in Warschau, das zuvor Forschungsinstitut für 
Ost-West-Beziehungen (Ośrodek Badania Stosunków Wschód-Zachód  – OBSW-Z) 
hieß. Zu den Hauptaufgaben dieses Institutes gehörte das Studium der Verän-
derungen in der Klassenstruktur des Westens, der Funktionsmechanismen des 
Staates, des Parlamentarismus, der sozialen Veränderungen und vor allem der 

17 Siehe Igor Czernecki: An Intellectual Offensive. The Ford Foundation and the Destalinization of 
the Polish Social Sciences, in: Cold War History 13/3, 2013, S. 289–310; Andrzej Turkowski: Polish 
Intelligentsia Totems in Elitesʼ Struggles for Legitimization. The Case of Jerzy Giedroyc and 
Poland’s Eastern Policy, in: East European Politcs and Societies 33/1, 2018, S. 66–88; Tomasz 
Zaryc ki: Peryferie. Nowe ujęcie zależności centro-peryferyjnych, Warszawa: Wydawnictwo 
Naukowe Scholar 2009; Andrzej Wyczański: Droga do III Rzeczypospolitej, in: Wiadomości kultu-
ralne 3, 1997, 26.01.1997, S. 1 f.

18 AAN, Rep. 575  – Komitet Współpracy Gospodarczej z Zagranicą, Sygn. 18/1, Schreiben von: 
Eugenia Krassowska, Podsekretarz Stanu w Ministerstwie Szkolnictwa Wyższego, an: Dyrektor 
Fundacji Forda, Dr. Shepard Stone, 17.10.1961.
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Wirtschaft. Viel Raum, insbesondere nach der KSZE-Schlussakte, nahmen die 
Themen Menschenrechte und Bürgerfreiheiten sowie die Wirtschaftsstrategien 
des Westens gegenüber den sozialistischen Staaten vor und nach der Helsin-
ki-Konferenz ein. Die Mitarbeiter des Institutes bereiteten Berichte und Analy-
sen vor, deren Zielgruppen vor allem die Regierung und andere Entscheidungs-
träger waren. Dabei studierten sie die Probleme des Kapitalismus nicht nur „aus 
der Ferne“, sondern nahmen regelmäßig an zahlreichen Ost-West-Konferenzen 
und internationalen Symposien teil. Sie waren auch am Programm des berufli-
chen und wissenschaftlichen Austausches mit dem Westen beteiligt. Darüber 
wurden die Forschungsergebnisse des Instituts auch einer breiteren Öffentlich-
keit zur Verfügung gestellt, vor allem in Zeitungen und Zeitschriften (so in der 
Vierteljahresschrift Kapitalizm) und im Rahmen internationaler Konferenzen.19 
Die Themen Informationsaustausch, zwischenmenschliche Kontakte und euro-
paweite Zusammenarbeit in Wissenschaft, Wirtschaft und Kultur wurden durch 
die Institutsmitglieder nicht nur erforscht, sondern in den 1970er und 1980er 
Jahren auch praktisch umgesetzt.20 Ein Zustand, der nicht allen sozialistischen 
Gesellschaften und zugegebenermaßen auch nicht allen Bürgern der VR Polen 
in diesem Ausmaß gegeben war. Konstatieren lässt sich aber auf jeden Fall, dass 
die Themen, die während der Systemtransformation akut wurden, schon lange 
vor der Transformation studiert und diskutiert wurden, was zu einer Beschleuni-
gung des Systemwechsels beitrug. 

Von Anfang an begleitete ein wissenschaftlicher Beirat die Arbeit des Insti-
tutes. Neben dem Minister für Wissenschaft, Hochschule und Technik (1975 war 
das der Wirtschaftswissenschaftler Prof. Janusz Górski) waren in dem Beirat Wis-
senschaftler aus führenden Einrichtungen Polens vertreten, darunter der Hoch-
schule für Planung und Statistik (SGPiS, seit 1991 wieder SGH), der Universität 
Warschau (hier vor allem Politologie und Journalistik), der Polnischen Akademie 
der Wissenschaften (PAN, Institut für Soziologie und Philosophie, Institut für 
Staat und Recht) sowie dem Polnischen Institut für Internationale Angelegenhei-
ten (PISM).21 Alle genannten Einrichtungen arbeiten und forschen bis heute, was 
für den Transformationsprozess bedeutend war und im ostmitteleuropäischen 

19 AAN, Rep. 1159  – Instytut Badania Współczesnych Problemów Kapitalizmu  – IBWPK w Warszawie 
1969–1985, Sign. 1/3, Rada Naukowo-Programowa Instytutu, 1976, 1977, Protokół z posiedzenia 
Rady Naukowo-Programowej Instytutu Badania Współczesnych Problemów Kapitalizmu RSW 
„Prasa-Książka-Ruch“, 09.11.1977, Bl. 3, 5–7. 

20 AAN, Rep. 1159  – Instytut Badania Współczesnych Problemów Kapitalizmu, Sign. 1/3, Problema-
tyka wymiany informacji i kultury między państwami o różnych systemach oraz „Praw Człowie-
ka“ w pracach naukowo-badawczych Instytutu. Materiał na posiedzenie Rady Programowo-
-Naukowej, 15.04.1977.

21 AAN, Rep. 1159  – Instytut Badania Współczesnych Problemów Kapitalizmu, Sign. 1/2.
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Vergleich Beispiel einer seltenen Kontinuität ist. Die Etablierung und Entwick-
lung vieler derartiger „Kaderschmieden“ war wiederum dank der finanziellen 
Mittel der Vereinten Nationen möglich geworden. So profitierte mit über einer 
Million US-Dollar bereits Mitte der 1960er Jahre das Zen trum für Weiterbildung 
von Führungskräften (Centralny Ośrodek Dokształcania Kadr Kierowniczych) in 
Warschau vom UN-Sozialfonds, um nur ein Beispiel zu nennen.22

3. „Der Zollverein“  – Ost-West-Kontakte dank der Auslandsaufenthalte

Die meisten Unterlagen zum beruflichen und Stipendiaten-Austausch zwischen 
Polen und dem Westen befinden sich in Polen im Archiv Neuer Akten (AAN) und 
im Archiv des Außenministeriums in Warschau. Die Auswertung dieser Quellen, 
insbesondere zur Zusammenarbeit mit der Ford- und Fulbright-Stiftung, die ab 
den 1960er Jahren dank der Koordinierung durch das Technische Büro der Ver-
einten Nationen zustande kam, offenbart großen Pragmatismus in der Koope-
ration zwischen der kommunistischen Regierung und den Stiftungsvertretern. 

Es lässt sich die Tendenz beobachten, dass die polnische Seite am Anfang 
besonders an einem Austausch im Bereich moderner Industriezweige sowie in 
Naturwissenschaft und Technik interessiert war. Wieder sind Ähnlichkeiten zum 
Verhalten des deutschen Staates im Modernisierungsprozess des 19. Jahrhun-
derts festzustellen, wie sie von Gerschenkron ausführlich beschrieben worden 
sind.23 Die polnischen Präferenzen lagen eindeutig in den aufstrebenden Berei-
chen wie Biophysik, Biochemie, Elektronik, Ingenieurwesen, Architektur und 
Betriebswirtschaft, was als Hintergrund den enormen Modernisierungsdruck 
der polnischen Wirtschaft vermuten lässt (vgl. unten Tabelle 2). 

Die westliche Seite hingegen strebte mehr polnische Stipendiaten in den 
Geistes- und Sozialwissenschaften an, darunter vor allem in den Wirtschafts-
wissenschaften. Darüber hinaus stellten die Weststiftungen vermehrt Stipen-
dien für angewandte Linguistik und Fremdsprachendidaktik zur Verfügung.24 
Deutlich werden die nicht zuletzt auch politischen Motive der westlichen 

22 AAN, Rep. 575  – Komitet Współpracy Gospodarczej z Zagranicą, Sign. 18/1, Departament Mię-
dzynarodowych Organizacji Ministerstwa Zagranicznego PRL-u, Aktennotiz: „Nasze korzyści ze 
współpracy z pomocą techniczną ONZ, Funduszem Specjalnym i UNICEF“, Departament Między-
narodowych Organizacji Ministerstwa Zagranicznego PRL-u, 23.07.1965, Bl. 5.

23 Gerschenkron (Anm. 8), S. 10.
24 AAN, Rep. 575  – Komitet Współpracy Gospodarczej z Zagranicą, Sign. 18/1, Notatka pro me-

moriam w sprawie zasad i trybu przygotowywania kandydatów na stypendia Fundacji Forda, 
28.01.1964, Bl. 1. Dieser Vermerk über die Regeln und Verfahren zur Vorbereitung von Kandida-
ten für Stipendien der Ford Foundation ist vom Direktor der Ford-Stiftung, Shepard Stone, und 
Eugenia Krassowska, Staatssekretärin im Ministerium für Hochschulbildung, unterzeichnet.
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Wirtschaftspolitik, verknüpft mit der Hoffnung, Einfluss auf die gesellschaftli-
chen Eliten des Entsendelandes nehmen zu können.25 

Die Kandidatenliste für die Stipendien wurde vom polnischen Hochschul-
ministerium anhand der Vorschläge verschiedener anderer Ministerien, Hoch-
schulen und der Stiftungen selbst erstellt. Es zeigt sich aber auch, dass trotz der 
gegenseitigen Koordinierung der Kandidatenlisten und der Auswahlgespräche 
in Warschau und Krakau (es waren nur Kandidaten möglich, die die Zustimmung 
der polnischen Seite hatten) die Kandidaten in keiner Weise nur seitens der Partei 
vorherbestimmt waren. Zwar appellierte der Unterstaatssekretär des polnischen 
Ministeriums für Hochschulwesen bereits Mitte der 1960er Jahre für eine Aus-
wahl von Kandidaten, die neben hohen wissenschaftlichen und sprachlichen 
Qualifikationen auch eine „bestimmte politische Sichtweise“ repräsentierten, die 
Akten zeigen jedoch, dass die meisten Kandidaten zwar ausgesprochene Exper-
ten in ihren Bereichen waren, aber politisch nicht unbedingt engagiert.26 Viele 
von ihnen waren nicht einmal Mitglieder der herrschenden Polnischen Vereinig-
ten Arbeiterpartei (PZPR). So waren untern den zwölf Kandidaten für Stipendien 
der Ford-Stiftung im Bereich der polnischen Schwer- und Chemieindustrie für 
das Jahr 1964/65 (Zielländer: USA, Großbritannien, Schweiz, Schweden, Däne-
mark) nur zwei PZPR-Mitglieder, die große Mehrheit war parteilos.27 

Die Bewerbungsunterlagen zeigen auch, dass fast alle Kandidatinnen und 
Kandidaten über umfangreiche Fachkenntnisse in ihrem Bereich verfügten und 
auch ganz konkrete Wünsche an ihre Gastinstitutionen äußerten. Die meisten 
hatten bereits Kontakt zu den Einrichtungen, kannten dort Kolleginnen und 
Kollegen oder machten genaue Angaben zu westlichen Firmen und Institutio-
nen, die sie während der meistens halb- oder einjährigen Auslandsaufenthalte 
kennenlernen wollten. Beindruckend sind neben dem Fachwissen und dem Ver-
netzungsgrad auch die Sprachkenntnisse der Bewerber. Neben der Sprache des 
Gastlandes beherrschten die meisten von ihnen noch eine weitere Fremdsprache 
auf hohem Niveau, vor allem Englisch, Deutsch und Russisch.28 

25 Vgl. das Beispiel der polnischen Akademie der Wissenschaften (PAN) im Spiegel von Staatssi-
cherheits- und Parteidokumenten: Patryk Pleskot/Tadeusz Paweł Rutkowski: Spętana Akade-
mia. Polska Akademia Nauk w dokumentach władz PRL. Bd. 1: Materiały Służby Bezpieczeństwa 
(1967–1987), Warszawa: IPN 2009 sowie Bd. 2: Materiały partyjne (1950–1986), Warszawa: IPN 2012.

26 AAN, Rep. 575  – Komitet Współpracy Gospodarczej z Zagranicą, Sign. 18/1, Schreiben von: Pod-
sekretarz Stanu w Ministerstwie Szkolnictwa Wyższego, an: Przewodniczący Komitetu Współpra-
cy Gospodarczej z Zagranicą przy Urzędzie Rady Ministrów, K. Olszewski, 30.01.1964.

27 AAN, Rep. 575  – Komitet Współpracy Gospodarczej z Zagranicą, Sign. 18/1, Ministerstwo Przemy-
słu Ciężkiego, Wykaz tematów i kandydatów na stypendia Fundacji Forda na 1964/1965 r.

28 Siehe dazu zahlreiche Personalfragenbögen in: AAN, Rep. 575  – Komitet Współpracy Gospodar-
czej z Zagranicą, Sign. 18/1, Kwestionariusz osobowy.
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Tabelle 2: Übersicht der polnischen Fulbright-Stipendiaten in den Jahren 1969–1971 und 
1983–1988

Jahr Anzahl Disziplinen ♂♂ ♀♀

1969–70 6 Physics, Language and Literature, Sociology 6 0

1970–71 8 Economics and Business Administration,
Education, Language and Literature, 
Chemistry, Engineering, Animal and Plant 
Sciences, Bio-Sciences

7 1

1983–84 25 Biological Sciences, Chemistry, Theatre Arts, 
Economics and Business Administration, 
Language and Literature, Journalism 
and Mass Communications, Linguistics, 
Medical Sciences, History and Civilization, 
Engineering, Earth Sciences

19 6

1984–85 27 Biological Sciences, Chemistry, Computer 
Science, Earth Sciences, Economics and 
Business Administration, Engineering, 
Journalism and Mass Communications, 
Law Linguistics, Medical Sciences, Physics, 
Theatre Arts

18 9

1985–86 26 Biological Sciences, Business Administration, 
Chemistry, Communications and Journalism, 
Computer Science, Economics, Engineering, 
Language and Literature, Linguistics, Medical 
Sciences, Physics and Astronomy, Political 
Science

19 7

1986–87 32 Agriculture, American History, Biological 
Sciences, Business Administration, Chemistry, 
Communications and Journalism, Economics, 
Engineering, History (non-U.S.), Mathematics, 
Medical Sciences, Psychology

25 7

1987–88 31 Agriculture, Medical Sciences, Business 
Administration, Communications and 
Journalism, Economics, Sociology and Social 
Work, Political Science, Chemistry, Biological 
Sciences, Engineering, History (non-U.S.)

23 8

Quelle: Chlebowska (Anm. 29), S. 37. 29

29 Alina Chlebowska: Wissenszirkulation im Kalten Krieg. Polnische Stipendiaten in den USA seit 
den 1970er Jahren; MA-Arbeit an der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder)/Zentrum für 
Interdisziplinäre Polenstudien, Sommersemester 2020.
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4. Fazit

Das sozialistische Polen nutzte als eines der wenigen Ostblock-Länder gezielt 
die beruflichen und wissenschaftlichen Austauschprogramme mit dem Westen. 
Der westliche Technologietransfer ab den 1970er Jahren brachte zwar nicht das 
erhoffte Ergebnis einer raschen Modernisierung der polnischen Wirtschaft, da 
sich die Implementierung der neuen westlichen Technologie in die Strukturen 
der starren Planwirtschaft als schwierig erwies. Gleichwohl hatten polnische 
Fach- und Führungskräfte dank zahlreicher beruflicher Auslandsaufenthalte 
insbesondere seit den 1970er Jahren einen enormen Vorteil gegenüber den an-
deren Gesellschaften im Ostblock, woran sie in der beginnenden Systemtrans-
formation nahtlos anknüpfen konnten. 

Es konnte gezeigt werden, dass die beruflichen Auslandsaufenthalte im 
Westen einerseits ein klarer „Vorteil“ im Sinne von Gerschenkron waren, an-
dererseits aber auch einfach eine Taktik, die zur politischen Praxis gehörte. So 
lernten die polnischen Fachleute bereits in den 1970er und 1980er Jahren markt-
wirtschaftliche Mechanismen vor Ort im Westen kennen, knüpfen wertvolle 
Kontakte, probierten neuesten Technologien aus und schufen sich einen reichen 
Fundus an sozialem Kapital. Daneben akkumulierten sie nicht selten auch das 
finanzielle Startkapital für den Transformationsprozess Ende der 1980er Jahre, 
als Unternehmen entstanden, von denen viele bis heute tätig sind.30 Anderer-
seits erlebten viele in der Volksrepublik Polen errichtete Werke einen Einbruch 
oder wurden verkauft. Die wirtschaftlichen und gesellschaftlichen Eliten mit ih-
rer Westassoziierung waren quasi startbereit und warteten nur darauf, dass der 
Wind der Wende ihre Aktivitäten zulassen würde. Dazu gehörten zum einen ehe-
malige kommunistische Kader bzw. Personen am Anfang einer entsprechenden 
Karriere, zum anderen aber auch Vertreter der Opposition, denn Nutznießer der 
beruflichen oder auch privat (etwa durch Emigration) bedingten Aufenthalte im 
Westen waren nicht nur Anhänger des Regimes, sondern gleichermaßen auch 
oppositionelle Intellektuelle. Sie alle bildeten nach 1989 die postkommunisti-
sche Elite  – die Geburtshilfe der Transformation. 

Dank Wissenszirkulation und „Reisefreiheit“ gen Westen konnten ehe-
malige „kommunistische Kader“ dank ihrer internationalen Vernetzung zu Ge-
burtshelfern der Transformation werden, wie Tabelle 3 anhand einiger weniger 
Ful bright-Stipendiaten zeigt. Die Liste der prominentesten polnischen Stipen-
diaten des Fulbright-Programms  liest sich wie ein „Who is who“ der polnischen 

30 Siehe dazu Krzysztof Rybiński: Go Global. Wywiady z twórcami polskich firm, które zdobyły rynki 
międzynarodowe, Gliwice: Onepress 2014.
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Transformationszeit. Sämtliche Personen hatten vor der Übernahme politischer 
und wirtschaftlicher Schlüsselpositionen einen oder mehrere berufliche Auslands-
aufenthalte im Westen absolviert.

Interessant ist, dass fast alle in der Tabelle genannten Personen mehr oder 
weniger mit der PZPR verbunden waren. Zwar war die Mitgliedschaft in der Par-
tei keine Bedingung dafür, sich mit oder ohne Stipendium beruflich im Wes-
ten aufzuhalten, aber für Oppositionelle, Kirchen- und Solidarność-Mitglieder 
waren derartigen Reise besonders nach dem Kriegsrecht in Polen schwieriger 
geworden. Dennoch waren auch Oppositionelle gleichermaßen im Westen tä-
tig. Zu einem standen Weststipendien stets auch Nichtparteimitgliedern und 
Kirchenaktivisten offen, wie das Beispiel Adam Biela in Tabelle 3 zeigt, zum 
anderen nutzte die Opposition alternative Kanäle, wie zum Beispiel die Pariser 
Kultura von Jerzy Giedroyc.31 Die politische Vergangenheit vieler der in Tabelle 3 
aufgelisteten Personen bestätigt daher nur zum Teil die Auffassung polnischer 
Soziologen wie Adam Schaff, Jakub Karpiński oder Adam Podgórecki, dass es 
sich bei der Systemtransformation im Grunde um eine institutionelle Verän-
derung handele, die von der kommunistischen Elite geschaffen worden sei32  – 
durchaus sehr wichtige Stimmen in der Diskussion der 1990er Jahre über den 
Einfluss von Strukturen und Geheimdiensten der untergegangenen VR Polen 
auf die Vorbereitung der neuen „Elite“ auf Transformation und Machtübernah-
me. Trotzdem waren andererseits auch sehr viele Oppositionelle Geburtshel-
fer der Transformation, so dass im Falle Polens von einer durchmischten Eilte 
gesprochen werden sollte, ganz im Sinne der Gespräche am Runden Tisch, die 
in der Übergangsphase vom kommunistischen Regime zur Demokratie bereits 
zwischen dem 6. Februar und dem 5. April 1989 in Warschau stattfanden. Teil-
nehmer der Gespräche waren Vertreter der regierenden PZPR, aber auch der op-
positionellen Gewerkschaft Solidarność, der katholischen Kirche und anderer 
gesellschaftlicher Gruppen. Alle diese Gruppierungen waren gleichermaßen an 
der Systemtransformation beteiligt, und Vertreter aller dieser Gruppen finden 
wir auf den Listen beruflicher Aufenthalte im Westen, die zum Teil lange vor der 
Transformation stattfanden.

31 Vgl. Łukasz Gałecki/Basil Kerski (Hg.): Die polnische Emigration und Europa 1945–1990. Eine 
Bilanz des politischen Denkens und der Literatur Polens im Exil, Osnabrück: fibre 2000.

32 Siehe dazu Adam Podgórecki: Społeczeństwo polskie, übers. von Zbigniew Pucek, Rzeszów: 
Wydawnictwo Wyższej Szkoły Pedagogicznej 1995; Jakub Karpiński: Ustrój komunistyczny w Pol-
sce, Londyn: Aneks 1985. Erwähnt sei auch der Dokumentarfilm über Adam Schaff „Nie ma innej 
drogi“ (TVP 2003) von Ewa Żmigrodzka und Krzysztof Zwoliński.
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Als Rückständigkeit zum Vorteil wurde

Stipendien, Offenheit gegenüber dem Westen und Reisefreiheit waren im 
Prozess der Systemtransformation vor allem für die Menschen hilfreich, die mit 
dem Machtsystem verbunden waren. Diese Tatsache zieht sich wie ein roter Fa-
den durch die soziologische Diskussion der 1990er Jahre zur Verantwortung der 
volksrepublikanischen Elite und ihrer Nachfolger für die politische Transforma-
tion. Andererseits zeigen Archivunterlagen, dass auch Menschen das System 
„transformierten“, die von außerhalb des kommunistischen Systems kamen: 
Unternehmer, Handwerker, Lehrer, Künstler, Wissenschaftler, Journalisten etc. 
Viele von ihnen waren nicht Mitglieder der Partei gewesen, oft sogar in der Op-
position tätig und trugen durch ihr Wirken (u. a. auch im Westen) zur Zeit des 
sozialistischen Polens ebenfalls zur Transformation bei.

Die relativ starke internationale Vernetzung der polnischen Eliten bereits 
vor dem Transformationsprozess entstand durch die einzigartige Möglichkeit 
der Nutzung von Stipendien- und anderen Programmen internationaler Organi-
sationen, allen voran der Vereinten Nationen und etlicher Stiftungen, von denen 
sehr viele besonders am Anfang mit der UNO kooperierten. Da Polen UN-Grün-
dungsmitglied und als „Entwicklungsland“ anerkannt war, konnte das Land diese 
Hilfe viel stärker in Anspruch nehmen als zum Beispiel die DDR, die lange inter-
national als Staat nicht anerkannt war, oder die Tschechoslowakei, die wiederum 
zu den entwickelten UN-Wirtschaften gezählt wurde. Damit kann im Falle Polens 
die Gerschenkron-Theorie über die „Vorteilhaftigkeit der Rückständigkeit“ zur 
Erklärung des Transformationsprozesses herangezogen werden. Im Kontext der 
Systemtransformation ist die Bedeutung von bereits seit Ende der 1960er Jahre 
stattfindenden beruflichen Auslandsaufenthalten polnischer Experten und Wis-
senschaftler im Westen nicht hoch genug zu bewerten.

Kiedy zacofanie stało się zaletą. Pobyty zawodowe „kadry komunistycznej” 
na Zachodzie jako katalizator transformacji w Polsce

Socjalistyczna Polska była jednym z nielicznych krajów bloku wschodniego, które potrafiły 
celowo wykorzystywać programy wymiany zawodowej i naukowej z Zachodem. Dzięki sta-
tusowi członka-założyciela ONZ i uznaniu jej za „kraj rozwijający się” Polska mogła liczyć 
na pomoc organizacji międzynarodowych znacznie bardziej niż np. NRD, której długo nie 
uznawano na arenie międzynarodowej, czy Czechosłowacja, którą z kolei zaliczano do roz-
winiętych gospodarek wśród państw ONZ. W przypadku Polski można zatem wykorzystać 
do wyjaśnienia procesu transformacji sformułowaną przez Gerschenkrona teorię „zalety 
zacofania”. W procesie transformacji ustrojowej nie sposób przecenić roli pobytów zawo-
dowych na Zachodzie polskich ekspertów i naukowców  – i to już od końca lat 60. Pobyty 
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te były z  jednej strony oczywiście „zaletą zacofania” w  rozumieniu Gerschenkrona, ale 
z drugiej po prostu taktyką należącą do praktyk politycznych w socjalistycznej Polsce. Już 
w latach 70. i 80. eksperci z Polski poznawali z bliska zachodnie mechanizmy gospodarki 
rynkowej, nawiązywali cenne kontakty, wypróbowywali najnowsze technologie i groma-
dzili bogaty zasób kapitału społecznego. Dzięki obiegowi wiedzy i możliwości swobodne-
go podróżowania na Zachód dawne „kadry komunistyczne”, posiadające szerokie kontak-
ty międzynarodowe, mogły stać się akuszerami transformacji. Bardzo wiele z  tych osób 
tworzyło postkomunistyczną elitę po 1989 roku.

When backwardness became an advantage. Professional stays abroad by the 
“communist cadre” in the West as midwife of the transformation in Poland

Poland was one of the few countries in the Eastern bloc that were able to make targeted 
use of professional and scientific exchange programmes with the West. Thanks to Po-
land’s founding membership of the UN and its qualification as a “developing country”, it 
was able to build on this kind of aid much more than, for example, the GDR, which for 
a long time was not internationally recognised as a state, or Czechoslovakia, which was 
one of the UN countries regarded as having a  developed economy. Thus, in the case of 
Poland, Gerschenkron’s theory of the “advantage of backwardness” can be used to explain 
the transformation process. In the process of systemic transformation, the role of pro-
fessional stays abroad by Polish experts and scientists in the West, undertaken since the 
late 1960s, should not be underestimated. These stays were on the one hand obviously an 
“advantage of backwardness” in Gerschenkron’s sense, but on the other hand were also 
simply a tactic among the political practices in communist Poland. As early as the 1970s 
and 1980s, experts became familiar with the mechanisms of the market economy locally 
in the West, made valuable contacts, tried out the latest technologies, and accumulated 
enormous wealth in terms of social capital. Thanks to the circulation of knowledge and 
the freedom to travel to the West, the former “communist cadres” with their international 
networks were able to help midwife the transformation. Very many of them formed the 
post-communist elite after 1989.
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Vorboten der Transformation.  
Akademischer Austausch zwischen Polen  
und westlichen Institutionen, 1960–1989

1. Einleitung

Die politische, soziale und wirtschaftliche Transformation des östlichen Euro-
pas nach 1989 ist nicht einfach vom Himmel gefallen.1 Bisherige Studien zeigen, 
dass akademische Austauschprogramme während des Kalten Krieges ein wich-
tiges Element der Kultur- und Wissenschaftspolitik der westlichen Länder dar-
stellten. Sowohl Regierungen als auch private Stiftungen investierten erhebliche 
Ressourcen, um Eliten und Meinungen auf der anderen Seite des Eisernen Vor-
hangs zu beeinflussen.2 Längerfristige Stipendienprogramme wurden etwa vom 
Deutschen Akademischen Austauschdienst (DAAD), der Alexander von Hum-
boldt-Stiftung (AvH), von amerikanischen Einrichtungen, einschließlich der so-
genannten Fulbright-Stipendien, unter der Leitung des Council for International 
Exchange of Scholars (CIES), ausgeschrieben.3

Autoren wie Yale Richmont, Matthew Evangelista oder Joanna Bock-
man haben bereits die Bedeutung dieser akademischen Austauschprogramme 
in der Zeit des Kalten Krieges herausgearbeitet. So zeigt Bockman, dass in den 

1 Dazu allgemein Dagmara Jajeśniak-Quast et al.: Wandel, Ambivalenz und Resilienz. Zusammen-
denken von Transformations- und Konfliktforschung im Lichte der Fallstudie Frankfurt (Oder)/
Słubice, in: KonfliktDynamik 11/2, 2022, S. 82–96; Philipp Ther: Die neue Ordnung auf dem alten 
Kontinent. Eine Geschichte des neoliberalen Europa, Berlin: Suhrkamp 2014.

2 Dazu allgemein Jeffrey T. Checkel: Ideas and International Political Change. Soviet/Russian Be-
havior and the End of the Cold War, New Haven: Yale UP 1997; Yale Richmond: Cultural Exchange 
and the Cold War. Raising the Iron Curtain, University Park: Penn State UP 2003; Matthew Evan-
gelista: Unarmed Forces. The Transnational Movement to End the Cold War, Itthaca: Cornell UP 
1999; Sam Lebovic: From War Junk to Educational Exchange. The World War II Origins of the Ful-
bright Program and the Foundations of American Cultural Globalism, 1945–1950, in: Diplomatic 
History 37/2, 2013, S. 280–312.

3 Igor Czernecki: An Intellectual Offensive. The Ford Foundation and the Destalinization of 
the Polish Social Sciences, in: Cold War History 13/3, 2013, S. 289–310; Jürgen Danyel/Jan C. 
Behrends (Hg.): Grenzgänger und Brückenbauer. Zeitgeschichte durch den Eisernen Vorhang, 
Göttingen: Wallstein Verlag 2019; Pavla Horská: Vznik 6. Sekce École Pratique des Hautes 
Études, Ferdinand Braudel a jeho východoevropská vedecká politika, in: Český časopis  
historický 100/2, 2002, S. 841–867.
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Wirtschaftswissenschaften neoklassische Ideen auf beiden Seiten des Eisernen 
Vorhangs diskutiert wurden. Damit bestand sowohl in Ost als auch in West in 
dieser Disziplin ein gemeinsames intellektuelles Fundament für eine blocküber-
greifende akademische Debatte.4

Die Bedeutung solcher Austauschprogramme für die nachfolgende wirt-
schaftliche und politische Transformation in Polen nach 1989 wurde von dem 
Frühneuzeithistoriker und Mitglied der Polnischen Akademie der Wissenschaf-
ten (PAN) Andrzej Wyczański  – selbst Stipendiat der französischen École des 
hautes études en sciences sociales (EHESS)  – pointiert angesprochen. Er fragte in 
einem 1997 publizierten Artikel, ob der Schlüssel zum Verständnis des relativ rei-
bungslosen Machtwechsels in Polen darin liege, dass 1989 auf beiden Seiten des 
Runden Tisches ehemalige Teilnehmer dieser Programme saßen. „Diese Men-
schen wuchsen oft in einer ähnlichen kulturellen Atmosphäre auf, wurden nach 
ähnlichen westlichen Modellen ausgebildet und dachten ähnlich kritisch.“5 Da 
es wenig Zweifel an der Konvergenz politischer und sozioökonomischer Vorstel-
lungen im Spätsozialismus gibt, bleibt eine offene Frage, inwieweit es akademi-
schen Austauschprogrammen gelungen ist, Prozesse der Wissenszirkulation zu 
fördern und transnationale Elitennetzwerke aufzubauen, die politische Prozesse 
beeinflussen und den Rahmen für eine große staatliche Transformation liefern 
konnten.6

Wenn man auf die Zeitspanne zwischen 1960 und 1989 blickt, wird deut-
lich, dass polnische Akademiker einen entscheidenden Anteil der „Gäste aus 
dem Osten“ an westlichen Institutionen stellten.7 Abgesehen von Jugoslawien, 
scheint kein anderer sozialistischer Staat so stark in den internationalen akade-
mischen Austausch involviert gewesen zu sein. Folgende Fragen drängen sich 
auf: Weshalb nahm die Volksrepublik Polen eine solche Ausnahmestellung ein? 
Welche Kriterien mussten die polnischen Bewerberinnen und Bewerber erfül-
len, bevor sie ins Ausland reisten? Denn einerseits mussten die zuständigen 
Staats- und Parteiinstanzen ihren Antrag genehmigen, andererseits konnten 

4 Johanna Bockman: The Long Road to 1989. Neoclassical Economics, Alternative Socialisms, and 
the Advent of Neoliberalism, in: Radical History Review 112, 2012, S. 9–42.

5 Andrzej Wyczański: Droga do III Rzeczypospolitej, in: Wiadomości kulturalne 3 (139), 26.01.1997, S. 2.
6 James Mark et al.: 1989. A Global History of Eastern Europe, Cambridge: Cambridge UP 2019; Jan 

Drahokoupil: The Rise of the Comprador Service Sector. The Politics of State Transformation 
in Central and Eastern Europe, in: Polish Sociological Review 162/2, 2008, S. 175–189; Mitchell 
Orenstein/Stephen Bloom/Nicole Lindstron (Hg.): Transnational Actors in Central and East 
European Transitions, Pittsburgh: University of Pittsburgh Press 2008.

7 Vgl. dazu Jarosław Kilias: Goście ze Wschodu. Socjologia polska lat sześćdziesiątych XX wieku 
a nauka światowa, Kraków: Zakład Wydawniczy Nomos 2017; Partyk Pleskot: Intelektualni są-
siedzi. Kontakty polskich historyków z francuskim środowiskiem „Annales“ w latach 1945–1989, 
Warszawa: Instytut Pamięci Narodowej 2011.
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die jeweiligen westlichen Partner entscheiden, ob eine bestimmte Person ihre 
Erwartungen erfüllte. 

Zur Beantwortung dieser Fragen versuche ich, quantitative und qualitative 
Ansätze zu kombinieren. Quantitative Methoden dienen zum einen dazu, sich 
ein Bild von der Größenordnung des akademischen Austauschs zu machen. Zah-
len dazu können unter anderem öffentlichen Publikationen der Förderinstitutio-
nen selbst (Jahrbücher, Rechenschaftsberichte) entnommen werden. Qualitative 
Ansätze ermöglichen es hingegen, einzelne beteiligte Personen sowie die schein-
bar kontingenten Faktoren zu untersuchen, die sie zu einem Auslandstipendium 
geführt haben. Zunächst helfen insbesondere Archivakten aus den Förderinsti-
tutionen, die wichtigsten persönlichen Daten der Stipendiatinnen und Stipen-
diaten zu eruieren. Im Weiteren ermöglichen gezielte Zeitzeugeninterviews, In-
formationen zu den Stipendienprogrammen zu gewinnen, die nicht schriftlich 
festgehalten worden sind.

Diese gestaffelte Herangehensweise wird im Folgenden skizziert. Zunächst 
mache ich anhand von Jahrbüchern zu den Fulbright-Stipendiaten der USA so-
wie statistischen Daten aus dem Institut für Europäische Geschichte (IEG) in 
Mainz die quantitative Dimension deutlich. Anschließend beleuchte ich anhand 
von ausgewählten Biographien polnischer Historikerinnen und Historiker, die 
an Austauschprogrammen mit Westdeutschland, insbesondere mit dem IEG, 
teilgenommen haben, die Möglichkeiten eines qualitativen Zugangs. Zusam-
mengenommen lässt sich so eine empirische Ergänzung zu Andrzej Wyczańskis 
obengenannter Vermutung liefern. 

2. Die Ausnahmestellung von Stipendiatinnen und Stipendiaten aus 
der VR Polen 

Der US-Kongress richtete 1946 ein internationales akademisches Austauschpro-
gramm ein, das später nach einem seiner Initiatoren, dem Senator J. William 
Fulbright, benannt wurde. Ziel des bis heute für die US-amerikanische Wissen-
schaftspolitik wegweisenden Programms war und ist es, für die akademische Mo-
bilität zwischen den USA und dem Rest der Welt die notwendigen Mittel bereit-
zustellen. Zum einen bietet es Auslandsstipendien für amerikanische Forscher. 
Zum anderen unterstützt es Postdocs aus dem Ausland, an einer US-amerika-
nischen akademischen Einrichtung zu arbeiten und mit der dortigen akademi-
schen Gemeinschaft in Kontakt zu treten. Für die administrative Seite der Finan-
zierung war der CIES zuständig. Die Kandidatenauswahl war Aufgabe bilateraler 
Fulbright-Kommissionen, das heißt gemischter Kommissionen mit Vertretern 



 226

Stephan Rindlisbacher

aus den jeweiligen Staaten und den USA, oder wurde von den US-Botschaften im 
jeweiligen Gastland vorgenommen.8

In den Anfangsjahren konzentrierte sich das Internationale Fulbright-Pro-
gramm auf verbündete Staaten der USA in Europa und Ostasien. Zwischen 1946 
und 1989 kam der größte Teil der ausländischen Wissenschaftler aus Großbritan-
nien, Frankreich und Japan. Sozialistische Staaten waren zunächst ausgeschlos-
sen. Dies änderte sich jedoch, als Anfang 1960 bilaterale Kommissionen mit Po-
len und Jugoslawien geschaffen wurden. Ansprechpartner auf polnischer Seite 
war die Akademie der Wissenschaften (PAN). Innerhalb des Warschauer Pakts 
kam Polen damit eine Vorreiterrolle zu. 

Eine Auswertung der online verfügbaren Jahrbücher des CIES9 zeigt, dass 
ebendiese beiden Staaten zwischen 1960 und 1989 für den Löwenanteil unter den 
Fulbright-Stipendiaten aus sozialistischen Ländern standen. Schritt für Schritt 
schlossen sich neben Polen und Jugoslawien weitere Länder des Sowjetblocks 
dem Programm an, zuerst Rumänien, dann die Tschechoslowakei und Ungarn 
und schließlich die Sowjetunion selbst. Dennoch lag die Zahl der Akademiker 
aus diesen Ländern im Vergleich zu denen aus Polen und Jugoslawien deutlich 
tiefer. Von 1962 bis 1971 konnten 135 Wissenschaftler aus Jugoslawien und 87 
aus Polen im Rahmen des Fulbright-Programms US-Institutionen besuchen, ver-
glichen mit 52 aus Rumänien und einem Forscher aus der Tschechoslowakei. 
Die absoluten und relativen Stipendiatenzahlen aus den sozialistischen Staaten 
stiegen in den 1980er Jahren im Vergleich zu den 1960er Jahren deutlich an. Zwi-
schen 1983 und 1988 besuchten 256 Akademiker aus Jugoslawien und 146 aus Po-
len über Fulbright die USA. Die Volksrepublik China folgte mit 92 Wissenschaft-
lern, dann Ungarn mit 73. Die Sowjetunion, die globale Hauptkonkurrentin der 
USA, stellte in diesem Zeitraum nur insgesamt 60 Wissenschaftler. Am unteren 
Ende der Statistik rangieren Rumänien mit 38, die Tschechoslowakei mit 34 und 
Bulgarien mit 29 Akademikern. Die DDR trat dem Programm erst 1987 bei und 
schickte sechs Wissenschaftler in die USA.

8 Zum Fulbright-Programm allgemein Molly Bettie: Exchange Diplomacy. Theory, Policy and 
Practice in the Fulbright Program, in: Place Branding and Public Diplomacy 16, 2020, S. 212–223; 
Alessandro Brogi/Giles Scott-Smith/David J. Snyder (Hg.): The Legacy of J. William Fulbright. 
Policy, Power, and Ideology, Lexington: University Press of Kentucky 2019, S. 1–14; Justin Hart: 
Empire of Ideas. The Origins of Public Diplomacy and the Transformation of U. S. Foreign Policy, 
New York: Oxford University Press 2013; Sam Lebovic: From War Junk to Educational Exchange. 
The World War II Origins of the Fulbright Program and the Foundations of American Cultural 
Globalism, 1945–1950, in: Diplomatic History 37/2, 2013, S. 280–312.

9 Die Jahrbücher des CIES für 1960–1971 sowie für 1982–1988 können unter folgender Adresse ab-
gerufen werden: https://libraries.uark.edu/specialcollections/fulbrightDirectories, 10.05.2022. 
Die nachfolgenden Zahlen stammen aus diesen Jahrbüchern.
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Abbildung 1: Zusammensetzung der Fulbright-Stipendien, 1962–1971

Quelle: CIES (Hg.): Directories of Visiting Fulbright Scholars and Occasional Lecturers, 1962–1971.

Abbildung 2: Fulbright-Stipendien für Personen aus sozialistischen Staaten, 1962–1971

Quelle: CIES (Hg.): Directories of Visiting Fulbright Scholars and Occasional Lecturers, 1962–1971.
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Abbildung 3: Zusammensetzung der Fulbright-Stipendien, 1983–1988

Quelle: CIES (Hg.): Directories of Visiting Fulbright Scholars and Occasional Lecturers, 1983–1988. 
Das zweite Jahrbuch zum akademischen Jahr 1984/1985 (mit Angaben zu rund 250 Stipendiaten) 
fehlt.

Abbildung 4: Fulbright-Stipendien für Personen aus sozialistischen Staaten, 1983–1988

Quelle: CIES (Hg.): Directories of Visiting Fulbright Scholars and Occasional Lecturers, 1983–1988. 
Das zweite Jahrbuch zum akademischen Jahr 1984/1985 (mit Angaben zu rund 250 Stipendiaten) 
fehlt.
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Bei der Analyse dieses Datensatzes zeigt sich, wie wichtig die Frage ist, wa-
rum gerade Polen neben Jugoslawien einen solchen Ausnahmestatus erlangt 
hat. Da das Fulbright-Programm direkt von der US-Regierung finanziert wurde, 
dürften politische Überlegungen eine Rolle gespielt haben. Im Falle Jugoslawiens 
war die Politik der Blockfreiheit sicherlich ein entscheidender Faktor, aber nicht 
im Falle Polens, das eindeutig Teil des Sowjetblocks war. 

Vergleicht man die Zusammensetzung nach Disziplinen für die 1960er und 
die 1980er Jahre, ergibt sich eine grundsätzliche Verschiebung. Die absolute Zahl 
der internationalen Fulbright-Stipendiaten zwischen 1960 und 1980 wuchs von 
rund 850 auf 1.100 Personen pro Jahr. Generell stieg sowohl die absolute Zahl der 
Geisteswissenschaftler als auch die absolute Zahl der Forscher aus den Naturwis-
senschaften, aber verhältnismäßig wurden tendenziell mehr Fulbright-Stipendi-
en an Humanwissenschaftler vergeben. Diese Verschiebung lässt sich auch unter 
den Stipendiaten aus Polen beobachten.

Die herausragende Rolle polnischer Wissenschaftler fällt noch mehr ins 
Auge, wenn wir uns die Disziplinen der betreffenden Austauschwissenschaftler 
ansehen. Während in den 1960er Jahren Ingenieure und Literaturwissenschaft-
ler dominierten, stammten in den 1980er Jahren die polnischen Forscher über-
wiegend aus den Bereichen Wirtschaftswissenschaften, Medizin sowie überra-
schenderweise auch aus den Medienwissenschaften. Zwischen 1983 und 1988 
besuchten 15 polnische Wissenschaftler der letztgenannten Disziplin die USA. 
Der Anteil polnischer Stipendiaten in den Medienwissenschaften ist noch fas-
zinierender, wenn man bedenkt, dass im Jahresdurchschnitt nur etwa zehn der 
1.100 internationalen Fulbright-Stipendiaten in dieser Disziplin arbeiteten. Mit 
anderen Worten kamen in den 1980er Jahren mehr als 15 % der Fulbright-Stipen-
diaten im Bereich der Medienwissenschaften aus Polen. Der durchschnittliche 
Anteil der polnischen Fulbright-Stipendiaten an der Gesamtstipendiatenzahl lag 
in diesem Zeitraum bei etwa 2,5 %.

Die relativ große Zahl von Wirtschafts- und Medienwissenschaftlern aus 
Polen in den 1980er Jahren lässt natürlich die Frage aufkommen, ob diese Men-
schen einen gewissen Einfluss auf den Prozess der wirtschaftlichen und politi-
schen Transformation während und nach der Auflösung des Sowjetblocks gehabt 
haben könnten. Insofern helfen die Daten aus den Fulbright-Jahrbüchern dabei, 
die Vermutung von Andrzej Wyczański mit weiteren Indizien zu erhärten. Darü-
ber hinaus könnten auch die Unterschiede zur disziplinären Zusammensetzung 
der jugoslawischen Stipendiaten, wo die Literaturwissenschaft eine bedeutende 
Rolle spielte, einen Ausgangspunkt für einen komparativen Ansatz liefern.
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Abbildung 5: Fulbright-Stipendien für Personen aus Polen nach Fachgebieten, 1962–1971

Quelle: CIES (Hg.): Directories of Visiting Fulbright Scholars and Occasional Lecturers, 1962–1971.

Abbildung 6: Fulbright-Stipendien für Personen aus Polen nach Fachgebieten, 1983–1988

Quelle: CIES (Hg.): Directories of Visiting Fulbright Scholars and Occasional Lecturers, 1983–1988. 
Das zweite Jahrbuch zum akademischen Jahr 1984/1985 (mit Angaben zu rund 250 Stipendiaten) 
fehlt.
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Auch wenn der quantitative Umfang etwas kleiner war, brauchte die För-
derung akademischer Mobilität durch die Bundesrepublik Deutschland den 
Vergleich etwa mit Fulbright nicht zu scheuen. Insgesamt wurden von 1951 bis 
1989 durch das IEG in Mainz 568 Forscherinnen und Forscher aus der ganzen 
Welt gefördert, darunter befanden sich auch 42 Historikerinnen und Historiker 
aus Polen.10 Ein Großteil der Kosten für die Stipendien wurde dabei vom DAAD 
und von der AvH getragen. Die deutschen Förderer nahmen sich explizit das Ful-
bright-Programm zum Vorbild, um ein eigenes Netzwerk im Feld der Geschichts-
wissenschaft aufzubauen.11 

Das 1950 von der französischen Militärverwaltung gegründete IEG zog Aka-
demiker aus der ganzen Welt an. Seither stieg das Institut zu einem attraktiven 
intellektuellen Treffpunkt im deutschsprachigen Raum auf. Bei der Stipendien-
vergabe an Wissenschaftler aus sozialistischen Saaten stach insbesondere Polen 
hervor, dorthin wurden zwischen 1965 und 1989 rund 70 Stipendien vergeben. Es 
kam dabei vor, dass eine bestimmte Person mehrmals gefördert wurde, darunter 
etwa Jerzy Holzer, von dem noch die Rede sein wird. Im gleichen Zeitraum vergab 
das IEG 40 Stipendien an Historiker aus der Tschechoslowakei, gefolgt von 35 Sti-
pendien an ungarische sowie 30 an jugoslawische Akademiker.12

3. Polnische Historikerinnen und Historiker zu Gast in Westdeutschland

Historiker sind scheinbar weiter vom Feld der Macht entfernt als beispielswei-
se Ökonomen oder Politikwissenschaftler, aber im Kontext des Kalten Krieges 
konnten sie eine Vorreiterrolle bei der Normalisierung der bilateralen Bezie-
hungen zwischen Polen und Westdeutschland einnehmen. Diese zwischen den 
1960er und 1980er Jahren etablierten Kommunikationswege und Austauschbe-
ziehungen bildeten nach der Vereinigung Deutschlands 1990 die Grundlage für 
weiterführende Kooperationen und bilaterale Initiativen. Anders als die politisch 
gewollten, aber in Wirklichkeit meist leeren Projekte zwischen der VR Polen und 
der DDR hat sich der Austausch zwischen der BRD und der VR Polen als wesent-
lich nachhaltiger erwiesen.13

10 Die Zahlen entsprechen den Angaben des IEG: https://www.ieg-mainz.de/stipendien/fellowfin-
der, 10.05.2022.

11 Interview mit Claus Scharf, wissenschaftlicher Mitarbeiter des IEG 1965–2003, 13. September 
2021.

12 Angaben zu den Stipendiaten des IEG aus sozialistischen Staaten zwischen 1950 und 1989: 
https://ausstellungen.deutsche-digitale-bibliothek.de/ieg2020/#s52/3, 10.05.2022. Heinz 
Durchhardt: Wissenschaftliche ‚Kontaktzonen‘. Das Beispiel des Instituts für Europäische 
Geschichte, in: Rocznik polsko-niemiecki 7, 1999, S. 33–44.

13 Stefan Guth: Geschichte als Politik. Der deutsch-polnische Historikerdialog im 20. Jahrhundert, 
Berlin: De Gruyter 2015, S. 349–352, 409.
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Die Forschung zu Historikern und zum Kontext der polnisch-westdeut-
schen Beziehungen konzentrierte sich (standardmäßig) auf die zwischenstaat-
liche Ebene. Genannt sei etwa Stefan Guths Monographie „Geschichte als Poli-
tik“.14 Dort schildert er unter anderem die Entwicklung der deutsch-polnischen 
Schulbuchkommission als Wegbereiter für die zwischenstaatliche Aussöhnung 
ab 1972. Eine weitere interessante Publikation ist der von Jürgen Danyel und Jan 
C. Behrends 2019 herausgegebene Band „Grenzgänger und Brückenbauer“.15 
Dort veröffentlichten die beiden Historiker Interviews mit polnischen und deut-
schen Historikern, die hier nun in einen breiteren historischen Kontext eingebet-
tet werden können.

Bei der Auswertung der bereits bestehenden Publikationen zeichnen sich 
drei Faktoren ab, die zur Nachhaltigkeit des Austausches zwischen der BRD und 
der VR Polen beigetragen haben: erstens kooperationsbereite Institutionen in 
Westdeutschland, zweitens engagierte Einzelpersonen und drittens Protektion 
und Unterstützung durch Staats- und Parteivertreter in der VR Polen. Zur Ver-
anschaulichung dieser drei Faktoren stütze ich mich auf die Biographien ausge-
wählter polnischer Historiker, die an Austauschprogrammen mit Westdeutsch-
land teilgenommen haben: Czesław Madajczyk (1921–2008), Czesław Łuczak 
(1922–2002), Jerzy Holzer (1930–2015), Anna Wolff-Powęska (*1941) und Włodzi-
mierz Borodziej (1956–2021).

Aus der Perspektive der polnischen Forscher war der akademische Aus-
tausch mit westlichen Ländern  – verglichen mit der Situation von Wissen-
schaftlern aus der DDR oder der Sowjetunion  – nicht mit allzu großen Hürden 
verbunden. Natürlich mussten die PAN und das Zentralkomitee der PZPR jedes 
angebotene Stipendium genehmigen, aber dies erfolgte  – nach Ansicht der Be-
troffenen  – nicht sehr restriktiv. Wie Anna Wolff-Powęska sich erinnert, sei es 
viel wichtiger gewesen, über die unterschiedlichen Fördermöglichkeiten Be-
scheid zu wissen, die von westdeutschen Institutionen angeboten wurden (zum 
Beispiel von der AvH, aber auch etwa von der Robert Bosch Stiftung).16

Berichten beteiligter Historiker zufolge kanalisierten vier Institutionen den 
akademischen Austausch mit Westdeutschland, zunächst die PAN in Warschau 
zusammen mit der dortigen Universität und dann das West-Institut (Instytut Za-
chodni) in Posen sowie die Universität Krakau. Andere historische Abteilungen, 
etwa die der Universität Thorn, waren dagegen weit weniger in den Austausch 
mit Westdeutschland involviert.17

14 Guth (Anm. 13), S. 349–352, 409.
15 Danyel/Behrends (Anm. 3).
16 Ebenda, S. 147–150 (Interview mit Wolff-Powęska).
17 Darstellung der vergebenen Stipendien am IEG nach Herkunftsuniversität: https://ausstellun-

gen.deutsche-digitale-bibliothek.de/ieg2020/#s52/2, 10.05.2022.
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Die von der bilateralen Schulbuchkommission nach 1972 organisierten 
Treffen boten Gelegenheit für vermehrte offizielle akademische Kontakte. Die-
se deutsch-polnische Initiative selbst war ein Kind der Außenpolitik unter Wil-
ly Brandt. Ihre Aufgabe war es, den Austausch zwischen den beiden Staaten zu 
intensivieren und die Zusammenarbeit zu fördern. Dazu wurden Empfehlungen 
für Schulbücher in beiden Ländern herausgegeben, deren grundlegendes Ziel es 
war, nationalistische Stereotype vom jeweils anderen Land zu überwinden.18 Für 
unser Anliegen ist nicht so sehr die Frage relevant, ob diese Empfehlungen erfolg-
reich waren oder nicht, sondern vielmehr, ob die Arbeit innerhalb der Kommis-
sion neue Möglichkeiten für einen weiterführenden Austausch bot. Denn nicht 
die Mitglieder der Kommission selbst, oft waren dies gestandene Professoren, 
sondern deren Schülerinnen und Schüler sollten die Möglichkeit erhalten, weit 
nachhaltiger an akademischen Austauschprogrammen teilzunehmen. Im Rah-
men der regelmäßigen Treffen der deutsch-polnischen Schulbuchkommis sion 
kamen aufstrebende Historikerinnen und Historiker wie Anna Wolff-Powęska 
oder Włodzimierz Borodziej mit Forscherinnen und Forschern aus Westdeutsch-
land in Kontakt. Im Gegensatz zu vielen ihrer polnischen Kolleginnen und Kol-
legen konnten sie sich so direkt über die Stipendienmöglichkeiten informieren 
und sich dann für diese Programme bewerben.

Im Zuge der neuen Ostpolitik unter der sozialliberalen Koalition besuch-
ten auch etablierte Professoren aus Polen das IEG in Mainz, jedoch oft nur für 
kürzere Aufenthalte oder zu Gastvorträgen.19 So war Czesław Łuczak aus Posen 
zwischen 1978 und 1989 dreimal am IEG, sein Kollege Czesław Madajczyk von 
der PAN in Warschau zwischen 1966 und 1982 sogar viermal.20 Antoni Czubiński 
(1928–2003), ein Posener Historiker, der als konservativ und parteinah galt, kam 
zwar nicht als Stipendiat ans IEG, sondern besuchte das Institut „nur“ im Zusam-
menhang mit Vorträgen.21 Er galt als einer der einflussreichsten Historiker in der 
VR Polen. So führte er von 1978 bis 1990 das Posener Instytut Zachodni, und von 
1984 bis 1990 hatte er auf polnischer Seite den Vorsitz der bilateralen Schulbuch-
kommission inne. 

Diese drei gestandenen Professoren waren wichtige Gatekeeper beim 
akademischen Austausch mit Westdeutschland. Sie waren es, die interessierte 
Nachwuchswissenschaftler unter anderem an das IEG vermittelten. Meist genüg-
te hierfür ein Empfehlungsschreiben von einem der drei (zusammen mit einer 

18 Guth (Anm. 13), S. 383–398.
19 Interview mit Claus Scharf, 13. September 2021.
20 Archiv des IEG, Stipendiatenakten, Czesław Madajczyk, Fragebogen des DAAD; Archiv des IEG, 

Stipendiatenakten, Czesław Łuczak, 6/2, Polizeiliche Meldebescheinigung.
21 Institut für Europäische Geschichte Mainz 1950–2000. Eine Dokumentation, Mainz: Verlag 

Philipp von Zadern 2000, S. 215–276.
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ausführlicheren Projektbeschreibung), um ein Stipendium über den DAAD oder 
die AvH zu erhalten.22 Der langjährige IEG-Präsident, Karl Otmar Freiherr von 
Aretin, war gut mit ihnen vernetzt. Obwohl er selbst konservative politische Po-
sitionen vertrat, achtete von Aretin doch auf eine gewisse Ausgewogenheit bei 
der Stipendienvergabe. Ihm war bekannt, dass Czubiński und Łuczak, die beide 
in Posen lehrten, aber unterschiedliche Strömungen vertraten, sich persönlich 
nicht gut leiden konnten. Dabei galt Czubiński gegenüber Łuczak als der regime-
treuere Historiker.23 Darüber hinaus setzte sich von Aretin bei den deutschen 
Behörden für Stipendiaten des IEG ein, wenn diese sich entschlossen, aus politi-
schen Gründen nicht mehr in ihre Heimat zurückzukehren oder wenn diese dort 
politischer Verfolgung ausgesetzt waren.24

Jüngere Historikerinnen und Historiker wie Wolff-Powęska oder Borodziej 
kamen durch die Vermittlung solcher Gatekeeper nach Westdeutschland. Im Fal-
le von Anna Wolff-Powęska war dies Antoni Czubiński. Schließlich kümmerte 
sich Władysław Markiewicz, angesehener Professor der Warschauer Universität 
(mit Wurzeln am Instytut Zachodni) und Leiter der Schulbuchkommission von 
1972 bis 1984, um seinen ehemaligen Doktoranden Włodzimierz Borodziej.25

Jerzy Holzer hat vielleicht wegen seiner offenen Abneigung gegen die Par-
teiherrschaft sowie seiner jüdischen Herkunft in Polen bis 1989 keine Professur 
erhalten. Er gehörte zu den ersten polnischen Historikern, die in den 1960er Jah-
ren das IEG in Mainz besuchten. Später wurde er immer wieder zu Gastsemestern 
an verschiedene deutsche, österreichische, aber auch französische Universitäten 
eingeladen. Dennoch unterhielt er durchaus auch freundschaftliche Kontakte zu 
Vertretern der Volksrepublik, die ihn in seiner Arbeit auch unterstützten. Unter 
anderem setzte sich Henryk Jabłoński, Historiker und hochrangiges Parteimit-
glied und von 1972 bis 1985 Staatsratsvorsitzender, bei Konflikten innerhalb des 
Staatsapparats mehrmals für Holzer ein und trug dazu bei, dass er ins Ausland 
fahren konnte.26 

Mehrere Faktoren sind entscheidend dafür, dass akademischer Austausch 
Auswirkungen auf das „wirkliche Leben“ hat. Die Karrierewege von Borodziej, 
Holzer und Wolff-Powęska zeigen auf jeden Fall, dass diese während ihres Auf-
enthalts in Westdeutschland entscheidende Kontakte knüpfen konnten, die ih-
nen dann nach 1989 einen weiteren akademischen Aufstieg ermöglichten. Fer-
ner waren alle drei federführend an der Aussöhnungspolitik zwischen Polen und 
dem wiedervereinigten Deutschland beteiligt. 

22 Interview mit Claus Scharf, 13. September 2021.
23 Ebenda.
24 Ebenda.
25 Danyel/Behrends (Anm. 3), S. 110–114 (Interview mit Borodziej).
26 Ebenda, S. 124–126 (Interview mit Holzer).
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Włodzimierz Borodziej machte Karriere an der Warschauer Universität, 
war an der Arbeit der Schulbuchkommission beteiligt und verbrachte zwei Jahre 
am IEG in Mainz. Nach 1989 wurde er wissenschaftlicher Berater der polnischen 
Regierung. Später, von 1997 bis 2007, war er Präsident der obenerwähnten Schul-
buchkommission auf polnischer Seite. Zudem bekleidete er bis zu seinem Tod 
2021 institutionelle und wissenschaftliche Schlüsselpositionen in Deutschland, 
etwa am Imre Kertész Kolleg in Jena.

Anna Wolff-Powęska war am Instytut Zachodni und später an der Adam-
Mickiewicz-Universität Posen tätig. Sie engagierte sich auch in der Schulbuch-
kommission und erhielt ein Stipendium der AvH. 1979/1980 war sie auch in der 
Solidarność-Bewegung aktiv. 1986 wurde sie zur Professorin an der Universität 
Posen befördert. Nach 1989 wurde sie Leiterin des Instytut Zachodni, wo sie des-
sen Schließung durch die postsozialistischen Regierungen verhinderte.

Jerzy Holzer erhielt nach dem Ende der Volksrepublik eine Professur an der 
Universität Warschau. Daneben war er als Berater für das polnische Parlament 
sowie die Regierung tätig. Allerdings führten Holzers Kontakte zur politischen 
Elite sowie zu den Sicherheitsorganen der VR Polen im Jahre 2005 zu einem klei-
nen Skandal.27 Diese moralische Aufladung der Vergangenheit ist kennzeichnend 
für die polnische Innenpolitik nach 1989, verkennt aber die vielen Grauzonen, in 
denen die Akademikerinnen und Akademiker bis 1989 handeln mussten. 

4. Schlussfolgerungen

In meiner Skizze habe ich zwei sich ergänzende Wege aufgezeigt, wie die ein-
gangs erwähnte Vermutung von Andrzej Wyczański empirisch fundiert werden 
kann. Ein quantitativer Ansatz konzentriert sich auf die von den bedeutendsten 
westlichen Institutionen angebotenen Programme und fragt nach der sozialen 
und disziplinären Zusammensetzung polnischer Stipendiaten. Am Beispiel der 
Fulbright-Stipendien sowie der Stipendienvergabe am IEG in Mainz habe ich zu 
zeigen versucht, inwiefern Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus der 
VR Polen unter den Staaten des Warschauer Pakts eine Sonderrolle eingenom-
men haben.

Ausgewählte einzelne Stipendiaten und Stipendiatinnen standen hinge-
gen im Fokus qualitativer Fragestellungen. So lassen sich Faktoren beleuchten, 
die mit quantitativen Methoden nur schwer zu erfassen sind. Die akademischen 
Biographien von Holzer oder Wolff-Powęska zeigen die Bedeutung persönlicher 

27 Dazu unter anderem Gabriele Lesser: Stasi-Hysterie und Rufmord in Polen, in: taz, 16. Juni 2005: 
https://taz.de/!592691/; Danyel/Behrends (Anm. 3), S. 135–138 (Interview mit Holzer).
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Kontakte und die Rolle von Patronage-Netzwerken bei der Vermittlung und Ver-
gabe von Stipendien. 

Die zu Beginn zitierte Vermutung von Wyczański müsste inhaltlich ergänzt 
werden. Eine Beschränkung auf die Teilnehmer des Runden Tisches verstellt 
den Blick auf den umfassenderen personellen Wandel in Polen nach 1989. Am 
Beispiel der akademischen Disziplin der Geschichte können wir nach 1989 ei-
nen Generationenwechsel feststellen. Die ältere Generation mit Vertretern wie 
Czubiński oder Łuczak, die zwar durchaus mit westlichen Institutionen vernetzt 
war, aber nie für längere Zeit dort hinfahren konnte, wurde in Schlüsselpositio-
nen von Vertreterinnen und Vertretern einer jüngeren Generation ersetzt, die 
über einschlägige Erfahrungen im Umgang mit Kollegen aus Westdeutschland 
verfügten. Damit haben sie letztlich den Prozess der politischen Normalisierung 
und Aussöhnung zwischen Polen und dem wiedervereinigten Deutschland un-
terstützten können. Das Fundament dazu war aber bereits im Rahmen der neuen 
Ostpolitik unter der sozialliberalen Koalition ab 1969 gelegt worden.

Zwiastuny transformacji. Wymiana akademicka między Polską a instytucjami 
zachodnimi w latach 1960–1989

Programy wymiany akademickiej były ważnym elementem polityki kulturalnej i nauko-
wej krajów zachodnich podczas zimnej wojny. Zarówno rządy, jak i prywatne fundacje in-
westowały znaczne środki, by wpływać na elity i opinie po drugiej stronie żelaznej kurtyny. 
Na tle państw Układu Warszawskiego stypendyści i stypendystki z Polskiej Rzeczpospolitej 
Ludowej zajmowali poczesne miejsce. Żadne inne państwo socjalistyczne poza Jugosławią 
nie było tak silnie zaangażowane w międzynarodową wymianę akademicką. Nasuwają się 
następujące pytania: dlaczego Polska zajmowała tak wyjątkową pozycję? Jakie kryteria 
(z jednej strony w Polsce, a z drugiej w zachodnich krajach partnerskich) musieli spełniać 
polscy kandydaci przed uzyskaniem możliwości wyjazdu za granicę? W  celu odpowie-
dzi na te pytania niniejszy artykuł próbuje łączyć ze sobą metody ilościowe i jakościowe. 
W pierwszej kolejności na podstawie danych dotyczących Programu Fulbrighta szczegó-
łowo omawiana jest liczba i stypendystek i stypendystów w latach 1960–1989 oraz repre-
zentowane przez nich dyscypliny. Następnie, z przywołaniem egzemplarycznych biografii, 
uwypuklone zostają określone mechanizmy selekcji, trudne do uchwycenia metodami 
ilościowymi, a obejmujące między innymi takie czynniki jak protekcja i kumoterstwo. Na 
zakończenie omawiane są również trudności związane z obserwacją uczestniczącą w obrę-
bie polskiego świata akademickiego, gdzie pytania o lojalność i zdradę w okresie PRL do 
dziś obciążają stosunki międzyludzkie i określają reputację poszczególnych osób.
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Harbingers of transformation. Academic exchange between Poland and Western 
institutions in 1960–1989

Academic exchange programmes were an important element of the cultural and scientific 
policies of Western countries during the Cold War. Both governments and private founda-
tions made significant investment to influence the elites on the other side of the Iron Cur-
tain and the opinions held there. Scholarship holders from Poland occupied a prominent 
position among the Warsaw Pact countries. No other country of the communist bloc, apart 
from Yugoslavia, was so strongly engaged in international academic exchange. The fol-
lowing questions may be asked: Why did Poland have such an exceptional position? What 
criteria (from the standpoint of Poland on the one hand, and the Western partner nations 
on the other) did Polish candidates have to fulfil to gain the opportunity to travel abroad? 
This article attempts to answer these questions by means of a combination of quantitative 
and qualitative methods. First, based on data from the Fulbright Program, a detailed anal-
ysis is made of the numbers of scholarship holders in the years 1960–1989 and the disci-
plines that they represented. Next, with reference to example biographies, more detail is 
given on specific selection mechanisms that are difficult to identify by quantitative meth-
ods, including such factors as patronage and nepotism. Finally, the article discusses the 
difficulties of participant observation within the Polish academic world, where questions 
about loyalty and betrayal in the communist period still place a strain on interpersonal 
relations today, and can define individual reputations.
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Brüche und Kontinuitäten in der historischen Tradition 
der polnischen Soziologie

1. Soziologie im Spiegelbild von Geschichte und Tradition

Die Geschichte der Soziologie stellt die großen Zeitabschnitte in der Entwicklung 
dieser Wissenschaft sowie ausgewählte Probleme soziologischer Forschungsar-
beit dar. In einer solchen Makro- und Mikroperspektive wird die Vielfalt von ge-
schichtlichen Ereignissen deutlich, die die Existenz, die traditionellen Wurzeln 
und den intellektuellen Charakter der Soziologie geprägt haben.1 Insbesondere in 
Polen hat das Echo des Historismus in den Umbruchsjahren 1918, 1945 und 1989 
die Soziologie so stark beeinflusst, dass deren innere Veränderungen selbst zum 
Gegenstand der Fachgeschichte geworden sind. Angesichts aller politischen, 
gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Umwälzungen, Grenzverschiebungen, 
ideologischen und revolutionären Konflikte und Kriege sowie der großen Trans-
formationen und Modernisierungsprozesse im 20. Jahrhundert lässt sich konsta-
tieren, dass die Soziologie selbst „ein Produkt und eine Krisenwissenschaft“2 der 
(Sozial-)Geschichte der Moderne ist.

In diesem Sinne stellt der vorliegende Beitrag die Behauptung Jerzy Szackis3 
über die zusammenhängende Einheit der polnischen Soziologie in Frage. Ganz 
im Gegenteil scheint ihre Geschichte uneinheitlich zu sein, gibt es doch aus der 
Perspektive der Entwicklung ihrer geschichtlichen Tradition bedeutende Brüche.4 

1 Vgl. Jerzy Szacki: Wstęp. Krótka historia socjologii polskiej, in: ders. (Hg.): 100 lat socjologii 
polskiej. Od Supińskiego do Szczepańskiego, Warszawa: PWN 1995; S. 11–117 (11 f.); ders.: His-
toria myśli socjologicznej, Band 1, Warszawa: PWN 1981, S. 13–22; Volker Kruse: Geschichte der 
Soziologie, 3. Auflage, Konstanz: UVK Verlagsgesellschaft 2018, S. 13–20.

2 Nina Degele/Christian Dries: Modernisierungstheorie. Eine Einführung, München: Fink (UTB) 
2005, S. 10.

3 Vgl. Szacki: Wstęp … (Anm. 1), S. 110; Józef Chałasiński: Trzydzieści lat socjologii polskiej, in: 
Przegląd Socjologiczny 10, 1948, S. 1–54 (54).

4 Vgl. Władysław Kwaśniewicz: Między ustrojowym przymusem a wolnością akademicką. Polska 
socjologia w latach 1956–1989, in: Janusz Mucha/Mike F. Keen (Hg.): Socjologia Europy Środ-
kowo-Wschodniej 1956–1990, Warszawa: IFiS PAN 1995, S. 39–67; Władysław Kwaśniewicz: Co 
pozostaje żywe z tradycji polskiej socjologii?, in: Ruch prawniczy, ekonomiczny i socjologiczny 
4, 2001, S. 229–249; Andrzej Kwilecki: Tradycje socjologii polskiej, in: Ruch prawniczy, ekono-
miczny i socjologiczny 2, 1988, S. 237–267; Joachim Matthes: Über die Soziologie in Polen, in: 
Soziale Welt 3/4, 1962, S. 279–289; Jerzy J. Wiatr: 20 Jahre Soziologie in der Volksrepublik Polen, 
in: Deutsche Zeitschrift für Philosophie 12/8, 1964, S. 997–1006.
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Andererseits sind stets auch Kontinuitäten bestimmter Elemente aus ihren frühe-
ren Entwicklungsphasen zu beobachten. Diese Tendenzen stehen für wichtige We-
senszüge der Soziologie in der Volksrepublik Polen (1944/1952–1989), die wiederum 
auf Kontinuitäten und Kontinuitätsbrüche der frühen polnischen Soziologie an der 
Wende des 19. und 20. Jahrhunderts und in der Zwischenkriegszeit zurückgehen.5 
Obwohl die polnische Soziologie bis zum Ausbruch des Zweiten Weltkrieges eine 
institutionalisierte akademische Wissenschaft mit großem Entwicklungspotential 
war, erlebte sie zwischen 1939–1989 relevante Brüche politischer und ideologischer 
Natur: erstens durch den Zweiten Weltkrieg (1939–1945), zweitens durch die Ein-
führung des Marxismus-Leninismus in die polnische Wissenschaft während des 
Stalinismus (1949–1956), drittens durch antisemitische Säuberungen im akademi-
schen Bereich und die nachfolgende Auswanderung etlicher Soziologen und So-
ziologinnen (1968), viertens durch die Auflösung der ideologischen Doktrin in der 
Wissenschaft infolge des Zusammenbruchs der sowjetischen Hegemonie in Polen 
(1989). Allerdings erfüllte die polnische Soziologie im Staatssozialismus die Rolle 
einer zwar unerwünschten, aber doch produktiven Wissenschaft. Sie entwickel-
te sich sogar zu einer Art „Fenster“, „durch das man quasi aus dem ‚Lager‘ heraus 
den Rest der Welt betrachten und etwas über die westliche Wissenschaft erfahren 
konnte“.6 Beginnend mit den 1980er Jahren offenbarte sich hingegen das historisch 
etablierte Potential der Soziologie zur Erklärung der Auswirkungen der 1989/1990 
eingeleiteten Systemtransformation. Vorliegender Beitrag beleuchtet die hier nur 
angerissenen Spezifika und diskutiert die besondere Lage der Disziplin in Polen in 
der Zeit vor 1989.

2. Moderne Sozialwissenschaft im geteilten Polen (1864–1918)

Zur historischen Tradition der polnischen Soziologie gehören wichtige Tenden-
zen und Errungenschaften, die durch positive Wahrnehmung von Generation zu 
Generation weitergegeben wurden und Eingang in die sog. „polnische soziologi-
sche Schule“ gefunden haben. Solche Komponenten entwickelten sich bereits vor 
1918 in der polnischen Sozialwissenschaft, die am Rande des philosophischen, 
historischen und politischen Diskurses betrieben wurde und u. a. das Verhältnis 
zwischen Staat und Nation sowie die grenzüberschreitende Festigung des polni-
schen Nationalbewusstseins in den Fokus nahm. Fragestellungen dieser Art griff 

5 Vgl. Antoni Sułek: Socjologia II Rzeczypospolitej jako tradycja, in: Kultura i Społeczeństwo 3, 
2020, S. 109–120 (118 f.).

6 Zbigniew Krawczyk/Kazimierz Z. Sowa (Hg.): Od redaktorów, in: dies. (Hg.): Socjologia w Polsce, 
Rzeszów: Wydawnictwo Wyższej Szkoły Pedagogicznej 1998, S. 7–9 (8).
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u. a. Józef Supiński (1804–1893) auf, der erste polnische Soziologe. Franciszek 
Bujak (1875–1953) popularisierte die empirische Feldforschung und die biogra-
phische Forschungsmethode. Zu den Gründern und Pionieren der „nationalen 
Schule“7 gehörten interdisziplinär und international ausgebildete Forscher. Lud-
wik Krzywicki (1859–1941), Kazimierz Kelles-Krauz (1872–1905), Bolesław Lima-
nowski (1835–1935) repräsentierten den sozialistischen Ansatz. Ludwik Gumplo-
wicz (1838–1909) vertrat die fortschrittliche und liberale Krakauer Intelligenz. 
Soziologische Fragen bearbeiteten auch die Philosophen Leon Petrażycki (1867–
1931) und Florian Znaniecki (1882–1958), der Biologe, Wirtschaftswissenschaft-
ler und Ethnologe Erazm Majewski (1858–1922), die Historiker Feliks Koneczny 
(1862–1949) und Stefan Czarnowski (1879–1937), der Anthropologe Bronisław 
Malinowski (1884–1942), der Ethnologe Jan Stanisław Bystroń (1892–1964) sowie 
der Politiker und Wirtschaftswissenschaftler Władysław Grabski (1874–1938).

Die Pioniere der polnischen Soziologie widmeten sich u. a. der sozioökono-
mischen Situation der Bauern und des städtischen Proletariats, der Entwicklung 
des Dorfes, der Erziehung der jungen Generationen der Polen und der gesell-
schaftlichen Integration. Sie sorgten aber auch für die Übersetzung westlicher 
soziologischer Werke von Comte, Spencer, Marx, Durkheim und Simmel. Es ent-
standen zudem originelle theoretische Konzepte (u. a. Sozialmechanik, Sozial-
psychologie, Zivilisationstheorie, Nationstheorie).8

Viele Sozialwissenschaftler arbeiteten infolge der Teilung Polens an aus-
ländischen Universitäten und waren von Positivismus und Sozialismus beein-
flusst. Einige gehörten dem Internationalen Institut für Soziologie in Paris an.9 
Eine wichtige Rolle spielten die Universitäten Warschau, Krakau, Lemberg und 
Wilna. Aufgabe der Soziologie war der Wissenstransfer über gesellschaftliche 
Prozesse und soziale Herausforderungen. Ihr gegenüber stand die katholische 
Kirche, die sich in der Verantwortung für das Zusammenleben der Nation sah. 
1910 entstand an der Theologischen Fakultät der Jagiellonen-Universität Krakau 
der Lehrstuhl für Christliche Soziologie,10 der erste Lehrstuhl für Soziologie an 
einer polnischen Universität. 

7 Vgl. Jerzy Szacki: O szkołach naukowych. Zarys problematyki, in: Janusz Goćkowski/Andrzej Sie-
mianowski (Hg.): Szkoły w nauce, Wrocław: Zakład Narodowy im. Ossolińskich 1981, S. 8; Ludwik 
Fleck: Entstehung und Entwicklung einer wissenschaftlichen Tatsache, Frankfurt (M.): Suhrkamp 
1994.

8 Vgl. Stanisław Borzym/Barbara Skarga/Andrzej Walicki (Hg.): Zarys dziejów filozofii polskiej. 
1815–1918, Warszawa: PWN 1986, S. 373–408.

9 Krystyna Hoffmann: Soziologie in Polen. Institutionelle Entwicklung des Faches „Soziologie“ 
von 1945 bis 1955, Berlin: Kiepert 1996, S. 34.

10 Vgl. Stanisław Piech: Katedra chrześcijańskiej nauki społecznej na Uniwersytecie Jagiellońskim, 
in: Folia Historica Cracoviensia 1, 1989, S. 57–84 (58).
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Die frühe Entwicklungsphase der polnischen Soziologie legte das intellek-
tuelle Fundament und formulierte den spezifischen Forschungsrahmen der pol-
nischen soziologischen Schule: Ethnozentrismus, Dorf-Problematik, Offenheit 
für ausländische Forschungsansätze, Unterstützung des nationalen Freiheits-
kampfes, Interdisziplinarität und Internationalität.

3. Institutionalisierung der akademischen Soziologie (1918–1939)

In die Zwischenkriegszeit (1918–1939) fällt die Phase der raschen Entwicklung und 
Institutionalisierung11 der polnischen Soziologie sowie der gesellschaftlichen 
und wirtschaftlichen Modernisierung Polens. Die Wiedergeburt des polnischen 
Staates im November 1918 eröffnete neue Entwicklungsperspektiven: Schaffung 
einer unabhängigen Politik und eines Bildungssystems, Konsolidierung der drei 
Teilungsgebiete sowie zahlreiche etatistische Investitionsprogramme (Zentrales 
Industriegebiet, Seehafen Gdynia u. a.), Entwicklung der Verkehrsinfrastruktur, 
Industrialisierung.12 

Trotz dieser Errungenschaften war die Zweite Polnische Republik durch 
große Unterschiede gekennzeichnet. Wichtige Herausforderungen der Moder-
nisierungspolitik waren die Integration der zahlreichen nationalen und religiö-
sen Minderheiten, Disproportionen zwischen Stadt und Land, der Inselcharakter 
der wirtschaftlichen Entwicklung, die Bekämpfung von Analphabetismus und 
Arbeitslosigkeit, die Rückständigkeit der Bauernschicht. Auch Frauenrechte, 
Sozialpolitik und die Entwicklung der intellektuellen Elite gehörten dazu. All 
das prägte die soziologischen Forschungsansätze jener Zeit, und es entstanden 
zahlreiche Teildisziplinen, wie z. B. Agrar- und Dorfsoziologie, Stadt-, Arbeits-, 
Erziehungssoziologie, Soziologie der Nation.

Neben Krakau, Warschau und Lemberg trugen neue Universitäten in Posen 
und Lublin zur akademischen Etablierung der polnischen Soziologie bei. Als se-
parates Studienfach erhielt sie einen formalen organisatorischen Rahmen. Die-
sen Prozess initiierte vor allem Znaniecki, für den im März 1920 der Lehrstuhl 
für Soziologie an der Philosophischen Fakultät der Universität Posen geschaffen 
wurde. Schon 1919 hatte die Universität Warschau den Lehrstuhl für Soziologie 
an der Fakultät für Rechts- und Politikwissenschaften eingerichtet (Petrażycki). 
Soziologische Seminare boten auch Pf. Aleksander Wóycicki (1878–1954) an der 
Katholischen Universität Lublin und Stanisław Grabski (1871–1949) an der Fakul-
tät für Rechts- und Politikwissenschaften der Jan-Kazimierz-Universität Lemberg 

11 Vgl. Terry N. Clarc: The Stages of Scientific Institutionalization, in: International Social Science 
Journal 4, 1972, S. 658–671.

12 Vgl. Andrzej Friszke: Polska. Losy państwa i narodu 1939–1989, Warszawa: Iskry 2003.
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an. Außerdem entstand an der Jagiellonen-Universität Krakau der Lehrstuhl für 
Ethnologie unter Bystroń.13

Znaniecki schuf in Posen seine eigene soziologische Schule und betrieb dort 
empirische Forschung. 1921 gründete er dort das Soziologische Institut, wo For-
schungsdaten gesammelt, Bücher und Zeitschriften veröffentlicht und künftige 
Soziologen ausgebildet wurden. Znaniecki war auch federführend bei der Veran-
staltung zweier soziologischer Kongresse (1930 und 1935). Er selbst beschäftigte 
sich mit Wertephilosophie, Kultur, Zivilisation und Erziehung, mit Antagonis-
men zwischen sozialen Gruppen, mit Fragen der Urbanisierung und der Nation, 
mit der Rolle der Wissenschaft. Als Theoretiker entwickelte er die „humanisti-
sche induktive Soziologie“ und die (auto-)biographische Forschungsmethode. 
Von größter Bedeutung waren seine wissenschaftlichen Forschungsaufenthalte 
in den USA und die Zusammenarbeit mit William I. Thomas (1863–1947).14 Zna-
nieckis Methode wurde zum festen Bestandteil der empirischen Soziologie welt-
weit und machte ihn zum einflussreichsten polnischen Soziologen im Ausland.15

Znaniecki prägte die polnische Soziologie für viele Jahre. Er war Inspiration 
für eine Gruppe von jungen Soziologen, die ihre Forschungsaktivitäten vor dem 
Ausbruch des Zweiten Weltkrieges begannen und sie dann in der VR Polen fort-
setzten, als es galt, die soziologische Gemeinschaft neu zu formieren. Genannt 
seien u. a. Pf. Franciszek Mirek (1893–1970), Tadeusz Szczurkiewicz (1895–1984), 
Józef Chałasiński (1904–1979) und Jan Szczepański (1913–2004).16 Robert K. Mer-
ton bezeichnete Znaniecki 1950 als „Dekan der Soziologen der Welt“.17

In der Soziologie der Zwischenkriegszeit entwickelten sich empirische Feld-
forschung und biographische Methode weiter. Es entstanden Analysen amtlicher 
und statistischer Daten, Tagebücher, Erinnerungen und Lebensbeschreibungen, 
historische und deskriptive Vergleiche zur materiellen Situation, zum Lebensni-
veau und zu den gesellschaftlichen Verhältnissen. Insbesondere Znaniecki trat 
mit zahlreichen Initiativen und Veröffentlichungen hervor, die im Bereich von 
Autobiographien und stadtsoziologischen Untersuchungen angesiedelt waren.18

13 Nina Kraśko: Instytucjonalizacja socjologii w Polsce, 1920–1970, Warszawa: Wydawnictwo 
Naukowe PWN, 1996, S. 37–44.

14 Vgl. Kwilecki (Anm. 4).
15 Vgl. Gabriele Rosenthal: Biographieforschung, in: Nina Baur/Jörg Blasius (Hg.): Handbuch 

Methoden der empirischen Sozialforschung, Wiesbaden: Springer VS 2019.
16 Vgl. Zygmunt Dulczewski: Florian Znaniecki. Życie i dzieło, Poznań: Wydawnictwo Poznańskie 

1984.
17 Włodzimierz Wincławski: Słownik biograficzny socjologii polskiej, Band 4, Toruń: Wydawnictwo 

Naukowe Uniwersytetu Mikołaja Kopernika 2011, S. 272; Elżbieta Hałas: Klasyczna socjologia 
kulturowa. Nowe odczytanie spuścizny Floriana Zanieckiego, in: Studia Socjologiczne 3, 2005, 
S. 5–34 (5). 

18 Vgl. dazu Chałasiński (Anm. 3), S. 44.
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Das zweite soziologische Zentrum der Zwischenkriegszeit gruppierte sich 
um Krzywicki in Warschau, der als Sozialist die Soziologie in den Dienst von 
Staat und Verwaltung stellte. 1918 war er der erste Direktor des Statistischen 
Hauptamts und gründete das Institut für Sozialwirtschaft (Instytut Gospodar-
stwa Społecznego). Zu seinen Mitarbeitern gehörten u. a. Konstanty Krzeczkow-
ski (1879–1939), Kazimierz Korniłowicz (1892–1939), Edward Strzelecki (1894–
1967), Stanisław Rychliński (1903–1944). Der Kreis um Krzywicki beschäftigte 
sich hauptsächlich mit Industrialisierung, Demographie und Arbeitsverhält-
nissen. Fast alle Vertreter dieser Schule sind im Zweiten Weltkrieg ums Leben 
gekommen.19 

An seinem Institut in Warschau arbeitete Krzywicki auch mit der autobio-
graphischen Methode. Das Institut formulierte Fragebögen und sammelte sta-
tistische Angaben (z. B. zu den Arbeits- und Lebensbedingungen der Arbeiter, 
den Löhnen, den Auswirkungen von Inflation und Arbeitslosigkeit, der sozialen 
Sicherheit, den Folgen der Wirtschaftskrise 1929, der Situation der Bauern und 
zur Auswanderung). Krzywicki organisierte etliche Tagebuch-Wettbewerbe, so 
für Arbeitslose (1931), Bauern (1933) und Auswanderer (1933). Das Ziel seiner For-
schung bestand in der Darstellung der Wirklichkeit aus der Perspektive der Men-
schen aus den unteren Gesellschaftsschichten.20 

Soziologische (empirische und statistische) Forschung betrieben auch an-
dere staatliche Einrichtungen: das Institut für Soziale Angelegenheiten (Insty-
tut Spraw Społecznych), das Baltische Institut (Instytut Bałtycki), das Staatliche 
Institut für Ländliche Kultur (Państwowy Instytut Kultury Wsi), das Schlesische 
Institut (Instytut Śląski), das Institut für Nationalitätsstudien (Instytut Badania 
Spraw Narodowościowych). 

In Warschau entwickelte sich darüber hinaus das „demokratisch-liberale“ 
Zentrum der Soziologie. Erwähnt seien hier u. a. Czarnowski, Petrażycki, Bystroń, 
Nina Assorodobraj-Kula (1908–1999), Stanisław Ossowski (1897–1963), Maria Os-
sowska (1896–1974), Stefan Nowakowski (1912–1989). Zudem gibt es auch Sozio-
logen, die keine der genannten Schulen repräsentierten: Czesław Znamierowski 
(1888–1967), Kazimierz Dobrowolski (1894–1987), Paweł Rybicki (1902–1988), Jó-
zef Obrębski (1905–1967).

In der Forschung der Zwischenkriegszeit gab es einerseits die Tendenz, 
weiterhin Fragestellungen zu bearbeiten, die schon in der ersten Entwicklungs-
phase der Soziologie eine Rolle gespielt hatten. Sie musste sich aber auch neuen 
Herausforderungen stellen. So bearbeitete Chałasiński Themen wie das Natio-
nalbewusstsein und den sozialen Fortschritt der Bauern und der Arbeiterklasse. 

19 Vgl. Szacki: Wstęp … (Anm. 1), S. 90–95, 109 f.
20 Vgl. Joanna Łukasik: Pamiętniki. W kręgu zainteresowań polskich badaczy. Historia, tradycja, 

kontynuacja, in: Debata Edukacyjna 5, 2012, S. 55–63 (59 f.).
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Grabski und Bujak untersuchten soziale Prozesse auf dem Lande, Überbevölke-
rung und Land-Stadt-Migration. Aufgegriffen wurden auch Problemkreise wie 
Nation (Bystroń), Nationalismus und Rasse (Szczurkiewicz), ethnische Konflikte 
(Chałasiński). Chałasiński und Bystroń widmeten sich auch der Bildungs- und 
Erziehungssoziologie. Schrittweise entwickelten sich auch die Kunst- und Reli-
gionssoziologie.21 

Auch theoretisch und methodisch wurde die Soziologie weiter ausgebaut. 
So legten Znaniecki und Ossowski Arbeiten zur Wissenschaftslehre (nauko-
znawstwo, nauka o nauce) vor. Bereits 1922 hatte Znaniecki eine Einführung in 
die Soziologie22 verfasst. Forschungsergebnisse sollten einen praktischen Nut-
zen haben und dabei helfen, die sozialen Probleme des wiedergeborenen Polen 
zu lösen.

Organisatorisches Sammelbecken für die soziologische Forschung in der 
Zwischenkriegszeit war die 1931 gegründete Polnische Soziologische Gesellschaft 
(Polskie Towarzystwo Socjologiczne) in Warschau. Die Forschungsergebnisse 
wurden in einer Reihe von Zeitschriften veröffentlicht.23 Darüber hinaus enga-
gierten sich polnische Wissenschaftler in der internationalen soziologischen 
Gemeinschaft (z. B. durch Stipendien) und zeigten sich offen für Impulse aus 
dem Ausland. Znaniecki war Professor an der University of Chicago und förderte 
die dortige soziologische Schule. Als Mitautor der Studie „The Polish Peasant in 
Europe and America“ (1918–1920)24 rückte er Probleme der Landflucht und die 
polnische Auswanderung in die USA in den Fokus. Petrażycki war seit 1925 Vi-
zepräsident des Instituts für Soziologie in Paris. Malinowski war Mitbegründer 
des Funktionalismus und auch in Großbritannien und den USA ein angesehener 
Forscher.

In der Zwischenkriegszeit bildeten sich die wesentlichen Merkmale der 
polnischen Soziologie heraus, die von der Forschung als Prototyp ihrer histori-
schen Tradition angesehen werden. Zu dieser Tradition gehören u. a.: historisch 
und länderspezifisch fundierte Forschungsansätze, empirische Sozialforschung, 
Fokussierung auf die materielle und geistige Entwicklung des Menschen, natio-
naler und internationaler Charakter der Wissenschaftler, Interdisziplinarität, 
intensive Beziehungen zur Weltwissenschaft, Patriotismus und demokratische 

21 Detaillierte Angaben, auch zu den Titeln einzelner Werke bei Mirosław Chałubiński/Andrzej 
Kwilecki: Socjologia polska (1945–1989), in: Hieronim Kubiak et al. (Hg.): Encyklopedia Socjolo-
gii. Suplement, Warszawa: Oficyna Naukowa 2005, S. 235–237 (236 f.).

22 Florian Znaniecki: Wstęp do socjologii, Poznań: Poznańskie Towarzystwo Przyjaciół Nauk 1922.
23 Wichtige Zeitschriften waren beispielsweise Ruch Prawniczy, Ekonomiczny i Socjologiczny, 

Przegląd Socjologiczny und die Jahrbücher Roczniki Socjologii Wsi.
24 William I. Thomas/Florian Znaniecki: The Polish Peasant in Europe and America. Monograph of 

an Immigrant Group, Bände 1 und 2, Boston: Badger 1918–1920.
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Weltanschauung der Soziologen, Bereitschaft zur Unterstützung des Staates, Of-
fenheit für neue Ideen und Konzepte.25

Im Zeitraum von 1939 bis 1989 lassen sich Prozesse der teilweisen oder voll-
ständigen Einschränkung, aber auch gleichzeitig der Fortsetzung dieser Merk-
male beobachten. In Bezug auf behandelte Forschungsthemen ist die Zwischen-
kriegszeit nach 1945 einerseits kritisch beurteilt worden, andererseits war diese 
Epoche richtungsweisend für die spätere soziologische Forschung. Vor allem 
aber brachte diese Periode eine Gruppe von Soziologen und Soziologinnen her-
vor, von denen das weitere Schicksal dieser Disziplin in Polen abhing.

4. Polnische Soziologie im Zweiten Weltkrieg (1939–1945)

Die Zeit des Zweiten Weltkrieges war ein erster Bruch der bereits gut fundierten 
Tradition der polnischen Soziologie. Der Entwicklung des Landes und nicht zu-
letzt seiner intellektuellen Kultur wurde in nie dagewesener Form Gewalt ange-
tan. Durch das abrupte Ende des Institutionalisierungsprozesses der polnischen 
Soziologie wurden die Ausbildung des soziologischen Nachwuchses und die For-
schung extrem behindert. 

Krieg und Besatzung bedeuteten jedoch keine völlige Aufgabe der For-
schung. Lehrveranstaltungen, Kolloquien und Symposien wurden hauptsächlich 
im Untergrund organisiert. Die einzige Untergrund-Universität, an der soziologi-
sche Studien betrieben wurden, war die Universität der Westgebiete (Uniwersy-
tet Ziem Zachodnich) mit Sitz in Warschau.26 Im Sommer 1941 reaktivierten u. a. 
Chałasiński und Ossowski das Polnische Institut für Soziologie. Im Herbst 1942 
entstand in den sog. „Grauen Reihen“ (Szare Szeregi) der konspirativ agieren-
den polnischen Pfadfinder in Warschau die Idee, die Lebensbedingungen junger 
Menschen unter der Besatzung soziologisch zu erforschen. Das Vorhaben trug 
den Titel „M“ („Młodzież, Młodość, Miłość“).27 Sogar in Konzentrationslagern wie 
Auschwitz sammelten manche Wissenschaftler soziologieorientierte Daten zur 
Lage von Mitgefangenen.28 Selbst traumatische Kriegserlebnisse konnten zur 
wissenschaftlichen Inspiration werden, was u. a. Ossowski bewies.29

25 Vgl. Sułek (Anm. 5), S. 109–120; Kwilecki (Anm. 4), S. 237-–262; Szacki: Wstęp … (Anm. 1), S. 11–117.
26 Vgl. Władysław Kowalenko: Tajny Uniwersytet Ziem Zachodnich w latach 1940–1944, Poznań: 

Drukarnia Św. Wojciecha 1946.
27 Die drei Wörter stehen im Deutschen für Jugend, Jungsein, Liebe. Vgl. dazu Włodzimierz 

Wincławski: Socjologia polska w okresie drugiej wojny światowej i okupacji. Kalendarium, in: 
Roczniki Historii Socjologii 6, 2016, S. 145–154 (150).

28 Vgl. Andrea Löw: Juden im Getto Litzmannstadt. Lebensbedingungen, Selbstwahrnehmung, Ver-
halten, Göttingen: Wallstein Verlag, 2006; dies.: Das Warschauer Getto. Alltag und Widerstand 
im Angesicht der Vernichtung, München: C. H. Beck 2013.

29 Näher dazu auch Chałubiński/Kwilecki (Anm. 21), S. 237.
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Der Zweite Weltkrieg bedeutete für die polnische Soziologie viele persön-
liche Verluste. Zahlreiche Studenten und Absolventen dieser Disziplin wurden 
hingerichtet. Znaniecki und Aleksander Hertz (1895–1983) blieben dauerhaft in 
den USA, weil sie das neue kommunistische System in Polen nicht akzeptierten. 
Die Möglichkeit der Einflussnahme Znanieckis auf die weitere Entwicklung der 
Soziologie in Polen war daher sehr begrenzt. Auch aus der soziologischen Schu-
le Krzywickis überlebten viele den Krieg nicht, was ebenfalls einen Bruch in der 
Kontinuität zur Folge hatte.

5. Polnische Soziologie im „neuen“ Polen (1945–1989)

In der Endphase des Zweiten Weltkriegs übernahmen 1944/1945 vor allem von Mos-
kau gesteuerte Kommunisten (und Sozialisten) die Macht in Polen, was dann auch 
von den westlichen Ländern anerkannt wurde und somit einen dramatischen Wen-
depunkt in der Geschichte Polens darstellt. Einerseits gab es die Notwendigkeit von 
Reformen und einer sozioökonomischen Modernisierung des Landes  – anderer-
seits betrieb die UdSSR die Versklavung des Landes und die teilweise Zerstörung der 
Errungenschaften der Zweiten Polnischen Republik. Diese Ereignisse und deren 
Folgen prägten fortan sehr stark die Geschichte der polnischen Soziologie.

Die ersten Nachkriegsjahre (1944/1945–1949) waren für die polnische So-
ziologie eine Zeit des Wiederaufbaus wissenschaftlicher Zentren und der Neuor-
ganisation der soziologischen Gemeinschaft. Aufgrund ihrer Kritik an der Zwei-
ten Polnischen Republik und ihrer meist linken und demokratischen Ansichten 
hofften viele Soziologen, dass sich der „polnische Sozialismus“ vom sowjetischen 
unterscheiden würde.30 Der Wiederaufbau und die Fortsetzung des Wissen-
schaftsbetriebes gingen relativ rasch vonstatten. Das neue soziologische Zent-
rum Polens entstand im Frühjahr 1945 an der Universität Lodz, einer Stadt, die 
durch den Krieg relativ wenig zerstört war und die über eine reiche Arbeitertradi-
tion verfügte.31 Die führende Rolle unter den Soziologen übernahm Chałasiński. 
Aber auch andere Schüler Znanieckis wie auch Vertreter anderer soziologischer 
Strömungen setzten ihre Forschungsaktivitäten fort.

Die Tendenz der Kontinuität der historischen Tradition der Zwischen-
kriegszeit wurde in dieser Zeit besonders sichtbar. Die Lehrstühle für Soziologie 
an den Universitäten Krakau, Posen, Warschau sowie im jetzt polnischen Bres-
lau nahmen ihre Arbeit wieder auf. 1946 wurde die Zeitschrift Przegląd Socjolo
giczny reaktiviert. Soziologische Lehrbücher wurden herausgegeben, aktuelle 

30 Vgl. Chałubiński/Kwilecki (Anm. 21), S. 237.
31 Vgl. Agata Zysiak: Punkty za pochodzenie. Powojenna modernizacja i uniwersytet w robotni-

czym mieście, Kraków: Nomos 2016.
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Forschungsarbeiten veröffentlicht. In den sog. „wiedergewonnenen Gebieten“ 
im Westen und Norden Polens waren die autobiographische Methode und em-
pirische Feldforschungen sehr populär.32 Die Politik der neuen Machthaber ge-
genüber der Soziologie war zu jener Zeit noch sehr liberal und tolerant. Obwohl 
der Stellenwert der Soziologie verglichen mit anderen Wissenschaften eher ge-
ring war, stand sie in Bezug auf die Studentenzahlen besser da als vor 1939, denn 
schließlich schrieben sich bis zu sieben aufeinanderfolgende Jahrgänge gleich-
zeitig zum Studium ein. Binnen kurzer Zeit erlangte die Soziologie eine mit den 
Zwischenkriegsjahren vergleichbare Bedeutung.33

Im Stalinismus (1949–1956) behinderte die politische Führung die Entwick-
lung der Soziologie durch ideologische Indoktrination. Im Gefolge des Ersten 
Polnischen Wissenschaftskongresses (1951) musste sich die Soziologie mit der 
Vorherrschaft des Marxismus-Leninismus über die Freiheit der Forschung aus-
einandersetzen und wurde ab 1950/1951 als Universitätsdisziplin aufgelöst. Als 
„bürgerliche Pseudowissenschaft“34 passte sie nicht zum Konzept des marxis-
tisch-leninistischen Klassenkampfes. Stattdessen begann sich der historische 
Materialismus zu entwickeln, der, so die Marxisten, die progressiven Tendenzen 
und die wesentlichen Gesetzmäßigkeiten in der Entwicklung der Gesellschaften 
erklären sollte. Die ideologische Loyalität des wissenschaftlichen Personals ga-
rantierte das Institut für die Ausbildung des wissenschaftlichen Personals beim 
Zentralkomitee der Polnischen Vereinigten Arbeitspartei (PZPR), dessen Vorsitz 
der führende Marxist Adam Schaff (1913–2006) innehatte.35 

Die Anhänger dieser rigiden Politik richteten sich gegen bisherige For-
schungsmethoden und etliche zuvor bearbeitete soziologische Forschungsthe-
men. Sowohl Schaff als auch der marxistische Soziologe Julian Hochfeld (1911–
1966) kritisierten besonders Theorie und Methodologie der Znaniecki-Schule. 
Etliche Soziologen schwenkten auf marxistische Positionen um. Auch Chała-
siński und Szczurkiewicz mussten ihre eigenen Vorkriegsarbeiten kritisieren. 
Schaff stellte sogar die Leistungen Krzywickis, des Marxisten der Zwischenkriegs-
zeit, in Frage, weil er nicht für die Diktatur des Proletariats gekämpft habe.36 Der 
Verlagsmarkt wurde einer strengen Kontrolle unterzogen. Der intellektuel-
le Austausch mit dem Westen sowie der Zugang zu westlicher Literatur und 

32 Vgl. Andrzej Kwilecki: Ziemie Zachodnie w badaniach i teorii socjologicznej, in: Ruch Prawniczy, 
Ekonomiczny i Socjologiczny, 30/2, 1968, S. 305–321.

33 Władysław Kwaśniewicz: Socjologia polska (1945–1989), in: Hieronim Kubiak et al. (Hg.): Ency-
klopedia Socjologii. Suplement, Warszawa: Oficyna Naukowa 2005, S. 238–250 (239). 

34 Ebenda. 
35 Vgl. Adam Schaff: Moje spotkania z nauką polską, Warszawa: Polska Oficyna Wydawnicza „BGW“ 

1997, S. 15, 91.
36 Vgl. Szacki: Wstęp … (Anm. 1), S. 113; Adam Schaff: Narodziny i rozwój filozofii marksistowskiej, 

Warszawa: KiW 1950, S. 367 f.
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Bibliotheken wurden eingeschränkt.37 Zudem kam es innerhalb des soziologi-
schen Milieus zu politischen und methodischen Spaltungen. Ossowski, der sich 
gegen die Indoktrinationspolitik der Machthaber und der marxistischen Soziolo-
gen wandte, verlor seine Stelle an der Universität Warschau.38

Das Jahr 1956 markierte eine neue Phase der Wiederanknüpfung an die 
soziologische Forschungstradition aus der Zeit vor ihrer Unterbrechung. Die 
Liberalisierung des politischen Systems in Polen unter Władysław Gomułka be-
deutete nun schon zum dritten Mal die Rückkehr der Soziologie an die Universi-
täten (Warschau, Krakau, Lodz, Posen, Katholische Universität Lublin). Eine ihrer 
tragenden Säulen war das Institut für Philosophie und Soziologie an der Polni-
schen Akademie der Wissenschaften. 1957 wurde die Polnische Gesellschaft für 
Soziologie gegründet. Fachzeitschriften wurden gegründet oder reaktiviert, der 
Verlagsmarkt wiederbelebt.

In der soziologischen Forschung entstanden drei Strömungen. Die erste 
stand für Kontinuität nach den Prinzipien der Zwischenkriegszeit. Die zweite war 
anti-traditionalistisch orientiert, strebte nach einer Modernisierung der nationa-
len Soziologie und einer Integration westlicher Elemente. Geprägt waren diese 
zwei Strömungen von der dritten Generation polnischer Soziologen, die in den 
1920er und 1930er Jahren geboren waren und deren Ausbildungs- und Studien-
zeit in die Zeit des Zweiten Weltkriegs und die Nachkriegszeit fiel.39 Die dritte 
Strömung schließlich war die „marxistische Soziologie“. Ihre Hauptvertreter wa-
ren Schaff und Hochfeld sowie deren Schüler.40 Sie setzten sich das Ziel, die wis-
senschaftliche Werkstatt zu verbessern und die marxistisch-leninistische Basis 
durch Diskussionen mit nichtmarxistischen Soziologen zu verbreitern. 

In zahlreichen Studien dokumentierten die Soziologen u. a. ihre Forschung 
zu Erfolgen und Misserfolgen der „sozialistischen Modernisierung“ Polens. Vie-
le Elemente der „alten“ Tradition der Vorkriegszeit koexistierten dabei mit der 
„neuen“ Ideologie des Marxismus. Das „neue Polen“ eröffnete der Soziologie ein 
breites Forschungsfeld. Aufgrund der wirtschaftlichen und gesellschaftlichen 
Veränderungen in den 1960er und 1970er Jahren stieg der Bedarf an empirischen 

37 Vgl. Włodzimierz Wincławski: Socjologia polska w okresie stalinowskim, in: Ryszard Sudziński 
(Hg.): Oblicza polskiego stalinizmu, Włocławek: Wyższa Szkoła Humanistyczno-Ekonomiczna we 
Włocławku 2000, S. 57–85. 

38 Jerzy Kojkoł: Polskie spory filozoficzne w latach 1945–1949, in: Zeszyty Naukowe Akademii Ma-
rynarki Wojennej 4, 2009, S. 101–144 (119 f.); Kraśko (Anm. 13), S. 113 f.; Szacki: Wstęp … (Anm. 1), 
S. 113.

39 Folgende Namen seien hier genannt: Antonina Kłoskowska (1919–2001), Jan Lutyński (1921–
1988), Anna Pawełczyńska (1922–2014), Stefan Nowak (1924–1989), Janusz Ziółkowski (1924–
2000), Adam Podgórecki (1925–1998), Andrzej Kwilecki (1928–2019), Maria Jarosz (1929–2016), 
Andrzej Malewski (1929–1963), Pf. Władysław Piwowarski (1929–2001), Jerzy Szacki (1929–2016). 

40 Beispielsweise Zygmunt Bauman (1925–2017), Maria Hirszowicz (1925–2007), Jerzy J. Wiatr (geb. 
1931), Stanisław Widerszpil (1921–2022), 
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und theoretischen Diagnosen und Prognosen. Dies führte zu Fortschritten in der 
soziologischen Spezialisierung (z. B. Industrie-, Stadt-, Medizin-, Arbeits-, Unter-
nehmer-, Erziehungs- oder Familiensoziologie sowie die für Polen spezifische So-
ziologie der West- und Nordgebiete). Verboten blieb jedoch bis in die 1980er Jahre 
die politische Soziologie.41

Durch die Einführung der Fünfjahrespläne und die staatssozialistische In-
dustrialisierung kamen neue soziologische Forschungsaspekte hinzu, u. a. de-
mographische Veränderungen, berufliche Struktur, soziale Integration in den 
„wiedergewonnenen“ West- und Nordgebieten, Industrialisierungsprozesse und 
ihre sozialen Folgen, soziokulturelle Veränderungen auf dem Lande, Urbanisie-
rung, Herausbildung der neuen „sozialistischen“ polnischen Nation, kulturelle 
Veränderungen, Massenkultur, Jugendforschung, Bildungssystem, räumliche 
und soziale Mobilität, Migration, Gesundheitsschutz.

Ein besonderes Phänomen war, wie schon vor 1939, die große Offenheit 
der polnischen Forschung für Einflüsse und Konzepte der westeuropäischen und 
amerikanischen Soziologie. Zahlreiche Soziologen bekamen Stipendien (Rocke-
feller Foundation, Ford Foundation, Fulbright Foundation, American Council of 
Learned Societies), beteiligten sich an internationalen soziologischen Konferen-
zen und publizierten in englischsprachigen Zeitschriften.42

Die Anerkennung der polnischen Soziologen im Ausland zeigte sich auch 
in hohen akademischen Positionen. Znaniecki war seit 1940 Professor für So-
ziologie an der University of Illinois, seit 1953 Präsident der American Sociolo-
gical Society. Andere polnische Soziologen und Soziologinnen gehörten zum 
Führungsgremium der International Sociological Association: Szczepański als 
Vorsitzender (1966–1970), Ossowski (1959–1962) und Magdalena Sokołowska 
(1978–1982) als stellvertretende Vorsitzende. Schaff leitete das Ost-West-For-
schungszentrum in Wien.43 

Soziologen, die die kommunistische Vormachtstellung und die Ideologi-
sierung der Wissenschaft ablehnten, waren zur Arbeit im Exil gezwungen. Dies 
betraf Soziologen jüdischer Herkunft (u. a. Bauman und Hirszowicz), die hohe 
wissenschaftliche Positionen innehatten. Vor allem nach den Ereignissen von 
196844 mussten sie Polen verlassen, was einen großen Verlust für die polnische 

41 Vgl. Piotr Łukasiewicz: Socjologia ograniczona, in: Krytyka 34/35, 1991, S. 47–50.
42 Zu Fragen des akademischen Austauschs zwischen der VR Polen und westlichen Institutionen 

vgl. auch den Beitrag von Stephan Rindlisbacher im vorliegenden Band, S. 223–237.
43 Vgl. Igor Czernecki: An Intellectual Offensive. The Ford Foundation and the Destalinization of 

the Polish Social Sciences, in: Cold War History 13/3, 2013, S. 289–310.
44 Repressionen gegen Polen jüdischer Herkunft, die brutale Niederschlagung der Studenten-

streiks an der Universität Warschau im März 1968 und die erzwungene Emigration von mehr als 
15.000 Bürgerinnen und Bürgern waren ein Element der gesellschaftlichen Unterdrückung in 
der zweiten Hälfte der 1960er Jahre.
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akademische Welt und einen weiteren Bruch bedeutete  – insbesondere mit Blick 
auf den weltoffenen Charakter der polnischen Soziologie. Auf der anderen Seite 
zwang die eingeschränkte Meinungsfreiheit einige, im Ausland zu publizieren.

In dieser Zeit entwickelte sich trotz Repressionen das Instrument von 
Meinungsumfragen zur polnischen Gesellschaft. 1956 entstand in Krakau das 
Zen trum für Presseforschung (Ośrodek Badań Prasoznawczych), 1958 das For-
schungszentrum für öffentliche Meinung (Ośrodek Badania Opinii Publicznej) 
beim polnischen Rundfunk in Warschau. 1982 gründete die Regierung das staatli-
che Meinungsforschungszentrum CBOS (Centrum Badania Opinii Społecznej).45

Die Soziologie war in den 1960er und 1970er Jahren eine moderne Wissen-
schaft und ein beliebtes Studienfach. An der Wende zu den 1980er Jahren trat die 
vierte Generation von in der VR Polen und im Ausland ausgebildeten Soziologen 
in die Öffentlichkeit.46 Eine Zäsur und deutliche Geste gegenüber der soziologi-
schen Forschung der Zwischenkriegszeit war 1976 die Veröffentlichung der ers-
ten polnischen Ausgabe des Hauptwerks von Znaniecki und Thomas („The Polish 
Peasant in Europe and America“). Die Einführung zu diesem Werk verfassten 
zwei von Znanieckis Schülern: Szczepański und Chałasiński.47 

In den 1980er Jahren beeinflusste die Entstehung der demokratischen Op-
position in der VR Polen die Soziologie. Zwar war der Pluralismus im theoreti-
schen soziologischen Diskurs zu dieser Zeit schon weit verbreitet, die Soziologen 
begannen jetzt jedoch auch damit, die Folgen der Krise für soziale Veränderungen 
sowie die Desorganisation und Pathologie des kommunistischen Systems unter 
die Lupe zu nehmen. Untersucht wurden politische Probleme, soziale Bewegun-
gen, das Phänomen der Solidarność, die Legitimität der Macht, ideologische Pro-
file verschiedener Gesellschaftsgruppen, die Wirtschaftskrise. Die vernachläs-
sigte Hochschulbildung und die allgemeine Krise der 1980er Jahre behinderten 
jedoch die Entwicklung der soziologischen Forschung in dieser Richtung. 

Eine weitere Zäsur, ja faktisch ein Bruch mit dem nach 1956 entwickelten 
Modell der Soziologie, war der 1989/1990 eingeleitete Systemwechsel. Dadurch 
kam es zu einem Wandel der Forschungsinteressen (u. a. größere Offenheit für 
politische Fragestellungen) und zu Veränderungen im Finanz- und Verlagswesen. 
Da dafür in den vorausgegangenen, noch sozialistischen Jahren bereits gewisse 
Grundlagen gelegt worden waren, war es den Soziologen möglich, die Frage nach 
den gesellschaftlichen Folgen der Systemtransformation  – dem Übergang vom 

45 Antoni Sułek: Sondaż polski, Warszawa: Wydawnictwo IFiS PAN 2001, S. 37–64.
46 Als Vertreter seien hier genannt Jadwiga Staniszkis (geb. 1942), Henryk Domański (geb. 1952), 

Janusz Mucha (geb. 1949), Marek S. Szczepański (geb. 1956), Piotr Sztompka (geb. 1944), Marek 
Ziółkowski (geb. 1949). Vgl. Kwaśniewicz (Anm. 33), S. 242.

47 William I. Thomas/Florian Znaniecki: Chłop polski w Europie i Ameryce, Bände 1–4, Warszawa: 
Ludowa Spółdzielnia Wydawnicza 1976.
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Staatssozialismus zur liberalen Demokratie und zur Marktwirtschaft  – rasch auf-
zugreifen. Es entstanden Studien zu den sozialen und ökonomischen Disparitä-
ten und der politischen Antagonisierung der polnischen Gesellschaft48 sowie zur 
Bewältigung des kommunistischen Erbes in der Dritten Polnischen Repu blik  – 
dem „Trauma des großen Wandels“.49

6. Fazit: Kontinuität als Stärke der polnischen Soziologie 

In der polnischen Soziologie der Jahre 1918–1989 lassen sich bestimmte Kontinui-
täten von Forschungsinteressen und Entwicklungstendenzen konstatieren. Trotz 
vieler Brüche und ungünstiger Rahmenbedingungen konnten die Soziologinnen 
und Soziologen ihre eigenen Errungenschaften tradieren und dadurch die Be-
ständigkeit des Faches sichern. Von den Nachfolgern der großen Meister wurden 
Schritte unternommen, an deren Arbeiten und Forschungsmethoden anzuknüp-
fen. So ist es auch gelungen, ein Grundanliegen der polnischen Soziologie  – die 
Faszination für Fragestellungen bezüglich der Nation, ihrer Entstehung und ih-
rer Existenzformen  – zu bewahren.50 Dabei haben stets Interdisziplinarität sowie 
die Kooperation mit anderen sozialwissenschaftlichen Zentren im In- und Aus-
land die Möglichkeiten der eigenen qualitativen Forschung erweitert. 

Die Existenz der polnischen Soziologie über Generationenwechsel hinweg 
wurde nicht zuletzt dadurch gesichert, dass sich die Vertreter der verschiedenen 
Perioden in der Notwendigkeit einig waren, die Zirkulation soziologischen Wis-
sens sicherzustellen. Zum größten Teil hielten sie sich an ihr Berufsethos des so-
zialen Dienstes (der sog. „bürgerlichen Rolle“51). Die Anliegen der polnischen Ge-
sellschaft  – wie Unabhängigkeitsstreben, Verbesserung der sozioökonomischen 
Lebensbedingungen, Herausforderung des Sozialismus und der Systemtransfor-
mation  – bedeuteten stets auch den Einsatz der Soziologinnen und Soziologen 
in der sozialen Praxis.52 Nach 1918, 1945 und 1989 waren ihre wichtigsten Aufga-
ben der Wiederaufbau und die Unterstützung des polnischen Staates und seiner 

48 Vgl. z. B. Maria Jarosz: Polska europejska czy narodowa? Warszawa: Oficyna Naukowa 2015. 
49 So lautet der Titel eines Buches von Piotr Sztompka: Trauma wielkiej zmiany. Społeczne koszty 

transformacji, Warszawa: ISP PAN 2000.
50 Vgl. Chałubiński/Kwilecki (Anm. 21), S. 237 f.
51 Jerzy Szacki: Wolność i demokracja a tradycje socjologii polskiej, in: Antoni Sułek/Józef Styk/

Irena Machaj (Hg.): Ludzie i instytucje. Stawanie się ładu społecznego, Band 2, Lublin: Wydaw-
nictwo Uniwersytetu Marii Curie-Skłodowskiej 1995, S. 199–208 (199).

52 Solche Einsatzgebiete waren z. B.: Mitgliedschaft in der PZPR, staatliche und administrative 
Funktionen, Beschäftigung in der Industrie (sog. „Betriebssoziologen“), Teilnahme an der 
Entwicklung von Forschungsplänen für die Wirtschaft an Universitäten und staatlichen Insti-
tutionen.
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Gesellschaft. Dieses Verantwortungsbewusstsein führte dazu, dass die Soziolo-
gen eigenständig dachten und sich ihren wissenschaftlichen Zielen verpflichtet 
fühlten. Dies ermöglichte es, die Standards der polnischen soziologischen Schule 
zu schaffen.

Am Beispiel der Geschichte der polnischen Soziologie zeigt sich außerdem 
die enge Beziehung zwischen Wissenschaft und Modernisierungsprozessen in 
Polen. Soziologische Beiträge wurden zu wichtigen Dokumentationen ausge-
wählter Aspekte der modernen polnischen Gesellschaft. Gleichzeitig verwiesen 
sie auf die revolutionäre, meist zerstörerische Wirkung der marxistisch-leninis-
tischen Ideologie. Durch ihre historische Erfahrung war die polnische Soziologie 
jedoch gut auf die bevorstehende Transformation und ihre langfristigen Folgen 
vorbereitet. 

Die Kontinuität der historischen Tradition der polnischen Soziologie be-
legen Hunderte von Büchern und Studien, die sowohl von Traditionsbewusst-
sein als auch von Offenheit für zukünftige Entwicklungen der polnischen Ge-
sellschaft und der Disziplin zeugen. In Anlehnung an Antoni Sułek53 kann man 
davon ausgehen, dass die historische Tradition überleben wird, weil sie gut und 
authentisch ist.

Zerwania i kontynuacje w tradycji historycznej polskiej socjologii

Artykuł jest zarysem historycznego rozwoju i instytucjonalizacji socjologii w Polsce. Ramy 
czasowe badanego okresu rozciągają się od drugiej połowy XIX wieku do końca epoki re-
alnego socjalizmu. Na podstawie porównania poszczególnych epok naświetlono uwarun-
kowane ideologicznie i  politycznie najważniejsze zmiany w  socjologicznej refleksji nad 
rozwojem społeczno-gospodarczym (modernizacją) Polski. Szczególna uwaga skupia się 
na cyrkulacji idei socjologicznych pośród różnych pokoleń polskich socjologów, a także na 
rozwoju szkół socjologicznych i kolektywów myślowych. Artykuł ukazuje poza tym proces 
powstawania „tradycji historycznej” polskiej socjologii oraz główne elementy historii tej 
nauki w  Polsce. Ma także na celu pokazanie kontynuacji tejże tradycji i  przypadków jej 
zerwania.

Breaks and continuity in the historical tradition of Polish sociology

This article provides an overview of the historical development and the academic insti-
tutionalisation of sociology in Poland. The analysed time frame reaches from the second 
half of the nineteenth century to the end of the communist era. Based on a comparison 

53 Vgl. Sułek (Anm. 5), S. 119.
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between periods, light is shed on the main ideologically and politically conditioned 
changes in sociological reflection on Poland’s social and economic development (modern-
isation). Particular attention is paid to the circulation of sociological ideas among Polish 
sociologists of different generations, and to the development of sociological schools and 
thought collectives. The article also illustrates the process of creation of a “historical tra-
dition” in Polish sociology and the central components of its history in Poland, indicating 
its continuities and discontinuities.
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Die Geschlechterpolitik der Volksrepublik Polen  
und ihre Auswirkungen in der langen Zeit  
der Transformation

1. Einführung

Since 1989, the demands of economic transformation in East Central Europe 
are serving to retrench women, displacing them from participation in the 
labour force and planting them squarely back in the family, their „primary 
sphere of responsibility“.1

Mit diesen Worten beschreibt Barbara Einhorn 1993 den Transformationsprozess 
in Ostmitteleuropa als einen antiemanzipatorischen Prozess, der Frauen aus Ar-
beitsmärkten herausgedrängt habe. Angesichts zunehmend konservativer und 
dezidiert antifeministischer Maßnahmen in der Familien- und Geschlechter-
politik der vergangenen knapp 30 Jahre  – beispielsweise in Ungarn und Polen  – 
scheint sich ihre Einschätzung in Teilen bestätigt zu haben. 

Ein konkreter Blick auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen in den genann-
ten Ländern offenbart ein ambivalentes Bild. Zwar zeigt sich zwischen 1990 und 
2004 für Polinnen eine konstante relative Erwerbsquote von rund 76 %, das heißt 
auf 100 arbeitende Männer kamen 76 erwerbstätige Frauen. Allerdings sank die-
se Quote nach dem EU-Beitritt des Landes bis 2019 auf 73,9 % ab. Die Situation in 
Ungarn ist vergleichbar. Kamen dort im Jahr 1990 auf 100 erwerbstätige Männer 
rund 74,6 Frauen, so waren es 2019 noch 73,1.2 Dieser vermeintlich leichte Rück-
gang wiegt in vergleichender Perspektive umso schwerer. So zeigt sich im euro-
päischen Durchschnitt für diesen Zeitraum ein starker und kontinuierlicher An-
stieg der relativen Frauenerwerbsquote von 66,5 % auf knapp 80 %.3 Im Hinblick 

1 Barbara Einhorn: Cinderella Goes to Market. Citizenship, Gender and Womenʼs Movements in 
East Central Europe, London: Verso 1993, S. 5.

2 Ratio of female to male labor force participation rate (%) (modeled ILO estimate)  – Poland/Hun-
gary. URL: https://data.worldbank.org/indicator/SL.TLF.CACT.FM.ZS?locations=PL-HU, 05.01.2022.

3 Ratio of female to male labor force participation rate (%) (modeled ILO estimate)  – Poland, 
Central Europe and the Baltics, Germany, France, European Union. URL: https://data.worldbank.
org/indicator/SL.TLF.CACT.FM.ZS?end =2019&locations=PL-B8-DE-FR-EU&start=1990, 05.01.2022.
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auf die Erwerbsbeteiligung von Frauen sind Polen und Ungarn (zumindest im 
europäischen Raum) von Vorreitern zu Nachzüglern geworden.

Die Gründe hierfür sind vielschichtig. Zum einen sind sie  – wie Barbara 
Einhorn zu Recht argumentiert  – im ökonomischen Transformationsprozess und 
seiner keineswegs geschlechtsneutralen Reformpolitik selbst zu suchen. So wa-
ren Frauen überdurchschnittlich von Kürzungen im Sozialbereich betroffen, ins-
besondere im Bereich der Kinderbetreuung, die noch immer ganz überwiegend 
von ihnen übernommen wurde.4 Zudem wurden Frauen im Zuge von Restruk-
turierungen nicht selten als Erste entlassen.5 Zum anderen sind die tieferen Ur-
sachen dieser Entwicklungen in geschlechterspezifischen Diskursen, Narrativen 
und Klischees zu suchen, die eine gleichberechtigte Erwerbstätigkeit von Frauen 
verhinderten.6 

Anhand eines Überblicks zur Geschlechterpolitik der Volksrepublik Polen 
und deren Auswirkungen auf die Erwerbstätigkeit von Frauen kann die histori-
sche Bedingtheit frauenspezifischer Entwicklungen im Bereich des Arbeitsmark-
tes in der langen Zeit der Transformation7 in Polen aufgezeigt werden.8 

2. Emanzipation durch Arbeit

Grundsätzlich war mit der polnischen Verfassung vom 22. Juli 1952 in Artikel 14, 
Absatz 1 allen Bürgerinnen und Bürgern der Volksrepublik das Recht auf Arbeit, 
bei gleichzeitiger Pflicht zur Arbeit, garantiert worden: „Die Arbeit ist das Recht, 
die Pflicht und eine Sache der Ehre eines jeden Bürgers.“9 Dies schloss auch ex-
plizit Frauen ein, wie in Artikel 66 noch einmal verdeutlicht wurde. Dort heißt es 
in Absatz 1 und 2(1): 

4 Dorota Witkowska: Comparison of Women’s Situation in the Labour Market in the Former GDR 
and Poland, in: Comparative Economic Research 19, 2016, S. 129–149 (144).

5 Ebenda.
6 Vgl. dazu Sławomira Walczewska: Damen, Ritter und Feministinnen. Zum Frauenrechtsdiskurs in 

Polen, Wiesbaden: Harrassowitz 2015.
7 Dieses Konzept der „langen Zeit der Transformation“ möchte über die Zäsur von 1989/90 

hinaus die historische Kontinuität sozialen und gesellschaftlichen Wandels als Folge und Be-
dingung des sogenannten Transformationsprozesses analysieren. Vgl. dazu das Forschungspro-
jekt „Die lange Geschichte der ‚Wende‘. Lebenswelt und Systemwechsel in Ostdeutschland vor, 
während und nach 1989“ am ZZF Potsdam, URL: https://zzf-potsdam.de/de/forschung/linien/
die-lange-geschichte-der-wende-lebenswelt-systemwechsel-ostdeutschland-vor-waehrend, 
05.01.2022.

8 Eine Diskussion geschlechterpolitischer Diskurse und Entwicklungen vor der Etablierung der 
VR Polen ist im Rahmen dieses Beitrages nicht möglich. Vgl. dazu Walczewska (Anm. 6).

9 „Praca jest prawem, obowiązkiem i sprawą honoru każdego obywatela.“ Vgl. Konstytucja Pol-
skiej Rzeczypospolitej Ludowej uchwalona przez Sejm Ustawodawczy w dniu 22 lipca 1952 r., 
Dz.U. [GBl.] 1952, Nr. 33, Pos. 232. Deutsche Übersetzung gemäß http://www.verfassungen.eu/
pl/verf52-i.htm, 14.06.2022.
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(1) Der Frau stehen in der Volksrepublik Polen auf allen Gebieten des staat-
lichen, politischen, wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und kulturellen Le-
bens die gleichen Rechte zu wie dem Mann.

(2) Die Gleichberechtigung der Frau wird gewährleistet:

1) durch das gleiche Recht auf Arbeit und Lohn nach dem Grundsatz „Glei-
cher Lohn für gleiche Arbeit“ […]10

Tatsächlich wurde bereits mit dem ersten Fünfjahresplan versucht, Frauen 
in alle Bereiche der Wirtschaft zu integrieren. Dies galt den neuen Machthabern 
als essentiell für die Durchsetzung einer egalitären Ordnung. Dennoch blieben 
geschlechterspezifische Hierarchien und Zuschreibungen bezüglich der Erwerbs-
arbeit bestehen.11 Geschlechterunterschiede wurden nicht negiert, sondern viel-
mehr neu interpretiert.12 Vorurteile über spezifische weibliche (Un-)Fähigkeiten 
(wie Emotionalität) existierten weiter. Die Folge davon war eine Konzentration 
von Frauen in Berufen, die als typisch weiblich galten, d. h. feminisiert wurden.13 

Grundsätzlich stützte sich das sozialistische Frauenbild auf die theoreti-
schen Überlegungen von Friedrich Engels14 und August Bebel,15 die eine Emanzi-
pation der Frau durch Arbeit versprachen.16 Patriarchale Strukturen würden  – so 
die Überzeugung  – mit der vollständigen Einbeziehung von Frauen in Arbeits-
märkte von selbst verschwinden.17 Zugleich bedeutete dies, dass andere Wege zu 
mehr Gleichberechtigung oder abweichende Vorstellungen von Emanzipation 
unerwünscht waren. In der Folge war in den sozialistischen Staaten des War-
schauer Pakts eine unabhängige Frauenbewegung praktisch ausgeschlossen. 

Die kommunistischen Machthaber in Polen besaßen allerdings selbst we-
der eine konkrete Position zur „Frauenfrage“ noch einen Fahrplan, wie die ange-
strebte Emanzipation durch Arbeit erreicht werden könnte. Ihre Herangehens-
weise kann vielmehr als Trial-and-Error-Ansatz bezeichnet werden und war von 

10 Ebenda.
11 Małgorzata Fidelis: Women, Communism, and Industrialization in Postwar Poland, Cambridge 

(US): Cambridge University Press 2010, S. 34.
12 Ebenda, S. 24.
13 Natalia Jarska: Gender and Labour in Post-War Communist Poland. Female Unemployment 

1945–1970, in: Acta Poloniae Historica 110, 2014, S. 49–85 (62).
14 Friedrich Engels: Der Ursprung der Familie, des Privateigenthums und des Staats. Im Anschluss 

an Lewis H. Morganʼs Forschungen, Hottingen-Zürich: Schweizerische Genossenschaftsbuch-
druckerei 1884.

15 August Bebel: Die Frau und der Sozialismus, Zürich: Verlag der Volksbuchhandlung 1879.
16 Generell ahmte das sowjetische Modernisierungsprojekt dabei das westliche Konzept der 

Moderne nach.
17 Jill Massino/Shana Penn: Introduction, in: Shana Penn/Jill Massino (Hg.): Gender Politics and 

Everyday Life in State Socialist Eastern and Central Europe, New York: Palgrave Macmillan 2010, 
S. 1–10 (1 f.).
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dem Versuch geprägt, Frauen für die Unterstützung des Sozialismus zu gewin-
nen. Einig waren sie sich dabei allerdings in ihrer bewussten Zurückweisung des 
so wjetischen Modells.18 

3. Arbeiterinnen, Aktivistinnen, Mütter  – Frauenbilder im polnischen 
Stalinismus

Während des polnischen Stalinismus (ca. 1947/49–1956) ist eine zunehmende Ar-
beitsmarktpartizipation von Polinnen deutlich erkennbar, insbesondere mit dem 
beginnenden Arbeitskräftemangel ab 1950. Zwar variieren die genauen Zahlen, 
aber Frauen stellten 1955 rund ein Drittel aller Erwerbstätigen. Zugleich wurden 
sie bereits ab 1954, im Zuge wachsender Arbeitslosigkeit, wieder teilweise von 
ihren Arbeitsstellen verdrängt.19 Daran wird deutlich, dass der Staat in Frauen 
ein Arbeitskräftepotential sah, das je nach ökonomischer Lage aktiviert oder 
deaktiviert werden konnte. Damit wurde bereits im Stalinismus, der bezüglich 
der Arbeitsmarkpartizipation von Frauen progressiv war, das Versprechen von 
„Emanzipation durch Arbeit“ in Frage gestellt.

Zudem wurden die Arbeit im Haushalt und die Kindererziehung weiterhin 
als „weibliche Sphäre“ verstanden.20 Die ideale Sozialistin hatte produktiv und 
reproduktiv zu sein: Sie war Arbeiterin, Aktivistin und Mutter.21 Es entstanden 
neue Identitätsangebote für Frauen, die aber  – von Diskursen in kleinen gesell-
schaftlichen Gruppen abgesehen  – eine Ergänzung bestehender Frauenbilder 
und keine Nivellierung bestehender Geschlechternormen darstellten. Die Ein-
beziehung von Frauen in Erwerbsmärkte, bei gleichzeitiger Verantwortung für 
Haushalt und Kindererziehung führte zudem zu einer double burden, die von den 
Polinnen die Erfüllung ihrer Rolle als Hausfrau/Mutter wie auch als Arbeite-
rin verlangte. Vorstellungen von einer weitgehenden Vergemeinschaftung von 
Care-Arbeit oder der Aufhebung von Institutionen wie Ehe und Familie finden 
sich in Polen  – im Gegensatz zur frühen Sowjetunion  – nicht. Bekannte Feminis-
tinnen wie die Bolschewikin Aleksandra Kollontaj, die mit dem Sozialismus auch 
die Geschlechterunterschiede im privaten Bereich beseitigen wollten, existierten 
in Polen nicht.22 

18 Fidelis: Women … (Anm. 11), S. 8 f.
19 Natalia Jarska: Female Breadwinners in State Socialism. The Value of Women’s Work for Wages 

in Post-Stalinist Poland, in: Contemporary European History 28/4, 2019, S. 469–483 (473).
20 Fidelis: Women … (Anm. 11), S. 55.
21 Ebenda, S. 97.
22 Vgl. dazu Barbara Evans Clements: Bolshevik Feminist. The Life of Aleksandra Kollontai, 

Bloomington: Indiana University Press 1979.
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4. Vom Ende „unnatürlicher“ Geschlechterrollen  – Frauen in der Ära 
Gomułka

Auch wenn Stalin bereits 1953 starb, endete der polnische Stalinismus erst 1956  – 
mit der Entlassung Władysław Gomułkas aus dem Gefängnis und seiner Wahl 
zum neuen Parteichef. Die folgende „Tauwetterperiode“ bedeutete für die meis-
ten Menschen ein Ende der härtesten Repressionen. Zugleich wurden im Zuge 
der politischen Lockerungen viele tatsächliche Errungenschaften bezüglich der 
Geschlechtergerechtigkeit zurückgenommen; beispielsweise wurde es Frauen 
wieder verboten, unter Tage zu arbeiten.23 Das Recht auf Arbeit wurde zuguns-
ten der Pflicht zur Kindererziehung und Hausarbeit zurückgestellt.24 Dies zeigt 
sich sehr deutlich an der veränderten Ausrichtung der Liga Polnischer Frauen 
(Liga Kobiet Polskich, LKP) nach dem Ende des Stalinismus. Diese Gruppe war 
im Auftrag des Staates zur zentralen Massenorganisation für Frauen ausgebaut 
worden und für die politische und ideologische Bildung von Polinnen sowie ihre 
generelle Einbeziehung in den sozialistischen Staat verantwortlich.25 Beginnend 
mit einem Kongress im Jahre 1957 wandte sich die LKP von Forderungen zur Be-
freiung der Frau von den Lasten des Haushaltes und der Kinderbetreuung ab und 
propagierte fortan stärker „traditionelle“ Identitäten.26 Diese Verschiebung der 
Geschlechterbilder zeigte sich auch an Frauenmagazinen, die nun weibliche und 
modebewusste Frauen statt Aktivistinnen zeigten27 und zugleich verstärkt die 
Rolle von Frauen als Mütter und Ehefrauen betonten.28 

Auch auf der rechtlichen Ebene wurde die gleichberechtigte Partizipation 
von Frauen am Arbeitsmarkt in Frage gestellt. 1957 verkündete eine Resolution 
des Ministerrates: „Bei gleicher beruflicher Qualifikation sollten bei der Entlas-
sung von Arbeitnehmern Familienstand und Alter des Arbeitnehmers sowie die 
Anzahl der in der Familie werktätigen Personen berücksichtigt werden […].“29 
Natalia Jarska weist darauf hin, dass dies faktisch die Entlassung von Frauen 
ermöglichte, deren Männer „genug“ verdienten. Dies geschah ab 1957/58 auch 

23 Jarska: Female Breadwinners … (Anm. 19), S. 469.
24 Ebenda, S. 482.
25 Basia A. Nowak: Where Do You Think I Learned How to Style My Own Hair? Gender and Every-

day Lives of Women Activists in Polands League of Women, in: Penn/Massino (Hg.): Gender 
Politics … (Anm. 17), S. 45–58 (46 f.). 

26 Ebenda, S. 49 f.
27 Małgorzata Fidelis: Are You a Modern Girl? Consumer Culture and Young Women in 1960s Po-

land, in: Penn/Massino (Hg.): Gender Politics … (Anm. 17), S. 171–184 (172).
28 Ebenda, S. 176.
29 „Przy równych kwalifikacjach zawodowych należy przy zwalnianiu pracowników brać pod uwagę 

stan rodzinny, wiek pracownika, ilość osób pracujących w rodzinie […].“ Uchwała nr 25 Rady 
Ministrów z dnia 18 stycznia 1957 r. w sprawie zasad zwalniania, przeszkalania i zatrudniania 
pracowników w związku z reorganizacją administracji, in: Monitor Polski 1957/6, Pos. 37.



 260

Johannes Kleinmann

in zahlreichen Fabriken.30 Sowohl die herrschende Polnische Vereinigte Arbei-
terpartei (Polska Zjednoczona Partia Robotnicza, PZPR) als auch die LKP sahen 
in der Reduzierung der Frauenerwerbstätigkeit eine mögliche Lösung für das zu 
diesem Zeitpunkt existierende Problem der Arbeitslosigkeit.31 

Die Gründe für diese faktische  – keinesfalls propagandistische  – Abkehr vom 
sozialistischen Emanzipationsversprechen waren allerdings vielschichtig. Ein 
wichtiger Aspekt war die Hoffnung, mit dem Zurückdrängen „unnatürlicher“ Ge-
schlechterrollen die Akzeptanz des Regimes zu stärken. Małgorzata Fidelis betont, 
dass die erfolgreiche Implementierung von neuen Gender-Grenzen im ökonomi-
schen, sozialen und politischen Leben dafür geradezu eine Voraussetzung war.32

Diese geschlechterpolitische Neuausrichtung verstärkte sich in den 1960er 
Jahren. Es wurde zunehmend ein auf die Familienrolle reduziertes Frauenbild 
propagiert.33 Damit einher ging eine politische Annäherung von katholischer 
Kirche und Regime, deren beider Verständnis des polnischen Staates auf einem 
patriotisch-konservativen Geschichtsbild beruhte.34 Ziel war es, dem sowjetisch 
aufoktroyierten Sozialismus ein polnisches Antlitz zu geben, was durch die stär-
kere Einbeziehung nationaler Besonderheiten und katholischer Traditionen ge-
lingen sollte.35 Anders gesagt: „[…] gender politics could serve as a bridge between 
traditional segments of society and the new state seeking legitimacy in a hostile 
environment.“36 Damit konnte das Regime auf Zustimmung hoffen, lehnten doch 
große Teile der Gesellschaft eine Erwerbsbeteiligung von Frauen als „unnatür-
lich“ ab und sahen sie als Folge von Zwang.37 Vor allem die katholische Kirche 
stand in starker Opposition zur gleichberechtigten Arbeit von Frauen. Stefan 
Wyszyński, ab 1948 Primas von Polen, Vorsitzender der Bischofskonferenz und 
ab 1953 auch Kardinal, formulierte die Position der katholischen Kirche folgen-
dermaßen:

Mines, heavy industry and those so popular tractor drivers  – these are areas 
not suitable for womenʼs psyche and their psychophysical construction, be-
cause sometimes they simply make impossible the fulfilment of womenʼs 
most important task  – transferring life.38

30 Jarska: Gender and Labour … (Anm. 13), S. 63 f.
31 Małgorzata Fidelis: Equality through Protection. The Politics of Womenʼs Employment in Post-

war Poland, 1945–1956, in: Slavic Review 63/2, 2004, S. 301–324 (320 f.).
32 Fidelis: Women … (Anm. 11), S. 3 f.
33 Natali Stegmann: Die Aufwertung der Familie in der Volksrepublik Polen der siebziger Jahre, in: 

Jahrbücher für Geschichte Osteuropas 53/4, 2005, S. 526–544 (534 f.).
34 Ebenda, S. 527.
35 Fidelis: Women … (Anm. 11), S. 9 f.
36 Ebenda, S. 34.
37 Jarska: Gender and Labour … (Anm. 13), S. 67 f.
38 Zitiert nach Jarska: Female Breadwinners … (Anm. 19), S. 480.
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An solchen Äußerungen werden eine zunehmende Essentialisierung von 
Frauen als „Lebensspenderinnen“ und damit einhergehend die Forderung eines 
nach Geschlechtern segregierten Arbeitsmarktes deutlich. Polinnen, die wei-
terhin in vermeintlichen Männerberufen arbeiten wollten, reagierten auf diese 
Diskursverschiebung Ende der 1950er Jahre, indem sie sich die neue Sprache des 
Staates zu eigen machten. So forderten beispielsweise schlesische Minenarbeite-
rinnen ihre Weiterbeschäftigung mit folgenden Argumenten:

In the name of Silesian women miners, we ask comrade [Władysław] Gomuł-
ka on what grounds we are going to be dismissed from underground work. 
There are many women among us who have worked seven or eight years un-
derground. We also need to support our families. Among us there are many 
widows, divorced, who have children to support. We also want to feed and 
dress our children, just like miner fathers do. We didn’t start underground 
work for pleasure or luxuries, but for our lives and those of our children [...].39 

Die Minenarbeiterinnen führten zwei entscheidende Punkte an. Zunächst 
ihre Erfahrung, die zeigen sollte, dass sie diesen Beruf  – auch als Frauen  – ausüben 
konnten. Zweitens die Notwendigkeit ihrer Arbeit für die Versorgung der Familie. 
Besonderes betonten sie zudem ihr Desinteresse an Luxus. An diesem Beispiel zeigt 
sich die Notwendigkeit für Frauen, ihre Arbeit neu zu legitimieren. Am erfolgver-
sprechendsten war es offenbar, sie mit dem Nutzen für die Familie zu begründen 
und somit die eigene Arbeit mit der Ausfüllung der Mutterrolle zu verknüpfen. 

Ungeachtet der hier skizzierten Interventionen von Seiten der Arbeiterin-
nen wurde der Arbeitsschutz ab 1956 mit dem Ziel ausgebaut, die Erwerbsquote 
von Frauen und insbesondere von Müttern zu senken. Trotzdem stieg die Parti-
zipation von Polinnen weiter an,40 und auch die Zahl der arbeitenden Mütter er-
höhte sich bis Ende der 1960er Jahre auf 55 %.41 Insbesondere besser qualifizierte 
Frauen arbeiteten auch nach der Geburt ihrer Kinder weiter, auch wenn der Be-
darf an Betreuungsplätzen nur zur Hälfte gedeckt war.42 Der Anteil von Polinnen 
an allen Erwerbsbeteiligten stieg bis 1970 auf 39,4 % an (1950 hatte er bei 30,6 % 
gelegen). In absoluten Zahlen arbeiteten 1950 rund 1,49 Mio. Frauen, während es 
1970 bereits 3,88 Mio. waren.43 Dabei verdienten sie im Durchschnitt allerdings 
30 % weniger als ihre männlichen „Genossen“.44 

39 Jarska: Female Breadwinners … (Anm. 19), S. 469.
40 Ebenda, S. 474 f.
41 Dies.: Kobiety z marmuru. Robotnice w Polsce w latach 1945–1960, Warszawa: IPN 2015, S. 209.
42 Noch immer viel, verglichen mit den kaum existenten Betreuungsangeboten in den meisten 

„westlichen“ Staaten. 
43 Główny Urząd Statystyczny (Hg.): Rocznik Statystyczny, Warszawa: Zakład Wydawnictw Staty-

stycznych 1995.
44 Jarska: Kobiety … (Anm. 41), S. 244. 
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Das Vorgehen des sozialistischen Staates bezüglich der Geschlechterfrage 
wurde zunehmend widersprüchlich. Einerseits gab er seinen Emanzipationsan-
spruch auch nach dem Ende des polnischen Stalinismus nicht gänzlich auf. Ande-
rerseits wurden staatlicherseits wieder verstärkt patriarchale Normen propagiert. 
Im Unterschied zur Situation bis 1956 wurden Frauen nun in erster Linie als Mütter 
angesprochen. Andere Identitäten traten in die zweite Reihe, konnten Ergänzung, 
aber nicht Ersatz sein. Die Arbeit von Frauen wurde zudem weder monetär beson-
ders wertgeschätzt, noch versprach sie (in der Regel) soziales Prestige. 

Diese Verschiebung des Frauenbildes kann als ein entscheidender Aspekt 
des „polnischen Weges zum Sozialismus“ interpretiert werden und diente nicht 
zuletzt der bewussten Abgrenzung von der Sowjetunion. 

5. Die Rückkehr der Familie  – Geschlechterpolitik in den 1970er Jahren 

Die Tendenz, Frauen aus bestimmten Bereichen des polnischen Arbeitsmarktes 
auszuschließen, setzte sich nach der Absetzung Gomułkas und der Machtüber-
nahme durch Edward Gierek fort und verstärkte sich weiter. Jedoch brachten 
auch die 1970er Jahre einen erneuten Anstieg der Erwerbstätigkeit von Frauen. 
Ihr Anteil an allen Beschäftigen stieg von 39 % im Jahre 1970 auf 44 % zehn Jahre 
später.45 Mitte des Jahrzehnts waren drei von vier verheirateten Frauen berufstä-
tig.46 Zugleich ging die seit 1954/55 konstant existierende Frauenarbeitslosigkeit 
zu Beginn des Jahrzehnts stark zurück.47 

Die steigende Erwerbsbeteiligung spiegelte die Idee der Emanzipation 
durch Arbeit wider. Zugleich widersprach sie zunehmend einer Politik, die ein 
Familienbild auf Basis geschlechterspezifischer Rollenverteilungen und damit 
faktisch eine Zurückdrängung von erwerbstätigen Frauen forcierte. Ziel war die 
verstärkte Betreuung von Kindern durch ihre Mütter. Dies schien kostengünsti-
ger zu sein als der umfassende Ausbau von Betreuungsplätzen.48 Die staatliche 
Kinderbetreuung wurde in der VR Polen deutlich weniger ausgebaut als in ande-
ren sozialistischen Staates Ostmittel- und Osteuropas  – Polen war bei der Betreu-
ungsquote Schlusslicht. Während in der diesbezüglich führenden DDR 1973 rund 
60 % aller Kinder in Einrichtungen betreut wurden (in der UdSSR rund 32 %), lag 
die Quote in Polen bei nur 23 %.49 

45 Adam Kurzynowski: Przemiany wzorów karier zawodowych kobiet w latach 1950–1989, in: 
Andrzej Szwarc/Anna Żarnowska (Hg.): Kobieta i praca. Wiek XIX i XX (6), Warszawa: DiG 2000, 
S. 189–216 (193).

46 Piotr Perkowski: Wedded to Welfare? Working Mothers and the Welfare State in Communist 
Poland, in: Slavic Review 76/2, 2017, S. 455–480 (468).

47 Jarska: Gender and Labour … (Anm. 13), S. 51.
48 Stegmann (Anm. 33), S. 534 f.
49 Perkowski (Anm. 46), S. 472 f.
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Ein weiterer Grund für die stärkere Betonung der Mutterrolle polnischer 
Frauen war der Rückgang der Geburten. Dies wurde von der PZPR mit Sorge be-
trachtet und führte zu einer zunehmenden Fokussierung auf Möglichkeiten zur 
Erhöhung der Fertilitätsrate.50 In der praktischen Umsetzung versuchte das Land 
die diagnostizierten „Probleme“ vor allem mit dem Ausbau von Mutterschutz-
regelungen zu lösen.51 Der Mutterschutz wurde 1972 von zwölf auf 16 (bezahlte) 
Monate verlängert. Hinzu kam eine Rentenerhöhung für Mütter, bezahlter Er-
ziehungsurlaub, ein sogenanntes Entbindungsgeld (ab 1976), und 1978 wurde 
außerdem eine Entbindungsbeihilfe eingeführt.52 In der Folge befanden sich in 
den 1970er Jahren jährlich mehr als 100.000 Frauen im Mutterschutz und damit 
nicht mehr auf Arbeitssuche.53 Diese Maßnahmen führte zu einer zunehmenden 
Fokussierung der Sozialpolitik auf die Mütter bei einem gleichzeitigen Rückzug 
des Staates aus der Kindererziehung.54 Die Bedürfnisse von Frauen wurden weit-
gehend mit denen von Familien gleichgesetzt.55 

Ergänzt wurden die sozioökonomischen und bevölkerungspolitischen Maß-
nahmen des Staates zuungunsten der Erwerbsbeteiligung von Frauen durch einen 
zunehmend moralisierenden Geschlechterdiskurs. Dieser machte die Emanzipati-
on von Polinnen verantwortlich für den vermeintlichen Werteverfall und die Erosion 
der Familienstrukturen.56 Die Ursachen für die Abwertung der Frauenerwerbstätig-
keit sind allerdings nicht bei den arbeitenden Polinnen selbst zu suchen. Zugrunde 
lag ihr vielmehr die Angst vieler Polen vor einem Verlust ihrer gesellschaftlichen 
Dominanz  – sei es durch die zunehmende Bedeutung des Erwerbseinkommens von 
Frauen für die Familie oder die Arbeitsplatzkonkurrenz.57 Zudem stellte die wahr-
genommene und tatsächliche Emanzipation der Polinnen auch die Staatsmacht 
vor neue Herausforderungen. So zeigte sich beispielsweise beim Streik der Arbei-
terinnen in Lodz im Februar 1971 ein neues Selbstbewusstsein von Frauen, die ihre 
Bedeutung als Mütter und vielfach Hauptverdienerinnen klar vor Augen hatten. 
Zugleich ließen geschlechterspezifische Vorstellungen von der „Heiligkeit“ und 
dem Schutzbedürfnis von Frauen ein gewaltsames Vorgehen von Seiten des Staa-
tes gegen die Protestierenden nicht zu. Die streikenden Arbeiterinnen waren sich 
dessen bewusst und nutzen die Situation zu ihren Gunsten.58 Unfähig, auf dieses 

50 Fidelis: Women … (Anm. 11), S. 243.
51 Zuzanna Brzozowska: Female Education and Fertility Under State Socialism in Central and 

Eastern Europe, in: Population 70/4, 2015, S. 689–726 (693).
52 Stegmann (Anm. 33), S. 536 f.
53 Jarska: Gender and Labour ... (Anm. 13), S. 51.
54 Stegmann (Anm. 33), S. 538.
55 Natalia Jarska: Krótki kurs historii „kobiet“. Kobiety w języku partii komunistycznej w Polsce 

1945–1989, in: Polska 1944/45–1989: Studia i materiały 15, 2017, S. 241–259 (252).
56 Stegmann (Anm. 33), S. 540 f.
57 Perkowski (Anm. 46), S. 470.
58 Padraic Kenney: The Gender of Resistance in Communist Poland, in: American Historical Review 

104/2, 1999, S. 399–425 (414).
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Vorgehen zu reagieren, gab das Regime schließlich den Forderungen der Frauen 
nach.59 In der Folge verstärkte der Staat  – auch aufgrund der Erfahrungen dieses 
Streiks  – den Druck auf die Frauen, in ihre „traditionellen“ Rollen zurückzukehren.60 

An diesem Beispiel zeigen sich in geradezu grotesker Weise die Absurditä-
ten des sozialistischen Emanzipationsversprechens in der VR Polen. Streikende 
Arbeiterinnen stellten in doppelter Hinsicht einen Angriff auf die propagierten 
Narrative der Volksrepublik dar, da sie in paradigmatischer Weise „Emanzipa-
tion durch Arbeit“ sowie akzeptable Lebensbedingungen für alle Arbeiterinnen 
und Arbeiter einforderten. Beides waren grundlegende Versprechen des sozia-
listischen Staates, deren Erfüllung nicht in Frage gestellt werden durfte. Dass die 
Staatsmacht zugleich  – aufgrund zutiefst essentialistisch-konservativer Frauen-
bilder  – nicht gegen die streikenden Arbeiterinnen vorzugehen wagte, entlarvt 
die Fragwürdigkeit der Behauptung von der „Emanzipation der Frau“ im Sozia-
lismus wie kaum ein zweites Ereignis.61 

Neben staatlichen Akteuren forderte vor allem die katholische Kirche im-
mer offensiver die Abkehr vom „Irrweg“ der Frauenemanzipation, da diese die 
heilige Rolle der Frau als Mutter in Frage stelle. Konsequenterweise ging mit 
der dogmatisch begründeten Ablehnung von Frauenarbeit zugleich eine strikte 
Ablehnung der Empfängnisverhütung und des Rechts auf Schwangerschaftsab-
bruch einher.62 Der sozialistische Staat näherte sich diesem katholischen Narra-
tiv zunehmend an. Natali Stegmann betont:

Trotz unterschiedlicher Ausgangspositionen gab es einen gemeinsamen 
Diskurs, der vielfach aus dem gleichen kulturellen Fundus schöpfte […]. Im 
Ergebnis konnten staatliche und kirchliche Politik durchaus zu einer fami-
lienpolitischen Einigung führen. […] Dieser Diskurs propagierte ein dicht 
gewebtes Muster aus spätsozialistischen und patriotisch-katholischen Sinn-
zusammenhängen, die einer differenzierten Wahrnehmung der sozialen In-
teressen von Frauen und Kindern entgegenstanden.63

Neben der Aufwertung häuslicher Identitäten von Frauen verstärkte 
sich vor allem die erneute Einbettung von Polinnen in den Kontext nationaler 
Phantasmen. Das weibliche Opfer für die Gesellschaft wurde in der Tradition 
des Mythos von der „Mutter Polin“ (Matka Polka) wieder als patriotische Pflicht  

59 Kenney (Anm. 58), S. 417.
60 Perkowski (Anm. 46), S. 470.
61 Ein ähnliches Muster zeigte sich zu Beginn der Proteste in Belarus im Mai 2020. Allerdings 

legte das dortige Regime schnell alle Hemmungen bezüglich körperlicher Gewalt gegenüber 
Frauen ab. 

62 Stegmann (Anm. 33), S. 540 f.
63 Ebenda, S. 543 f.
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betont.64 Dies zeigt auch eine Analyse von Parteidokumenten durch Natalia 
Jarska. Sie kommt zu dem Schluss, dass die Fähigkeit, „Opfer zu bringen“, das 
von Seiten der PZPR am häufigsten mit Frauen assoziierte Merkmal gewesen sei. 
Zudem habe die Partei seit den 1970er Jahren immer häufiger von der „Matka 
Polka“ gesprochen.65 

Staat wie Kirche definierten Weiblichkeit vor allem als Ausdruck mütter-
licher Werte. Frauen konnten aus ihrer Sicht nur als Mütter wirklichen Wert 
und Erfüllung erlangen.66 Die Auswirkungen dieses Diskurses auf die Anzahl 
erwerbstätiger Frauen blieben allerdings überschaubar. Vor allem Frauen aus 
armen Familien oder solche mit einer guten Ausbildung arbeiteten nach dem 
Mutterschutz weiter.67 Hier werden zwei entscheidende Faktoren für die stän-
dig steigende Erwerbsfähigkeit von Frauen deutlich, die den gesamten Untersu-
chungszeitraum durchziehen: Zum einen die schlichte Notwendigkeit zweier Er-
werbseinkommen zur Deckung materieller Grundbedürfnisse, zum anderen die 
vielfach exzellente Ausbildung polnischer Frauen.

Viele Polinnen nutzten die weiterhin vorhandenen Chancen für eine selbst-
bestimmte Erwerbsbiographie. Insofern war der materialistische Duktus von der 
„Emanzipation durch Arbeit“ nicht nur Propaganda. Bis in die 1970er Jahre hin-
ein waren die Länder des sogenannten Ostblocks Vorreiter bei der Einbeziehung 
von Frauen in Erwerbsmärkte, insbesondere im Vergleich mit den „westlichen“ 
Staaten. Allerdings folgte daraus keine Liberalisierung vermeintlich traditionel-
ler Geschlechteridentitäten. Vielmehr verabschiedeten sich die sozialistischen 
Staaten gerade dann zunehmend von Gleichheitsversprechungen, als „im Wes-
ten“ die zweite Welle der Frauenbewegung einsetzte, in der traditionelle Rollen-
bilder grundlegend hinterfragt wurden. Piotr Perkowski betont:

From the perspective of working women’s interest, the breakthrough came in 
the 1970s, when the welfare state started to detach itself from gender equality 
policies, and gender equality in general became an area of interest chiefly for 
rich western countries. In eastern Europe, the idea faded, even though some 
rhetorical rituals were still being followed in state propaganda.68

6. Solidarity’s secret. Frauenbilder in den 1980er Jahren

Um die Ausgangslage für Frauen zu Beginn des Transformationsprozesses zu 
verstehen, lohnt sich ein Blick auf die Selbst- und Fremdwahrnehmung von 

64 Ebenda, S. 542 f.
65 Jarska: Krótki kurs historii … (Anm. 55), S. 250 f.
66 Stegmann (Anm. 33), S. 542 f.
67 Ebenda, S. 537.
68 Perkowski (Anm. 46), S. 480.
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Aktivistinnen der Solidarność. Diese größte oppositionelle Massenbewegung in 
einem sozialistischen Staat seit dem Ende des Zweiten Weltkrieges bestand fast 
zur Hälfte aus Frauen,69 die wiederum eine wichtige Rolle für die Organisation 
und Aufrechterhaltung der Oppositionsarbeit spielten. Zugleich wurden die So-
lidarność-Frauen nach dem Ende der Volksrepublik weitgehend aus der kollekti-
ven Erinnerung getilgt. Führende Mitglieder aus Opposition wie auch Regierung 
waren sich zudem einig in ihrem Bild von „Frauen-Müttern“. Eine Diskus sion 
über (neue) Geschlechternormen wurde dadurch weitgehend verhindert.70 
Zugleich identifizierten sich auch Frauen selbst nur selten über die Kategorie 
„Geschlecht“. Spezifisch frauenpolitische Forderungen fanden sich kaum. Den 
beteiligten Frauen schien der gemeinsame Kampf gegen das Regime, die Unter-
ordnung unter die „nationale Sache“ wichtiger als eigene Anliegen.71 Zudem war 
die „Frauenfrage“ aufgrund der vermeintlichen Emanzipation und Bevorzugung 
von Frauen durch das Regime in den Augen der Opposition diskreditiert: Polin-
nen galten aufgrund der vielen familienpolitischen Leistungen als Nutznießerin-
nen und damit als Verbündete des sozialistischen Staates.72 Vor allem in konser-
vativen Kreisen wurden im Zuge des Transformationsprozesses Feminismus und 
Kommunismus zunehmend synonym verwendet.73 

7. Fazit: Geschlechterrollen als Modernisierungsblockaden in der lan-
gen Zeit der Transformation

Diese Nichtbehandlung und Diskreditierung frauenpolitischer Themen  – gerade 
durch Akteure und Akteurinnen, die 1989/90 über die zukünftige Verfasstheit 
des polnischen Staates entschieden  – war symptomatisch für die lange Zeit der 
Transformation. Geschlechterrollen, wie sie sich bereits in der Volksrepublik Po-
len etabliert hatten, wurden in die Transformationszeit (weiter-)getragen oder 
konnten sich nun voll entfalten.

Damit ist zunächst das funktionale Verständnis von Frauenarbeit gemeint. 
Frauen wurden in Zeiten von Arbeitskräftemangel zur Arbeitsaufnahme moti-
viert, sollten aber durch ihren Verzicht auf Arbeit auch zur Lösung des Problems 

69 Vgl. dazu Shana Penn: Solidarityʼs Secret. The Women Who Defeated Communism in Poland, 
Ann Arbor: University of Michigan Press 2006.

70 Nina Seiler: Privatisierte Weiblichkeit. Genealogien und Einbettungsstrategien feministischer 
Kritik im postsozialistischen Polen, Bielefeld: Transcript 2018, S. 59.

71 Claudia Kraft: Paradoxien der Emanzipation. Regime, Opposition und Geschlechterordnungen 
im Staatssozialismus seit den späten 1960er-Jahren, in: Zeithistorische Forschungen Online 3, 
2006, S. 381–400 (399).

72 Ebenda, S. 391 f.
73 Seiler (Anm. 70), S. 260 f.
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der (Männer-)Arbeitslosigkeit beitragen. Gerade im Zuge der Massenarbeitslo-
sigkeit während des Transformationsprozesses wirkte sich dieses Narrativ stark 
auf die Erwerbstätigkeit von Polinnen aus.74 Hinzu kam, dass Frauen vom sozia-
listischen Staat gezielt in vermeintlich weibliche Berufe, vor allem im Bereich 
Bildung und Soziales, gedrängt worden waren. Diese Sektoren waren vom radi-
kalen Reformprozess der frühen 1990er Jahren besonders stark betroffen.

Zudem instrumentalisierte die Volksrepublik zunehmend ein Frauen-
bild, dass Polinnen primär mit der Mutterrolle assoziierte. Das Versprechen von 
„Emanzipation durch Arbeit“ fand lediglich im Rahmen essentialistischer Ge-
schlechternarrative statt. Mit dem Beginn der Transformationszeit entfalteten 
diese in Kombination mit dem Abbau von Kinderbetreuungsmöglichkeiten ihre 
volle Wirkung zum Nachteil arbeitender Mütter. Ein die „Frau an Hausarbeit und 
Kinderbetreuung bindende[r] Diskurs“ gewann an gesellschaftlichem Einfluss 
und wurde zunehmend politisch dominant.75 Er ließ Frauen (wenn finanziell 
möglich) die Wahl: entweder Rückzug in die private Sphäre oder Doppelbelas-
tung in Haushalt und Beruf. Angesichts der genannten Erwerbshindernisse so-
wie der hohen Frauenarbeitslosigkeit schien eine Beschränkung auf die private 
Sphäre der Familie oft attraktiver.76 

Schließlich erschwerte in der Transformationszeit auch die Diskreditierung 
feministischer Überzeugungen als „kommunistisch“ zunächst eine stärkere Ar-
tikulation bzw. Durchsetzung frauenpolitischer Ansätze. Dem kann man entge-
genhalten, dass die Volksrepublik zwar tatsächlich einen weit überdurchschnitt-
lichen Teil ihrer Sozialleistungen auf Frauen ausgerichtet hatte. Dies geschah 
aber gerade nicht in der Absicht, sie zu einer gleichberechtigten Teilnahme am 
Arbeitsmarkt zu motivieren. Vielmehr dienten die Maßnahmen einer Konservie-
rung patriarchaler Geschlechterrollen und der Stabilisierung des sozialistischen 
Staates. Dies war nichts genuin Neues in der (polnischen) Geschichte. Allerdings 
wurde nie zuvor ein derart großer finanzieller Aufwand betrieben, um Frauen 
eine primäre Identität als Mutter schmackhaft zu machen. 

Die genannten Narrative, Diskurse und politischen Maßnahmen verweisen 
drauf, dass geschlechterspezifische Entwicklungen nach 1989/90 nur in ihrer 
historischen Bedingtheit zu verstehen sind. Zugleich lassen sie keine kausalen 
Schlüsse auf das Absinken und die im europäischen Vergleich mittlerweile nied-
rige Erwerbsquote von Polinnen zu. Sie machen aber Strukturen und Hindernis-
se sichtbar, denen sich Frauen in Polen stellen mussten bzw. müssen, wenn sie 
am Arbeitsmarkt partizipieren woll(t)en.

74 Główny Urząd Statystyczny (GUS): Kobiety w Polsce, Warszawa: Zakład Wydawnictw Statystycz-
nych 2007, S. 160.

75 Seiler (Anm. 70), S. 60.
76 Ebenda, S. 267.
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Polityka płciowa Polskiej Rzeczpospolitej Ludowej i jej konsekwencje w długim 
okresie transformacji

Aż po lata siedemdziesiąte państwa Europy Środkowo-Wschodniej były liderami pod 
względem integracji kobiet na rynkach pracy. W Polskiej Rzeczpospolitej Ludowej współ-
czynnik aktywności zawodowej kobiet pozostawał wysoki do początku tak zwanych pro-
cesów transformacji, po czym mocno spadł w latach 90. i w pierwszej dekadzie XXI wieku. 
Jednak już u schyłku istnienia PRL nasilały się tendencje do silniejszego wyłączania kobiet 
z  rynków pracy. Ze strony państwa propagowano tożsamość kobiety jako matki, rozsze-
rzano środki ochrony macierzyństwa, ograniczano zaś oferty opieki nad dziećmi. Mimo 
to aktywność zawodowa kobiet pozostawała na wysokim poziomie do końca PRL, później 
zaś spadała, osiągając najniższy poziom  – około 57 procent  – w 2007 roku. W tym samym 
okresie wzrosła ona we wszystkich innych państwach badanych przez Międzynarodowy 
Fundusz Walutowy. Niniejszy artykuł naświetla historyczny kontekst tych przemian od 
okresu międzywojennego po tak zwaną transformację Polski. Poruszany jest przy tym 
z jednej strony temat dyskursów dotyczących ogólnej aktywności zawodowej kobiet w ba-
danym okresie oraz proporcji między płciami w poszczególnych sektorach, z drugiej zaś 
analizowane są społeczno-gospodarcze konsekwencje tych dyskursów, które można inter-
pretować jako związane z płcią blokady modernizacji.

Gender policy in communist Poland and its consequences in the long period of 
transformation

Until the 1970s the countries of East Central Europe were leaders in the integration of 
women in employment markets. In the Polish People’s Republic the proportion of profes-
sionally active women remained high up to the start of the “transformation processes”, 
after which it declined markedly in the 1990s and in the first decade of the new century. 
However, near the end of the communist period there was already a tendency towards the 
exclusion of women from employment. State propaganda presented the image of wom-
an as mother, measures to protect motherhood were promulgated, and offers of childcare 
were limited. In spite of this, the rate of professional activity among women remained at 
a high level until the fall of communism, although it subsequently fell, reaching its lowest 
level (around 57%) in 2007. In the same period, the rate was rising in all other countries 
surveyed by the IMF. This article sheds light on the historical context of these changes, 
from the interwar period up to the time of “transformation” in Poland. It analyses on the 
one hand the discourses on women’s professional activity in general in that period and the 
proportions between the sexes in particular sectors, and on the other the socioeconomic 
consequences of those discourses, which may be interpreted as gender-specific obstacles 
to modernisation.
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Modernisierung und regionale Entwicklungspläne  
in Polen

1. Einführung

Die Modernisierung Polens und der sozioökonomische Anschluss des Landes 
an die westlichen (Post-)Industrienationen war eines der zentralen Ziele der 
polnischen Regierungen nach 1989. Dabei ging und geht es einerseits darum, 
den dritten Modernisierungsansatz  – nach den Modernisierungsbemühungen 
der Zwischenkriegszeit und der sozialistischen Modernisierung nach 1945  – 
zum Erfolg zu führen und so den Entwicklungsrückstand gegenüber den westli-
chen Ländern zu verringern. Andererseits ist in der polnischen Gesellschaft ein 
Streit entbrannt  – um die richtige Entwicklungsstrategie und die dazu passende 
Ideologie.

In der Zwischenkriegszeit war Polen angesichts der Unterschiedlichkeit 
der vormaligen Teilungsgebiete, des offenkundigen Entwicklungsrückstandes 
und des Kapitalmangels im Lande auf einen starken staatlichen Akteur angewie-
sen, der insbesondere auch nach der Weltwirtschaftskrise von 1929 die ausblei-
benden privaten Investitionen aus dem Ausland ersetzen musste. Der insbeson-
dere gegen Ende der Zwischenkriegszeit stärkere zentrale Zugriff auch auf die 
Regionen war nicht geeignet, regionale Entwicklungspotentiale zu nutzen. Die 
Dominanz eines etatistischen Ansatzes wurde von der Krakauer ökonomischen 
Schule kaum gebremst, auch weil ausländische Investitionen ausblieben.1 Nach 
1945 erfolgte der erzwungene Übergang zur Staatswirtschaft im sozialistischen 
Gewand, verknüpft mit Dirigismus und Zentralismus, Mehrjahresplänen und 
einem  – zumindest bis in die 1970er Jahre  – Kappen der Handelsströme in den 
Westen. Einher ging dies mit einer Geringschätzung der Konsumgüterindustrie, 
mit einem allgegenwärtigen Mangel und trotz der vergleichsweise hohen Wachs-
tumsraten im Bereich der Schwerindustrie in den 1950er und 1960er Jahren mit 
einem immer größer werdenden Abstand zum Westen. Auch die staatlich ange-
leitete Modernisierung in der Volksrepublik Polen war somit nicht erfolgreich, 

1 Vgl. Grzegorz Węcławowicz: Geografia społeczna Polski, Warszawa: Wydawnictwo Naukowe PWN 
2018, S. 118 f.
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und der Entwicklungsrückstand zum Ende des sozialistischen Experiments war 
beträchtlich.2

Mit dem Runden Tisch und dem Übergang zu Marktwirtschaft und Demo-
kratie setzte der dritte Versuch einer nachhaltigen Modernisierung in Polen ein, 
der es zumindest makroökonomisch betrachtet geschafft hat, den Entwicklungs-
rückstand gegenüber den westlichen Ländern deutlich zu verringern, zumindest 
in den ökonomisch am weitesten entwickelten Regionen des polnischen Staates.3 

Im Folgenden soll zunächst mit Blick auf die Modernisierung in Polen und 
in den Regionen in aller Kürze das Erbe der Volksrepublik Polen skizziert werden 
(2.). Vor diesem Hintergrund werden im Anschluss Entwicklungsansätze nach 
1989 erläutert, wobei dabei eine Beschränkung auf die ersten Jahre der Umset-
zung des Balcerowicz-Plans erfolgt, da dieses stärker am Markt ausgerichtete Ent-
wicklungsmodell offensichtlich bis weit in das 21. Jahrhundert hinein das gültige 
Paradigma darstellte (3.). Im Anschluss daran werden die Entwicklungsvorstel-
lungen und Modernisierungsansätze der aktuellen Regierungspartei Recht und 
Gerechtigkeit (Prawo i Sprawiedliwość  – PiS) untersucht (4.), wobei der Fokus auf 
dem Entwicklungsmodell, den Modernisierungsvorstellungen und den Prinzipi-
en dieser Konzepte liegt. Ein kurzer Ausblick beschließt den Text (5.).

2. Das Erbe der Volksrepublik Polen

Die mit Beginn der 1970er Jahre einsetzende allmähliche Abkehr vom reinen so-
wjetischen Modell einer autarken Wirtschaft innerhalb des sozialistischen Wirt-
schaftsraumes und die Hinwendung zu einer Öffnung gegenüber dem Westen 
und zu vorsichtigen ökonomischen Reformen waren letztlich nicht von Erfolg 
gekrönt.4 Weder gelang es, die Effizienz der nach wie vor vom Staat dominier-
ten Wirtschaft zu erhöhen, noch konnte die Konsumgüterindustrie so gesteigert 
werden, dass die Nachfrage auch nur annähernd gedeckt wurde. Innovationen 
wurden  – wenn überhaupt  – zu spät in den Markt eingeführt, dem Kapitalman-
gel wurde durch Kreditaufnahme im westlichen Ausland begegnet, was zu ei-
ner wachsenden Verschuldung führte. Die Strukturprobleme blieben bestehen, 
und die anhaltende Wirtschaftskrise konnte durch die diversen ökonomischen 

2 Vgl. Dariusz Jarosz: Problemy z peerelowską modernizacją, in: Kwartalnik Historyczny 2, 2013, 
S. 365–383.

3 Vgl. Marcin Piątkowski: Das Wunder an der Weichsel. Polen ist Europas am schnellsten wach-
sende Volkswirtschaft, in: Friedrich-Ebert-Stiftung, Juli 2019, http://library.fes.de/pdf-files/
bueros/warschau/15636.pdf, 27.02.2022.

4 Jacek Kochanowicz: Globalization and Eastern Europe: 1870–1914, 1970–2000, in: ders.: Back-
wardness and Modernization. Poland and Eastern Europe in the 16th–20th Centuries, Aldershot: 
Ashgate Variorum 2006, S. 179–205 (191 f.).
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Reformen der 1970er und 1980er Jahre nicht gelöst werden.5 Im Rahmen dieser 
Reformen war zunächst unter Führung von Edward Gierek ab 1970 versucht wor-
den, über einen sog. „großen Sprung“ (wielki skok) einen Modernisierungsschub 
für die polnische Wirtschaft zu erreichen. Ein wachsendes Außenhandelsdefizit 
und zunehmende Verschuldung waren das Ergebnis, und das Nationaleinkom-
men reduzierte sich in den Jahren 1979 und 1980 sogar offiziellen Angaben zu-
folge.6 Auch die Reformbemühungen der Regierungsmannschaft um General 
Wojciech Jaruzelski ab 1981 waren letztlich nicht erfolgreich und konnten die 
polnische Wirtschaft nicht aus der Stagnation herausführen, da für die sehr be-
grenzten Reformansätze zur Stärkung privatwirtschaftlicher Initiative letztlich 
auch die Akzeptanz seitens der Bevölkerung fehlte, wie das Referendum vom No-
vember 1987 zeigte.7 Bereits vor der Einführung des Kriegsrechts konnten auch 
die Reformbemühungen der Gewerkschaft Solidarność nicht zum Erfolg geführt 
werden. 

Allerdings hatten die staatlichen Reformversuche und die sich wandelnden 
Ansätze der ökonomischen Eliten des Landes, vor allem aber auch der sukzessive 
Zerfall der staatlichen Ordnung, durchaus Auswirkungen auf die private Initia-
tive, so dass der Anteil der Privatwirtschaft am Bruttoinlandsprodukt im Jahre 
1989 bereits 29 % ausmachte.8 

Dennoch war das Erbe der Volksrepublik Polen fatal. Die zuvor versteck-
te Inflation wurde mit der Teilfreigabe der Preise noch unter Ministerpräsident 
Mieczysław Rakowski im Sommer 1989 offensichtlich, und das Vertrauen der 
Bevölkerung in staatliches Handeln fiel ins Bodenlose. Zudem lag privates De-
visenvermögen in beträchtlicher Höhe brach, ohne dass vor den Gesprächen am 
Runden Tisch eine erfolgversprechende Strategie existierte, dieses Geld zumin-
dest teilweise dem Wirtschaftskreislauf zuzuführen.9 Schließlich herrschte auch 
eine stark ausgeprägte paternalistische Mentalität, die es für den erfolgreichen 
Start einer neuen Wirtschaftsordnung zu überwinden galt. 

Auch das institutionelle Gebäude des Staates war reformbedürftig. Die 
zentralistische Ordnung der VR Polen kannte zwar auch Woiwodschaften als 
regionale Zwischenebene zwischen zentraler Verwaltung und den Gemeinden, 
aber die seit 1975 existierenden 49 Woiwodschaften waren zu klein, ökonomisch 

5 Ebenda, S. 192 f.
6 Vgl. Wojciech Roszkowski: Historia Polski 1914–1991, Warszawa: Wydawnictwo Naukowe PWN 

1992, S. 316–319, 338 f.
7 Ebenda, S. 397.
8 Vgl. Piotr Pysz: Ordnungspolitische Umwandlungen in der Wirtschaft Polens 1990–2007, in: 

Dieter Bingen/Krzysztof Ruchniewcz (Hg.): Länderbericht Polen. Geschichte, Politik, Wirtschaft, 
Gesellschaft, Kultur (= Schriftenreihe der Bundeszentrale für politische Bildung 735), Frankfurt 
(M.): Campus 2009, S. 237–257 (239).

9 Ebenda, S. 238–240.
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überwiegend nicht tragfähig und eben auch nicht mit entsprechenden Kompe-
tenzen ausgestattet. Seit Mitte der 1970er Jahre wurde mit der Aufblähung auf 49 
Woiwodschaften zwar ein polyzentrisches Modell mit gemäßigter Konzentration 
verfolgt, was aber aus den genannten Gründen nicht funktionierte, zumal auch 
in diesem Modell vor allem die industrialisierten Woiwodschaften gemeinsam 
mit den sozialistischen Planungs- und Funktionseliten letztlich einen zentralis-
tischen Ansatz beibehielten.10 Daher konnte sich auch das von der Gewerkschaft 
Solidarność Anfang der 1980er Jahre postulierte Programm einer „sich selbst ver-
waltenden Republik“ (Samorządna Rzeczpospolita) nicht durchsetzen.11

Die Modernisierungsstrategie der polnischen Kommunisten verfolgte ei-
nen doppelten Ansatz, wobei die Vorgaben auf beiden Feldern von oben, das heißt 
seitens der Partei- und Staatsspitze, erfolgten. Auf der einen Seite sollte das Land 
durch eine unbedingte Industrialisierung nicht nur dem sowjetischen und ideo-
logischen Vorbild entsprechen, sondern auch einen entscheidenden Schritt nach 
vorn machen und im Vergleich zum Westen langfristig das erfolgreichere Modell 
darstellen. Auf der anderen Seite war es auch das Ziel, die Gesellschaft durch den 
Aufstieg neuer Gesellschaftsschichten und den Ausschluss beziehungsweise die 
Vernichtung alter, bourgeoiser Schichten umzugestalten. Beide Prozesse, die im 
Übrigen eng miteinander verknüpft waren, sollten für einen gigantischen Um-
bau der polnischen Vorkriegsgesellschaft sorgen.12 Durch den massiven Zuzug 
vom Dorf in die rasch wachsenden Städte stieg der Urbanisierungsgrad von 34 % 
im Jahr 1946 auf 62 % im Jahr 1991. Auch der Industrialisierungsgrad sollte sich 
drastisch verändern. Betrug der Anteil der Industrie an der Volkswirtschaft 1950 
gerade einmal knapp 40 %, lag er 1975 bereits bei ca. 80 %.13 Allerdings muss die 
Effektivität dieses Modernisierungsansatzes stark in Zweifel gezogen werden, da 
er erstens zentralistisch von oben gesteuert wurde und somit auch ideologischen 
Vorgaben entsprach. Zweitens waren gerade die in den 1970er Jahren vorgenom-
menen Investitionen nicht sehr effektiv, und das Nationaleinkommen konnte 
nicht im gebotenen Maße gesteigert werden, um die Rückständigkeit Polens – 
gemessen an den westlichen Industriegesellschaften – zu verringern. Neben den 
Unzulänglichkeiten der zentralistischen Planwirtschaft offenbarten aber auch 
die gesellschaftlichen Proteste, die in unregelmäßigen Abständen immer wieder 
ausbrachen (1956, 1968, 1970, 1976, 1980), die Schwächen des sozialistischen Mo-
dernisierungsansatzes.

10 Vgl. Węcławowicz (Anm. 1), S. 123.
11 Stefan Garsztecki: Polnische Selbstverwaltung  – Traditionen und aktuelle Entwicklungen, in: 

Bingen/Ruchniewcz (Anm. 8), S. 205–218 (208).
12 Węcławowicz (Anm. 1), S. 106–109.
13 Roman Macyra: Polskie ścieżki industrializacji (1918–1989). Propozycja weryfikacji ich efektyw-

ności ekonomicznej i społecznej użyteczności, in: Optimum. Economic Studies Nr. 1/95, 2019, 
S. 46–71 (60).
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3. Entwicklungsansätze nach 1989

Angesichts der ökonomischen Stagnation und der gesellschaftlichen Apathie im 
Polen der 1980er Jahre war die gesellschaftliche Bereitschaft groß, im Rahmen 
einer „Rückkehr nach Europa“ einen neuen Entwicklungspfad zu beschreiten  – 
und zwar in Richtung Demokratie und Marktwirtschaft. 

In der westlichen Forschungsliteratur wurde die Transformation (engl. 
transition) zu Beginn vor allem als nachholende Modernisierung bezeichnet, wo-
mit zunächst einmal von einer ökonomischen und in westlichen Augen häufig 
auch gesellschaftlichen Rückständigkeit der spätsozialistischen Staaten ausge-
gangen wurde.14 Sehr bald sollte es aber zu einer disziplinären Ausdifferenzie-
rung kommen, und die Politikwissenschaft befasste sich fortan beispielsweise 
vor allem mit Aspekten der Konsolidierung von Demokratie.15 

Jacek Kochanowicz zufolge standen sich in der Modernisierung des postso-
zialistischen Polens zwei Ansätze gegenüber. Die neoliberale Richtung war stark 
von westlichen Vorstellungen geprägt, die auch von einem Teil der polnischen 
ökonomischen Eliten geteilt wurden, und sah einen raschen Übergang vom 
Staatssozialismus zum Kapitalismus vor. Der andere Ansatz, das patrimoniale 
Paradigma nach Iván Szelényi, setzte auf einen langsameren Prozess und behielt 
viele Elemente des alten Systems bei.16 In den weiter unten folgenden Überle-
gungen zur Modernisierungsstrategie der PiS wird noch zu untersuchen sein, ob 
deren stark antikommunistisch geprägtes Programm in seiner Modernisierungs-
strategie nicht doch in Teilen dem sozialistischen Modernisierungsparadigma 
folgt oder ob es eine andere Spielart der westlichen Moderne ist. Grzegorz Wę-
cławowicz verweist darauf, dass die polnischen Parteien bereits in den neunziger 
Jahren unterschiedliche Modernisierungsansätze verfolgten. Während Parteien 
der liberalen Mitte und konservative Gruppierungen auf die klassische Moder-
nisierungstheorie im Sinne von Talcott Parsons oder  – mit stärkerem Akzent 
auf der Rolle des Marktes  – von Milton Friedman und damit auf Verflechtung, 
Arbeitsteilung und in gewissem Maße Abhängigkeiten setzten, verfolgten linke 
Gruppierungen und wohl auch Teile der PiS alternative Modernisierungsmodelle 
mit einer stärkeren Betonung der Rolle des Staates.17 In dieser Hinsicht ist die PiS 

14 Vgl. Wolfgang Zapf: Modernisierung und Modernisierungstheorien, in: ders. (Hg.): Die Mo-
dernisierung moderner Gesellschaften. Verhandlungen des 25. Deutschen Soziologentages 
in Frankfurt am Main 1990, Frankfurt (M.): Campus 1991, S. 23–39; Klaus Müller: Nachholende 
Modernisierung? Die Konjunkturen der Modernisierungstheorie und ihre Anwendung auf die 
Transformation der osteuropäischen Gesellschaften, in: Leviathan 2, 1991, S. 261–291.

15 Vgl. Klaus von Beyme/Claus Offe (Hg.): Politische Theorien in der Ära der Transformation (= 
Politische Vierteljahresschrift, Sonderheft 26), Opladen: Westdeutscher Verlag 1996.

16 Kochanowicz (Anm. 4), S. 193.
17 Węcławowicz (Anm. 1), S. 109.
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zwar in normativer Hinsicht, was die Werte anbelangt, eine konservative Partei, 
in ökonomischer Hinsicht plädiert die Partei jedoch für eine stärkere Rolle des 
Staates und eine dezidierte Sozialpolitik. Motive für die Ablehnung eines ökono-
mischen Liberalismus werden in der PiS vor allem aus der katholischen Sozial-
lehre und den Vorstellungen vom Staat als einer Solidargemeinschaft abgeleitet. 
Letzteres knüpft an Vorstellungen der Gewerkschaft Solidarność aus den Jahren 
1980–1981 und ideengeschichtlich unter anderem an den Republikanismus an. 

Bereits zu Beginn der Transformation entschieden sich die politischen und 
ökonomischen Eliten in Warschau für einen radikalen Schnitt, sicherlich auch 
angesichts der katastrophalen Wirtschaftslage und der einsetzenden Hyperin-
flation. Zudem dürften auch der Einfluss westlicher Berater und die Vernetzung 
eines Teils der polnischen liberalen Eliten mit Vertretern des neoliberalen öko-
nomischen Paradigmas eine Rolle bei der Entscheidung gespielt haben, in Polen 
ein westliches neoliberales Wirtschaftsmodell zu etablieren. Man wollte sich 
auf im Westen erprobte Ansätze verlassen, nicht zuletzt um das während der so-
zialistischen Wirtschaft praktizierte inkonsequente Muster nicht nachhaltiger 
Reformen zu durchbrechen. Ziele des Wirtschaftsprogramms waren angesichts 
der Hyperinflation die Stabilisierung der Wirtschaft und der ordnungspolitische 
Umbau.18

Zu diesem Zweck legte Leszek Balcerowicz dem Sejm am 17. Dezember 1989 
insgesamt zehn Gesetzentwürfe zur Abstimmung vor, die den Kern des soge-
nannten Balcerowicz-Plans, einer polnischen „Schocktherapie“, darstellten und 
die zum 1. Januar 1990 in Kraft traten. Die Preisfreigabe für Lebensmittel war be-
reits zum 1. August 1989 von der Regierung Rakowski verfügt worden. Der Bal-
cerowicz-Plan sollte die Staatsfinanzen reformieren und den Haushalt sanieren, 
vor allem durch eine restriktive Geldpolitik. Marktmechanismen sollten unter 
anderem durch Freigabe der Preise und Deregulierung etabliert und die Eigen-
tumsstruktur der Wirtschaft durch Privatisierung und Freigabe des Immobilien-
handels verändert werden. Fortan sollte so möglichst bald der private und nicht 
mehr der staatliche Sektor dominieren.19 

Mit dem Balcerowicz-Plan, der sehr bald konkrete Effekte in Form eines 
stetigen Wirtschaftswachstums und eines Rückgangs der Inflation von knapp 
250 % im Jahre 1990 auf 4,4 % im Jahr des EU-Beitritts 2004 zeitigte,20 wurde für 
die folgenden gut zwanzig Jahre ein klar umrissenes Modernisierungsparadigma 
festgeschrieben. 

18 Pysz (Anm. 8), S. 242–245.
19 Ebenda, S. 244; sowie Wojciech Morawski: Dzieje gospodarcze Polski, Warszawa: Difin 2010, 

S. 302–304.
20 Morawski (Anm. 19), S. 304.
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Die 1989 gewählte Modernisierungsstrategie setzte im Einklang mit dem 
neoliberalen Paradigma auf die Kraft der Märkte und die Initiative der Bürger. 
Allerdings blieben einige Dinge außen vor, und die bald sichtbar werdenden 
sozialen Verwerfungen, wie wachsende Arbeitslosigkeit oder zunehmende 
gesellschaftliche Ausdifferenzierungen, führten zu gesellschaftlichen Protes-
ten und letztlich auch zum Ende der Regierung von Tadeusz Mazowiecki. Aber 
auch wenn die Produktion zunächst einbrach und Inflation und Arbeitslosigkeit 
hoch waren, war Polen doch das erste postsozialistische Land, dass sich aus der 
Post-Transformationskrise herausarbeitete. Bereits 1992 wuchs das Bruttosozial-
produkt wieder, und die Arbeitslosigkeit begann ab 1993 zu sinken.21

Andere Dinge blieben zunächst auf der Strecke. So sollte sich die Privatisie-
rung mittlerer und großer staatlicher Betriebe nicht zuletzt aufgrund gesellschaft-
licher Vorbehalte weiter hinziehen, während die direkte (kleine) Privatisierung 
recht zügig vorankam. Gesellschaftliche Proteste führten schließlich ab 1995 zum 
Programm der allgemeinen Privatisierung, das letztlich scheiterte, da die Ausgabe 
von Anteilsscheinen von 512 staatlichen Unternehmen an über 27 Millionen Polen 
kein Kapital schuf.22 Heute ist die Privatisierung im Wesentlichen abgeschlossen. 

Gravierend war außerdem, dass nach der Einführung der kommunalen 
Selbstverwaltung kein analoger Schritt für die Regionen, geschweige denn eine Art 
von regionalem Ausgleich erfolgte. Diese Ignoranz von staatlicher Seite und man-
gelnde Steuerung trugen mit dazu bei, dass ausländische Investitionen vor allem in 
den westlichen Teilen Polens getätigt wurden und die regionalen Disparitäten in der 
Folge deutlich zunahmen. Wohl erst die Perspektive der EU-Mitgliedschaft und da-
mit verknüpft die Notwendigkeit, die EU-Kohäsionspolitik auf NUTS-Ebene umzu-
setzen, führten hier zu Veränderungen. Dafür wurden sowohl strategische Doku-
mente wie auch Gesetze verabschiedet. Zu nennen sind hier erstens die Nationale 
Strategie der Regionalentwicklung (Narodowa Strategia Rozwoju Regionalnego) als 
Grundlage für den Erhalt und die Verwendung der EU-Kohäsionsmittel und zwei-
tens das im Oktober 1998 verabschiedete und zum 1. Januar 1999 in Kraft getretene 
Gesetz, mit dem die Zahl der Woiwodschaften auf 16 reduziert und 308 Kreise ein-
geführt wurden. Ziel dieser Verwaltungsreform war nicht nur die Anpassung an 
EU-Erfordernisse, sondern auch eine stärkere Dezentralisierung zwecks einer bes-
seren Effizienz und Bürgernähe bzw. -beteiligung und eines größeren Wett bewerbs 
zwischen den Regionen. Drittens wurden Gesetze beschlossen, die die künftige 
Regionalpolitik absteckten: zunächst im Mai 2000 das Gesetz über die Prinzipien 
der Unterstützung der Regionalentwicklung und im Dezember 2006 das bis heute 

21 Ebenda, S. 305.
22 Wolfgang Quaisser: Strukturwandel in den 90er-Jahren, 07.09.2009, in: https://www.bpb.de/

internationales/europa/polen/40724/strukturwandel?p=all, 20.02.2022.
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gültige, wenn auch mehrfach novellierte Gesetz über die Prinzipien der Gestaltung 
der Regionalpolitik.23

Neben der zögerlichen großen Privatisierung und dem langen Fehlen ei-
ner Regionalpolitik zeigten sich mit dem weiteren Fortgang der Transformation 
weitere Mängel des gewählten Modernisierungsparadigmas. Ganz offensichtlich 
fehlte es der polnischen Wirtschaft auch im ersten Jahrzehnt des neuen Jahrtau-
sends an Kapital, und auch die Innovationskraft ließ zu wünschen übrig. Ferner 
waren und sind die Ausgaben für den Bereich F&E (Forschung & Entwicklung) 
gering. Polen gab hierfür im Jahre 2018 lediglich 1,21 % seines Bruttosozialpro-
duktes (BSP) aus, während beispielsweise Tschechien im gleichen Berichtsjahr 
1,93 % und Deutschland 3,09 % aufwendete. 2004 waren es gar nur 0,553 % und 
2015 ganze 1,003 % (nach Weltbank-Angaben).24 Auch die Wettbewerbsfähigkeit 
der polnischen Unternehmen war Ende der 1990er Jahre unzureichend.25 Zu-
dem steht Polen nach einem Rapport der Warschauer Handelshochschule aus 
dem Jahr 2017 vor weiteren Hürden. Adam Czerniak und Ryszard Rapacki nen-
nen sieben Herausforderungen. Erstens fehle es nach wie vor an einer Strategie 
und Zielvision für die Wirtschaftspolitik, was schon in den Jahren seit 1989 zu 
einem nicht kohärenten institutionellen System geführt habe. Zweitens seien 
die zukünftige Rolle Polens in der EU und damit die Entwicklungsstrategie un-
klar. Drittens existiere die Gefahr, dass Polen dauerhaft ein Land der Peripherie 
in der EU bleibe und damit Werkbank für wenig komplexe Produkte mit gerin-
ger Wertschöpfung. Viertens müsse der Staat Perspektiven für eine dauerhafte 
ökonomische Entwicklung schaffen, was vor allem höhere Aufwendungen im 
Bereich F&E bedeute. Fünftens gebe der Staat zu viel für redistributive Zwecke 
(Sozialpolitik) aus, anstatt die Ressourcen in die Entwicklung des Staates und der 
Wirtschaft zu stecken. Sechstens sei der Staat nicht effektiv (Korruption) und  – 
beispielsweise im Rechts- und Justizwesen  – nicht gut aufgestellt, und siebtens 
liege der Anteil der öffentlichen Ausgaben bei über 40 % des BSP.26 

Andrzej Piotr Wierzbicki führt in einer Analyse aus dem Jahr 2011 noch an-
dere Risiken an. So verweist er auf die steigende Gefahr einer sozialen Ausgren-
zung, die ausgeschlossene gesellschaftliche Gruppen anfällig für ideologische 
Manipulationen mache. Er regt an, sich nach Einführung von Marktwirtschaft 

23 Paweł Churski: Czynniki rozwoju regionalnego i polityka regionalna w Polsce w okresie integra-
cji z Unią Europejską, Poznań: Wydawnictwo Naukowe UAM 2008, S. 68 f.

24 Quelle der Daten: https://tcdata360.worldbank.org/indicators/GB.XPD.RSDV.GD.ZS?coun-
try=BRA&indicator=2013&viz=line_chart&years=1996,2017 sowie https://data.worldbank.org/
indicator/GB.XPD.RSDV.GD.ZS?locations=PL, 29.08.2022.

25 Pysz (Anm. 8), S. 249.
26 Adam Czerniak/Ryszard Rapacki: Kierunki polityki gospodarczej i najważniejsze wyzwania w la-

tach 2010–2016, in: Marzenna Anna Weresa (Hg.): Polska. Raport o konkurencyjności 2017. Umię-
dzynarodowienie polskiej gospodarki a pozycja konkurencyjna, Warszawa: Oficyna Wydawnicza 
SGH 2017, S. 103–118 (110–112).
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und Demokratie in den weiteren Modernisierungsanstrengungen auf die zivili-
satorische Entwicklung zu fokussieren, das heißt auf die Förderung von Kultur, 
Wissenschaft und Schulwesen.27 

Angesichts der hier nur kurz umrissenen Risiken und Schwächen des pol-
nischen Modernisierungspfades waren und sind die Herausforderungen für 
die seit 2015 mit absoluter Mehrheit regierende Partei Recht und Gerechtigkeit 
gewaltig. Im folgenden Abschnitt soll daher untersucht werden, welche Moder-
nisierungsstrategie die PiS seit 2015 verfolgt, und zwar auf nationaler wie auch 
regionaler Ebene. Bis dato wurde ein stark neoliberales Modell verfolgt, was 
staatliche Eingriffe gering hielt und auf regionaler Ebene mit Hilfe der EU-Mittel 
einen Ausgleich zwischen den Regionen anstrebte. Allerdings hat die EU selber 
ihre Regionalpolitik geändert und betont heute stärker die Konkurrenz der Re-
gionen und das endogene Potential.28 Zudem existieren neben der neoliberalen 
Modernisierungserzählung weitere Modernisierungsnarrative. Ein konserva-
tives, das vor allem die Nation, nationale Souveränität und eine konservative 
Identitätspolitik in den Mittelpunkt stellt, und ein sozialdemokratisches, das vor 
allem postmoderne Werte und den Solidargedanken unterstreicht.29 Hinzu kom-
men unterschiedliche Kombinationen dieser Narrative.

4. Das PiS-Modell der Modernisierung des Landes

Bereits die Regierungserklärung der im Jahr 2015 gewählten Ministerpräsidentin 
Beata Szydło verdeutlichte, dass die neue, PiS-geführte Regierung eine andere als 
die neoliberale Modernisierungserzählung verfolgen würde. Zwar hob die Minis-
terpräsidentin als zentrales Anliegen die Entwicklung des Landes hervor, dieses 
Programm wurde jedoch mit zahlreichen Sozialleistungen verbunden, wie einem 
Kindergeld in Höhe von 500 PLN, der Absenkung des Renteneintrittsalters, einem 
höheren Mindestlohn und weiteren Sozialmaßnahmen. Die Entwicklung des Lan-
des sollte mit der Entwicklung der Gesellschaft und der Entwicklung der polnischen 
Familien Schritt halten. Dazu beitragen sollten zusätzliche staatliche Investitionen, 
Steuererleichterungen für kleine Unternehmen, eine Stärkung der Konkurrenz-
fähigkeit der polnischen Unternehmen auf dem globalen Markt, eine Reindus-
trialisierung und eine Revitalisierung abgehängter Regionen.30 Es finden sich hier 

27 Vgl. Węcławowicz (Anm. 1), S. 114.
28 Ebenda, S. 137.
29 Włodzimierz Aniół: On Three Modernisation Narratives in Poland after 1989, in: International 

Journal of Social Economics 9, 2015, S. 777–790 (780–786).
30 Vgl. Beata Szydło, 18 listopada 2015 roku, in: Joanna Marszałek-Kawa/Piotr Siemiątkowski 

(Hg.): Exposé prezesów Rady Ministrów 1989–2019, Toruń: Wydawnictwo Adam Marszałek 2020, 
S. 333–353.
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also deutliche Anknüpfungen an ein konservatives Modernisierungsparadigma, 
das verstärkt staatliche Verantwortung und staatliches Handeln betont und auch 
benachteiligte Regionen und Transformationsverlierer berücksichtigt. Zudem wer-
den traditionelle Werte wie Familie und Nation hervorgehoben.

Auch die Regierungserklärungen des Nachfolgers von Beata Szydło, Ma-
teusz Morawiecki, vom Dezember 2017 und November 2019 (nach den letzten 
Parlamentswahlen) verdeutlichen den Paradigmenwechsel. In der Erklärung 
von 2017 kommt das Wort Wachstum nur dreimal vor, und zwar im Kontext von 
Lohnerhöhungen und höheren Aufwendungen für den Gesundheitssektor. Sehr 
deutlich wird die Vorstellung von einem polnischen Kapitalismus beschrieben, 
nicht länger kolonisiert vom westlichen Kapital. Die Leitideen für diese Moderni-
sierungserzählung sind nationale Identität, die große polnische Geschichte und 
das Gemeinwohl (wspólne dobro). Die Modernisierung wird nun mit starker Un-
terstützung des Staates vorangetrieben, daher heißt es in dem Programm: „Dem 
Staat kommt wieder eine ernstzunehmende Rolle zu“ („Państwo wraca do gry na 
poważnie“). Tradition ist nach Morawiecki kein Ballast, sondern ein Trumpf. Es 
sollen polnische globale Champions kreiert werden, und die Kontrolle über stra-
tegische Sektoren der polnischen Wirtschaft soll wiedererlangt werden. Zudem 
soll die Produktivität der polnischen Wirtschaft erhöht sowie in Infrastruktur 
und Gesundheitswesen investiert werden.31 

Ähnlich, vielleicht sogar noch stärker, akzentuiert die Regierungserklä-
rung von 2019 die normativen Grundlagen der polnischen Modernisierung, das 
heißt Werte wie Polentum, Familie oder Freiheit. All dies wird mit dem Wort 
„Normalität“ (normalność) umrissen, was die scharfen ideologischen Auseinan-
dersetzungen in Polen um Gender, LGBTQ+ und dergleichen andeutet. Der freie 
Markt sei degeneriert, so dass der Staat als Korrektiv notwendig sei und mehr in-
vestiert werden müsse, zum Beispiel über die Polnische Nationalstiftung (Polska 
Fundacja Narodowa). Jegliche Entwicklung müsse auch gerecht sein. Morawiecki 
unterstreicht in diesem Kontext auch den deutlichen Rückgang des Gini-Koeffizi-
enten seit 2015, und nennt als Ziel, wieder mehr Polen aus dem Ausland zu einer 
Rückkehr in die Heimat bewegen zu wollen. Eingebettet sind seine Ausführun-
gen zur Wirtschafts- und Sozialpolitik in den historischen Weg Polens. Einmal 
mehr wird die nationale Gemeinschaft als Grundlage für die Entwicklung Polens 
herausgearbeitet.32 

Die Ausführungen von Beata Szydło und Mateusz Morawiecki finden über-
deutlich auch ihren Niederschlag in den PiS-Parteiprogrammen.

31 Vgl. Mateusz Morawiecki, 12 grudnia 2017 roku, in: Marszałek-Kawa/Siemiątkowski (Anm. 30), 
S. 355–378 (360).

32 Vgl. Mateusz Morawiecki, 19 listopada 2019 roku, in: Marszałek-Kawa/Siemiątkowski (Anm. 30), 
S. 379–403.
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Das Programm der PiS aus dem Jahre 2014, also noch aus der Opposi tionszeit, 
kritisiert das zu langsame Wachstum Polens, das es nicht erlaube, den Rückstand 
gegenüber dem Westen zügig aufzuholen. Auch hier wird entgegen liberalen An-
sätzen die Rückkehr des Staates postuliert. Nationale Interessen sollen gestärkt, 
der heimische Bankensektor ausgebaut und ein Prozess der Reindustrialisierung 
angeschoben werden. Daneben seien Investitionen in den Bereich F&E, in die Infra-
struktur und in den Wiederaufbau der Meereswirtschaft notwendig.33 

Das Wahlprogramm des Jahres 2019 stärkt diese Akzente und gibt als Ziel 
eine ausgeglichene und autonome Entwicklung mit aktiver Rolle des Staates 
vor. Dies wird abgegrenzt von den vorherigen Regierungen, die als postkommu-
nistisch eingeordnet werden  – wohlgemerkt auch die Regierungen von Donald 
Tusk von der Bürgerplattform (PO  – Platforma Obywatelska)! Der Hauptvorwurf 
an die PO lautet in diesem Kontext, dass die neuen, liberalen Eliten am Runden 
Tisch gemeinsame Sache mit Vertretern des Ancien Régime gemacht hätten und 
in der Folge vor allem die Interessen bestimmter Lobbygruppen vertreten hätten 
(sogenannter Klientelismus), nicht aber die der breiten Masse der Gesellschaft. 
Der sogenannte späte Postkommunismus der PO, so das PiS-Programm von 2019, 
ziele vor allem auf den Machterhalt der PO und der mit ihr verbundenen Interes-
sengruppen ab, die näher nicht benannt werden. In Abgrenzung davon wolle die 
PiS einen modernen Wohlfahrtsstaat begründen.34 

Dieses Modernisierungsmodell wird seit 2015 sukzessive umgesetzt und 
dabei mit strategischen Dokumenten unterfüttert. Zu nennen sind hier die „Stra-
tegie für eine verantwortliche Entwicklung bis zum Jahr 2020 (mit einer Pers-
pektive bis 2030)“,35 die „Strategie für Regionalentwicklung 2030. Sozial sensible 
und territorial nachhaltige Entwicklung“,36 die „Nationale Städtepolitik“37 sowie 
der „Nationale Plan für Wiederaufbau und größere Resilienz“,38 der auf die Fol-
gen der Pandemie reagiert und mit EU-Mitteln im Rahmen des EU-Wiederauf-
baufonds umgesetzt werden soll.39 

Ohne hier ins Detail gehen zu können, ist offensichtlich, dass auch hier 
ein anderes Entwicklungsmodell verfolgt wird  – mit einer sehr aktiven Rolle des 

33 Prawo i Sprawiedliwość (Hg.): Zdrowie, Praca, Rodzina. Program Prawa i Sprawiedliwości 2014, 
in: https://docplayer.pl/160657-Zdrowie-praca-rodzina-program-prawa-i-sprawiedliwosci.html, 
28.02.2022.

34 Prawo i Sprawiedliwość (Hg.): Polski Model Państwa Dobrobytu. Program Prawa i Sprawiedliwo-
ści 2019, in: https://pis.org.pl/dokumenty, 01.03.2022, insbesondere S. 23–25 und S. 34 f.

35 Strategia na rzecz Odpowiedzialnego Rozwoju do roku 2020 [z perspektywą do 2030 r.].
36 Krajowa Strategia Rozwoju Regionalnego 2030. Rozwój społecznie wrażliwy i terytorialnie zrów-

noważony 2019.
37 Krajowa Polityka Miejska 2023, 2015.
38 Krajowy Plan Odbudowy i Zwiększania Odporności.
39 Sämtliche genannten Dokumente sind auf der Seite des Ministeriums für Fonds und Regional-

entwicklung einsehbar, vgl. https://www.gov.pl/web/fundusze-regiony, 18.07.2022.
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Staates, eingebettet in ein normatives Korsett. Kleine und mittlere Unternehmen 
sollen gefördert werden, angestrebt werden eine Reindustrialisierung, staatli-
che Investitionen, Innovationen und eine Expansion auf andere Märkte, gepaart 
mit Sozialpolitik und einem effizienten Staat. Den unterschiedlichen Bereichen 
werden dann in der „Strategie für eine verantwortliche Entwicklung bis zum Jahr 
2020 (mit einer Perspektive bis 2030)“ strategische Projekte zugeordnet.40

Die „Strategie für Regionalentwicklung“ zielt vor allem darauf ab, die Un-
terschiede zwischen den Regionen zu reduzieren, Innovationskraft und Konkur-
renzfähigkeit zu fördern und sogenannte degradierte Gebiete zu identifizieren 
und besonders zu stärken. Im Rahmen und gestützt auf die Prioritäten dieser 
Strategie werden Verträge für die Woiwodschaften wie auch für bestimmte Sek-
toren durch die Akteure (regionale Selbstverwaltung, zuständige Ministerien) 
ausgehandelt und dann implementiert.41 Die „Nationale Städtepolitik“ trägt der 
starken Urbanisierung Rechnung und setzt sich mit Problemen, aber auch mit 
Chancen im städtischen Raum auseinander  – mit dem Ziel, die Modernisierung 
Polens weiter voranzutreiben.42 Der „Nationale Plan für Wiederaufbau und grö-
ßere Resilienz“ knüpft an die aktuellen strategischen Dokumente an und benennt 
weitere, wie die „Strategie für eine nachhaltige Entwicklung des Transportwe-
sens bis zum Jahr 2030“,43 die „Strategie für die Entwicklung des Humankapitals“, 
vom Ministerrat am 14. Dezember 2020 verabschiedet,44 oder die „Strategie für 
die Entwicklung des Sozialkapitals“.45 

Zu guter Letzt muss auch der sogenannte „Polnische Deal“ (Polski Ład, 
zunächst als Nowy Ład / Neuer Deal bezeichnet) angeführt werden, der von der 
Regierung Morawiecki seit Frühjahr 2021 entwickelt wird. Damit sollten ur-
sprünglich strategische Projekte von Gemeinden, Kreisen, Städten und ihren Zu-
sammenschlüssen in ganz Polen kofinanziert werden. Damit wäre der „Polnische 
Deal“ als eine Ergänzung zur Strategie für Regionalentwicklung zu verstehen, 
die ja die Regionen in den Blick nimmt. Tatsächlich geht es indes um neue Sozi-
altransfers, die wohl den Rückhalt für die Regierung stärken sollen.46

Besonderen Wert legt die aktuelle Regierung auf die Integration der ver-
schiedenen strategischen Dokumente, was sicherlich positiv einzuschätzen ist. 

40 Vgl. Strategia na rzecz odpowiedzialnego rozwoju do roku 2020 (z perspektywą do 2030 r., 2017, 
S. 388–394.

41 Vgl. Krajowa Strategia Rozwoju Regionalnego 2030. Rozwój społecznie wrażliwy i terytorialnie 
zrównoważony 2019, S. 98–101.

42 Vgl. Krajowa Polityka Miejska 2023, 2015.
43 Strategia Zrównoważonego Rozwoju Transportu do 2030 roku.
44 Vgl. Strategia Rozwoju Kapitału Ludzkiego 2030, in: file:///C:/Users/garsz/Downloads/Strate-

gia_Rozwoju_Kapita%C5%82u_Ludzkiego_2030%20(1).pdf, 03.03.2022.
45 Vgl. Strategia Rozwoju Kapitału Społecznego (współdziałanie, kultura, kreatywność) 2030, in: 

https://isap.sejm.gov.pl/isap.nsf/DocDetails.xsp?id=WMP20200001060, 03.03.2022.
46 Vgl. https://www.gov.pl/web/polski-lad, 18.07.2022.
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In den ersten zwanzig Jahren der Transformation existierte ein regelrechter Wust 
von strategischen Dokumenten nebeneinander, so dass die Entwicklungsziele 
nicht immer klar auszumachen waren. Allerdings ist diese Bündelung sicher-
lich nicht allein der PiS zuzuschreiben, da die Kohäsionspolitik der EU Polen seit 
2004 zwingt, derartige strategische Dokumente im Land in Zusammenarbeit 
zwischen verschiedenen Akteuren zu erarbeiten und sodann mit der EU abzu-
stimmen. Auch sind nach der Verwaltungsreform des Jahres 1998 verschiedene 
Gesetze zur Regionalentwicklung verabschiedet worden, die eine gewisse Berei-
nigung der Dokumente verlangten. Der „Nationale Plan für Wiederaufbau und 
größere Resilienz“ macht aber auch die Zunahme derartiger Strategiedokumente 
für unterschiedliche Bereiche offensichtlich, und es stellt sich die Frage, ob die-
ser erneute Wildwuchs tatsächlich notwendig ist.

5. Ausblick

Zusammenfassend kann festgehalten werden, dass alle seit 1989 verfolgten Mo-
dernisierungsstrategien versucht haben, den Rückstand zum westlichen Entwick-
lungsniveau zu verkürzen.47 Ein wichtiger, auch normativ formender Rahmen war 
und ist die Europäische Union und die daraus resultierende Kohäsions politik, die 
über nationale Entwicklungsstrategien auch in Polen umgesetzt wird. 

Die Gefahren für ein stetes Wirtschaftswachstum Polens, das für den Auf-
holprozess unverzichtbar ist, resultieren unter anderem aus der zu geringen Wett-
bewerbsfähigkeit polnischer Firmen, zu geringen Aufwendungen im Bereich 
F&E, einem noch nicht ausreichenden Niveau von Innovationen und gewissen 
infrastrukturellen Schwächen. Der starke Gegensatz Peripherie  – Zentrum, wie 
er in den großen sozioökonomischen Unterschieden zwischen den Regionen 
zum Ausdruck kommt, stellt ein weiteres Hindernis für die Entwicklung dar, da 
so nicht alle Ressourcen einschließlich des Humankapitals genutzt werden kön-
nen. Schließlich bringt auch die alternde Bevölkerung ein zusätzliches Risiko für 
die weitere Modernisierung mit sich, dem die Regierung mit einer Profamilien-
politik und Anreizen für eine Rückkehr nach Polen begegnen möchte  – vorerst 
ohne nennenswerte Resultate.

Ob der Kampf gegen soziale Ausgrenzung und Armut, den die PiS-Regie-
rung mit Hilfe ihrer sozialpolitischen Maßnahmen führt, eher ein Hemmnis für 
ein konstantes Wachstum ist (da so Teile des Staatsbudgets für Sozialtransfers ge-
bunden sind) oder aber eine wichtige Grundlage für nationale Modernisierungs-
anstrengungen, hängt wohl von der Perspektive des Betrachters ab. 

47 Węcławowicz (Anm. 1), S. 114.
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Überdeutlich wird im Abgleich der unterschiedlichen Modernisierungs-
strategien seit 1989, dass die PiS einen polnischen, endogenen Modernisierungs-
pfad beschritten hat, der eine rein marktbasierte Modernisierung, d. h. ein neoli-
berales Paradigma, ablehnt und stärker den Staat als Akteur einbezieht. Andere 
Punkte betonen Reindustrialisierung, die Förderung polnischer globaler Cham-
pions, eine ausgeglichene Entwicklung in allen Landesteilen und eine Revitali-
sierung von degradierten Gebieten. Die Regionalpolitik setzt dabei stärker auf 
einen integrierten Ansatz, fährt also gefühlt die Dezentralisierung etwas zurück. 
Das muss nicht schlecht sein, hat es doch die Regionalpolitik bis 2015 nicht ge-
schafft, die regionalen Unterschiede zu reduzieren. Eine staatliche Förderung für 
schwächere Regionen als Strukturhilfe auf dem Weg zu mehr Konkurrenzfähig-
keit erscheint somit durchaus sinnvoll. 

Dieser polnische Modernisierungspfad ist eingebettet in eine Identitätspo-
litik, die auf dem Feld der Geschichtspolitik vor allem die polnischen Leistungen 
und positiven Traditionen betont und eine nationale Solidargemeinschaft als 
Basis für die polnische Modernisierung ansieht. Die PiS verfolgt also keine ein-
fache Übernahme westlicher Modernisierungsvorstellungen, sondern eher eine 
Indigenisierung, d. h. eine Anpassung westlicher Konzepte an polnische Realitä-
ten. Damit bleibt der Modernisierungsweg der PiS an einem bestimmten Punkt 
des westlichen Modernisierungspfades stehen und beharrt beispielsweise auf 
einem „Europa der Vaterländer“ statt einem „Europa der Regionen“. Rein funk-
tional wäre eine stärkere Integration der Mitgliedstaaten wohl anzuraten, die PiS 
jedoch pocht hier auf eigene Traditionen, was vom Wähler bisher honoriert wird.

Allerdings hat dieser polnische Modernisierungspfad auch potentielle 
Schwächen und Unzulänglichkeiten. Ob Modernisierung vor allem als semi- 
autonome Entwicklung mit einem starken Staat auf Grundlage einer nationa-
len Gemeinschaft verstanden werden kann, darf mit Blick auf die einschlägige 
Literatur zur Modernisierung bezweifelt werden.48 Ohne den individual pursuit 
of happiness verabsolutieren zu wollen, ist in globalem Maßstab durchaus eine 
wachsende Vielfalt von Lebensführungen zu beobachten. Zudem scheint der 
Arbeitskräftebedarf auch in Polen dauerhaft nur durch Zuwanderung lösbar zu 
sein, was mittelfristig die Überzeugungskraft des polnisch-nationalen Moderni-
sierungsnarrativs ins Wanken bringen könnte. Außerdem spricht das von der PiS 
gegenüber der EU bemühte Prinzip der Subsidiarität gegen eine zu starke staatli-
che Hand gegenüber den Regionen innerhalb Polens. In diesem Kontext kann der 
zunehmende Zentralismus der Regierung auch gegenteilige Effekte zeitigen. Die 
„sich selbst verwaltende Republik“ (Samorządna Rzeczpospolita), eine zentrale 

48 Vgl. Ronald Inglehart/Christian Welzel: Modernization, Cultural Change, and Democracy. The 
Human Development Sequence. Cambridge: Cambridge University Press 2005.
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Idee der Gewerkschaft Solidarność, steht hingegen für eine andere Tradition, die 
die Rolle des Staates eher kleiner definiert.49 

Ob schließlich die genannten Strategien über reine Akklamation und PR 
hinausgehen, mithin den „Polnischen Deal“ tatsächlich tragen und erfolgreich 
gestalten können, ist gegenwärtig noch nicht solide zu ermessen, obgleich kri-
tische Stimmen mit Verweis auf den Marketingeffekt und auch mit Blick auf die 
Kosten der Sozialpolitik der PiS durchaus berechtigt sind.50

Die von der PiS geäußerte Kritik am neoliberalen Modernisierungspfad ist 
allerdings nicht nur in Polen anzutreffen, ohne dass bisher ein überzeugendes al-
ternatives Modell bereits den Praxistest bestanden hätte. Der von der PiS verfolg-
te Ansatz wird hier also empirisches Material liefern und auch zur Diskussion 
beitragen, ob eine Modernisierung von oben möglich ist.51

Modernizacja a regionalne plany rozwoju w Polsce

Modernizacja Polski i zmniejszanie dystansu w rozwoju społeczno-gospodarczym w sto-
sunku do starych krajów członkowskich UE były i są doniosłymi celami polskich rządów, 
od kiedy w 1989 r. przestała istnieć socjalistyczna Polska Rzeczpospolita Ludowa. Niniej-
szy artykuł opowiada w pierwszej kolejności o dziedzictwie PRL, wskazując z jednej stro-
ny na osiągnięcia socjalistycznej modernizacji, takie jak zwiększenie stopnia urbanizacji 
czy awans nowych warstw społecznych. Z drugiej strony socjalistyczna modernizacja nie 
zdołała zaspokoić popytu na towary konsumpcyjne ani szybko wdrażać innowacji. Skut-
kiem było rosnące zadłużenie zagraniczne i brak zaufania ludności do kierownictwa par-
tii i państwa. W dalszej części artykuł opisuje wysiłki modernizacyjne po zmianie ustroju 
w  ramach neoliberalnej terapii szokowej, realizowanej przez ministra finansów Leszka 
Balcerowicza od grudnia 1989 roku. Dopiero pod koniec lat 90. zabiegi modernizacyjne 
uzupełniono głęboką decentralizacją i  wzmocnieniem polskich regionów. Mimo sukce-
sów makroekonomicznych obecna partia rządząca, Prawo i  Sprawiedliwość (PiS) kryty-
kowała już w opozycji kurs neoliberalny, a od czasu przejęcia odpowiedzialności za rząd 
stawia konsekwentnie na bardziej endogeniczną ścieżkę modernizacji, której elementy są 
analizowane w ostatniej części artykułu.

49 Das Programm der Gewerkschaft Solidarność vom 7. Oktober 1981 unterstreicht sehr deutlich 
die sich selbst verwaltende Republik, was sich mit den zentralistischen Tendenzen der PiS 
nicht verträgt. Siehe: Program NSZZ „Solidarność“ uchwalony przez I Krajowy Zjazd Delegatów, 
in: https://oko.press/images/2019/06/Samorz%C4%85dna-Rzeczpospolita-program-przy-
j%C4%99ty-7-pa%C5%BAdziernika-1981-r..pdf, 02.05.2022.

50 Andrzej Bratkowski/Ludwik Kotecki: Stracone cztery lata. Polityka makroekonomiczna PiS 
2016–2019 i jej konsekwencje dla Polski, ze szczególnym uwzględnieniem czasu pandemii, 
Warszawa: Platforma Obywatelska RP 2021. Online: https://instytutobywatelski.pl/pliki/pdf/
stracone-cztery-lata-polityka-makroekonomiczna-rzadu-pis.pdf, 18.07.2022.

51 Vgl. Jacek Kochanowicz: Modernization from above: The End of the Road?, in: Kochanowicz 
(Anm. 4), S. 59–78 (59–61).
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Modernisation and regional development plans in Poland

Poland’s modernisation and the closing of the socioeconomic gap with the older EU mem-
ber countries have been central goals of Polish governments since the fall of communism 
in 1989. This article considers first the legacy of the Polish People’s Republic, pointing out 
on the one hand the achievements of socialist modernisation, such as increased urbanisa-
tion and the rise of new social classes. On the other hand, socialist modernisation was not 
able to satisfy demand for consumer goods or ensure the rapid implementation of inno-
vations. As a result, foreign debt increased and the public lost confidence in the party and 
state leadership. The article goes on to describe the attempts at modernisation following 
the change of system, based on neoliberal shock therapy, carried out under finance min-
ister Leszek Balcerowicz from December 1989. Only in the late 1990s were modernisation 
efforts supplemented by far-reaching decentralisation and the strengthening of the Polish 
regions. In spite of the macroeconomic successes, the Law and Justice party (PiS) criticised 
the neoliberal course when in opposition, and since coming to power has preferred a more 
endogenous modernisation path, the elements of which are analysed in the final part of 
the article.
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Europäischen Solidarność-Zentrums in Danzig. Seit 1999 leitet er als Chefredakteur das 
zweisprachige Deutsch-Polnische Magazin DIALOG.

Johannes Kleinmann ist Doktorand an der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder) 
sowie im Rahmen einer Cotutelle de thèse an der Universität Wien. In seinem Promotions-
projekt erforscht er Geschlechterbilder und Geschlechterpolitik in Polen zwischen 1980 
und 2004. Dabei fokussiert sich seine Analyse insbesondere auf deren Auswirkungen auf 
die bezahlte wie unbezahlte Arbeit von Frauen im Übergang von der Plan- zur Marktwirt-
schaft. Darüber hinaus ist Johannes Kleinmann Sprecher der Jungen DGO (Deutsche Ge-
sellschaft für Osteuropakunde e. V.), des größten Verbunds der Osteuropaforschung im 
deutschsprachigen Raum.

Piotr Koryś habilitierte sich 2020 an der Universität Warschau. Dort ist er Mitarbeiter 
am Lehrstuhl für Wirtschaftsgeschichte der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät. For-
schungsinteressen: Wirtschaftsgeschichte Polens im 19. und 20. Jahrhundert, insbeson-
dere auch Modernisierungsgeschichte, die Geschichte ökonomischen Denkens in Polen 
sowie die langfristige Bedeutung formeller und informeller Institutionen für die wirt-
schaftliche Entwicklung.

Udo Ludwig ist Honorarprofessor für empirische Wirtschaftsforschung an der Universi-
tät Leipzig. Er studierte von 1962 bis 1967 Wirtschaftskybernetik an der Universität Lenin-
grad und promovierte im Jahr 1971 an der Akademie der Wissenschaften der DDR. Im Rah-
men eines Praxiseinsatzes war er von 1982 bis 1985 als wissenschaftlicher Mitarbeiter im 
Statistischen Amt der DDR tätig. Im Jahr 1992 trat er als Abteilungsleiter für Konjunktur 
und Wachstum in das neugegründete Institut für Wirtschaftsforschung Halle (IWH) ein. 
Er befasst sich seitdem mit Problemen der wirtschaftlichen Entwicklung Deutschlands 
und des Neuaufbaus der ostdeutschen Wirtschaft nach der deutschen Vereinigung.

Michael Martin Richter ist wissenschaftlicher Mitarbeiter und Doktorand an der For-
schungsstelle Osteuropa der Universität Bremen im Rahmen des Innovative Training Net-
works (ITN) „MARKETS“ (MSCA Grant) der Europäischen Union. In diesem Kontext war 
er auch Gastwissenschaftler an der Stiftung Wissenschaft und Politik in Brüssel. Zuvor er-
langte er Masterabschlüsse am College of Europe in Warschau-Natolin, der Higher School 
of Economics in Moskau und am University College London (UCL). Sein Bachelorstudium 
absolvierte er an der ESB Business School in Reutlingen und an der Jagiellonen-Universi-
tät Krakau. 

Stephan Rindlisbacher ist wissenschaftlicher Mitarbeiter am Zentrum für Interdiszipli-
näre Polenstudien der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder). In seiner Disserta tion 
hat er sich mit der revolutionären Bewegung im späten Zarenreich auseinandergesetzt. 
Gegenwärtig arbeitet er an einer Monographie zur Frage der Grenzziehungen zwischen 
den Republiken der Sowjetunion.
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Anna Schwarz, geboren 1955 in Berlin, war bis zu ihrer Emeritierung 2019 Professorin 
für Vergleichende Politische Soziologie der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder), 
ist seither Senior Scholar der dortigen Kulturwissenschaftlichen Fakultät. Thematische 
Schwerpunkte in Forschung und Lehre waren bzw. sind sozialwissenschaftliche Transfor-
mationsforschung, neue Arbeitsformen im Zeitalter der Digitalisierung (u. a. Coworking, 
Crowdworking), Unternehmertum in Ostdeutschland nach 1990, qualitative Methoden 
der empirischen Sozialforschung.

Anna M. Steinkamp forscht und lehrt als Habilitandin an der Europa-Universität Via-
drina Frankfurt (Oder) im Bereich Entrepreneurship, Innovationen und Transformations-
prozesse in ehemals sozialistischen Ländern. Sie studierte Betriebswirtschaftslehre an der 
Universität Lodz und European Studies an der Europa-Universität Viadrina, wo sie zum 
Thema „Internationalisierung von Unternehmen in Grenzräumen“ promovierte. Sie war 
als Gastwissenschaftlerin an der Sophia-Universität Tokio tätig und führte über zehn Jah-
re die Unternehmensberatung Steinkamp International Consulting.

Maciej Tymiński habilitierte sich 2013 an der Universität Warschau. Dort leitet er seit 
2014 den Lehrstuhl für Wirtschaftsgeschichte der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät 
sowie seit 2015 auch das Zentrum für Ökonomische Forschung des Instituts für Sozialstu-
dien. Forschungsinteressen: Wirtschaftsgeschichte der kommunistischen Zeit in Polen, 
insbesondere die Rolle des Parteiapparats in der Wirtschaft, Entwicklungsprobleme der 
polnischen Gebiete im 19. und 20. Jahrhundert, der Einfluss institutioneller Veränderun-
gen auf soziale Verhaltensweisen in der Wirtschaft. 

Konrad Walerski, Germanist und Kulturwissenschaftler, ist seit 2019 akademischer Mit-
arbeiter am Zentrum für Interdisziplinäre Polenstudien der Europa-Universität Viadrina 
Frankfurt (Oder). In Rahmen seiner Promotion erforscht er Errungenschaften und Blocka-
den der „sozialistischen“ Modernisierung Polens sowie die Geschichte der polnischen So-
ziologie. Zu seinen weiteren Forschungsinteressen gehören: Geschichte der deutsch-pol-
nischen Beziehungen, Ideengeschichte, Zivilisationstheorie, Europaforschung.

Michael Wyrwich ist Associate Professor for Small Business and Entrepreneurship an 
der Rijksuniversiteit Groningen (Niederlande). Ferner ist er Privatdozent an der Fried-
rich-Schiller-Universität Jena und leitet dort das BMBF-Projekt „Das Erbe des DDR-Innova-
tionsystems“. Seine Forschungs- und Lehrschwerpunkte umfassen verschiedene Themen 
in den Bereichen Entrepreneurship, Innovation und Regionalentwicklung.
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Lucyna Błażejczyk-Majka  – doktor ekonomii, doktor habilitowany nauk historycznych 
z zakresu historii gospodarczej, profesor Uniwersytetu im. Adama Mickiewicza w Pozna-
niu. Od 2017 roku sekretarz czasopisma „Studia Historiae Oeconomicae”. Zainteresowania 
naukowe skupiają się wokół historii gospodarczej Europy w XIX i XX wieku, stosowania 
metod ilościowych w  badaniach historycznych i  ekonomicznych, ekonomii rolnictwa 
i efektywności ekonomicznej oraz współczesnych źródeł informacji ilościowych.

Falk Flade jest pracownikiem naukowym Centrum Interdyscyplinarnych Studiów o Pol-
sce na Uniwersytecie Europejskim Viadrina we Frankfurcie nad Odrą. Studiował slawi-
stykę, historię Europy Wschodniej i  ekonomię polityczną, a  doktoryzował się na temat 
„Energy Infrastructures in the Eastern Bloc”. Głównymi obszarami jego badań są historia 
gospodarki i techniki, socjalizm oraz dzieje Europy Środkowej i Wschodniej. Obecnie w ra-
mach projektu badawczego finansowanego ze środków Federalnego Ministerstwa Eduka-
cji i Badań Naukowych zajmuje się tematem innowacji w gospodarce planowej.

Michael Fritsch pracuje w Katedrze Rozwoju Przedsiębiorstw, Innowacji i Przemian Go-
spodarczych na Uniwersytecie Friedricha Schillera w  Jenie. Jest ponadto (współ)redak-
torem wielu międzynarodowych czasopism naukowych. Główny obszar jego badań to 
determinanty rozwoju regionalnego, zwłaszcza znaczenie działalności innowacyjnej i za-
kładania przedsiębiorstw.

Stefan Garsztecki jest politologiem i  historykiem, od 2010 roku profesorem studiów 
kulturowych i krajoznawczych nad Europą Środkowo-Wschodnią na Uniwersytecie Tech-
nicznym w Chemnitz. Główne obszary jego badań to polityka historyczna w Europie Środ-
kowo-Wschodniej, demokracja i kultura polityczna w Polsce, stosunki polsko-niemieckie 
studia nad pograniczami w Europie Środkowo-Wschodniej. Jego bieżący projekt badawczy 
„DemoDes. Demokracja nad przepaścią. Dezinformacja kontra kompetencja medialna” 
(2022) jest poświęcony pograniczu saksońsko-czeskiemu.

Robert Geisler, doktor habilitowany w  zakresie socjologii, profesor w  Instytucie Nauk 
o Polityce i Administracji Uniwersytetu Opolskiego, kierownik Katedry Zarządzania i Poli-
tyk Publicznych, profesor wizytujący w European New School for Digital Transformation 
na Uniwersytecie Europejskim Viadrina (2022/2023). Zainteresowania badawcze: socjolo-
gia polityki, socjologia gospodarki, przedsiębiorczość, organizacje i zarządzanie, metodo-
logia badań społecznych, analizy big data.

Maria Greve studiowała na Uniwersytecie Bremeńskim i  uzyskała tam doktorat z  eko-
nomii politycznej. Postdoktorantka w projekcie „Dziedzictwo systemu innowacji w NRD”, 
realizowanym na zlecenie Federalnego Ministerstwa Edukacji i  Badań Naukowych. 
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Od listopada 2022 roku na stanowisku Assistant Professor na Uniwersytecie w Utrechcie 
w Holandii. Jej priorytety badawcze obejmują procesy transformacji w dawnych krajach 
socjalistycznych, innowację i wzrost gospodarczy, rozwój regionalny, dynamikę przedsię-
biorstw oraz analizę skuteczności działań państwa.

Jutta Günther jest profesorem ekonomii politycznej ze specjalnością w dziedzinie ekono-
miki innowacji i struktur na Uniwersytecie Bremeńskim. W latach 1994–1999 studiowała 
nauki ekonomiczne i społeczne na uniwersytetach w Oldenburgu, Osnabrück i Albany/
New York, a w 2002 r. doktoryzowała się na Uniwersytecie w Osnabrück. W latach 2002–
2014 pracowała naukowo w Instytucie Badań Gospodarczych im. Leibniza w Halle (IWH). 
W 2014 r. uzyskała habilitację na Wydziale Nauk Ekonomicznym Uniwersytetu Friedricha 
Schillera w Jenie. Od 2022 r. jest rektorem Uniwersytetu Bremeńskiego. Jej priorytety ba-
dawcze to procesy innowacji, przemiany strukturalne i aspekty ekonomiczne transforma-
cji ustrojowej.

Ann Hipp jest pracowniczką naukową i habilitantką w Katedrze Ekonomii Politycznej ze 
specjalnością Ekonomika Innowacji i  Struktur na Uniwersytecie Bremeńskim. W  latach 
2007–2015 studiowała nauki ekonomiczne i ekonomię polityczną na uniwersytetach tech-
nicznych w Chemnitz i Dreźnie, Lappeenranta University of Technology i Audencia Gra-
duate School of Management. Doktoryzowała się w 2020 r. na Uniwersytecie Technicznym 
w Dreźnie. W swoich badaniach zajmuje się polityką innowacji, przemianami systemów 
innowacji, dynamiką przemysłu i transferem technologii.

Dagmara Jajeśniak-Quast jest ekonomistką i  historyczką gospodarczą. Jest profesorką 
Interdyscyplinarnych Studiów o Polsce na Wydziale Ekonomii Uniwersytetu Europejskie-
go Viadrina (EUV) oraz kieruje międzywydziałowym Centrum Interdyscyplinarnych Stu-
diów o Polsce (ZIP). W 2013 roku obroniła habilitację na Uniwersytecie w Siegen w dzie-
dzinie historii gospodarczej na temat „Między młotem a kowadłem  – koncepcje i praktyka 
integracji gospodarczej w Europie Środkowo-Wschodniej od okresu międzywojennego po 
współczesność”. Obecnie koncentruje się w swoich badaniach na zagadnieniach transfor-
macji i studiów granicznych oraz na gospodarczej i społecznej historii Europy Środkowo-
-Wschodniej w XX wieku. 

Sławomir Kamosiński jest historykiem gospodarczym, profesorem w Instytucie Prawa 
i Ekonomii Uniwersytetu Kazimierza Wielkiego w Bydgoszczy. Wybrane zainteresowania 
badawcze: problematyka funkcjonowania przemysłu w  okresie gospodarki nakazowo-
-rozdzielczej w Polsce Ludowej, zmiany własnościowe przedsiębiorstw w Polsce po 1988 
roku, modernizacja struktury przemysłu, przedsiębiorczość w Polsce po 1988 roku, wpływ 
przedsiębiorców na modernizację gospodarki polskiej, historia firm rodzinnych oraz ma-
rek i znaków towarowych. 
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Basil Kerski jest menedżerem kultury, politologiem, kuratorem wystaw, redaktorem, 
publicystą i eseistą. Jest autorem i redaktorem ponad czterdziestu książek wydanych w ję-
zyku niemieckim, polskim, angielskim i ukraińskim, a od 2011 roku dyrektorem Europej-
skiego Centrum Solidarności w  Gdańsku. Od 1999 roku kieruje jako redaktor naczelny 
dwujęzycznym Magazynem Polsko-Niemieckim DIALOG.

Johannes Kleinmann jest doktorantem na Uniwersytecie Europejskim Viadrina we 
Frankfurcie nad Odrą oraz w  ramach Cotutelle de thèse na Uniwersytecie Wiedeńskim. 
W projekcie doktorskim bada wizerunki płci i politykę płciową w Polsce w latach 1980–
2004. Jego analiza skupia się zwłaszcza na ich konsekwencjach dla płatnej i bezpłatnej pra-
cy kobiet w okresie przejścia od gospodarki planowej do rynkowej. Johannes Kleinmann 
jest ponadto rzecznikiem Junge DGO (Deutsche Gesellschaft für Osteuropakunde e. V.), 
największego zrzeszenia badaczy Europy Wschodniej w niemieckim obszarze językowym.

Piotr Koryś uzyskał habilitację w 2020 roku na Uniwersytecie Warszawskim. Jest pracow-
nikiem Katedry Historii Gospodarczej na Wydziale Nauk Ekonomicznych UW. Jego zainte-
resowania badawcze obejmują: historię gospodarczą Polski XIX i XX wieku, w tym histo-
rię modernizacji gospodarczych, historię idei ekonomicznych w Polsce oraz rolę instytucji 
formalnych i nieformalnych w rozwoju gospodarczym w perspektywie długookresowej.

Udo Ludwig jest profesorem honorowym empirycznych badań nad gospodarką na Uni-
wersytecie Lipskim. W latach 1962–1967 studiował cybernetykę gospodarczą na Uniwer-
sytecie Leningradzkim i doktoryzował się w 1971 roku na Akademii Nauk NRD. W ramach 
działalności praktycznej był w latach 1982–1985 pracownikiem naukowym Urzędu Staty-
stycznego NRD. W roku 1992 podjął pracę jako szef Działu Koniunktury i Wzrostu Gospo-
darczego w nowo założonym Instytucie Badań Gospodarczych w Halle (IWH). Od tego cza-
su zajmuje się problemami rozwoju gospodarczego Niemiec oraz przebudowy gospodarki 
wschodnioniemieckiej po zjednoczeniu Niemiec.

Michael Martin Richter jest pracownikiem naukowym i doktorantem w Zakładzie Ba-
dań nad Europą Wschodnią Uniwersytetu Bremeńskiego w  ramach Innovative Training 
Networks (ITN) „MARKETS” (MSCA Grant) Unii Europejskiej. W tym kontekście był rów-
nież naukowcem wizytującym w  Fundacji Nauka i  Polityka w  Brukseli. Wcześniej uzy-
skał stopnie magistra w Kolegium Europejskim w Natolinie, Higher School of Economics 
w Moskwie oraz University College London (UCL). Studia licencjackie ukończył w ESB Bu-
siness School w Reutlingen oraz na Uniwersytecie Jagiellońskim w Krakowie.

Stephan Rindlisbacher jest pracownikiem naukowym Centrum Interdyscyplinarnych 
Studiów o Polsce na Uniwersytecie Europejskim Viadrina we Frankfurcie nad Odrą. Jego 
rozprawa doktorska była poświęcona ruchowi rewolucyjnemu u schyłku istnienia caratu. 
Obecnie pracuje nad monografią na temat wytyczania granic między republikami Związ-
ku Radzieckiego.



Notki biograficzne

 292

Anna Schwarz, urodzona w 1955 roku w Berlinie, była do przejścia na emeryturę w 2019 
roku profesorem porównawczej socjologii politycznej na Uniwersytecie Europejskim 
Viadrina we Frankfurcie nad Odrą, a od tego czasu ma status Senior Scholar na Wydzia-
le Kulturoznawstwa tej uczelni. Jej priorytetami tematycznymi w działalności badawczej 
i dydaktycznej były i są socjologiczne badania nad transformacją, nowe formy pracy w do-
bie cyfryzacji (m.in. coworking, crowdworking), przedsiębiorczość we wschodnich Niem-
czech po 1990 roku, jakościowe metody empirycznych badań społecznych.

Anna M. Steinkamp prowadzi jako habilitantka działalność naukową i dydaktyczną na 
Uniwersytecie Europejskim Viadrina we Frankfurcie nad Odrą w  zakresie przedsiębior-
czości, innowacji i procesów transformacji w byłych krajach socjalistycznych. Studiowała 
zarządzanie na Uniwersytecie Łódzkim oraz European Studies na Viadrinie, gdzie dokto-
ryzowała się na temat „Internacjonalizacji przedsiębiorstw na pograniczach”. Pracowała 
jako badaczka wizytująca na Sophia University w Tokio i prowadziła przez ponad dziesięć 
lat firmę doradztwa biznesowego Steinkamp International Consulting.

Maciej Tymiński habilitował się w 2013 roku na Uniwersytecie Warszawskim. Od 2014 
roku jest kierownikiem Katedry Historii Gospodarczej Wydziału Nauk Ekonomicz-
nych UW, a od 2015 roku kierownikiem Ośrodka Badań Ekonomicznych Instytutu Studiów 
Społecznych UW. Zainteresowania badawcze: historia gospodarcza czasów komunizmu 
w Polsce, przede wszystkim znaczenie aparatu partyjnego w gospodarce, problem rozwoju 
ziem polskich w XIX i XX wieku, wpływ zmian instytucjonalnych na zachowania społecz-
ne w gospodarce. 

Konrad Walerski, germanista i kulturoznawca, od 2019 roku jest pracownikiem nauko-
wym w  Centrum Interdyscyplinarnych Studiów o  Polsce na Uniwersytecie Europejskim 
Viadrina we Frankfurcie nad Odrą. W  ramach studiów doktoranckich bada osiągnięcia 
i  blokady „socjalistycznej” modernizacji Polski oraz historię polskiej socjologii. Do jego 
dalszych zainteresowań badawczych należą: historia stosunków polsko-niemieckich, his-
toria idei, teoria cywilizacji, badania europejskie.

Michael Wyrwich jest profesorem nadzwyczajnym Small Business and Entrepreneurship 
na Rijksuniversiteit w Groningen (Holandia). Pełni ponadto funkcję nieetatowego wykła-
dowcy na Uniwersytecie Friedricha Schillera w Jenie i kieruje tam projektem „Dziedzictwo 
systemu innowacji w NRD”, finansowanym przez Federalne Ministerstwo Edukacji i Badań 
Naukowych. Priorytety jego działalności badawczej i dydaktycznej obejmują różne tematy 
z dziedziny przedsiębiorczości, innowacji i rozwoju regionalnego.
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Lucyna Błażejczyk-Majka holds a doctorate in economics and a habilitation degree in 
historical studies, specialising in economic history. She is a professor at Adam Mic kiewicz 
University in Poznań, and since 2017 has been secretary of the journal Studia Historiae 
Oeconomicae. Her research interests include the economic history of Europe in the nine-
teenth and twentieth centuries, applications of quantitative methods in historical and eco-
nomic research, agricultural economics, economic efficiency, and contemporary sources 
of quantitative information. 

Falk Flade is a researcher in the Centre for Interdisciplinary Polish Studies at European 
University Viadrina in Frankfurt (Oder). He was a student of Slavonic studies, the histo-
ry of Eastern Europe, and political economy, and gained his doctorate with a dissertation 
titled “Energy Infrastructures in the Eastern Bloc”. His main research interests are eco-
nomic and technological history, socialism studies, and the history of central and eastern 
Europe. He is currently working on the topic of innovation in planned economies, under 
a research project funded by the Federal Ministry of Education and Research.

Michael Fritsch is a researcher in the Chair of Enterprise Development, Innovation and 
Economic Transformation at Friedrich Schiller University Jena. He is also editor or co-ed-
itor of a number of international scholarly journals. His research is focused on determi-
nants of regional development, in particular the significance of innovation and new busi-
ness formation.

Stefan Garsztecki is a political scientist and historian, and since 2010 has been professor 
of East Central European culture and country studies at Chemnitz University of Technol-
ogy. His main research areas are historical politics in East Central Europe, democracy and 
political culture in Poland, Polish–German relations, and East Central European border-
land studies. His current research project “DemoDes. Democracy at the precipice. Disinfor-
mation versus media competence” (2022) is concerned with the Saxon–Czech border area.

Robert Geisler gained his habilitation degree in sociology, and is a professor in the Insti-
tute of Political Science and Administration at the University of Opole, where he heads the 
Department of Governance and Public Policy. At present (2022–23) he is a Visiting Fellow 
in the European New School for Digital Transformation at European University Viadrina. 
His research interests include political sociology, economic sociology, entrepreneurship, 
management and organisations, social research methodology, and big data analysis.

Maria Greve studied at the University of Bremen, where she went to obtain a doctorate 
in political economy. She is now a post-doctoral researcher on the project on the legacy 
of the East German innovation system, funded by the Federal Ministry of Education and 
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Research. Since November 2022 she has held the post of Assistant Professor at the Uni-
versity of Utrecht in the Netherlands. Her main research interests include transformation 
processes in the former communist countries, innovation and economic growth, regional 
development, enterprise dynamics, and analysis of the effectiveness of government mea-
sures.

Jutta Günther is a professor of political economy at the University of Bremen, specialis-
ing in structural and innovation economics. From 1994 to 1999 she studied economic and 
social sciences at universities in Oldenburg, Osnabrück, and Albany, New York, gaining 
her doctorate at Osnabrück in 2002. From 2002 to 2014 she was a researcher at the Halle 
Institute for Economic Research (IWH). In 2014 she obtained her habilitation degree in 
the Faculty of Economics at Friedrich Schiller University Jena. Since 2022 she has held the 
post of Rector of the University of Bremen. Her main research areas include innovation 
processes, structural transformations, and economic aspects of systemic transformation.

Ann Hipp is a post-doctoral researcher in the Chair of Political Economy at the University 
of Bremen, specialising in structural and innovation economics. From 2007 to 2015 she 
studied economic sciences and political economy at Chemnitz University of Technology, 
TU Dresden, Lappeenranta University of Technology, and Audencia Graduate School of 
Management. She gained her doctorate at TU Dresden in 2020. Her research covers inno-
vation policy, transformations of innovation systems, industrial dynamics, and technolo-
gy transfer.

Dagmara Jajeśniak-Quast is an economist and economic historian. She is Professor for 
Interdisciplinary Polish Studies at the economics faculty of European University Viadri-
na (EUV) and heads the cross-faculty Centre for Interdisciplinary Polish Studies (ZIP). She 
gained her habilitation degree in 2013 at the University of Siegen, in European history with 
a focus on economic history, with a thesis titled “Between hammer and anvil  – concepts 
and practice of economic integration in East Central Europe from the interwar period to 
the present”. Her research is currently focused on the areas of border research, transfor-
mation, and the economic and social history of East Central Europe in the 20th century. 

Sławomir Kamosiński is an economic historian and professor at the Institute of Law and 
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Transformation in Polen und Ostdeutschland 

Voraussetzungen, Verlauf und Ergebnisse

Der politische Umbruch in Mittel- und Osteuropa vor mehr als 30 Jahren 
leitete einen Epochenwechsel ein, der als postsozialistische beziehungs-
weise postkommunistische Transformation bezeichnet wird. Dabei handelt 
es sich um soziale, politische und wirtschaftliche Veränderungen substan-
tieller Art. Der vorliegende Band konzentriert sich auf zwei Fallbeispiele 
dieses Systemwandels, nämlich Polen und Ostdeutschland. Dabei stehen 
historische Voraussetzungen, Verläufe und Ergebnisse des Transformati-
onsprozesses in einzelnen Teilordnungen wie Außenhandel, Unternehmer-
tum oder Wissenschaftssystemen im Mittelpunkt. Die 15 Einzelstudien des 
Bandes sollen in ihrer Gesamtheit zum Vergleich der Transformation in bei-
den Räumen beitragen. 
  

 
 

Die Schriftenreihe Interdisciplinary Polish Studies (IPS) des Zentrums für Interdis- 
ziplinäre Polenstudien der Europa-Universität Viadrina Frankfurt (Oder) präsen-
tiert neue Forschungsergebnisse zu kulturellen, juristischen, ökonomischen und 
politischen Aspekten Polens und Ostmitteleuropas in Geschichte und Gegenwart.

Fl
ad

e/
St

ei
nk

am
p/

W
al

er
sk

i: 
Tr

an
sf

or
m

ati
on

 in
 P

ol
en

 u
nd

 O
st

de
ut

sc
hl

an
d


	Cover
	Titelseiten
	Inhalt
	Vorwort
	Falk Flade, Basil Kerski, Anna M. Steinkamp, Konrad Walerski: Rückblick und Ausblick auf die Transformation
in Polen und Ostdeutschland.
Eine Einführung
	Leistungen, Grenzen und Folgen der staatssozialistischen Wirtschaft
	Ann Hipp, Udo Ludwig, Jutta Günther: Und sie wirkten doch: Patente und Produktivität in der
Industrie der DDR
	Falk Flade: Außenhandel als Innovationsbarriere. (Selbst-)beschränkte Technologieimporte in der DDR-Mikroelektronik
	Piotr Koryś, Maciej Tymiński: Das Wirtschaftspotential der polnischen Woiwodschaften (1976–1996). Regionale Entwicklung und Wandlungen im Wirtschaftssystem
	Lucyna Błażejczyk-Majka: Veränderungen in der Produktivität der polnischen Wirtschaft während der Systemtransformation. Analyse mit quantitativen Methoden
	Michael Martin Richter: Innovationen als Wachstumsfaktor in der Transformation. Eine komparative Analyse von Ostdeutschland und Polen

	Unternehmertum – Träger von Transformationspotentialen
	Michael Fritsch, Maria Greve, Michael Wyrwich: Regionale Ausgangsbedingungen und Unternehmensgründungen im postsozialistischen Kontext
	Anna Schwarz: Unternehmerischer Habitus und seine partiellen Wandlungsmöglichkeiten durch die postsozialistische Transformation – eine theoretische Perspektive
	Anna M. Steinkamp: Zur Bedeutung habitueller Prägung für Unternehmensgründungen in Ostdeutschland und Polen nach 1989
	Robert Geisler: Überwindung des sozialistischen Erbes im Unternehmertum durch den Aufbau von Sozialkapital. Vom Individualismus zum Kooperationsgeist
	Sławomir Kamosiński: Determinanten der Innovationskultur polnischer Unternehmer nach 1989

	Rückständigkeit und Modernisierung aus wissenschaftsgeschichtlicher und aktueller Perspektive
	Dagmara Jajeśniak-Quast: Als Rückständigkeit zum Vorteil wurde. Berufliche Auslandsaufenthalte des„kommunistischen Kaders“ im Westenals Geburtshilfe der Transformation in Polen
	Stephan Rindlisbacher: Vorboten der Transformation. Akademischer Austausch zwischen Polenund westlichen Institutionen, 1960–1989
	Konrad Walerski: Brüche und Kontinuitäten in der historischen Tradition der polnischen Soziologie
	Johannes Kleinmann: Die Geschlechterpolitik der Volksrepublik Polen und ihre Auswirkungen in der langen Zeit der Transformation
	Stefan Garsztecki: Modernisierung und regionale Entwicklungspläne in Polen

	Biographische Angaben
	Notki biograficzne
	Notes on Contributors



